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Einleitung

Das »globale Chaos« ist kein Schicksal oder Naturgesetz

Im abgelaufenen Jahr 2014 ist nach Wahrnehmung vieler Menschen zu-
mindest in den westlichen Ländern das »globale Chaos« ausgebrochen 
und »die Welt aus den Fugen geraten«. So lautete auch der Tenor zahlrei-
cher Medienberichte und Politikerstatements. Denn das Jahr 2014 war so 
stark geprägt von scheinbar unkontrollierbaren Gewaltkon�ikten und 
Krisen, wie kein anderes zuvor, an das viele Menschen sich zu erinnern 
vermochten. Zu dieser Wahrnehmung beigetragen haben die Kriege in 
der Ukraine, im Gazastreifen, in Syrien und Irak sowie der brutale Vor-
marsch der Terrormilizen des sogenannten »Islamischen Staat« und 
schließlich die Ausbreitung der heimtückischen Ebola-Seuche.

Die UNO ist mit ihren Bemühungen zur Eindämmung und Beendi-
gung dieser Krisen und Gewaltkonflikte entweder gescheitert oder sie 
hat erst gar keine entsprechenden Bemühungen unternommen. Das hat 
die Wahrnehmung vom »globalen Chaos »und von einer »aus den Fu-
gen geratenen Welt« noch verstärkt und vielfach zu dem Eindruck ge-
führt, die UNO sei 70 Jahre nach ihrer Gründung 1945 überf lüssig ge-
worden. 

Die fünf Gewaltkon�ikte und Krisen, die das Jahr 2014 geprägt haben, 
werden die Welt auch mindestens noch im Jahr 2015 in Atem behalten. Ei-
nige werden wahrscheinlich noch weiter eskalieren. Doch anders, als der 
Begri� vom »globalen Chaos« nahelegt, sind die fünf genannten Kriege 
und Krisen weder ein unausweichliches Schicksal, noch eine Naturkatast-
rophe oder gar göttlicher Wille. Das gilt auch für all die anderen opferrei-
chen Gewaltkon�ikte und Krisen vor allem auf dem afrikanischen Konti-
nent, die 2014 weitgehend durch das Raster der Wahrnehmung westlicher 
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grausamen Rüstungsgütern nicht voran? Wieso hat die UNO nicht auf 
die globale Finanzkrise von 2008 und ihre Folgen reagiert? 

Auf all diese Fragen liefert dieses Buch zumindest den Versuch von 
detaillierten Antworten. Wobei sich all diese Antworten auf eine o�mals 
übersehene Tatsache gründen: »Die UNO« als ein eigenständig hand-
lungsfähiges Subjekt existiert nicht, sondern die UNO ist ein komplizier-
tes Netzwerk von inzwischen 193 souveränen Nationalstaaten mit o�mals 
sehr unterschiedlichen Interessen. Dieser Satz ist zwar banal, aber man 
muss ihn sich immer wieder in Erinnerung rufen. Denn in der Alltags-
sprache von Medien und Politik taucht »die UNO« alltäglich auf als Sub-
jekt das »beschließt, fordert, verurteilt, handelt, untersucht, scheitert 
usw.«. Durch diese undi�erenzierte Sprache von Politik und Medien wird 
in der Wahrnehmung der Ö�entlichkeit immer wieder neu die Vorstel-
lung genährt, es gebe »die UNO« als eigenständiges Subjekt, das unei-
gennützig und nach objektiven Maßstäben zur Schlichtung und Lösung 
von Kon�ikten eingrei� wie ein unabhängiger Richter. Jedesmal, wenn 
sich diese Vorstellung dann als Illusion erweist, entsteht Enttäuschung 
über »die UNO«. 

Tatsächlich bestimmen die Mitgliedsstaaten das Handeln »der UNO«. 
Ob sich »die UNO« überhaupt um ein Problem kümmert oder nicht, ob sie 
dabei erfolgreich ist oder scheitert – das ist immer Ergebnis der Interessen 
von Mitgliedsstaaten, die sich bei den Entscheidungen des Sicherheitsrates, 
der Generalversammlung oder anderer Gremien und Institutionen des 
UNO-Systems entweder durchsetzen oder nicht. Wobei sich die Mitglieds-
staaten mit hohem politischen, wirtscha�lichen und militärischen Ge-
wicht besonders häu�g durchsetzen und das Handeln »der UNO« bestim-
men. Diese Tatsache sowie der Umstand, dass einige dieser übergewichtigen 
Mitgliedsstaaten – insbesondere die USA – die UNO-Charta und andere 
Bestimmungen des Völkerrechts in den letzten Jahren in besonders ekla-
tanter Weise gebrochen haben, ohne dass diese Verstöße irgendwelche Fol-
gen hätten, haben inzwischen selbst bei vielen langjährigen Befürwortern 
der UNO zur resignativen bis zynischen Abkehr von der Weltorganisation 
geführt. 

Diese Haltung ist zwar verständlich. Aber sie übersieht, dass die UNO 
trotz aller auch in diesem Buch beschriebenen Unzulänglichkeiten und 

Medien gefallen sind. Für sämtliche dieser Gewaltkon�ikte und Krisen 
existieren analysierbare und benennbare kurz-, mittel- und langfristige 
Ursachen – seien es absichtsvolle Handlungen oder Fehler und Versäum-
nisse. Und es gibt Täter und Verantwortliche für diese Handlungen, Feh-
ler und Versäumnisse. 

Für jede der fünf Krisen und Gewaltkon�ikte, die das Jahr 2014 be-
stimmt haben, lässt sich auch erklären, warum die UNO mit ihren Ver-
mittlungs- und Eindämmungsbemühungen gescheitert ist, oder warum 
sie derartige Bemühungen erst gar nicht unternommen hat. Und es lässt 
sich auch beschreiben, was geschehen müsste und welche Reformen er-
forderlich sind. damit die UNO kün�ig wieder handlungsfähiger wird 
sowohl in inner- und zwischenstaatlichen Kon�ikten als auch gegenüber 
globalen Herausforderungen wie dem Klimawandel, der Finanzkrise 
oder dem islamistisch gerechtfertigten Terrorismus. Diesen Fragen ist 
der erste Teil dieses Buches gewidmet.

»Die UNO« existiert nicht

Die Zweifel an der UNO und an ihrer weiteren Nützlichkeit sind aller-
dings nicht erst 2014 entstanden. Diese Zweifel wurden bereits genährt 
im ersten Jahrzehnt nach Ende des Kalten Krieges, das zunächst mit 
großen Ho�nungen auf eine Weltorganisation verbunden war, die befreit 
von der Blockade der Ost-West-Konfrontation nun endlich uneinge-
schränkt handlungsfähig sein würde mit Blick auf alle Ziele und Aufga-
ben, die in der Gründungscharta von 1945 de�niert wurden. Warum hat 
die UNO die Völkermorde von Ruanda und Srebrenica nicht verhindert? 
Wieso tut die UNO nichts gegen die völkerrechtswidrige Besatzung der 
palästinensischen Gebiete durch Israel? Was ist das Völkerrecht noch 
wert, nachdem es vor allem vom gewichtigsten UNO-Mitglied USA seit 
Ende der 90er-Jahre immer häu�ger gebrochen wurde? Warum tut die 
UNO nicht mehr, um verbindliche Arbeits-, Sozial- und Umweltnormen 
auch gegenüber großen Konzernen durchzusetzen? Wieso halten sich die 
fünf Vetomächte des UNO-Sicherheitsrates nicht an ihre Verp�ichtun-
gen zur Abrüstung von Atomwa�en? Warum kommen die Bemühungen 
der UNO um das Verbot von Kleinwa�en, Uranmunition und anderen 
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Eine handlungsfähige Weltorganisation ist heute 
mindestens so dringend wie 1945

Tatsächlich bedarf es heute einer funktionierenden und handlungsfähigen 
Weltorganisation mindestens so dringend wie 1945. Unterentwicklung, 
Aids, Hunger, Umweltzerstörung, Terrorismus, Massenvernichtungswaf-
fen, Kon�ikte um Wasser, fossile Energieträger und andere Ressourcen – 
das sind heute die zentralen globalen Herausforderungen. Die Völker und 
Staaten dieser Erde werden diese Herausforderungen – wenn überhaupt – 
nur bewältigen können durch vermehrte kooperative Anstrengungen im 
Rahmen einer politisch, �nanziell und strukturell gestärkten UNO. 2005 
hatte der damalige Generalsekretär Ko� Annan den Mitgliedsstaaten zahl-
reiche Reformvorschläge zur Stärkung der UNO gemacht. Die meisten die-
ser Vorschläge harren bis heute der Umsetzung. 

In den letzten zehn Jahren wurden vor allem von Nichtregierungsor-
ganisationen noch weitergehende Reformvorschläge entwickelt – etwa 
zur Finanzierung der UNO oder zur Durchsetzung verbindlicher Men-
schenrechts-, Arbeits-, Sozial- und Umweltnormen für Wirtscha�sun-
ternehmen.

Koalition williger Multilateralisten statt Weltordnung der 
G2, G8 oder G20

Eine Umsetzung all dieser Vorschläge zur Stärkung der UNO und ihrer 
Handlungsfähigkeit hängt davon ab, ob sich unter den 193 Mitgliedsstaa-
ten der Generalversammlung eine strategische »Koalition williger Multi-
lateralisten« zusammen�ndet. Eine Koalition, die bereit ist, diese Vor-
schläge auch dann umzusetzen, wenn sich die USA, China, Russland 
oder andere Vetomächte und gewichtige Mitgliedsstaaten zunächst nicht 
beteiligen oder sogar ausdrücklich dagegen sind. Zu dieser Koalition 
müssten neben den europäischen Staaten erklärte Multilateralisten aus 
anderen Weltregionen gehören wie zum Beispiel Kanada, Mexiko, Brasi-
lien, Indien, Südafrika, Ägypten und Australien.

Die Scha�ung des Internationalen Strafgerichtshofes, die Vereinba-
rung des Kyoto-Protokolls zum Klimaschutz sowie die drei Konventio-
nen zum Verbot von Antipersonenminen und von Streumunition sowie 

Widersprüchen in den letzten 70 Jahren viel erreicht hat. Und diese Hal-
tung der Abkehr von der UNO gibt auch keine Antwort auf die Frage, 
was denn die Alternative wäre.

Ohne die UNO wären die letzten 70 Jahren weit schlimmer 
verlaufen

Richtig ist: Gemessen an dem in der Gründungscharta von 1945 formu-
lierten Hauptziel »kün�ige Generationen vor der Geißel des Krieges zu 
bewahren« ist die UNO – oder besser: sind ihre inzwischen 193 Mit-
gliedsstaaten – gescheitert. Über 260 bewa�nete Kon�ikte fanden in den 
letzten sieben Jahrzehnten statt, o�mals verbunden mit Völkermord und 
anderen schweren Menschenrechtsverletzungen. 

Doch ohne die UNO und ihre Bemühungen zur Beilegung gewaltsa-
mer Auseinandersetzungen hätten viele dieser Kon�ikte noch länger ge-
dauert, noch mehr Tote und Verwundete gefordert und noch mehr Zer-
störungen hinterlassen. Ohne die UNO wäre es wahrscheinlich zu einem 
dritten Weltkrieg gekommen – möglicherweise sogar unter Einsatz ato-
marer Wa�en. Zahlreiche Situationen, in denen die Welt sehr kurz vor 
dem Abgrund eines atomaren Krieges stand – wie im Oktober 1962 wäh-
rend der Krise über die sowjetischen Raketen auf Kuba – wurden im 
UNO- Sicherheitsrat entschär�. Und ohne die UNO und ihre humanitä-
ren Unterorganisationen wären in den letzten 70 Jahren Hunderte Milli-
onen Opfer von Naturkatastrophen, Hungersnöten und gewaltsamen 
Vertreibungen nicht versorgt worden. Schließlich bot die UNO den Rah-
men für die Vereinbarung zahlreicher internationaler Normen, Regeln 
und Verträge zu Rüstungskontrolle und Abrüstung, Menschenrechten, 
Umweltschutz, Sozialstandards und auf zahlreichen anderen Gebieten. 
Diese Normen, Regeln und Verträge haben die Erde zwar nicht in ein Pa-
radies verwandelt. Aber sie trugen immerhin dazu bei, die Lebensbedin-
gungen für viele der inzwischen über sieben Milliarden Erdbewohner in 
zahlreichen Bereichen zu verbessern.

Eine Au�ösung der 1945 gegründeten UNO würde den Rückfall in die 
Barbarei weitgehend ungeregelter zwischenstaatlicher Beziehungen be-
deuten.
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Von Syrien bis Ebola –  
das Scheitern der  
UNO-Mitgliedsstaaten  
in den aktuellen Krisen  
und Konflikten 

zur Kontrolle des konventionellen Wa�enhandels – jeweils durchgesetzt 
ohne Beteiligung oder gar gegen den erklärten Willen der USA sowie teil-
weise zunächst auch Russlands und Chinas – sind fünf erfolgreiche Bei-
spiele für derartige Koalitionen aus den letzten 20 Jahren. In allen fünf 
Fällen bestand die ursprüngliche Koalition zunächst nur aus einer klei-
nen Minderheit von maximal zwei Dutzend der 193 UNO-Mitgliedsstaa-
ten, die – angetrieben und unterstützt von Nichtregierungsorganisatio-
nen – in der Generalversammlung für ihre Ziele warben. Inzwischen 
haben jeweils über 150 Staaten – also über drei Viertel der UNO-Mit-
gliedscha� – das Kyoto-Klimaschutz-Protokoll und die Verbotskonventi-
onen zu Antipersonenminen und Streumunition unterschrieben und ra-
ti�ziert und sind trotz massiven Gegendrucks aus Washington dem 
Internationalen Strafgerichtshof beigetreten.

Die konsequente Weiterverfolgung der Strategie einer die Weltregio-
nen übergreifenden Koalition williger Multilateralisten, die zur Bewälti-
gung der globalen Herausforderungen auf das kollektive System der 
UNO setzen – das wäre die Alternative zu dem gefährlichen Versuch, 
eine neue, militärisch de�nierte multipolare Machtbalance oder gar nur 
eine neue bipolare Weltordnung der G-2 (USA und China) zu errichten. 

Andreas Zumach, Genf 1. Februar 2015 
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Syrien – die Dauerblockade des  
UNO-Sicherheitsrates 

In keinem anderen Gewaltkon�ikt der letzten zwanzig Jahre sind sich 
weite Teilen der ö�entlichen und verö�entlichten Meinung derart einig, 
dass die Vereinten Nationen und insbesondere der UNO-Sicherheitsrat 
gescheitert sind wie im Bürgerkrieg in Syrien. Beim Völkermord in Ru-
anda im Frühjahr 1994 wurden zwar innerhalb der kurzen Zeitspanne 
von wenigen Wochen fast 900 000 Menschen hingemetzelt. Und der Völ-
kermord an fast 8000 muslimischen Jungen und Männern im ostbosni-
schen Srebrenica im Juli 1995 gilt auch deswegen als besonders gravieren-
des »Versagen der UNO«, weil dieser Völkermord in einer vom 
Sicherheitsrat proklamierten und von Blauhelmsoldaten bewachten 
UNO-Schutzzone stattfand. Zudem waren die weltweite mediale Auf-
merksamkeit und Erschütterung auch deswegen so groß, weil dieser Völ-
kermord in Europa stattfand. Vergleichbare Gewaltakte mit ähnlicher 
oder noch größerer Grausamkeit und Opferzahl auf dem afrikanischen 
Kontinent stoßen auf viel weniger Interesse. 

Doch der Bürgerkrieg in Syrien zieht sich inzwischen schon vier Jahre 
hin und ist in dieser Zeit ständig eskaliert. Bis Anfang 2015 hat dieser 
Krieg über 200 000 Todesopfer gefordert. Fast zwölf Millionen Syrerin-
nen und Syrier – das ist über die Häl�e der Vorkriegsbevölkerung – be-
�nden sich inzwischen als Flüchtlinge im Ausland oder sind Binnenver-
triebene innerhalb Syriens. Das ist die größte Flüchtlingskatastrophe 
und die größte Herausforderung für die humanitären Organisationen 
des UNO-Systems seit Ende des Zweiten Weltkrieges. 

Rivalisierende Interessen der Vetomächte 

Warum konnte die UNO diesen grausamen Bürgerkrieg bis heute nicht 
beenden? Hauptsächlich wegen der Interessengegensätze der fünf Veto-
mächte im Sicherheitsrat, insbesondere zwischen Russland und den USA. 
Als Ursache hinzu kommen die machtpolitischen, zum Teil religiös ver-
brämten Rivalitäten zwischen den mit jeweils einem dieser beiden 

Die Kriege in Syrien, der Ukraine und im Gazastreifen mit jeweils ge-

waltigen Zerstörungen und horrenden Zahlen an Toten, Verletzten und 

Flüchtlingen, die rasante Ausbreitung der Ebola-Seuche sowie der er-

folgreiche Vormarsch der Terrormilizen des »Islamischen Staates« mit 

seinen per Internet weltweit verbreiten Greueltaten – insbesondere 

diese fünf scheinbar unkontrollierbaren Krisen und Gewaltkonflikte ha-

ben seit Anfang 2014 bei immer mehr Menschen den Eindruck eines 

globalen Chaos geweckt. 

Dies umso mehr, als die UNO in keiner dieser Krisen und Gewaltkon-

flikte eine wirksame Rolle spielte, um sie zu beenden oder um wenigs-

tens eine weitere Eskalation zu verhindern. Selbst die ausreichende 

humanitäre Versorgung der überlebenden Opfer dieser Krisen und Ge-

waltkonflikte konnte die UNO 2014 angesichts immer knapperer Res-

sourcen häufiger nicht mehr gewährleisten als je zuvor. 

Diese Defizite und das Versagen der UNO sind allerdings weder 

Schicksal noch das Ergebnis angeblicher Unfähigkeit der weltweit täti-

gen UNO-Mitarbeiter. Verantwortlich für das Versagen der Vereinten 

Nationen – wie auch für ihre Erfolge – sind immer die Mitgliedsstaaten. 

In allen fünf Krisen und Gewaltkonflikten gab es und gibt es auch wei-

terhin Alternativen für ein wirksames Handeln der UNO. Die Mitglieds-

staaten müssen das nur wollen. 
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Vom politischen Aufstand zum Stellvertreterkrieg

Aus allen diesen Gründen eskalierte die Arabellion in Syrien von einem 
politischen Aufstand klar identi�zierbarer innenpolitischen Oppositi-
onsgruppen gegen das Assad-Regime zu einem Stellvertreterkrieg zwi-
schen diversen äußeren Akteuren. Daher waren die Chancen der UNO, 
diesen Krieg zu beenden, von Anfang an sehr gering. Zwar konnten die 
UNO und die Arabische Liga im Februar 2012 den ehemaligen UNO-Ge-
neralsekretär Ko� Annan als Syrien-Vermittler gewinnen. Annan genoss 
bei fast allen politischen Akteuren in der Kon�iktregion des Nahen und 
Mittleren Ostens großes Ansehen und Vertrauen. Wenn überhaupt, dann 
hätte er es scha�en können, im Syrienkon�ikt einen Wa�enstillstand 
und dann vielleicht auch eine politische Lösung herbeizuführen. Dass 
Annan nicht einmal eine vorübergehende Wa�enruhe bewirken konnte, 
ist nicht sein Scheitern, sondern die Verantwortung vor allem der drei 
Vetomächte im UNO-Sicherheitsrat, Russland, China und der USA. Ihre 
rhetorische Unterstützung für Annans Friedenspläne war immer unehr-
lich. 

Bald nach seiner Ernennung Anfang 2012 unterbreitete Annan einen 
Sechs-Punkte-Friedensplan für die Beilegung des Syrienkon�ikts. Der 
Plan sah einen dauerha�en Wa�enstillstand vor, ungehinderten Zugang 
der Hilfsorganisationen zur bedür�igen Zivilbevölkerung im ganzen 
Land, einen Gefangenenaustausch, die Au�ebung der Medienzensur, 
und schließlich eine Vereinbarung der syrischen Kon�iktparteien über 
die politische Zukun� ihres Landes. Die Vetomächte im UNO-Sicher-
heitsrat stellten sich zwar hinter diesen Sechs-Punkte-Friedensplan und 
versicherten dem von ihnen beau�ragten Syrienvermittler Annan immer 
wieder ihre Unterstützung. Hinter den Kulissen sabotierten sie Annan 
und seinen Plan aber nach Krä�en. 

Wie der UNO-Vermittler Annan sabotiert wurde

Die drei westlichen ständigen Ratsmitglieder und Vetomächte USA, 
Frankreich und Großbritannien gründeten Anfang 2012 zusammen mit 
Deutschland, der Türkei, Saudi-Arabien, Katar und weiteren Ländern die 
Staatengruppe der »Freunde Syriens«. Auf den Tre�en der Außenminis-

UNO-Vetomächte verbündeten Nachbarstaaten Syriens, in erster Linie 
Iran und Saudi-Arabien. 

Nach Tunesien, Ägypten, Libyen sowie zwischenzeitlich Bahrein ist 
Syrien der sechste und bislang letzte Staat in der Region Nordafrikas und 
des Nahen Ostens, der seit Ende 2010 vom »Arabischen Frühling« ergrif-
fen wurde. Die Menschen in diesen Ländern gingen auf die Straße, pro-
testierten gegen die autoritären, diktatorischen und korrupten Regime 
und forderten die grundlegenden Freiheits- und Menschenrechte für sich 
ein. Doch hier enden die Gemeinsamkeiten zwischen den fünf Staaten. 
Im Unterschied zu Tunesien, Ägypten und Libyen ist Syrien von erhebli-
cher strategischer Bedeutung. Das gilt zwar auch für das kleine Ölemirat 
Bahrein, das direkt am Persischen Golf liegt und wo die siebte Flotte der 
US-Seestreitkrä�e ihren wichtigsten Hafen hat. Aus diesem Grund wur-
den die gewaltfreien Demonstrationen der schiitischen Mehrheitsbevöl-
kerung gegen das sunnitische Minderheitsregime in Bahrein im März 
2011 schnell und e�ektiv von Truppenverbänden aus dem benachbarten 
Saudi-Arabien niedergeschlagen – unter o�ener Zustimmung der Regie-
rungen in Washington und anderen westlichen Hauptstädten. 

Syrien ist aber nicht nur wegen seiner geogra�schen Lage mit gemein-
samen Grenzen zu Irak, Libanon, Israel und der Türkei von strategischer 
Bedeutung und von Interesse für äußere Akteure, seien es globale 
Großmächte oder benachbarte Regionalmächte. Sondern auch, weil Sy-
rien unter der Herrscha� der aus der schiitisch-alawitischen Bevöke-
rungsminderheit stammenden Herrscherfamilie Assad die Verbindung 
zwischen dem schiitischen Iran und der schiitischen Hisbollah im Liba-
non ermöglichte. Zudem ist Syrien das einzige Land der gesamten Region 
von Marokko bis Pakistan, das während der viereinhalb Jahrzehnte des 
Kalten Krieges ein Verbündeter Moskaus war. Auch nach Ende des Kal-
ten Krieges blieb dieses Bündnis erhalten. Die Marinebasis Tartus an der 
syrischen Küste, 90 Kilometer südlich der Stadt Latakia, ist der einzige 
Zugang der russischen Seestreitkrä�e zum Mittelmeer im Mittelmeer 
und darüber hinaus die einzige russische Militärbasis außerhalb des Ge-
biets der früheren Sowjetunion. Diese Marinebasis ist für Russland so 
wichtig wie der Hafen in Bahrein für die USA. Auch nach Ende des Kal-
ten Krieges blieb Syrien einer der größten Käufer russischer Wa�en. 
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werden nicht nur die schweren Menschenrechtsverletzungen des As-
sad-Regimes verurteilt, sondern auch die Verstöße der bewa�neten Op-
positionskrä�e. Zwar stimmten Russland und China gegen diese Resolu-
tionen. Doch im Menschenrechtsrat haben die fünf ständigen Mitglieder 
des Sicherheitsrates kein Veto. Zudem etablierte der Menschenrechtsrat 
eine Unterkommission zu Lage in Syrien. Deren bisherige Berichte beru-
hen jedoch ausschließlich auf Zeugen und überlebende Opfer, die außer-
halb Syriens vor der UNO-Kommission aussagten. Denn das Assad-Re-
gime gewährt den Mitgliedern der UNO-Untersuchungskommission 
keinen Zugang nach Syrien. Damit verstößt das Regime gegen seine völ-
kerrechtlichen Verp�ichtungen. 

Der unbrauchbare Formelkompromiss der Genfer 
Syrienkonferenz 2012

Ende Juni 2012 �ammte noch einmal kurzfristig Ho�nung auf eine baldi-
ge Beendigung des syrischen Bürgerkrieges auf. In Genf fand die erste, 
vom UNO-Sicherheitsrat initiierte Syrien-Konferenz statt. Teilnehmer 
waren neben Syrienvermittler Ko� Annan und den Außenministern aller 
fünf Vetomächte des Sicherheitsrates auch deren Amtskollegen aus der 
Türkei, Irak, Katar und Kuweit, die Außenbeau�ragte der Europäischen 
Union (EU) sowie Vertreter des Syrischen Nationalrates (SNC). Der SNC, 
ein sehr heterogener Zusammenschluss von etwa 300 im Exil lebenden 
Kritikern des Assad-Regimes, galt den westlichen Regierungen damals 
als die wichtigste politische Oppositionsgruppe. 

Die Genfer Konferenz endete mit einer Vereinbarung, welche die 
Schritte beschreibt von einem Wa�enstillstand in Syrien über die Etab-
lierung einer aus Vertretern von Regierung und Opposition gebildeten 
Übergangsregierung in Damaskus bis hin zu von der UNO überwachten 
freien Parlaments- und Präsidentscha�swahlen. Diese Vereinbarung 
vom Juni 2012 wird seitdem als »Erklärung von Genf 1« bezeichnet. Sie 
galt lange als Grundlage und Referenzpunkt für die weiteren diplomati-
schen Bemühungen der UNO um eine Beilegung des Syrienkon�ikts. Al-
lerdings beinhaltete diese Vereinbarung in der zentralen Streitfrage der 
kün�igen Rolle Assads einen Formelkompromiss, der ihren politischen 

ter dieser Ländergruppe legten Saudi-Arabien und Katar allein 100 Mil-
lionen US-Dollar auf den Tisch für Wa�enlieferungen an die syrischen 
Rebellengruppen. Russland versorgte die Streitkrä�e des Assad-Regimes 
weiterhin mit Wa�en. Im UNO-Sicherheitsrat verhinderte Russland, un-
terstützt von China, durch Vetodrohungen die Verabschiedung westli-
cher Resolutionsentwürfe, in denen das Assad-Regime wegen seiner 
Menschenrechtsverletzungen kritisiert und zur Einstellung von Gewalt 
gegen die Zivilbevölkerung aufgerufen wurde. 

Grund für diese von westlichen Regierungen immer wieder kritisier-
te »Blockadehaltung« waren aber nicht nur die nationalen Eigeninteres-
sen Russlands in Syrien und das für Peking ganz besonders wichtige 
Prinzip der Nichteinmischung in die »inneren Angelegenheiten« von 
Staaten. Ausschlaggebend für die kompromisslose Haltung der beiden 
Vetomächte Russland und China war auch die Erfahrung mit der Liby-
en-Resolution des UNO-Sicherheitsrates vom März 2011. Damals hatten 
die westlichen Staaten im Rat sowie Libanon einen Resolutionsentwurf 
eingebracht zur Scha�ung einer Flugverbotszone über Libyen. Mit dieser 
Maßnahme sollte die Zivilbevölkerung gegen Angri�e von Gadda�s 
Lu�wa�e geschützt werden. Russland und China enthielten sich und 
ließen die Resolution damit passieren. Doch unter missbräuchlicher An-
wendung dieser Resolution führten die drei NATO-Staaten Frankreich, 
USA und Großbritannien in der Folge einen Krieg gegen das Gadda�-Re-
gime bis zu dessen Sturz. Moskau und Peking fühlten sich hintergangen. 
»Nach dieser Erfahrung werden wir keiner Syrien-Resolution zustimmen, 
weder im Sicherheitsrat noch im Menschenrechtsrat der UNO«, erklärte 
Russlands UNO-Botscha�er Vladimir Tschurkin damals unter beifälli-
gem Nicken seines chinesischen Amtskollegen. 

Dabei blieb es bis heute. Mit Ausnahme der von Russland und den 
USA gemeinsam initiierten Resolution zur Beseitigung aller syrischen 
Chemiewa�en vom Oktober 2013 hat der Sicherheitsrat wegen der rivali-
sierenden Interessen seiner gewichtigsten Mitglieder keine völkerrecht-
lich verbindliche Resolution zum Syrienkon�ikt verabschieden können. 
Der Rat verständigte sich lediglich auf einige unverbindliche Erklärun-
gen seines Präsidenten. Der UNO-Menschenrechtsrat in Genf hat eine 
Reihe von Resolutionen beschlossen. In den meisten dieser Resolutionen 
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Regimes an einer kün�igen Übergangsregierung und an Verhandlungen 
über die Zukun� des Landes beteiligt sein sollen. 

Dieses Szenario schien schon im Juni 2012 zumindest nach den bis 
dato erfolgten ö�entlichen Festlegungen des Syrischen Nationalrats und 
anderer Oppositionsgruppen unvorstellbar.

Die Ausgrenzung Irans aus der Suche nach Beilegung des 
Syrienkonflikts

Russlands Außenminister Lawrow hatte in Genf den Vorschlag gemacht, 
auf einer weiteren Konferenz in Moskau eine Lösung für den Syrienkon-
�ikt zu suchen. In Moskau sollten dann auch alle syrischen Kon�iktpar-
teien sowie der Iran als engster Verbündeter der Regierung in Damaskus 
teilnehmen. Doch die USA wiesen diesen Vorschlag als »unannehmbar« 
zurück. Die Obama-Administration hatte mit ihrem Veto bereits verhin-
dert, dass Iran zu der Genfer Konferenz im Juni 2012 eingeladen wurde. 
in Genf nahmen mit der Türkei, Katar und Kuweit auf Einladung der 
westlichen Vetomächte des UNO-Sicherheitsrates USA, Frankreich und 
Großbritannien drei Staaten aus der nahöstlichen Krisenregion teil, die 
die syrische Opposition unterstützen. Nicht nur Russland hatte vergeb-
lich darauf gedrungen, auch die iranische Regierung nach Genf einzula-
den. Auch Syrienvermittler Annan und UNO-Generalsekretär Ban Ki-
moon hatten sich vehement für eine Einladung nach Teheran eingesetzt. 
Ihr Argument: Für eine Beendigung des Syrienkon�ikts muss man sämt-
liche regionalen Akteure an den Verhandlungstisch holen, die im Syrien-
kon�ikt eigene Interessen verfolgen und daran beteiligt sind durch �-
nanzielle, militärische oder sonstige Unterstützung für die eine oder 
andere innersyrische Kon�iktpartei. Doch mit ihrem Plädoyer für eine 
umfassende Beteiligung aller Kon�iktakteure scheiterten Annan und 
Ban Ki-moon am Veto Washingtons. 

Die Obama-Administration verfolgte im Jahr 2012 noch die Linie ei-
ner strikten internationalen Isolation Teherans und verweigerte zumin-
dest o�zielle Tre�en und Gespräche mit Vertretern der iranischen Füh-
rung. Darüber hinaus setzte die Obama-Administration im Spätsommer 
2012 UNO-Generalsekretär Ban Ki-moon und den damaligen ägypti-

Gebrauchswert von Beginn an in Frage stellte. Syrienvermittler Ko� 
Annan hatte in seinem Entwurf für die Vereinbarung vorgeschlagen, 
dass »jene Personen von der Übergangsregierung ausgeschlossen werden 
sollen, deren fortgesetzte Anwesenheit und Beteiligung die Glaubwür-
digkeit der Transition untergraben und Stabilität und Versöhnung aufs 
Spiel setzen würden«. Mit diesem Passus waren Assad und andere füh-
rende Mitglieder des Regimes in Damaskus gemeint. Das zumindest war 
die Interpretation von neun der elf Teilnehmer der Genfer Konferenz: der 
drei westlichen Vetomächte des Sicherheitsrats, USA, Frankreich und 
Großbritannien, der EU, der Türkei und der drei arabischen Staaten Irak, 
Kuwait und Katar. 

Der Syrische Nationalrat, ging sogar noch einen Schritt weiter als 
Vermittler Annan in seinem Entwurf: »Letztendlich wollen wir das Blut-
vergießen in Syrien beenden. Wenn dazu ein politischer Dialog nötig ist, 
sind wir dazu bereit«, erklärte SNC-Sprecher Chalid Saleh, und fügte 
hinzu. »Wir sind aber nicht bereit, mit Assad und jenen zu verhandeln, 
die Syrer getötet haben. Wir werden nicht verhandeln, solange sie Syrien 
nicht verlassen haben.«

Russland und China stellten sich auf der Genfer Konferenz jedoch 
entschieden gegen den Vorschlag von UNO-Vermittler Annan. »Wir leh-
nen einen von außen erzwungenen Ausschluss Assads von einer Über-
gangsregierung oder von Verhandlungen entschieden ab«, erklärte der 
russische Außenminister Sergej Lawrow. »Unsere westlichen Partner 
wollen über das Ergebnis des politischen Prozesses in Syrien entscheiden, 
obwohl das eine Angelegenheit der Syrer ist«, monierte der Vertreter 
Moskaus. 

Angesichts der Haltung Russlands und Chinas und um ein gänzliches 
Scheitern der Genfer Konferenz zu verhindern, wurde Annans Formulie-
rungsvorschlag schließlich fallen gelassen. In dem Genfer Abschlussdo-
kument heißt es stattdessen, »die Übergangsregierung aus Mitgliedern 
der derzeitigen Regierung und der Opposition« solle »auf Basis beidersei-
tigen Einverständnisses gebildet werden.« 

Im Klartext heißt das: Vertreter des Regimes – darunter möglicher-
weise Assad selbst – sollen im Einverständnis mit Vertretern der Opposi-
tion darüber entscheiden, ob der Präsident und andere Mitglieder des 
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schlägen vom 11. September 2001. Damals hielt Iran den gegen die Tali-
ban und al-Quaida in Afghanistan kämpfenden US-amerikanischen 
Truppen im Länderdreieck Iran, Afghanistan und Pakistan den Rücken 
frei. Zudem lieferte Teheran zahlreiche Personen in die USA aus, die von 
der damaligen Bush-Administration der Unterstützung des Terrorismus 
bezichtigt wurden. Doch trotz dieser weitgehenden Kooperation be-
zeichnete Präsident George W. Bush Iran im Januar 2002 zusammen mit 
Nordkorea und Irak als Mächte einer »Achse des Bösen«, die den interna-
tionalen Weltfrieden bedrohen. Wenig später verkündete Bush eine 
»Neue Nationale Sicherheitsstrategie«, in der Iran namentlich genannt 
wird als potenzielles Ziel kün�iger »präemptiver« militärischer Erst-
schläge der USA ohne Mandat des UNO-Sicherheitsrates gegen Staaten, 
die aus der Sicht Washington Terroristen unterstützen, Massenvernich-
tungswa�en entwickeln oder verbreiten und damit eine »Bedrohung« für 
die USA darstellen. 

Iran, das frühere Persien, ist aus vielerlei Gründen das wichtigste 
Land im Nahen und Mittleren Osten – der Weltregion, in der seit Grün-
dung der UNO vor 70 Jahren die meisten und auch die für die übrige 
Welt folgenreichsten Gewaltkon�ikte statt�nden. Iran ist das größte 
Land dieser Region. Es hat Außengrenzen zu acht anderen Staaten sowie 
über tausend Kilometer lange Küstengrenzen zum Kaspischen Meer und 
zum Persischen Golf, der strategisch wichtigsten Wasserstraße der Welt, 
durch die über 50 Prozent aller weltweiten Öltransporte verlaufen. Iran 
verfügt nach Saudi-Arabien und dem Irak über die drittgrößten Ölreser-
ven der Welt und über die zweitgrößten Gasvorräte nach Russland. Die 
iranische Bevölkerung ist die jüngste im weltweiten Durchschnitt. Nir-
gendwo sonst ist der Anteil der unter 20-, 30- und 40-Jährigen so groß 
wie im Iran. Im Unterschied zu allen anderen Staaten im von westlichen 
Sicherheitsexperten häu�g so bezeichneten »Krisenbogen von Marokko 
bis Pakistan« war Iran niemals Kolonie einer fremden Macht. 

schen Präsidenten Mohammed Mursi massiv unter Druck, nicht wie ge-
plant zur Gipfelkonferenz der Blockfreien Staaten Mitte Oktober nach 
Teheran zu reisen. Wie UNO-Generalsekretär Ban Ki-moon hielt auch 
der sunnitische Muslimbruder Mursi die Einbindung des schiitischen 
Iran in die Bemühungen um eine Beendigung des Syrienkon�ikts für un-
erlässlich. Zudem wollte Mursi mit dem ersten Iranbesuch eines ägypti-
schen Präsidenten seit Abbruch der diplomatischen Beziehungen zwi-
schen beiden Ländern im Jahre 1979 in Folge der iranischen Revolution 
und des Friedensvertrages zwischen Ägypten und Israel das Verhältnis 
zwischen Kairo und Teheran wieder normalisieren. 

Mursi gab dem Druck aus Washington nicht nach, reiste nach Teher-
an und vermied auch die darau�in von Spindoktoren der Obama-Admi-
nistration über die US-Medien verbreitete »Gefahr«, sich von seinen ira-
nischen Gastgebern »instrumentalisieren« zu lassen. Sowohl in seiner 
Rede vor dem Plenum der Blockfreien-Gipfelkonferenz wie auch in sei-
nen Unterredungen mit Irans Präsident Mahmud Ahmadinedschad und 
Religionsführer Ayatollah Khamenei übte Mursi deutliche Kritik an der 
iranischen Politik im Syrienkon�ikt. 

Auch UNO-Generalsekretär Ban Ki-moon, der sein Amt einer Ab-
sprache zwischen den USA und China verdankt, bewies erstmals in sei-
ner Amtszeit Rückgrat gegenüber Washington und reiste nach Teheran. 
Die Strategie der Obama-Administration, Iran aus den Bemühungen um 
eine Beilegung des Syrienkon�ikts herauszuhalten, war der letztlich aus-
schlaggebende Grund, warum UNO-Vermittler Ko� Annan sein Amt im 
August 2012 resigniert aufgab. 

Iran – vom Feind zum Bündnispartner des Westens?

Erst im Laufe des Jahres 2013 weichte die Obama-Administration ihre 
Isolationsstrategie gegenüber Teheran zumindest mit Blick auf die Ver-
handlungen über das iranische Nuklearprogramm etwas auf. Bei der Be-
kämpfung der Milizen des sogenannten »Islamischen Staates« im Irak 
besteht seit Herbst 2014 sogar eine De-facto-Kooperation zwischen den 
USA und Iran, die von Washington allerdings o�ziell nicht bestätigt 
wird. Die Situation erinnert an die ersten Monaten nach den Terroran-



26 27

USA läge, in Washington parteiübergreifend an Unterstützung gewon-
nen. Doch eine Veränderung der amerikanischen Iranpolitik in der 
Substanz ist aus dieser Einsicht noch nicht erwachsen. Derzeit versuchen 
die republikanischen Hardliner im US-Kongress sogar, die vorsichtigen 
Kurs-Korrekturen, welche die Obama-Administration gegenüber Teher-
an vorgenommen hat, wieder zurückzudrehen. 

Solange aber die USA, zumindest während der ersten 70 Jahre der 
UNO das politisch, wirtscha�lich, militärisch und auch kulturell ein-
�ussreichste Mitglied der Weltorganisation, ihre Politik gegenüber Iran 
nicht fundamental und nachhaltig ändern, wird die UNO auch kaum in 
der Lage sein zu konstruktiven Bemühungen um die Überwindung der 
zahlreichen Kon�iktursachen im Nahen und Mittleren Osten. 

Unabhängige Konfliktbeobachtung durch UNO-Blaumützen 
nicht möglich

Bereits vor dem resignierten Rücktritt von Vermittler Ko� Annan An-
fang August 2012 hatte die UNO ihre zu Beginn des Jahres entsandten 
300 unbewa�neten Militärbeobachter – wegen ihrer UNO-blauen Ba-
retts auch »Blaumützen« genannt – aus Syrien zurückziehen müssen. Die 
Blaumützen hatten den Au�rag, die Kamp�andlungen zu beobachten 
sowie Menschenrechtsverletzungen und Verstöße gegen die Regeln des 
humanitären Völkerrechts zu dokumentieren. An die Entsendung der 
Militärbeobachter knüp�e sich anfangs auch die Ho�nung, die Blaumüt-
zen könnten allein durch ihre Präsenz in Syrien deeskalierend auf den 
Kon�ikt wirken. Doch diese Ho�nung erwies sich sehr schnell als Illusi-
on. Die Regierung Assad hatte der Stationierung der UNO-Mission zwar 
zugestimmt, ihr allerdings nur völlig unzureichende eigene Transport-
mittel erlaubt. Daher waren die UNO-Militärbeobachter für ihren Trans-
port innerhalb des Landes weitgehend auf Fahrzeuge und Hubschrauber 
der syrischen Regierungsstreitkrä�e angewiesen und damit in ihrer Be-
wegungsfreiheit und Unabhängigkeit gravierend eingeschränkt. Zudem 
gerieten die Blaumützen immer häu�ge runter Beschuss von Regierungs-
soldaten. 

Gute Beziehungen zum Iran wären im Eigeninteresse  
der USA 

Die USA verfolgen bereits seit der islamischen Revolution im Iran 1979, 
in deren Kontext Revolutionsstudenten die US-Botscha� in Teheran be-
setzten und amerikanische Diplomaten über 400 Tage als Geiseln hielten, 
eine Politik der Isolation und der Sanktionen gegen das wichtigste Land 
der Region. Umgekehrt gelten die USA den konservativen Krä�en in der 
religiösen und politischen Führung Irans als der Hauptfeind auf dieser 
Welt. Die Gegnerscha� zwischen Washington und Teheran während der 
letzten 35 Jahre war ein wesentliches Hindernis für die Bemühungen der 
UNO um die Beilegung und politische Lösung von Kon�ikten im Nahen 
und Mittleren Osten. 

In den USA wird die Feind- und Isolationspolitik gegenüber Iran 
schon seit langer Zeit nicht nur von Linken und Liberalen kritisiert. Ei-
ner der schärfsten Kritiker dieser Politik ist Zbigniew Brzezinski, der na-
tionale Sicherheitsberater von Präsident Jimmy Carter in den Jahren 1976 
bis 1980. Bereits 2003 kritisierte Brzezinski, es sei »dumm, gefährlich und 
kontraproduktiv«, dass die Bush-Administration nach den Terroran-
schlägen vom 11. September 2001 den Iran – neben Irak und Nordkorea – 
zur »Achse des Bösen« in der Welt und zur »größten Bedrohung für die 
USA« dämonisierte. Brzezinski, kein Linker oder Pazi�st, sondern ein 
harter Falke der US-Außenpolitik, brandmarkte Forderungen nach ei-
nem militärischen Vorgehen gegen den Iran als »verantwortungsloses, 
aufrührerisches Geschwätz«. 

Tatsächlich, so der ehemalige Sicherheitsberater, läge es »im wohlver-
standenen strategischen Interesse der USA, mit dem Iran, dem wichtigs-
ten Land im Mittleren Osten, auf allen Ebenen gute bilateralen Beziehun-
gen zu unterhalten«. Eine Kooperation zwischen den USA und dem Iran 
würde auch die Chancen zur Beilegung des israelisch-palästinensischen 
Kon�ikts erhöhen. 

2008 wurde Brzezinski für diese Haltung noch abgestra�. Unter dem 
massiven Druck der israelischen Regierungslobby in den USA musste er 
den Beraterkreis für Obamas Präsidentscha�swahlkampagne verlassen. 
Inzwischen hat die Einsicht, dass eine veränderte Politik Washingtons 
gegenüber dem Iran im wohlverstandenen nationalen Eigeninteresse der 
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Tatorten, der Loyalitäten der Opfer, der Sicherheitslage in dem Gebiet zum 
Tatzeitpunkt einschließlich der Position eines Kontrollpunktes der Regie-
rungstruppen sowie der Auswertung von Aussagen von Überlebenden und 
Augenzeugen, und berücksichtigte dabei die im o�ziellen Bericht der syri-
schen Regierung gemachten Angaben. 

In einem vorläu�gen, am 26. Juni 2012 verö�entlichten Bericht hatte 
die UNO-Kommission noch keine Gewissheit ausgedrückt, aufgrund der 
ihr damals vorliegenden Erkenntnisse aber bereits signalisiert, eine Ver-
antwortung regierungstreuer Krä�e für wahrscheinlich zu halten. Regie-
rungstreue Krä�e hätten von ihren Positionen nicht nur den leichteren 
Zugang zu den konkreten Tatorten gehabt, sondern die Tötungen wiesen 
auch Ähnlichkeiten zu anderen untersuchten Vorfällen der Vergangen-
heit auf, für die die Verantwortung des Regimes dokumentiert sei. 

Die Beseitigung der syrischen Chemiewaffen zeigt das 
Potenzial der UNO

Die von Russland und den USA gemeinsam initiierte schnelle Beseiti-
gung und Vernichtung des syrischen Chemiewa�enarsenals ab Herbst 
2013 sowie die Einbindung Syriens in das Chemiewa�enverbotsabkom-
men der UNO von 1993 lässt eine Ahnung au�ommen, was die Weltorga-
nisation zur Beilegung des Syrien-Kon�ikts hätte beitragen können, 
wenn sich die beiden Vetomächte im Sicherheitsrat einig wären. Doch 
das gemeinsame Vorgehen von Russland und den USA in Sachen Che-
miewa�en blieb nur eine Eintags�iege. Wie kontrovers die Interessenlage 
zwischen Moskau und Washington ist, zeigte die zweite Genfer Sy-
rien-Konferenz im Januar 2014. Auf Druck Washingtons erneut ohne Be-
teiligung Irans versandete die Konferenz nach pompösem Au�akt in ei-
nem Nobelhotel in Montreux zu einem zynischen Feilschen zwischen 
den Vertreten der syrischen Regierung und der Opposition im Genfer 
UNO-Palast. 

Als hil�oser Vermittler und Nachfolger Ko� Annans in dieser Rolle 
agierte Lakhdar Brahimi, ein algerischer Diplomat mit ebenfalls jahr-
zehntelanger Erfahrung in UNO-Diensten. Zwar hatten die Obama-Ad-
ministration und die Regierung Putin Brahimi versichert, sie hätten im 

UNO stellt Täterschaft für das Massaker von Hula fest

Im September 2011 setzte der UNO-Menschenrechtsrat in Genf eine Son-
derkommission ein zur Untersuchung von Menschenrechtsverletzungen 
aller Kon�iktparteien in Syrien. Geleitet wird die Sonderkommission 
von dem brasilianischen Diplomaten Paulo Pinheiro, der zuvor bereits 
im UNO-Au�rag Menschenrechtsverletzungen in anderen Gewaltkon-
�ikten untersucht hatte und als Sonderberichterstatter der UNO zur Ver-
letzung von Kinderrechten fungierte. Doch die Regierung Assad verwei-
gerte jegliche Kooperation mit der Sonderkommission und verwehrte ihr 
den Zutritt nach Syrien. 

Trotz dieser massiven Behinderung legte die Sonderkommission dem 
Menschenrechtsrat bei Ende 2014 bereits drei umfangreiche Berichte vor. 
Darin sind Menschenrechtsverletzungen der syrischen Regierungsstreit-
krä�e und der mit ihr verbündeten Shabiha-Milizen ebenso dokumen-
tiert wie Verstöße diverser bewa�neter Oppositionsgruppen und der Ter-
rormilizen des sogenannten »Islamischen Staates«. Die Berichte der 
Kommission beruhen auf Aussagen von Zeugen und Überlebenden, die 
wegen der Einreiseverweigerung für die UNO-Kommission nur per Vi-
deokonferenz oder außerhalb Syriens befragt werden konnten. Bis Ende 
Juni 2012 �ossen auch Beobachtungen der danach abgezogenen 
UNO-Blaumützen in die Berichte der Untersuchungskommission des 
Menschenrechtsrates ein. Der Kommission gelang es, die Täterscha� für 
das erste große Massaker an Zivilisten festzustellen, bei dem am 25. und 
26. Mai 2012 in der syrischen Gemeinde Hula in der Provinz Homs 108 
Menschen getötet –49 Kinder, 34 Frauen und 25 Männer – sowie über 300 
Menschen verletzt wurden. Die große Mehrheit der Getöteten wurde aus 
kürzester Entfernung in ihren Wohnungen erschossen, nur wenige der 
Opfer kamen in Gefechten oder durch Granatbeschuss ums Leben. 

Die syrische Regierung wies jede Verantwortung für das Massaker 
zurück und machte aufständische Kämpfer dafür verantwortlich. 

Demgegenüber erklärte die Untersuchungskommission des 
UNO-Menschenrechtsrates in ihrem abschließenden Bericht vom 15. Au-
gust 2012, dass Truppen der syrischen Regierungsstreitkrä�e sowie mit ihr 
verbündete Shabiha-Milizen für die Tötungen in Hula verantwortlich sei-
en. Die Kommission stützte sich auf Analysen der Zugangswege zu den 
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kippte die zunächst noch relativ klare Konfrontation zwischen der As-
sad-Regierung und drei politischen Oppositionsgruppen nebst ihrem seit 
Herbst 2011 entstandenen bewa�neten Arm der »Freien Syrischen Ar-
mee« um in einen immer weniger überschaubaren Mehrfrontenkrieg mit 
unterschiedlichen, zum Teil von außen gesteuerten Gewaltakteuren. Die 
Resolution zur Verurteilung der Gewalttaten des Assad-Regimes, die die 
UNO-Generalversammlung Mitte Februar 2012 mit überwältigender 
Mehrheit verabschiedete, zeigte ebenso wenig Wirkung wie die mehrfach 
verschär�en Sanktionen des Westens gegen Damaskus. »Priorität muss 
jetzt das Ende des Blutvergießens haben«, beteuerten damals unisono die 
Regierungen der fünf Vetomächte des Sicherheitsrates und aller anderen 
an der Debatte über Syrien beteiligten Länder. Wären diese Beteuerun-
gen ernst gemeint gewesen, hätte die UNO das Blutvergießen beenden 
und die Eskalation der letzten drei Jahre verhindern können. Das hierzu 
geeignete Mittel wäre eine vom Sicherheitsrat mit dem Konsens der fünf 
Vetomächte mandatierte Blauhelmtruppe für Syrien gewesen, im Ideal-
fall mit Soldaten aus den USA, Russland, China, Frankreich und Groß-
britannien. Diese UNO-Blauhelmtruppe hätte die prioritäre Aufgabe ha-
ben müssen, sichere Landkorridore zur Versorgung der Bevölkerung mit 
überlebenswichtigen Gütern und zum Transport von Flüchtlingen und 
Verletzten zu scha�en; Städte und andere zivile Zielen vor Beschuss zu 
schützen; die Lieferung weiterer Wa�en nach Syrien an jegliche Kon�ikt-
partei zu unterbinden. 

Mit der Umsetzung dieser Maßnahmen hätte die UNO den Bürger-
krieg in Syrien beenden können. Nach Eintreten eines von der Blau-
helmtruppe überwachten Wa�enstillstands hätten dann auch die weite-
ren Schritte des Sechs-Punkte-Friedensplans von Vermittler Ko� Annan 
umgesetzt werden können. Das Assad-Regime hätte einen Beschluss des 
UNO-Sicherheitsrates zur Entsendung einer Blauhelmtruppe möglicher-
weise zunächst noch abgelehnt als »unzulässige Einmischung in die inne-
ren Angelegenheiten« Syriens. Doch wenn tatsächlich nicht nur US-ame-
rikanische, britische und französische sondern auch russische und 
chinesische Blauhelmsoldaten in Syrien stationiert worden wären, ist 
schwer vorstellbar, dass Assads Streitkrä�e gegen diese Truppen vorge-
gangen wären. 

Vorfeld der Genfer Konferenz Druck auf die syrische Regierung bezie-
hungsweise auf die Opposition ausgeübt, konstruktive Verhandlungen zu 
führen. Doch selbst, wenn es diesen Druck aus Moskau und Washington 
tatsächlich gegeben haben sollte, so war davon nichts zu spüren. 15 Tage 
lang gelang Brahimi nicht einmal, die Kon�iktparteien zu einem direkten 
Gespräch miteinander zu bewegen, zunächst sogar nicht einmal zum ge-
meinsamen Aufenthalt in einem Raum des Genfer UNO-Gebäudes. 

Stattdessen nutzten beide Kon�iktparteien die große Anwesenheit 
internationaler Medien ausgiebig zur Propaganda für ihre jeweilige Sicht 
der Dinge. Mangels Unterstützung von den relevanten Mächten des Si-
cherheitsrates beschränkte sich Brahimi schließlich darauf, von den 
Kon�iktparteien wenigstens Zusagen zu erreichen für einige humanitäre 
Verbesserungen für die geschundene syrische Zivilbevölkerung. Insbe-
sondere bemühte sich der UNO-Vermittler um ungehinderten Zugang 
humanitärer Hilfslieferungen zu den Menschen, die bereits seit vielen 
Monaten in Homs, Aleppo und anderen belagerten und umkämp�en 
Städten eingeschlossen waren. Doch selbst für diese Anstrengungen ge-
riet Brahimi später in Misskredit, als die syrischen Regierungstruppen 
eine entsprechende Vereinbarung dazu missbrauchten, die Altstadt von 
Homs von Oppositionskämpfern zu »säubern«. 

Krokodilstränen in den Hauptstädten der fünf Vetomächte 
der UNO

Der Syrien-Kon�ikt hat bis Anfang 2015 über 200 000 Todesopfer gekos-
tet. Die Verwundeten und Verstümmelten werden gar nicht erst gezählt. 
Fast zwölf Millionen der 22 Millionen Syrerinnen und Syrier leben inzwi-
schen als Flüchtlinge im Ausland oder als Binnenvertriebene im eigenen 
Land. Kostbare Jahrtausende alte Kulturgüter wurden zerstört. Rund 40 
Prozent des syrischen Territoriums wurden bis Ende 2014 von den Ter-
rormilizen des sogenannten »Islamischen Staates« und von anderen 
dschihadistischen Gruppierungen kontrolliert. Und der Syrienkon�ikt 
destabilisiert zunehmend auch die Lage in den Nachbarländern. 

Diese Entwicklung war spätestens ab Frühjahr 2012 absehbar, und sie 
wurde seinerzeit von manchen Experten auch so vorausgesagt. Damals 
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Krieg gegen den »Islamischen Staat« – 
zum Scheitern verurteilt und 
kontraproduktiv

Anfang August 2014 begannen die USA mit Lu�angri�en gegen die Ter-
rormilizen des sogenannten Islamischen Staates (IS) im Irak. Für diese 
Angri�e liegt zwar kein Mandat des UNO-Sicherheitsrates vor. Als aus-
reichende völkerrechtliche Grundlage gilt der Obama-Administration 
aber ein Hilfsersuchen der irakischen Regierung, deren Streitkrä�e seit 
Anfang 2014 von den IS-Milizen überrannt wurden. An dieser Interpre-
tation werden von einigen Völkerrechtlern zwar Zweifel geäußert. Da 
aber keine Regierung eines anderen UNO-Staates derartige Zweifel vor-
gebracht hat, haben sie keine politische Wirkung entfaltet. 
Im September weitete die US-Lu�wa�e ihre Angri�e auf IS-Milizen in Sy-
rien aus. Für diese Angri�e gibt es weder ein Mandat des UNO-Sicher-
heitsrates noch ein Hilfsersuchen der Regierung Assad in Damaskus. Al-
lerdings hat die syrische Regierung auch nicht ernstha� gegen die 
Verletzung ihres Lu�raums und ihrer Souveränität protestiert. Das Außen-
ministerium in Damaskus erklärte lediglich, es sei am Tag vor Beginn der 
Lu�angri�e von der Obama-Administration »informiert« worden. Das 
wurde in Washington und anderen westlichen Hauptstädten als still-
schweigendes Einverständnis der Regierung Assad gewertet. Auch gegen 
diese Interpretation gab es außer von russischer Seite keine Einwände. Seit 
Ende September 2014 beteiligen sich auch die Lu�streitkrä�e verschiede-
ner arabischer Staaten sowie europäischer NATO-Verbündeter der USA an 
den Lu�angri�en auf Stellungen, Wa�enlager und Fahrzeuge der IS-Mili-
zen. 
Diese Lu�angri�e sollen laut den Regierungen der daran beteiligten Län-
der dazu beitragen, die von den IS-Milizen bedrohte Zivilbevölkerung 
»zu retten und zu schützen« – insbesondere religiöse Minderheiten wie 
die vom IS als »Andersgläubige« besonders verhassten Jesiden. Ziel der 
Lu�angri�e ist darüber hinaus die »Vertreibung und Vernichtung der 
terroristischen Kämpfer«, wie US-Präsident Barack Obama in seiner 

Größte humanitäre Krise in der Geschichte der UNO und 
größtes Versagen der Mitgliedsstaaten

Zu dem Unwillen der ein�ussreichen Mächte im Sicherheitsrat, den syri-
schen Bürgerkrieg zu beenden, kommt das Versagen insbesondere der 
reichen Mitgliedsstaaten der UNO, wenigstens ihre humanitäre Verant-
wortung für die überlebenden Opfer dieses Krieges zu erfüllen. Vier Mil-
lionen syrische Flüchtlinge im Ausland, fast acht Millionen Binnenver-
triebene – das ist die größte humanitäre Katastrophe in der Geschichte 
der UNO. 3,7 Millionen der syrischen Auslands�üchtlinge fanden Auf-
nahme in den inzwischen völlig überlasteten Nachbarstaaten Jordanien, 
Libanon und Irak sowie in der Türkei und in Ägypten. Sämtliche Länder 
außerhalb der nahöstlichen Region nahmen bis Anfang 2015 nur etwa 
300 000 Flüchtlinge auf. Die dringenden Appelle des UNO-Hochkom-
missariats für Flüchtlinge (UNHCR) insbesondere an die reichen Länder 
Europas und Nordamerikas, zur Entlastung Libanons, Jordaniens und 
des Irak deutlich mehr syrische Flüchtlinge aus diesen Ländern aufzu-
nehmen, stießen bislang nur auf ein völlig unzureichendes Echo. Russ-
land und China hatten bis Ende 2014 noch überhaupt keine Flüchtlinge 
aus Syrien aufgenommen. Verschärfend kommt hinzu, dass das UNHCR 
und das für die Nahrungsmittelversorgung der syrischen Flüchtlinge 
und Binnenvertriebenen verantwortliche Welternährungsprogramm 
(WFP) der UNO wegen völlig unzureichender Finanzbeiträge der 193 
UNO-Staaten immer weniger in der Lage sind, die Opfer des syrischen 
Bürgerkrieges wenigstens mit den überlebenswichtigen humanitären Gü-
tern zu versorgen. Im November 2014 musste das WFP die Nahrungsmit-
telhilfe für 1,7 Millionen syrischer Flüchtlinge mangels �nanzieller Mit-
tel vorübergehend ganz einstellen. Erst dank einer erfolgreichen 
Spendenkampagne via Twitter, Facebook und anderer Internetmedien 
konnte das WFP die notwendigen Gelder für eine Fortsetzung der Nah-
rungsmittelhilfe zumindest bis Ende Januar 2015 au�reiben. 
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York auf die Logik seiner innenpolitischen Gegner ein. Das hat ihm in-
nenpolitisch allerdings nichts genutzt. Sechs Wochen nach Obamas Auf-
tritt gewannen die Republikaner bei den Kongresswahlen eine deutliche 
Mehrheit im Abgeordnetenhaus und auch im Senat. Damit sind sie nun 
noch besser in der Lage als schon zuvor, die wenigen vernün�igen außen-
politischen Vorhaben Obamas, die auch im Interesse der UNO lägen 
(insbesondere ein Abkommen mit Iran über dessen Nuklearprogramm) 
zu sabotieren. 

Russlands Außenminister Sergej Lawrow monierte in New York zwar 
die fehlende völkerrechtliche Grundlage für Lu�angri�e gegen die 
IS-Milizen auf syrischem Territorium. Doch grundsätzliche Bedenken 
gegen die Bekämpfung des Terrorismus mit vornehmlich militärischen 
Mitteln wurden unter den Vertretern der 193 UNO-Mitgliedsstaaten nur 
vereinzelt laut. »Ich habe viele Zweifel, weil die bisherige internationale 
Antwort auf den Terrorismus nicht funktioniert hat«, erklärte die argen-
tinische Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner auf der von Obama 
geleiteten Sitzung des UNO-Sicherheitsrates zum �ema Terrorismus. 
»Mehr und mehr terroristische Gruppen« hätten »von Tag zu Tag mehr 
Macht«, und »viele der Freiheitskämpfer in Syrien, die von außen bewa�-
net wurden«, hätten sich »inzwischen als Terroristen erwiesen«, erklärte 
Kirchner. Die argentinische Präsidentin forderte »die Entwicklung einer 
langfristigen, umfassenden Strategie gegen Terrorismus mit starkem Re-
spekt vor den Menschenrechten, die garantiert, dass dieses Monster des 
Terrorismus nicht ständig weiter ernährt wird«. UNO-Generalsekretär 
Ban Ki-moon betonte: »Die stärksten Wa�en gegen Terroristen sind nicht 
Raketen, sondern politische Lösungen, sind Jobs und Sozialprogramme.«

So bleibt festzuhalten, dass der aktuelle Krieg gegen die Terrormili-
zen des Islamischen Staates mit Lu�schlägen, Wa�enlieferungen an sei-
ne Gegner sowie der Ausbildung von lokalen Truppen zu seiner Bekämp-
fung zwar von der UNO nicht formal beschlossen wurde, aber von der 
überwältigenden Mehrheit ihrer Mitgliedsstaaten mitgetragen und un-
terstützt wird. Anders als mit Blick auf den ursprünglichen Kon�ikt zwi-
schen der syrischen Regierung Assad und der Opposition gibt es in der 
Frage der Terrorismusbekämpfung auch keinen Dissens zwischen den 
drei westlichen Vetomächten des Sicherheitsrates USA, Großbritannien 

Rede vor der UNO-Generalversammlung am 24. September erklärte. Mit 
derselben Begründung liefern Deutschland und andere Staaten Wa�en 
an die kurdischen Peschmerga-Milizen im Nordirak sowie an die iraki-
schen Regierungsstreitkrä�e. Darüber hinaus wollen die USA bis Ende 
2017 im Irak und in anderen Staaten der Region insgesamt 15 000 lokale 
Kämpfer für den Bodenkrieg gegen den IS ausbilden verkündete der 
US-Präsident vor der UNO-Generalsversammlung im letzten September. 
Damals schätzten westliche Geheimdienste die Zahl der IS-Kämpfer in 
Syrien und im Irak bereits auf über 35 000 mit steigender Tendenz. 

Nur leise Zweifel an Effektivität der militärischen 
Bekämpfung des IS

Obamas Rede stieß auf breite Zustimmung bei den Regierungsvertretern 
der übrigen in New York versammelten 192 UNO-Mitgliedsstaaten. 

Der Au�ritt des US-Präsidenten vor der Generalversammlung, die 
unter seiner Leitung einstimmig verabschiedete Resolution des Sicher-
heitsrats mit Maßnahmen zur Unterbindung der Finanzierung und 
Nachwuchsrekrutierung für den IS und andere Terrorgruppen, sowie die 
intensivierten Lu�schläge der USA nun auch gegen Stellungen des Isla-
mischen Staats in Syrien: All dies wurde von vielen Teilnehmern der 
UNO-Generalversammlung sowie von den meisten westlichen Medien 
begrüßt als Demonstration neuer Einigkeit der zuletzt vor allem im Syri-
enkon�ikt so zerstrittenen und handlungsunfähigen Vereinten Nationen 
unter amerikanischer Führung. 

Dem US-Präsidenten dienten die markigen Au�ritte als Kriegsführer 
auf der New Yorker Weltbühne in erster Linie dazu, seine innenpoliti-
schen Gegner zu widerlegen. Die Republikaner beschimpfen Obama als 
»Weichei« und »außenpolitischen Versager«. Sie werfen ihm vor, er habe 
die amerikanischen Truppen »vorschnell« aus dem Irak zurückgezogen 
und damit den Aufstieg des Islamischen Staates erst ermöglicht. Anstatt 
darauf hinzuweisen, dass für die Entstehung und das Wachstum des IS 
ganz maßgeblich der von seinem republikanischen Vorgänger George 
Bush geführte Irak-Krieg von 2003 und die anschließende achtjährige 
US-Besatzung des Landes verantwortlich waren, ließ sich Obama in New 
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Angesichts dieser Bilanz gibt es keinen Grund zu der Annahme, der 
ebenfalls überwiegend aus der Lu� geführte Krieg gegen den Islamischen 
Staat könnte sich militärisch als Erfolg erweisen. 

Mit Luftangriffen wurde noch nie ein asymmetrischer Krieg 
gewonnen

Gegen diese Erfolgserwartung sprechen auch alle Erfahrungen aus der 
Militärgeschichte. Noch niemals seit Lu�streitkrä�e existieren wurde 
ein »asymmetrischer Krieg« – zu denen der »Krieg gegen den Terroris-
mus« zählt – aus der Lu� gewonnen. Auch der Sowjetunion gelang es 
nach dem Überfall auf Afghanistan Ende 1979 in acht Jahren nicht, den 
Widerstand gegen die Besatzung militärisch zu besiegen und das Land 
unter ihre Kontrolle zu bekommen – trotz erdrückender Lu�überlegen-
heit und der Stationierung von über 100 000 Soldaten. 

Im aktuellen Lu�krieg gegen Stellungen der IS-Milizen insbesondere 
in Syrien stellen sich den Angreifern noch zusätzliche Probleme. In Sy-
rien �ndet ein kleinteiliger Bürgerkrieg statt – überwiegend innerhalb 
von engen Städten – mit einer Vielfalt von Akteuren und mit o� unüber-
schaubaren Fronten. Das Risiko, dass Angri�e aus der Lu� Zivilisten 
tre�en oder Mitglieder von Oppositionsgruppen gegen das Assad-Regi-
me, die der Westen zu seinen Verbündeten zählt, ist in Syrien sehr viel 
größer als in Afghanistan, Pakistan, Somalia, Jemen und anderen bishe-
rigen Zielländern von Lu�schlägen. 

Wa�en, die von Deutschland und anderen Ländern an die kurdischen 
Peschmerga und an die irakischen Regierungstruppen geliefert wurden, 
sind als Mittel gegen die Bedrohung durch die IS-Milizen völlig ungeeig-
net. Die IS-Milizen verfügen längst über dieselben Systeme sowie über 
weit überlegene Wa�en. Zudem haben sie in ihren Reihen die entschlos-
seneren Kämpfer, die jederzeit todesbereit sind. 

und Frankreich auf der einen und Russland und China auf der anderen 
Seite. Denn auch die Regierungen in Moskau und Peking praktizieren in 
Tschetschenien beziehungsweise in der von muslimischen Uiguren be-
wohnten chinesischen Provinz Xinjiang »Terroristenbekämpfung« mit 
militärischen Mitteln. 

Ernüchternde Kriegsbilanz seit dem 11. September 2001 

Das militärische Vorgehen gegen den IS ist das vorerst letzte Kapitel im 
globalen »Krieg gegen den Terrorismus«. Dieser Krieg wurde von US-Prä-
sident George Bush nach den Anschlägen vom 11. September 2001 ausge-
rufen. Er �ndet seitdem unter Führung der USA statt mit mehr oder we-
niger aktiver Unterstützung und Beteiligung fast aller anderen 192 
UNO-Staaten. Bisherige Hauptschauplätze dieses Krieges sind Afghanis-
tan, Pakistan, Somalia, Jemen und Mali. 

Geführt wird dieser Krieg vorwiegend aus der Lu�: mit Bomben, Ra-
keten, Drohnen und Marsch�ugkörpern. In Afghanistan und kurzzeitig 
in Mali kämp�en auch westliche Bodentruppen gegen tatsächliche oder 
vermeintliche terroristische Gruppen. Al-Quaida-Chef Osama bin La-
den und andere Führungs�guren des Terrornetzwerkes wurden von Spe-
zialeinheiten der USA oder Israels aufgespürt und liquidiert. 

Die Bilanz dieses jetzt schon über 13 Jahre währenden »Krieges gegen 
den Terrorismus« ist ernüchternd. Gemessen an dem erklärten Ziel, die 
Bedrohung durch Terrorismus zu überwinden, ist dieser Krieg nicht nur 
gescheitert, sondern er hat sich sogar als kontraproduktiv erwiesen. Zwar 
wurden seit September 2001 Tausende mutmaßliche Terroristen getötet – 
vornehmlich durch Bomben, Raketen und Drohnen der US-Streitkrä�e. 
In maximal drei Dutzend Fällen legte die US-Regierung Beweise für die 
terroristischen Taten der Getöteten vor. Über die mutmaßlichen Terroris-
ten hinaus wurden aber auch Tausende nachweislich völlig unschuldige 
Zivilisten getötet, verstümmelt oder es wurden ihre Häuser zerstört. All 
das hat in den Zielgebieten und bei den Überlebenden der Lu�angri�e 
Verzwei�ung und Hass gescha�en und damit potenzielle Gewalt- und 
Terrorbereitscha�. Für jeden getöteten tatsächlichen oder vermeintlichen 
Terroristen sind mindestens zehn potenzielle Nachfolger erwachsen. 
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Terroristen. Dieses potenzielle Nachwuchsreservoir für den Islamischen 
Staat, al-Qaida und ähnliche Gruppen und Netzwerke lässt sich nur mit 
politischen, wirtscha�lichen und sozialen Maßnahmen austrocknen. 
Das wäre die entscheidende und unerlässliche Voraussetzung für eine er-
folgreiche und nachhaltige Überwindung des islamistisch gerechtfertig-
ten Terrorismus. Doch von dieser Erkenntnis sind die Regierungen der 
meisten UNO-Staaten weit entfernt, wie die Debatten und Entscheidun-
gen während der oben erwähnten Generalversammlung im September 
2014 zeigen. 

Rüstungsexporte und andere schädliche Einwirkungen 
beenden

Als erster Schritt wäre schon viel gewonnen, wenn die Staaten Europas 
und Nordamerikas ihre äußerst schädliche Politik gegenüber den Län-
dern der Region Nordafrika und Naher Osten korrigieren würden. Das 
sind an erster Stelle die Rüstungsexporte, die unfairen Handelsverträge 
(zum Beispiel die sogenannten »Partnerscha�sabkommen« zwischen der 
EU und den Maghreb-Staaten, die tatsächlich nicht partnerscha�lich 
sind, sondern zum einseitigen Vorteil der Unternehmen aus dem EU-
Raum) sowie der Export von hochsubventionierten Nahrungsmitteln zu 
Dumpingpreisen, durch die Kleinbauern in den Empfängerländern um 
ihre Existenz gebracht werden. 

Über die Beendigung dieser schädlichen Politik hinaus bedarf es aber 
zudem einer großen gemeinsamen Anstrengung der in der UNO organi-
sierten »internationalen Gemeinscha�«, um den Ländern im Krisenbo-
gen von Marokko bis Pakistan zu einer eigenständig tragfähigen Volks-
wirtscha� zu verhelfen. Damit diese Länder zumindest in die Lage 
versetzt werden, die eigene Bevölkerung zu ernähren und ihre wichtigs-
ten sozialen Grundbedürfnisse (Gesundheitssystem, Bildung usw.) zu er-
füllen. Eine tragfähige nationale Volkswirtscha� ist notwendige Voraus-
setzung für das Entstehen und die Stabilisierung demokratischer und 
rechtsstaatlicher Verhältnisse. 

Erforderlich wären unter anderem nachhaltige Investitionen ausländi-
scher Unternehmen, die Arbeitsplätze scha�en, statt auf einen schnellen 

Nur eine UNO-Bodentruppe ermöglicht effektiven Schutz 
der bedrohten Zivilbevölkerung 

Um die von den IS-Milizen bedrohte Zivilbevölkerung in Syrien und im 
Irak wirksam zu schützen und die mit Lu�schlägen verbundenen »Kolla-
teralschäden« zu vermeiden, wären vom UNO-Sicherheitsrat mandatier-
te Bodentruppen erforderlich. Deren Mandat müsste eindeutig begrenzt 
sein auf folgende Maßnahmen: Scha�ung von Landkorridoren zur siche-
ren Flucht für die von den IS-Milizen bedrohten Menschen sowie zur hu-
manitären Versorgung der notleidenden Bevölkerung; militärischer 
Schutz von Städten und Regionen, die die IS-Milizen angreifen und er-
obern wollen; Zurückdrängung der IS-Milizen aus Regionen, die sie heu-
te bereits kontrollieren. Jegliches Vorgehen der UNO-Truppe gegen das 
Assad-Regime oder die Unterstützung von Kämpfern der Opposition 
müsste ausgeschlossen werden. Bei einem solchen Mandat würde eine 
UNO-Truppe wahrscheinlich auch nicht auf den Widerstand des As-
sad-Regimes stoßen, sondern zumindest stillschweigend toleriert werden, 
wie bislang schon die US-Lu�angri�e gegen IS-Stellungen in Syrien. Die 
Glaubwürdigkeit eines solchen Mandats bei allen Kon�iktparteien wür-
de zudem erheblich erhöht, wenn an der UNO-Truppe Soldaten aus allen 
fünf Vetomächten des Sicherheitsrates (USA, Russland, China, Frank-
reich und Großbritannien) beteiligt wären. 

Nur mit einer solchen UNO-Bodentruppe ließe sich die bedrohte Zi-
vilbevölkerung in Syrien und im Irak wirksam schützen und bestünde 
zumindest überhaupt eine Chance, die Anfang Januar 2015 von den 
US-Geheimdiensten auf über 40 000 Kämpfer geschätzten Milizen des IS 
aus den von ihnen kontrollierten Regionen zu vertreiben. Doch selbst 
wenn dies gelingen sollte, wäre das Problem des islamistisch gerechtfer-
tigten Terrorismus, den die meisten UNO-Staaten inzwischen zur zent-
ralen globalen Herausforderung erklärt haben, noch keineswegs gelöst. 
Denn solange im Krisenbogen zwischen Marokko und Pakistan, in 
Tschetschenien und anderen Kaukasus-Regionen sowie zunehmend auch 
in europäischen Städten weiterhin viele Millionen junge Männer in völ-
lig prekären Umständen und ohne jede positive Lebensperspektive auf-
wachsen, also leicht Opfer der islamistischen Propaganda werden kön-
nen, gibt es ein fast unerschöp�iches Nachwuchsreservoir potenzieller 
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Bis Ende Januar 2015 wurden im Ukraine-Kon�ikt über 5000 Men-
schen getötet, weit über 900 000 Menschen waren bis dahin aus der Ostu-
kraine in andere Landesteile oder ins Ausland ge�ohen. In den Tagen vor 
Redaktionsschluss dieses Buches eskalierten die Kriegshandlungen in 
der Ostukraine erneut. Der Anfang September 2014 in der weißrussi-
schen Hauptstadt Minsk vereinbarte Wa�enstillstand brach völlig zu-
sammen. Auch die anderen Teile der Minsker Vereinbarung wurden 
nicht eingehalten. Russlands Außenminister Sergej Lawrow räumte ein, 
dass die russischstämmigen Aufständischen in der Ostukraine noch im-
mer mehr Territorium unter ihrer Kontrolle hatten, als in Minsk verein-
bart. Zugleich wies Lawrow den Vorwurf des ukrainischen Präsidenten 
Petro Poroschenko zurück, dass sich inzwischen über 9000 Soldaten aus 
Russland in der Ostukraine befänden, um die Aufständischen zu unter-
stützen. Die Regierung in Kiew kündigte die Aufstockung der ukraini-
schen Streitkrä�e um 68 000 zusätzliche Soldaten an. 

Es wäre der klassische Fall für ein Eingreifen der UNO 

Der Kon�ikt in der Ukraine hat zu den mit Abstand schärfsten Spannun-
gen zwischen Russland und der NATO seit Ende des Kalten Krieges vor 
25 Jahren geführt. Beide Seiten werfen sich inzwischen immer häu�ger 
gegenseitig die Wiederbelebung dieses Krieges vor und verstärken ihre 
militärischen Manöver entlang ihrer Außengrenzen sowie im internatio-
nalen europäischen Lu�raum und im Schwarzen Meer. Der Weltfrieden 
und die internationale Sicherheit sind bedroht. 

Das ist ein klassischer Fall für die UNO, sollte man meinen. Würde 
sich ein ähnliches Kon�iktszenario in Afrika oder Asien abspielen, hätte 
die Weltorganisation längst eingegri�en. Warum geschieht das nicht im 
Ukraine-Kon�ikt?

Weil das von den Hauptakteuren dieses Kon�iktes nicht gewünscht 
wird. Und auch UNO-Generalsekretär Ban Ki-moon machte im Früh-
jahr 2014 nicht von den mit seinem Amt verbundenen Möglichkeiten Ge-
brauch, die Ukraine-Krise dem Sicherheitsrat oder der Generalversamm-
lung vorzulegen. Stattdessen ersuchte der UNO-Generalsekretär die 
gesamteuropäische Regionalorganisation OSZE, sich um die Kon�ikt-

und möglichst hohen Pro�t zielen. Die Schweiz und Deutschland könnten 
auch mit ihrem in der Welt einmaligen dualen Ausbildungssystem we-
sentliche Unterstützung leisten. Denn in vielen Ländern Nordafrikas und 
des Nahen Ostens gehen zwar immer mehr junge Menschen auf die Uni-
versitäten – darunter erfreulicherweise auch immer mehr junge Frauen. 
Doch für die meisten Universitäts-Absolventen gibt es keine Stellen. Auf 
der anderen Seite fehlen in den Ländern der Region gut ausgebildete Fach-
krä�e in allen nichtakademischen und handwerklichen Berufen. Derarti-
ge Fachkrä�e sind für den Au
au einer mittelständischen Wirtscha� 
und einer tragfähigen Volkswirtscha� jedoch unerlässlich. 

Ukraine – Einmischung der UNO nicht 
erwünscht, doch dringend notwendig

Als sich im November 2013 der damalige ukrainische Präsident Wiktor 
Janukowitsch gegen die Unterzeichnung des Assoziierungsabkommens 
mit der Europäischen Union entschied, eskalierte der politische und mi-
litärische Kon�ikt in der Ukraine. Regierungspolitiker aus EU- und NA-
TO-Staaten mischten sich bei Besuchen in Kiew durch demonstrative 
Parteinahme für die Opposition gegen den gewählten Präsidenten in zu-
mindest sehr fragwürdiger Weise in den innerukrainischen Kon�ikt ein. 
Nach dem Sturz des Präsidenten kündigte die neu installierte Über-
gangsregierung an, Russisch als zweite Amtssprache abzuscha�en und 
das bis 2042 vereinbarte Stationierungsabkommen mit Moskau über den 
russischen Marinestützpunkt Sewastopol auf der Krim bereits 2017 aus-
laufen zu lassen. Darau�in wurde die Krim mit ihrer etwa 56-prozenti-
gen russischstämmigen Bevölkerungsmehrheit von Russland völker-
rechtswidrig und unter Androhung und Einsatz von militärischen 
Gewaltmitteln annektiert. Im Osten der Ukraine eskaliert seit April ein 
blutiger Bürgerkrieg zwischen russischstämmigen Aufständischen, die 
von Kämpfern und Wa�en aus Russland unterstützt werden. 
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zungstruppen moderierte und zu einem erfolgreichen Abschluss brachte. 
Im aktuellen Ukraine-Kon�ikt hätte Russland sicher auch jeden Re-

solutionsentwurf zur Kritik an der völkerrechtswidrigen Annexion der 
Krim im März 2014 durch Veto blockiert. Umgekehrt wäre Moskau am 
Veto der USA, Frankreichs und Großbritanniens gescheitert, hätte es den 
Versuch unternommen, die Rolle der USA und der EU bei der Unterstüt-
zung der innerukrainischen Opposition und insbesondere beim Sturz 
von Präsident Janukowitsch im Februar 2014 per Resolution als unzuläs-
sige Einmischung und als Verletzung der Souveränität der Ukraine zu 
verurteilen. 

Krim-Referendum unter Überwachung der UNO wäre 
möglich gewesen 

Doch bevor die Regierung von Vladimir Putin sich durch die eigenmäch-
tige Annexion der Krim ins Völkerunrecht setzte und politisch angreif-
bar machte, hätte sie der UNO die Durchführung eines Referendums 
unter der Bevölkerung der Krim vorschlagen können. Die Abtrennung 
(Sezession) der Teilregion eines Nationalstaates durch Mehrheitswillen 
der in dieser Teilregion lebenden Bevölkerung ist zwar durch die 
UNO-Charta nicht geregelt. Damit ist sie aber auch nicht völkerrechtlich 
verboten. Klar ist nur, dass eine Sezession und das ihr zugrundeliegende 
Referendum in der Teilregion nach einem mit der Zentralregierung des 
Landes vereinbarten Verfahren, ohne Anwendung oder Androhung von 
Gewalt sowie unter internationaler Aufsicht der UNO statt�nden müs-
sen. Hätte Russland dem Sicherheitsrat einen entsprechenden Vorschlag 
unterbreitet, hätten sich die anderen Ratsmitglieder zu diesem Vorschlag 
verhalten müssen. 

Auf der anderen Seite haben auch die drei westlichen Vetomächte des 
Sicherheitsrates, USA, Großbritannien und Frankreich, die als führende 
Mitgliedsstaaten von NATO und EU zumindest indirekt am Ukrai-
ne-Kon�ikt beteiligt sind, zu keinem Zeitpunkt versucht, die UNO ein-
zuschalten. Weder vor noch nach der Annexion der Krim. Diese Zurück-
haltung beider Seiten zeigt, dass der Kalte Krieg wenn nicht in seinen 
ideologischen, so doch zumindest in seinen machtpolitischen und 

beilegung zu kümmern. 
Russland als ständiges und vetoberechtigtes Mitglied des Sicherheits-

rates hat kein Interesse an einem Eingreifen der UNO, schon gar nicht 
auf der Ebene des Sicherheitsrates. Und es gehört zu den schlechten Tra-
ditionen der Weltorganisation aus der Zeit des Kalten Krieges, dass sie 
sich aus Kon�ikten heraushält, an denen eine oder mehrere der fünf 
Vetomächte direkt beteiligt sind. Während der über vier Jahrzehnte des 
Kalten Krieges galt diese ungeschriebene Regel selbst dann, wenn die an 
dem Kon�ikt beteiligten Vetomächte durch Völkermord, Verbrechen ge-
gen die Menschheit oder durch einen Angri�skrieg in gravierender Wei-
se gegen die UNO-Charta verstoßen. So war etwa der fast zehnjährige 
völkermörderische Vietnamkrieg der USA niemals Gegenstand von Be-
ratungen, geschweige denn von Resolutionen des Sicherheitsrates oder 
der Generalversammlung. Dasselbe gilt für den Algerienkrieg Frank-
reichs oder für das Vorgehen Großbritanniens in Nordirland. Auch die 
direkten oder indirekten militärischen Aggressionen der Sowjetunion 
und der USA in ihren jeweiligen Bündnisbereichen oder »Hinterhöfen« – 
wie in Ungarn, der Tschechoslowakei, Nicaragua oder El Salvador – wa-
ren für die UNO tabu. Erste und einzige Ausnahme von dieser schlechten 
Tradition war die Resolution, mit der die Generalversammlung den sow-
jetischen Einmarsch in Afghanistan im Dezember 1979 verurteilte. Sehr 
viele der blockfreien Länder Asiens und Afrikas, die während des Kalten 
Krieges ansonsten häu�g in der Generalversammlung genauso abstimm-
ten wie die Sowjetunion, sahen sich durch die militärische Aggression 
Moskau gegen Afghanistan in ihrer eigenen staatlichen Souveränität be-
droht. Doch eine Befassung des Sicherheitsrates mit dem russischen Ein-
marsch in Afghanistan stand trotz des Votums der Generalversammlung 
außer Frage. Moskau hätte jeglichen Versuch, das �ema auf die Tages-
ordnung des Rates zu bringen oder gar eine Resolution zu verabschieden 
durch Vetodrohung blockiert oder – ähnlich wie 1950 während der Kore-
akrise – den Rat notfalls boykottiert. Erst als nach dem Amtsantritt von 
Michail Gorbatschow in Moskau 1985 das Tauwetter im Kalten Krieg be-
gann, wurde es möglich, dass der damalige UNO-Generalsekretär Javier 
Pérez de Cuéllar Verhandlungen zwischen der Sowjetunion, den USA, 
Afghanistan und Pakistan über einen Abzug der sowjetischen Besat-
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sisch-syrischen Küste gelegenen Mittelmeerinsel von den Europäern 
auch nicht als ein Engagement der UNO in Europa wahrgenommen. 

Zu dem Selbstbild der Europäer von einem friedlichen Kontinent, 
dessen Völker und Staaten ihre Lektionen aus den beiden Weltkriegen 
gelernt haben, und die ihre Kon�ikte kün�ig nur noch politisch und mit 
gewaltfreien Mitteln austragen, trägt auch das im Unterschied zu Afrika, 
Asien und Lateinamerika sehr viel dichtere Ge�echt von regionalen Or-
ganisationen, wirtscha�lichen und politischen Integrationsstrukturen 
und gemeinsamen Normen bei, das sich in Europa seit Anfang der 
50er-Jahre entwickelte: dazu gehört die EU mit ihren drei Vorläuferstu-
fen deutsch-französische Montan-Union, Europäische Wirtscha�sge-
meinscha� (EWG), und Europäische Gemeinscha� (EG); die gesamteu-
ropäische Organisation (bis 1992: Konferenz) für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (O/KSZE); der Europarat und der Europäi-
sche Gerichtshof sowie die Europäische Menschenrechtskonvention. 

Das manchmal überhebliche Selbstbild Europas als einer Insel der 
wohlgeordneten friedlichen Zivilisation in einer ansonsten unruhigen, 
von irrationalen Gewaltkon�ikten und humanitären Katastrophen ge-
prägten Welt wurde erstmals gehörig erschüttert durch die Bürgerkriege 
und schweren Menschenrechtsverletzungen im ehemaligen Jugoslawien 
ab 1991. Doch auch damals herrschte in den meisten Hauptstädten Euro-
pas zunächst noch die Meinung vor, man sei allein in der Lage, die Ge-
waltkon�ikte in Jugoslawien zu beenden und benötige dazu keine Rat-
schläge oder gar ein Eingreifen der UNO. Symptomatisch für diese 
überhebliche Haltung ist ein Briefwechsel vom Oktober/November 1991 
zwischen UNO-Generalseketär Javier Pérez de Cuéllar und dem damali-
gen deutschen Außenminister Hans-Dietrich Genscher. In den Monaten 
vor diesem Briefwechsel hatte die Regierung des gerade frisch vereinten 
Deutschland innerhalb der EU auf eine schnelle staatliche Anerkennung 
der bisherigen jugoslawischen Teilrepubliken Slowenien und Kroatien 
gedrängt. Die deutsche Regierung hatte aber kein Gesamtkonzept, das 
auch die Zukun� der übrigen Teilrepubliken Bosnien-Herzegowina, Ma-
zedonien, Serbien, Montenegro sowie Serbiens autonomer Provinz Koso-
vo bedachte. 

Darau�in warnte Pérez de Cuéllar in einem Schreiben an Genscher 

geostrategischen Dimensionen mit Blick auf den eurasischen Kontinent 
keineswegs überwunden ist. Er bestimmt nach wie vor das Denken und 
Handeln relevanter Akteure in Ost wie West. 

Überheblichkeit Europas gegenüber der UNO und dem 
»Rest« der Welt

Es gibt noch einen weiteren Grund, warum die UNO zumindest in den 
zwölf Monaten des Ukraine-Kon�ikts keine Rolle spielen konnte. In Eu-
ropa herrscht – ob bewusst oder unbewusst – ganz überwiegend die An-
sicht vor, die UNO sei eine Organisation, die im wesentlichen zuständig 
für Probleme und Kon�ikte im »Rest« der Welt ist. Tatsächlich haben in 
den letzten 70 Jahren kaum jemals Aktivitäten der UNO oder einer ihrer 
Sonderorganisationen in Europa stattgefunden. Eine der wenigen Aus-
nahmen war Anfang der 50er-Jahre das Engagement des UNO-Hoch-
kommissariats für Flüchtlinge (UNHCR) bei der Rückführung von inne-
reuropäischen Flüchtlingen des Zweiten Weltkrieges. Ursprünglich 
wurde das UNHCR 1951 zunächst ausschließlich für diese Aufgabe in 
Europa gegründet. Es herrschte die Illusion vor, nach drei bis vier Jahren 
sei diese Aufgabe erledigt, und man könne das UNHCR wieder au�ösen. 
Heute ist das UNHCR zuständig für rund 50 Millionen Flüchtlinge, von 
denen mit Ausnahme einiger tausend Menschen aus Staaten des ehema-
ligen Jugoslawien alle aus Kriegs- und Krisenregionen im »Rest« der Welt 
stammen. (Und weniger als ein Prozent dieser 50 Millionen Flüchtlinge 
aus dem »Rest« der Welt – darunter aktuell vier Millionen Syrerinnen 
und Syrer – �nden Aufnahme im reichen Europa.)

Die sowjetischen Militärinterventionen in osteuropäischen »Bruder«-
staaten während des Kalten Krieges waren kein Anlass für ein Eingreifen 
der UNO, weil sich die USA und die Sowjetunion derartige Interventio-
nen im jeweils eigenen Bündnisgebiet gegenseitig zubilligten. Der türki-
sche-griechische Kurzkrieg in Zypern 1974 fand jenseits der damals äu-
ßersten südöstlichen Peripherie Europas statt zu einem Zeitpunkt, als 
Zypern noch nicht der EU angehörte. Folglich wurde die Stationierung 
von UNO-Blauhelmsoldaten entlang der türkisch-griechischen Wa�en-
stillstandslinie auf der südlich der türkischen und westlich der libane-
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nicht allein in der Lage, die humanitäre Notversorgung der von den Bür-
gerkriegen in Kroatien und Bosnien-Herzegowina betro�enen Zivilbe-
völkerung und der in die Nachbarrepubliken ge�ohenen Menschen zu 
sichern. Diese Aufgaben wurden von humanitären Organisationen der 
UNO übernommen unter Federführung des Genfer Hochkommissariats 
für Flüchtlinge. Um die humanitären Hilfskonvois vor Überfällen durch 
die Kriegsparteien zu schützen und um sicherzustellen, dass die humani-
tären Überlebensgüter in die damals von den Milizen nationalistischer 
Serben belagerten und abgeriegelten Städte Bosnien-Herzegowinas ge-
langen konnte, entsandte der UNO-Sicherheitsrat Schutztruppen (Uni-
ted Nations Protection Forces, UNPROFOR) nach Kroatien und Bos-
nien-Herzegowina. Später erhielten diese Truppen auch den Au�rag, die 
vom Sicherheitsrat deklarierten Schutzzonen gegen Angri�e zu verteidi-
gen. Zwischen 1991 und 1995 waren über 100 000 UNPROFOR-Soldaten 
im ehemaligen Jugoslawien stationiert. Diese Blauhelmmission der UNO 
im Herzen Europa war eine der größten in der Geschichte der Weltorga-
nisation und die bis dato teuerste. Die Kommandeure der UNPROFOR 
waren zwar überwiegend Europäer – Engländer, Franzosen, Niederlän-
der, Österreicher – oder Kanadier. Doch die Soldaten kamen mehrheit-
lich aus Ländern außerhalb Europas. 

Die UNO kann sich nicht auf Regionalorganisationen 
verlassen

Die Erfahrung mit den innerjugoslawischen Kon�ikten in der ersten Hälf-
te der 1990er-Jahre spricht eher dagegen, dass sich die UNO zur Kon�ikt-
bewältigung auf regionale Organisationen und Institutionen verlässt. 
Denn das Krisenmanagement insbesondere der EU scheiterte ja in erster 
Linie, weil ihre drei gewichtigsten Mitglieder Frankreich, Großbritannien 
und Deutschland zumindest in den ersten Jahren des Kon�iktes unter-
schiedliche bis o�en gegensätzliche Interessen in Jugoslawien vertraten 
und dort auf unterschiedliche, miteinander verfeindete Bündnispartner 
setzten: die Deutschen auf die Kroatien und die Franzosen und Briten auf 
Serbien. Zudem war die Zeit der deutschen Besatzung Jugoslawiens ab 1942 
mit all ihren katastrophalen Auswirkungen gerade auch für die Beziehun-

und seine Amtskollegen aus den übrigen14 EU-Staaten, eine selektive 
Anerkennung nur der beiden Teilrepubliken Slowenien und Kroatien 
ohne ein Gesamtkonzept auch für das restliche Jugoslawien könne »zu 
einem Blutbad in Bosnien-Herzegowina führen«, da diese Teilrepublik 
mit ihrer multiethnischen Bevölkerung aus muslimischen Bosniaken, or-
thodoxen Serben und katholischen Kroaten die Bevölkerungsstruktur 
ganz Jugoslawiens widerspiegle. Der UNO-Generalsekretär hatte gute 
Gründe für seine Warnung. Ende Juni 1991 hatten Kroatien und Sloweni-
en einseitig ihre staatliche Unabhängigkeit erklärt. Darau�in kam es zu 
einem zehntägigen Krieg zwischen Slowenien und der von Serbien domi-
nierten Jugoslawischen Volksarmee sowie zu einem Bürgerkrieg in Kroa-
tien zwischen der kroatischen Mehrheit und der serbischen Minderheit, 
die militärische Unterstützung aus Serbien erhielt.

In seinem Antwortschreiben an Pérez de Cuéllar ließ Genscher 
durchblicken, dass er dem aus Peru stammenden UNO-Generalsekretär 
wenig Ahnung von Europa zutraute. Der deutsche Außenminister beton-
te, nur mit einer schnellen Anerkennung Kroatiens und Sloweniens ließe 
sich ein Blutbad in Bosnien-Herzegowina verhindern. Mitte Dezember 
1991 setzte Deutschland im EU-Rat die selektive Anerkennung Kroatiens 
und Sloweniens durch. Am 5. April 1992 begann das Blutbad in Bos-
nien-Herzegowina. 

Drei Wochen später gab Genscher seinen Rücktritt vom Amt des 
Außenministers bekannt. Bis heute bestreitet er die Existenz seines Brie-
fes an den UNO-Generalsekretär, dessen Original im Archiv der New 
Yorker UNO-Zentrale liegt. 

Es gelang den Europäern nicht, die Gewaltkon�ikte im ehemaligen 
Jugoslawien mit ihren eigenen Instrumenten und Institutionen zu been-
den und politische Lösungen herbeizuführen. Nach der EU scheiterte 
auch die gesamteuropäische KSZE an dieser Herausforderung. Und dies, 
obwohl die KSZE damals noch weit handlungsfähiger und in weit besse-
rer Verfassung war als das heute infolge der seit Ende der 90er-Jahre voll-
zogenen Ostausdehnung der NATO der Fall ist. Daher bemühte sich ab 
Herbst 1992 im Genfer UNO-Palast fast drei Jahre lang eine gemeinsam 
von der UNO und der EU geführte Verhandlungskonferenz um eine 
Friedenslösung für das ehemalige Jugoslawien. Die Europäer waren auch 
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UN-Funktionäre oder UN-Dokumente dabei zumeist in sehr undi�eren-
zierter Weise die Organisation Amerikanischer Staaten (OAS), die Afrika-
nische Union (AU), ASEAN und andere Organisationen in Asien sowie für 
Europa die OSZE, die EU und häu�g auch die NATO. Die Entstehungsge-
schichte, Aufgabenstellung, Kapazitäten, Ressourcen und der Wirkungs-
grad der genannten Organisationen sind allerdings so unterschiedlich, 
dass ihre gemeinsame Nennung unter der Überschri� »Regionalorganisa-
tionen« nicht seriös ist. Eine Di�erenzierung aufseiten der UNO wäre ins-
besondere erforderlich mit Blick auf die drei »europäischen Regionalorga-
nisationen« EU, OSZE und NATO. Die EU ist die weltweit bislang einzige 
Staatenföderation, ist aber mit ihren 28 Mitgliedsstaaten noch keineswegs 
eine Organisation, die repräsentativ wäre für ganz Europa. Diesen An-
spruch erfüllt als einzige die OSZE mit ihren 55 Mitgliedsstaaten (plus USA 
und Kanada). Darüber hinaus kommt die OSZE auch in ihrem Charakter 
der UNO am nächsten. Wie die UNO ist auch die OSZE eine kollektive Si-
cherheitsorganisation, in der die Mitglieder ihre Sicherheit untereinander 
organisieren und ein striktes zwischenstaatliches Gewaltverbot vereinbart 
haben. Die NATO ist das genaue Gegenteil der OSZE: eine ursprünglich 
rein westliche, seit Ende des Kalten Krieges um einige osteuropäische Staa-
ten erweiterte Militärallianz, die die Sicherheit ihrer Mitglieder nach 
außen, gegenüber anderen Staaten organisiert und daher zwangsläu�g vor 
allem um ihre militärische Stärke und Überlegenheit bemüht ist. Zudem 
ist die NATO eine Militärallianz, die ihren Au�rag und ihre Strategie seit 
Ende des Kalten Krieges ausgeweitet hat von der Verteidigung des Territo-
riums ihrer Mitgliedstaaten auf die Bekämpfung »globaler Bedrohungen« 
ihrer Interessen. 

Doch dieser sehr grundsätzliche Unterschied zwischen der OSZE und 
der NATO wird in der New Yorker UNO-Zentrale zumeist verwischt. 
Dies geschieht aus purer Not. Man meint dort, auf beide »europäischen 
Regionalorganisationen« angewiesen zu sein. Zumal die Mitgliedsstaa-
ten der UNO, darunter gerade auch die wohlhabenden und zu 90 Prozent 
identischen Mitglieder von NATO und EU nicht bereit sind, der UNO die 
dringend benötigten �nanziellen, personellen und logistischen Ressour-
cen zur Erfüllung ihrer Aufgaben außerhalb Europas zur Verfügung zu 
stellen. Insbesondere verweigern die NATO- und EU-Staaten der UNO 

gen zwischen den verschiedenen Volksgruppen zeitlich noch so nah und so 
präsent, dass die EU mit Deutschland in ihrem Führungstrio noch keine 
allseits akzeptierte Vermittlerrolle spielen konnte. Ein ähnliches Problem 
würde sich sicher stellen, wenn im Falle eines innerstaatlichen Gewaltkon-
�ikts in Südkorea, auf den Philippinen oder anderen asiatischen Staaten, 
die vor und während des Zweiten Weltkrieges von Japan besetzt waren, 
eine asiatische Regionalorganisation unter Beteiligung Japans die Vermitt-
lerrolle übernehmen würde. 

Für die Deeskalation der innerjugoslawischen Kon�ikte wäre es bes-
ser gewesen, die UNO hätte gleich von Beginn an die Vermittlerrolle 
übernommen. Und idealerweise wären auch die Truppenverbände der 
UNPROFOR und insbesondere ihre Kommandeure seinerzeit sämtlich 
aus außereuropäischen Ländern gekommen. Denn insbesondere Frank-
reich setzte über seine Truppenkontingente und Kommandostrukturen 
in der UNPROFOR und über ihren französischen Oberbefehlshaber Ge-
neral Bernard Janvier eigene nationale Interessen durch. Und dies geriet 
zum nachhaltigen Schaden der UNO-Mission. Es war der eng mit dem 
Milošević-Regime in Belgrad verbandelte General Janvier, an dessen wie-
derholtem Veto im Juli 1995 der rechtzeitige Einsatz von Lu�streitkrä�en 
zur Rettung der ostbosnischen UNO-Schutzzone Srebrenica scheiterte. 
General Janvier handelte auf ausdrückliche Weisung aus dem Büro des 
französischen Präsidenten Jacques Chirac. Nach der Eroberung Srebreni-
cas durch Truppen der nationalistischen Serben unter General Ratko 
Mladić wurden über 7000 männliche Muslime ermordet. Dieser größte 
Völkermord auf europäischem Boden seit dem Holocaust wurde danach 
wiederum pauschal »der UNO« als Scheitern und Versagen zur Last ge-
legt. Mit diesem Scheitern und Versagen der UNO rechtfertigten die NA-
TO-Staaten in späteren Jahren ihre militärischen »humanitären Inter-
ventionen« ohne Mandat des Sicherheitsrates. 

Doch trotz der eher negativen Erfahrung mit der Krisenbewältigung 
durch regionale Organisationen im Fall von Jugoslawien entwickelte sich 
unter Generalsekretär Ko� Annan ab 1997 in der New Yorker UNO-Zent-
rale eine verstärkte Tendenz, mit regionalen Organisationen zusammen-
zuarbeiten, Aufgaben an sie zu delegieren oder gar formale Kooperations-
abkommen zu schließen. Als »regionale Organisationen« bezeichnen 
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nationalen Behörden. 
3. Die weitere Zusammenarbeit wird einen signifikanten Beitrag dazu 

leisten, den Bedrohungen und Herausforderungen zu begegnen, auf 
die die internationale Gemeinschaft reagieren muss. Wir unterstrei-
chen daher die Bedeutung der Einrichtung eines Rahmens für Bera-
tung, Dialog und Zusammenarbeit, einschließlich eines je nach der 
Situation erforderlichen Austausches und Dialogs zu politischen und 
operationalen Fragen auf der Führungsebene sowie auf den Arbeits-
ebenen. Auch versichern wir erneut unsere Bereitschaft, innerhalb 
unserer jeweiligen Mandate und Möglichkeiten regionalen und sub-
regionalen Organisationen jeweils gewünschte und angemessene 
Unterstützung zu gewähren. 

4. Wir gehen davon aus, dass dieser Rahmen flexibel gestaltet werden 
muss und sich mit der Zeit weiterentwickelt. Daher vereinbaren wir, 
die Zusammenarbeit zwischen unseren Organisationen im Hinblick 
auf Fragen von gemeinsamem Interesse weiterzuentwickeln, ein-
schließlich, aber nicht beschränkt auf Kommunikation, Teilen von 
Informationen, einschließlich Fragen des Schutzes der Zivilbevölke-
rung, des Aufbaus von Kapazitäten, von Training und Übungen, Aus-
wertung von Lernergebnissen, Planung und Unterstützung für Even-
tualitäten und operationale Koordination und Unterstützung. 

5. Unsere Kooperation wird sich unter Berücksichtigung des spezifi-
schen Mandates, der speziellen Erfahrung, Verfahrensweisen und 
Möglichkeiten unserer jeweiligen Organisation in praktischer Hin-
sicht weiterentwickeln, um einen Beitrag zur internationalen Koordi-
nation bei der Reaktion auf globale Herausforderungen zu leisten. 

Vereinbart in New York am 23. September 2008. 

Jaap de Hoop Scheffer    Ban Ki-moon, 
Generalsekretär der NATO    Generalsekretär  
     der Vereinten Nationen

Soldaten, Transportmittel und andere militärische und logistische Res-
sourcen, wenn diese für UNO-Missionen zur Friedenserhaltung oder 

-durchsetzung in Regionen benötigt werden, in denen die NATO- und 
EU-Staaten keine eigenen Interessen haben. Dieser Erpressungszustand 
hat dazu geführt, dass UNO-Generalsekretär Ban Ki-moon im Septem-
ber 2008 ein weitgehendes Kooperationsabkommen mit der NATO ab-
schloss. Dass dem UNO-Generalsekretär dabei selber nicht ganz wohl 
war, beweist der Umstand, dass er dieses Abkommen mit der NATO im 
Geheimen abschloss, unter Überschreitung seiner in der UNO-Charta 
de�nierten Kompetenzen und unter Umgehung des Sicherheitsrates. Nur 
die drei westlichen Vetomächte des Rates und zugleich führenden NA-
TO-Mitglieder USA, Frankreich und Großbritannien waren eingeweiht. 
Sie hatten den UNO-Generalsekretär zur Unterzeichnung des Abkom-
mens gedrängt. Bis heute wird das Abkommen von der New Yorker 
UNO-Zentrale o�ziell unter Verschluss gehalten. Dem Autor liegt eine 
Kopie der Erklärung in einer ino�ziellen deutschen Übersetzung vor 
(Wortlaut siehe Kasten). 

Wortlaut des Kooperationsabkommens zwischen UNO und NATO
»1. Wir, der Generalsekretär der Vereinten Nationen und der Generalse-

kretär der NATO, versichern erneut unsere Verpflichtung, den interna-
tionalen Frieden und die internationale Sicherheit aufrechtzuerhal-
ten. 

2. Unsere gemeinsamen Erfahrungen haben den Wert effektiver und ef-
fizienter Koordination unserer Organisationen erwiesen. Wir haben 
eine operative Zusammenarbeit, beispielsweise bei der Friedenser-
haltung auf dem Balkan und in Afghanistan, entwickelt, wo von der 
UNO autorisierte und von der NATO geführte Operationen gleichzei-
tig mit Friedenseinsätzen der UNO arbeiten. Wir sind zudem zusam-
men und gemeinsam mit weiteren Partnern zur Unterstützung von re-
gionalen und subregionalen Organisationen tätig geworden. Weiter 
hat die NATO Pakistan 2005 während der Uno-Katastrophenhilfsak-
tionen Material und Personal zur Verfügung gestellt. Unsere Zusam-
menarbeit wird geleitet von der UNO-Charta, international anerkann-
ten humanitären Prinzipien und Richtlinien und der Abstimmung mit 
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schen Wiedervereinigung die NATO nicht über das vereinte Deutsch-
land hinaus nach Osten auszudehnen. Wichtigster Kronzeuge für die 
Existenz dieses Versprechens – das in der aktuellen Debatte über die 
Hintergründe für den Ukraine-Kon�ikt von mancher Seite bestritten 
wird – ist der damalige US-Botscha�er in Moskau, James Matlock. Er 
war bei den Gesprächen von US-Außenminister Baker mit Gorbatschow 
und Schewardnadse anwesend und hat den Wortlaut der Unterredung 
mit dem damals gegebenen Versprechen inzwischen in verschiedenen 
Verö�entlichungen dokumentiert. Auch Bundesaußenminister Genscher 
bestätigte das von ihm und Kohl gegebene Versprechen am Tag seiner 
Rückkehr aus Moskau nach Bonn am 12. Februar 1990 auf dem Weiter-
�ug zur KSZE-Konferenz nach Ottawa gegenüber drei Journalisten, dar-
unter der Autor dieses Buches. 

Doch statt diese Versprechen auf eine gesamteuropäische Entwick-
lung unter gleichberechtigter Beteiligung Russlands umzusetzen und 
nach dem Zerfall des Warschauer Paktes auch die NATO zugunsten der 
KSZE aufzulösen, betrieben die NATO-Mitgliedsstaaten die Expansion 
der westlichen Militärallianz nach Osten bis an die russische Grenze. 
Über die Vorstufen des »NATO-Kooperationsrates (ab Ende 1991) sowie 
des Programms »Partnerscha� für den Frieden« (ab Anfang 1994) wur-
den zunächst Polen, Ungarn und Tschechien an die NATO herangeführt 
und schließlich 1999 als Vollmitglieder aufgenommen. 2004 folgten die 
Slowakei, Bulgarien und Rumänien sowie die ehemals zur Sowjetunion 
gehörenden drei baltischen Staaten Estland, Lettland und Litauen. Bei 
ihrem Gipfeltre�en im Jahre 2008 formulierten die Staats- und Regie-
rungschefs der 28 NATO-Staaten ausdrücklich die Option für eine späte-
re Mitgliedscha� auch der Ukraine, Georgiens und Moldawiens. 

Um die russischen Bedenken gegen ihre Expansion gen Osten zu zer-
streuen, bot die NATO Moskau 1997 die Scha�ung eines »NATO-Russ-
land-Rates« (NRR) zur Koordination und Kooperation an. Doch in den 
wesentlichen sicherheitspolitischen Streitfragen und Krisen der letzten 17 
Jahre wurde dieses Gremium von der NATO entweder gar nicht genutzt 
oder es wurde Russland immer nur eine zweitrangige Rolle zugestanden. 
So führte die NATO ihren völkerrechtswidrigen Lu�krieg gegen Serbien/
Montenegro (»Kosovo-Krieg«) vom Frühjahr 1999 gegen die Bedenken 

Schwächung der OSZE seit der NATO-Osterweiterung

Gerne wird in der New Yorker UNO-Zentrale auch übersehen, wie sehr 
die eine »europäische Regionalorganisation« NATO die gesamteuropäi-
sche Regionalorganisation OSZE seit Ende des Kalten Krieges geschwächt 
und handlungsunfähig gemacht hat. Dabei bestand nach dem Fall der 
Berliner Mauer im November 1989 die historische Chance, Russland mit 
gleichen Rechten und P�ichten in das »Gemeinsame Europäische Haus« 
einzubinden, das Michail Gorbatschow, der von 1985 bis 1991 amtierende 
letzte Präsident der Sowjetunion und Generalsekretär der Kommunisti-
schen Partei damals anstrebte. Institutioneller Rahmen für dieses »Ge-
meinsame Haus« sollte die Konferenz für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa (KSZE) werden, die 1975 in Helsinki von den damals 23 
Mitgliedsländern der beiden konkurrierenden Militärblöcke sowie den 
zwölf blockfreien Staaten Europas von Finnland über Jugoslawien bis zur 
Schweiz gegründet wurde. Zunächst sah es so noch so aus, als würde die-
se historische Chance für eine gesamteuropäische Friedensordnung un-
ter gleichberechtigter Beteiligung Russlands auch von den NATO-Staa-
ten ergri�en. »Der KSZE-Prozess ist ein Herzstück der gesamteuropäischen 
Architektur« erklärte Ende November 1989 der damalige westdeutsche 
Bundeskanzler Helmut Kohl in seinem »Zehn-Punkte-Programm zur 
Überwindung der Teilung Deutschlands und Europas«. Beim KSZE-Gip-
feltre�en im November 1990 in Paris verabschiedeten die Staats- und Re-
gierungschefs der 35 Mitgliedsländer die »Charta für ein neues Europa«. 
Darin verp�ichteten sie sich, auf allen Ebenen und ganz ausdrücklich 
auch bei der Sicherheitspolitik zusammenzuarbeiten, Streitfälle aus-
schließlich mit friedlichen Mitteln zu lösen, sowie die KSZE politisch 
und institutionell zu stärken und auszubauen. 

Das gebrochene Versprechen des Westens die NATO nicht 
nach Osten auszudehnen

Im Februar 1990 hatten der deutsche Bundeskanzler Helmut Kohl und 
sein Außenminister Hans-Dietrich Genscher sowie US-Außenminister 
James Baker bei Gesprächen mit Gorbatschow und dessen Außenminis-
ter Eduard Schewardnadse in Moskau fest versprochen, im Fall der deut-
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rechtswidrige Annexion der ukrainischen Krim. Diese Annexion sowie 
die hybride Kriegsführung in der Ukraine zeigen mehr noch als Russ-
lands militärisches Eingreifen 2008 in Georgien, dass auch Moskau sich 
trotz aller rhetorischen Bekenntnisse zur OSZE kaum mehr um die Nor-
men dieser Organisation schert. Die große Zustimmung in der russi-
schen Bevölkerung – und gerade auch Gorbatschows – zur Annexion der 
Krim ist nur verständlich vor dem Hintergrund der Enttäuschungserfah-
rungen Russlands mit dem Westen seit 1989. 

Dabei zeigt gerade die inzwischen zum heißen Krieg eskalierte Uk-
raine-Krise, wie dringend notwendig eine handlungsfähige OSZE als 
Rahmen und Instrument zur Deeskalation und politischen Lösung von 
Kon�ikten auf dem eurasischen Kontinent wäre; sie ist darin durch keine 
andere Organisation ersetzbar.

Die OSZE im Ukraine-Konflikt: starkes Engagement mit 
sehr dürftigem Ergebnis

Tatsächlich hat die Ukraine-Krise die OSZE und ihre Schweizer Präsi-
dentscha� im Jahr 2014 stärker beschä�igt als jeder andere Kon�ikt seit 
den jugoslawischen Zerfallskriegen in den 90er-Jahren. Das Ergebnis des 
vielfältigen OSZE-Engagements im Ukraine-Kon�ikt ist allerdings dürf-
tig. Die ständige gewaltsame Eskalation des Kon�ikts mit bis Ende Janu-
ar 2015 rund 4800 Toten und über 900 000 Flüchtlingen aus der Ostuk-
raine und der von Russland völkerrechtswidrig annektierten Krim 
konnte die OSZE nicht verhindern. Der Anfang September 2014 in Minsk 
unter Vermittlung der OSZE vereinbarte Wa�enstillstand für die Ostuk-
raine wurde von den Kon�iktparteien ebenso wenig eingehalten, wie an-
dere Abmachungen und Zusagen. Selbst ihre Aufgabe der Kon�iktbeob-
achtung konnte die OSZE nur sehr unzureichend erfüllen. 

Hauptgrund für dieses dür�ige Ergebnis des OSZE-Engagements 
sind die schon seit vielen Jahren völlig unzureichenden �nanziellen, per-
sonellen und logistischen (Transportmittel usw.) Ressourcen, die die 57 
Teilnehmerstaaten für die Arbeit der OSZE zur Verfügung stellen. Hinzu 
kommt die besonders starke politische Blockade der OSZE in diesem Uk-
raine-Kon�ikt, da die Schwergewichte unter ihren Mitgliedern, Russland, 

Russlands. Ein im Herbst 1998 vom US-Botscha�er bei der NATO in 
Brüssel, Alexander Vershbow präsentierter Vorschlag für die Stationie-
rung einer gemeinsamen, vom UNO-Sicherheitsrat mandatierten ameri-
kanisch-russischen Blauhelmtruppe im Kosovo wurde in Washington 
und den Hauptstädten anderer NATO-Staaten verworfen. Auch die spä-
tere völkerrechtliche Anerkennung des von Serbien abgespaltenen Koso-
vos, die Russlands Präsident Vladimir Putin im aktuellen Ukraine-Kon-
�ikt als Präzedenzfall zur Rechtfertigung seiner Annexion der Krim 
heranzieht, wurde von den NATO-Staaten gegen erhebliche Bedenken 
Moskaus vollzogen. 

Bei dem geplanten »Raketenabwehrprogramm« der NATO, das sich 
nach o�zieller Darstellung gegen vermeintliche Bedrohungen aus Iran 
und anderen Staaten des Nahen und Mittleren Ostens richtet, und dessen 
wesentliche Teile in Rumänien, Polen sowie eventuell in Tschechien und 
Rumänien stationiert werden sollen, hat die NATO Russland zwar zur 
Teilnahme eingeladen. Doch eine gleichberechtigte Beteiligung Russ-
lands an der Planung, Stationierung und dem Betrieb der Au�lärungsra-
dars und Raketenstellungen sowie an kün�igen Entscheidungen über 
den Einsatz der Abwehrraketen will die NATO nicht zulassen. Daher hält 
sich – nicht nur in Moskau, sondern auch bei unabhängigen westlichen 
Rüstungsexperten – der Verdacht, dass sich das »Raketenabwehrpro-
gramm« der NATO in Wahrheit gegen Russland richtet. 

Parallel zur Ostausdehnung der NATO verlief der Prozess der Ver-
nachlässigung sowie politischen und materiellen Auszehrung und 
Schwächung der OSZE. 

Der völkerrechtswidrige Lu�krieg der NATO gegen Serbien/Monte-
negro 1999 war ein eklatanter Verstoß nicht nur gegen die UNO-Charta, 
sondern auch gegen alle Normen und Vereinbarungen der KSZE/OSZE 
und trug erheblich zur Unterminierung dieser einzigen gesamteuropäi-
schen Institution bei. Ähnliches gilt für die in Folge dieses Krieges voll-
zogene Anerkennung der Eigenstaatlichkeit Kosovos. Wie schon damals 
befürchtet, ist die Abspaltung und Anerkennung Kosovos zu einem Prä-
zedenzfall geworden, mit dem die Serben in der ostbosnischen Republika 
Srpska ihren Abspaltungswillen von Bosnien-Herzegowina ebenso zu 
rechtfertigen suchen, wie Russlands Präsident Vladimir Putin die völker-
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und der Tschechien zusammen mit ihren fünf ukrainischen Begleitsol-
daten von russischstämmigen Rebellen in der Ostukraine gefangenge-
nommen. Die Geiselnehmer behaupteten, die sieben Militärbeobachter 
seien Spione. Ein völlig unhaltbarer Vorwurf, den sich in Deutschland 
aber auch Politiker der Linkspartei zu eigen machten, und der zu einem 
Imageschaden für die OSZE führte. Erst nach intensiven Verhandlungen 
und der Einschaltung der Regierung Putin in Moskau wurden die OS-
ZE-Geiseln nach neun Tagen wieder freigelassen. 

Zur Beobachtung der Präsidentscha�swahlen vom 26. Mai 2014 
entsandte das Büro für demokratische Institutionen und Menschenrech-
te der OSZE Wahlbeobachter, die einen ordnungsgemäßen Ablauf dieser 
Wahl ohne relevante Störungen oder Manipulationen bestätigten. Zu 
diesem Ergebnis kamen die OSZE-Beobachter auch nach den Parla-
mentswahlen vom 26. Oktober 2014 – allerdings mit der gravierenden 
Einschränkung, dass die Menschen in den von russischstämmigen Auf-
ständischen besetzten Regionen der Ostukraine sowie auf der Krim an 
diesen Wahlen nicht teilnehmen konnten. Zu den von den Aufständi-
schen in den besetzten »Volksrepubliken« Donezk und Lugansk durchge-
führten Regionalwahlen vom 2. November entsandte die OSZE keine Be-
obachter. Denn diese Regionalwahlen wurden unter Verstoß gegen die 
Minsker Vereinbarung vom 5. September 2014 durchgeführt, gemäß der 
die Wahlen erst am 7. Dezember sowie unter anderen Bedingungen statt-
�nden sollten. Zentraler Punkt der Minsker Vereinbarung war die Ver-
einbarung eines sofortigen Wa�enstillstandes zwischen den Rebellen 
und den ukrainischen Regierungsstreitkrä�en in den umkämp�en Ge-
bieten der Ostukraine. Beide Seiten haben diese Vereinbarung inzwi-
schen völlig zu Makulatur gemacht. 

Die OSZE-Hochkommissarin für nationale Minderheiten, Astrid 
�ors kritisierte Ende November 2014 zum wiederholten Male die Verlet-
zung der Grund- und Menschenrechte der Krimtataren sowie der nicht 
russischstämmigen Ukrainer auf der Krim durch die nach der Annexion 
von Moskau eingesetzten Behörden. Dunja Mijatovic, die OSZE-Beauf-
tragte für die Freiheit der Medien monierte schon mehrfach den Miss-
brauch von Presse-Abzeichen im Kon�ikt in der Ostukraine. 

Ein kleiner, aber mutmaßlich zu später Erfolg gelang der OSZE in der 

die EU-Staaten und die USA zu den Kon�iktparteien gehören. Und 
schließlich fehlte der Schweizer OSZE-Präsidentscha� der Mut zu eigen-
ständigen Initiativen. 

Im Februar 2014 befassten sich erstmals der Ständige Rat der 57 Bot-
scha�er in der Wiener OSZE-Zentrale und die Parlamentarische Ver-
sammlung mit Abgeordneten aus allen Teilnehmerstaaten mit dem Uk-
raine-Kon�ikt. Kurz darauf ersuchte UNO-Generalsekretär Ban 
Ki-moon die OSZE, aktiv zu werden. Die OSZE-Abteilung für die Füh-
rung nationaler Dialoge bei innerstaatlichen Kon�ikten bot sich der uk-
rainischen Regierung und der Opposition als Gesprächsvermittler an. 
Anfang März beschloss der Ständige Rat mit der von der OSZE-Satzung 
vorgeschriebenen Zustimmung aller 57 Teilnehmerstaaten zunächst ein-
mal für sechs Monate die Entsendung von bis zu 500 Kon�iktbeobach-
tern (Special Monitor Mission, SMS). Bereits diese Zahl war angesichts 
der Größe der zu beobachtenden Kon�iktregion viel zu gering. Und da 
die Teilnehmerstaaten nur sehr zögerlich Personal zur Verfügung stell-
ten, waren bis Juli 2014 lediglich 100 Beobachter tatsächlich vor Ort. An-
gesichts der Eskalation des Kon�ikts wurde die Beobachtermission im 
Oktober zwar bis März 2015 verlängert. Doch Ende 2014 befanden sich 
nach wie vor nur knapp 300 OSZE-Beobachter in der Ukraine. Ihre Be-
wegungsfreiheit ist – entgegen der gültigen OSZE-Regeln für derartige 
Missionen sowie entgegen ausdrücklicher Zusagen der Kon�iktparteien 

– weiterhin erheblich eingeschränkt. Von russischstämmigen Bewa�ne-
ten völlig verhindert wurde der Zugang der OSZE-Beobachter zur Krim 
im Vorfeld des mit Hilfe von Soldaten und Wa�en aus Russland durchge-
setzten Abspaltungsreferendums vom 16. März. Das Referendum fand 
ohne internationale Beobachter statt. Sein Ergebnis ist allein schon aus 
diesem Grund völkerrechtlich null und nichtig. 

Zusätzlich zu der vom Ständigen Rat entsandten Beobachtermission 
forderte die ukrainische Regierung ab März 2014 mehrfach bilateral bei 
den Regierungen anderer OSZE-Staaten kleine Teams von unbewa�ne-
ten Militärbeobachtern an. Grundlage für derartige Anforderungen ist 
eine OSZE-Vereinbarung über gegenseitige vertrauensbildende Maßnah-
men von Anfang der 90er-Jahre. Ende April 2014 wurde ein siebenköp�-
ges Team von Militärbeobachtern aus Deutschland, Polen, Dänemark 
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gen der Ukraine-Krise betro�en sind. Doch leider hat die Schweiz diese 
aktive Rolle nur sehr unzureichend wahrgenommen. So hätte Außenmi-
nister Didier Burkhalter auch ohne vorherige Absegnung durch die 57 
OSZE-Teilnehmerstaaten spätestens bei der Genfer Ukraine-Konferenz 
Mitte April 2014 ö�entlich mit jeweils drei, vier klaren Forderungen an 
Moskau und Kiew zur Deeskalation au�reten müssen. Das hätte dem 
Kon�ikt vielleicht eine andere Dynamik gegeben. Selbst bei seinem Be-
such in Moskau im Juni 2014 hätte der OSZE-Vorsitzende mit entspre-
chenden Forderungen an beide Kon�iktparteien und einem selbstbe-
wussteren Au�reten zumindest verhindern können, dass sein Besuch 
von Putin und den staatlichen Medien für die russische Propaganda inst-
rumentalisiert wurde. 

Die Ängstlichkeit Burkhalters erinnert an die letzte Schweizer OS-
ZE-Präsidentscha� im Jahre 1996. Nach dem Bosnien-Friedensabkom-
men von Dayton im Dezember 1995 drang die Clinton-Administration in 
Washington auf die schnelle Durchführung von Wahlen in Bosnien-Her-
zegowina. Davor warnten die Jugoslawien-Experten im EDA (Eidgenös-
sisches Departement für auswärtige Angelegenheiten) ihren Chef Flavio 
Cotti. Sie fürchteten, bei zu frühen Wahlen könnten die Kandidatinnen 
und Kandidaten der nationalistischen Parteien der Serben, Kroaten und 
muslimischen Bosniaken demokratisch legitimiert und auf Jahre hinaus 
in ihren Ämtern bestätigt werden, weil neue Parteien noch nicht existier-
ten oder noch zu schwach waren. Doch nach einem Besuch von 
US-Außenminister Madeleine Albright in Bern �el Cotti um und setzte 
die Wahlen für September 1996 an. Die Wahlergebnisse bestätigten alle 
Befürchtungen. 

Am 1. Januar 2015 hat die Regierung Serbiens den OSZE-Vorsitz für 
ein Jahr übernommen. Von ihr sind leider noch weniger Impulse für eine 
Überwindung des Ukraine-Kon�ikts zu erwarten. Die wirtscha�lich ka-
tastrophale Lage des Landes, für die keine Aussicht auf Besserung in 
Sicht ist, spielt den nationalistischen und russophilen Krä�en in die 
Hände, für die Putin der große Held ist. Das zeigte zuletzt Mitte Novem-
ber 2014 der von Tausenden umjubelte Belgrader Au�ritt von Vojislav Se-
sely, des wegen einer Krebserkrankung aus dem Gefängnis des Den Haa-
ger Jugoslawien-Tribunals der UNO entlassenen Kriegsverbrechers und 

letzten Novemberwoche 2014. Nach ihren Vermittlungsbemühungen er-
laubten die russischstämmigen Rebellen niederländischen Ermittlern 
erstmals den Zugang zu einigen Absturzstellen von Trümmern des mal-
aysischen Passagier�ugzeuges, das am 17. Juli über der Ukraine abge-
schossen worden war. Allerdings herrscht auch bei der OSZE die Be-
fürchtung, dass alle Trümmerteile, die Aufschluss darüber hätten geben 
können, wer das Flugzeug abgeschossen hat, inzwischen längst beseitigt 
worden sind. 

Fast völlig gescheitert ist die OSZE mit der Aufgabe, die Grenze zwi-
schen Russland und der Ukraine zu überwachen und den Verkehr von 
Wa�en, militärischem Personal sowie Hilfsgüterkonvois zu registrieren. 
Ein entsprechendes Mandat hatte der Ständige Rat der 57 Teilnehmer-
staaten erstmals am 24. Juli 2014 beschlossen. Die Grenze ist 2300 Kilo-
meter lang, davon gelten 500 Kilometer als kritisch. Bis Ende November 
waren entlang der gesamten Grenze jedoch lediglich 16 OSZE-Beobach-
ter stationiert – und das auch nur an den beiden o�ziellen Übergängen 
Gukovo und Donezk. Allein an diesen beiden Posten registrierten die 
OSZE-Beobachter in der zweiten Novemberwoche 665 Männer in Mili-
tärkleidung, die in beide Richtungen die Grenze überquerten. Am 23. No-
vember 2014 wurde die Grenzmission der OSZE noch einmal um einen 
Monat verlängert und auf 22 Beobachter aufgestockt. 

Seit Spätherbst 2014 wurde der OSZE immer häu�ger sowohl von 
Russland und den russischstämmigen Rebellen in der Ostukraine wie 
von der Regierung in Kiew Parteinahme für die jeweils andere Seite vor-
geworfen. Auch häu�en sich die gewaltsamen Angri�e auf OSZE-Beob-
achter mit dem Ziel, sie einzuschüchtern, ihre Bewegungsfreiheit einzu-
schränken und von Inspektionen abzuhalten. 

Die Handlungsfähigkeit der OSZE ist abgesehen von �nanziellen und 
personellen Ressourcen und dem politischen Willen gewichtiger Teil-
nehmerstaaten auch abhängig vom jeweiligen Vorsitzland und seinem 
Außenminister. Die Schweiz als Nichtmitglied von NATO und EU, die 
beide am Ukraine-Kon�ikt beteiligt sind, war geradezu prädestiniert für 
eine aktive Rolle zur Überwindung dieser Krise. Sogar noch mehr als 
Finnland und Schweden, die wegen ihrer geogra�schen Nähe zu Russ-
land und den baltischen Staaten zumindest indirekt von den Auswirkun-
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dest nicht in vorderster Linie an dem Kon�ikt beteiligt sind, die aber 
dennoch auch ein Interesse an seiner Deeskalation und Beilegung haben 
könnten. Denn eine Fortsetzung oder gar eine weitere Verschärfung des 
Kon�ikts zwischen NATO/EU und Russland hätte globale negative Aus-
wirkungen. Einige sind schon jetzt spürbar. Die enormen Spannungen 
zwischen den USA und Russland wegen der Ukraine erschweren zusätz-
lich die so dringend nötige Kooperation zwischen den beiden Mächten 
bei der Beendigung des syrischen Bürgerkrieges und anderer Kon�ikte. 
Die schwere Wirtscha�skrise, in die Russland in Folge der westlichen 
Sanktionen sowie zusätzlich wegen des deutlich gefallenen Weltmarkt-
preises für Öl geraten ist, werden zunehmend auch zum Problem für vie-
le Länder, die mit Russland Handel treiben und deren Unternehmen in 
Russland investieren. 

Notwendige Fehlerkorrekturen und Deeskalationsschritte 
der NATO

Die NATO-Staaten müssten in erster Linie – anstatt die Regierung in 
Kiew durch politischen Zuspruch und durch Wa�enlieferungen im Ziel 
eines Beitritt zur NATO zu bestärken – den Beschluss ihres Gipfels von 
2008 au�eben und die klare, auch für die Wahrnehmung in Moskau un-
zweideutige Entscheidung tre�en, dass eine NATO-Mitgliedscha� der 
Ukraine wie auch Georgiens und Moldawiens nicht geplant ist. Um diese 
Kon�iktpunkt mit Moskau aus der Welt zu scha�en, reicht es nicht aus, 
wenn die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel oder andere Regie-
rungsvertreter in anderen EU-Hauptstädten in Hintergrundgesprächen 
mit Journalisten die Einschätzung äußern, dass »die Ukraine weder der 
NATO noch der EU in den nächsten zwanzig Jahren beitreten« werde – 
weil »die Bedingungen schlicht nicht gegeben« seien. 

Zum zweiten müssten die Mitgliedsstaaten von NATO und EU die 
Sanktionen gegen Russland au�eben. Diese Sanktionen waren von Be-
ginn an zum Scheitern verurteilt gemessen an ihrem erklärten politi-
schen Ziel, die Regierung Putin zu einer Veränderung ihrer Haltung zu 
bewegen. Inzwischen wirken die Sanktionen sogar kontraproduktiv und 
erschweren eine Deeskalation des Kon�ikts und seine politische Lösung. 

früheren Chefs der Serbischen Radikalen Partei (SRS). Im schlimmsten 
Fall kommt es 2015 im Ukraine-Kon�ikt zu einer o�enen Parteinahme 
des OSZE-Vorsitzlandes Serbien für die Kon�iktpartei Russland. 

Zur Überwindung des Ukraine-Konflikts wird die UNO 
gebraucht

Ende Dezember 2014 begann in der weißrussischen Hauptstadt Minsk 
unter Vermittlung der OSZE eine neue Verhandlungsrunde zwischen der 
ukrainischen Regierung und den Aufständischen aus den ostukraini-
schen Provinzen Donezk und Lugansk. Vorrangiges Ziel dieser Verhand-
lungen waren die Sicherung des bereits Anfang September vereinbarten, 
aber seitdem von beiden Seiten immer wieder gebrochenen Wa�enstill-
standes, die Entzerrung der Frontlinien, der Abzug schwerer Wa�en und 
andere Schritte zur Deeskalation und dauerha�en Beendigung der mili-
tärischen Auseinandersetzungen. Auch die Wiederaufnahme von Sozial-
leistungen und anderen Zahlungen an die Städte in den von den Aufstän-
dischen kontrollierten Regionen, die die Regierung in Kiew Anfang 
November eingestellt hatte, stand auf der Tagesordnung. Doch die Ver-
handlungen erbrachten keine Fortschritte. Stattdessen eskalierten ab 
Anfang Januar wieder die militärischen Auseinandersetzungen in der 
Ostukraine. Die Bemühungen der OSZE und der Regierungen Deutsch-
lands und Frankreichs, die Kon�iktparteien wieder an den Verhand-
lungstisch zu bringen, waren bei Redaktionsschluss dieses Buches Ende 
Januar noch nicht von Erfolg gekrönt. 

Doch selbst wenn es gelingen sollte, den Krieg in der Ostukraine zu 
beenden, wäre der hinter den innerukrainischen Auseinandersetzungen 
stehende geopolitische Großkon�ikt zwischen Russland und den Mit-
gliedsstaaten von NATO und EU damit noch keineswegs überwunden. 
Voraussetzung dafür wäre, dass diese Kon�iktparteien ihre Fehler und 
falsche Politik der letzten Jahre korrigieren. 

Die UNO könnte den Kon�iktparteien dazu verhelfen, in einen 
Deeskalationsprozess einzusteigen. Der Sicherheitsrat ist aus den oben 
genannten Gründen das ungeeignete Gremium. Erforderlich wäre eine 
gemeinsame Initiative von UNO-Mitgliedsstaaten, die nicht oder zumin-
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dringlich ist dabei eine Verfassungsgarantie für sprachliche und sonstige 
Minderheitenrechte sowie eine Dezentralisierung des Landes, die den 
Provinzen mehr Kompetenzen gibt. Letzteres ist keineswegs nur eine 
Forderung, die in den ostukrainischen Provinzen mit einem hohen rus-
sischstämmigen Bevölkerungsanteil erhoben wird, sondern auch in 
westlichen Regionen des Landes. 

Erforderliche Fehlerkorrekturen und Deeskalationsschritte 
Russlands:

Die Regierung Russlands müsste eine eindeutige Garantieerklärung ab-
geben für die staatliche Souveränität der Ukraine und die Unverletzlich-
keit ihrer seit dem Zerfall der Sowjetunion bestehenden nationalen 
Grenzen. In der konkreten Umsetzung dieser Garantieerklärung müsste 
Moskau jegliche Unterstützung der Aufständischen in der Ostukraine 
mit Wa�en, Kämpfern oder �nanziellen Mitteln umfassend und nach-
prü
ar einstellen. 

Zudem müsste Moskau die im März 2014 vollzogene Annexion der 
Krim für hinfällig erklären und einem von der UNO durchgeführten Re-
ferendum über die Zukun� der Halbinsel zustimmen. Bei diesem Refe-
rendum dür�en die Bewohner der Krim anders als im März 2014 nicht 
nur die Wahlmöglichkeit haben zwischen einem Verbleib in der Ukraine 
unter Beibehaltung des bis März 2014 gültigen Status quo und einer Se-
zession und dem Beitritt zu Russland. Zur Entscheidung stehen müsste 
auch die dritte Option eines Verbleibs in der Ukraine mit einem weitge-
henden Autonomie-Status. Schließlich müsste Moskau eine Garantieer-
klärung abgeben für gesicherte Gaslieferungen in die Ukraine und die 
im April 2014 verkündete drastische Preiserhöhung von bis zu 80 Prozent 
zurücknehmen. 

Erforderliche Deeskalationsschritte beider Seiten

Die NATO-Staaten und Russland müssten ihre seit Frühjahr 2014 ver-
stärkten militärischen Manövertätigkeiten entlang ihrer Außengrenzen, 
im internationalen europäischen Lu�raum sowie im Schwarzen Meer 

Die EU müsste zu der Einsicht gelangen, dass ihre seit etwa 2005 be-
triebene Ukraine-Politik, mit der sie Kiew vor die Entweder-Oder-Alter-
native einer Partnerscha� mit der EU oder mit Russland stellte, dem 
Land nur geschadet hat. Denn die Ukraine ist zum einen ein in mehrfa-
cher Hinsicht gespaltenes Land – unter anderem in der Interpretation der 
historischen Ereignisse nach der Besetzung durch Nazideutschland 1941. 
Zum anderen ist die Ukraine für ihr wirtscha�liches Überleben unbe-
dingt angewiesen auf gute Handels- und Wirtscha�sbeziehungen sowohl 
mit Russland wie mit der EU sowie zunehmend auch mit China und an-
deren asiatischen Ländern. Hintergrund der verfehlten und in ihrer Wir-
kung schädlichen Ukraine-Politik der EU war ihre 2001 verkündete »Lis-
sabon-Strategie«. Diese Strategie hatte zum Ziel, die EU bis 2010 zum 
wirtscha�lich, technologisch und in anderer Hinsicht stärksten und 
wettbewerbsfähigsten »globalen Player« zu machen. Nach Überzeugung 
der damals verantwortlichen Brüsseler Strategen benötigte die EU für 
dieses Ziel zwei große Staaten wegen ihrer geogra�sche Lage und regio-
nalen Bedeutung wenn nicht Vollmitglied, so doch als eng angebundene 
Partner in einer Zoll- und Wirtscha�sunion: die Türkei und die Ukraine. 
Weitere 14 Länder, darunter die nordafrikanischen Maghrebstaaten so-
wie Israel, Syrien und Libanon sollten in abgestu�e Partnerscha�sbezie-
hungen an die EU angebunden werden und zu ihrem Ein�ussgebiet und 
ihrer vorgelagerten Peripherie werden. Das sind eindeutig geopolitische 
Zielsetzungen. Die EU verö�entliche diese Zielsetzungen 2004 allerdings 
unter dem verbrämenden Titel »Nachbarscha�spolitik«. Den Begri� 
»Geopolitik« benutzen die EU und ihre Mitgliedsregierungen lediglich 
als Vorwurf an Russland. 

Als dritte Deeskalationsmaßnahme müssten die westlichen Staaten 
die Regierung in Kiew zu der verbindlichen Zusicherung an Moskau be-
wegen, dass das noch unter dem ukrainischen Präsidenten Janukowitsch 
vereinbarte Stationierungsabkommen über den russischen Marinestütz-
punkt Sewastopol auf der Krim wie vorgesehen bis 2042 Bestand hat. 

Viertens sollten die westlichen Staaten die Auszahlung ihrer verspro-
chenen Kredite an Kiew in Höhe von 27 Milliarden US-Dollar bis zum 
Jahr 2019 abhängig machen von der konkreten Umsetzung der bereits im 
Sommer 2014 von der Regierung in Kiew zugesagten Reformen. Vor-



64 65

Eine entsprechende Initiative einer Gruppe von UNO-Mitgliedsstaa-
ten könnte auch den Rahmen bieten für Dreiergespräche zwischen der 
EU, Russland und der Ukraine darüber, wie eine Mitgliedscha� der Uk-
raine in der geplanten Zollunion mit der EU vereinbar gemacht werden 
kann mit der bislang schon bestehenden Zollunion der Ukraine mit 
Russland, ohne dass Russland mit Billigwaren aus der EU überschwemmt 
wird. Bei politischem Willen aller drei Beteiligten gäbe es für dieses Pro-
blem mit Sicherheit eine pragmatische Lösung. Sie könnte zum Vorbild 
werden für andere Weltregionen, in denen sich kün�ig möglicherweise 
ähnliche Probleme stellen werden. 

Israel/Palästina – eine politische Rolle  
der UNO bei der Konfliktlösung wird seit 
Jahrzehnten verhindert

Keiner anderen Herausforderung gegenüber erscheint die UNO so hand-
lungsunfähig und hil�os wie angesichts des Nahost-Kon�ikts. Und das 
schon mindestens seit dem Sechstage-Krieg vom Juni 1967, in dessen Er-
gebnis Israel die für einen palästinensischen Staat vorgesehene Westbank, 
den Gazastreifen sowie Ostjerusalem eroberte und bis heute völker-
rechtswidrig besetzt. Dabei missachten die israelischen Regierungen seit 
fast 50 Jahren sämtliche Beschlüsse der UNO – darunter auch völker-
rechtlich verbindliche Resolutionen des Sicherheitsrates –, die ein Ende 
der Besatzung fordern. Und im Unterschied zu den drei anderen Fällen 
seit Gründung der UNO, in denen ein Staat ein anderes Land längerfris-
tig besetzte (die Sowjetunion Afghanistan von Ende 1979 bis 1988; Irak 
Kuweit von August 1990 bis Januar 1991 und die USA Irak von 2003 bis 
2011), verschär� Israel sogar den Besatzungszustand durch fortgesetzte 
Besiedlung der besetzten Gebiete. Inzwischen leben über 650 000 illegale 
jüdische Siedler im Westjordanland und in Ostjerusalem. Der brutale, 
opfer- und zerstörungsreiche Gaza-Krieg zwischen Israel und der Hamas 

einstellen. Russland sollte die in die Nähe seiner westlichen Außengren-
ze verlegten Truppenverbände und schwerer Wa�en in ihre ursprüngli-
chen Stellungen zurückziehen. Die NATO sollte die beim Gipfel in Wales 
im September 2014 beschlossenen Pläne für die Aufstellung und Verle-
gung schneller Eingrei�ruppen nach Polen oder in die baltischen Staaten 
mit bis zu 5000 Soldaten (»Speerspitze«) rückgängig machen. 

Doch zu diesen und anderen konkreten Schritten der Deeskalation 
und der Korrektur vergangener Fehler sind die NATO- und EU-Staaten 
sowie Russland o�ensichtlich allein nicht in der Lage. Selbst ein westli-
cher Politiker wie der deutsche Außenminister Frank-Walter Steinmeier, 
der sich um Vermittlung im innerukrainischen Kon�ikt bemüht hat, 
eine sehr bedächtige Rhetorik gegenüber Moskau p�egt und ständig die 
Notwendigkeit des Gesprächs mit Russland betont, lässt bislang keine 
Bereitscha� zu diesen konkreten Schritten erkennen. Zumindest nicht 
ö�entlich. 

Der Kon�ikt zwischen Russland und dem Westen hat o�ensichtlich 
ein Stadium erreicht, wo auf beiden Seiten die Angst vorherrscht, eine 
Korrektur der eigenen Politik könne als Schwäche oder falsches Nachge-
ben gewertet werden und zum Gesichtsverlust führen. Wobei das Prob-
lem der Gesichtswahrung für Putin größer ist, als für die westlichen Poli-
tiker – auch weil er mit seiner Ukraine-Politik in der Bevölkerung des 
eigenen Landes zumindest bislang auf erheblich größere Zustimmung 
stößt, als die Regierungspolitiker in den meisten der NATO- und 
EU-Staaten. Auch aus diesem Grund wäre der Westen in einer besseren 
Position, die ersten Schritte zur Deeskalation zu unternehmen. 

Zur Gruppe von UNO-Mitgliedsstaaten, die der NATO/EU und Russ-
land ein Paket mit konkreten Vorschlägen zur Deeskalation des Ukrai-
ne-Kon�ikts unterbreitet, könnten die mit Russland verbundenen übri-
gen BRICS-Staaten Brasilien, Indien, China und Südafrika gehören, 
weiterhin die auch zur G-20 gehörenden Länder Australien, Argentinien, 
Mexiko, Indonesien und Südkorea. Aus Europa käme die Schweiz in Fra-
ge, die weder der EU noch der NATO angehört, eigene Wirtscha�sinter-
essen in Russland hat und zudem über diplomatisches Personal mit viel 
Wissen und Erfahrung aus Kon�ikten in diversen Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion verfügt. 
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Vom UNO-Teilungsplan von 1947- bis zur gescheiterten 
Palästina-Resolution vom Dezember 2014

Am Anfang des Engagements der UNO im Nahen Osten stand die »Tei-
lungsresolution 181« der Generalversammlung vom 27. November 1947. 
Diese Resolution sah auf dem bis dahin von Großbritannien verwalteten 
»Mandatsgebiet Palästina« die Bildung eines Staates Israel und eines Staa-
tes Palästina vor im Teilungsverhältnis von 54 zu 46 Prozent des Territori-
ums. Doch 69 Jahre und Hunderte Nahost-Resolutionen und -beschlüsse 
der UNO später existiert der Staat Palästina noch immer nicht. Die bis 
zum Redaktionsschluss dieses Buches letzte Befassung der UNO mit dem 
Nahostkon�ikt fand am 30. Dezember 2014 statt. Im Sicherheitsrat schei-
terte ein von Jordanien eingebrachter Resolutionsantrag. Er sah die Verein-
barung einer umfassenden Zweistaaten-Lösung bis Ende 2015 sowie den 
vollständigen Abzug Israels aus den besetzten Gebieten bis spätestens Ende 
2018 vor. Unter den 15 Mitgliedsstaaten des UNO-Sicherheitsrates erhielt 
der Antrag nur acht der für eine Annahme erforderlichen neun Ja-Stim-
men. Im Vorfeld der Abstimmung hatte die Obama-Administration insbe-
sondere auf die zehn nichtständigen Ratsmitglieder massiven Druck aus-
geübt, mit »Nein« zu votieren oder sich zumindest zu enthalten. Ruanda 
und andere nichtständige Ratsmitglieder gaben unter dem Druck aus Was-
hington ihre zuvor erklärte Absicht auf, dem Antrag zuzustimmen. Für 
den Fall, dass ihr Druck nicht ausreichen würde, eine Mehrheit von neun 
Ja-Stimmen zu verhindern, hatte die Obama-Administration angekündigt, 
sie werde den Resolutionsantrag durch ihr Veto zu Fall bringen. Diese Ab-
stimmung des UNO-Sicherheitsrates vom 30. Dezember 2014 liefert aller-
dings auch Indizien dafür, dass sich Washington bei seiner Nahostpolitik 
nicht mehr unbedingt auf die beiden westlichen Vetomächte Großbritan-
nien und Frankreich verlassen kann. Großbritannien enthielt sich der 
Stimme. Frankreich stimmte dem Resolutionsantrag sogar zu, wie auch 
die beiden anderen Vetomächte Russland und China. 

In Reaktion auf das Scheitern des Resolutionsantrages im UNO-Si-
cherheitsrat unterzeichnete der Chef der Palästinensischen Autonomie-
behörde, Mahmud Abbas die Beitrittsurkunde zum Internationalen 
Strafgerichtshof (ISTGH) sowie zu 19 weiteren internationalen Konventi-
onen (Abkommen). Nach dem Beitritt zum IStGH möchte Abbas vor 

im Sommer 2014 hat die Wahrnehmung von der hil�osen UNO noch 
weiter verstärkt und zum Eindruck vom globalen Chaos beigetragen. 

Doppelte Standards und Selektivität bei der Durchsetzung 
von Völkerrechts- und Menschenrechtsnormen

Die Enttäuschung und Frustration über die Unfähigkeit der UNO, den in 
immer kürzeren Abständen gewalttätig eskalierenden Kon�ikt zwischen 
Israel und den Palästinensern endlich zu beenden und eine politische Lö-
sung herbeizuführen, sind umso größer, als sich die Weltorganisation 
seit ihrer Gründung mit keinem anderen Kon�ikt so häu�g und so inten-
siv beschä�igt hat. Zu keinem anderen �ema haben die Generalver-
sammlung, der Sicherheitsrat, die Menschenrechtsgremien und andere 
Institutionen und Organisationen des UNO-Systems so viele Beschlüsse 
und Resolutionen gefasst. Und in keine andere Region der Erde hat die 
UNO in den letzten 70 Jahren so viele Blauhelm-Missionen, Sonderbe-
richterstatter, Untersuchungskommissionen und humanitäre Hilfsgüter 
entsandt, wie in den Nahen Osten. Doch auf der politischen Entschei-
dungsebene insbesondere des Sicherheitsrates ist die UNO seit Jahrzehn-
ten blockiert. In erster Linie, weil das ständige Ratsmitglied USA mittels 
seiner Vetomacht die Umsetzung von UNO-Resolutionen zur Lösung 
des Kon�ikts verhindert und die Kon�iktpartei Israel vor jedem e�ekti-
ven Druck schützt, sich an das Völkerrecht zu halten. In den allermeisten 
Fällen fand die westliche Führungsmacht USA für ihre Nahostpolitik 
auch die Unterstützung Deutschlands, Großbritanniens und anderer ge-
wichtiger Länder des Westens. Aus diesem Grund hat der israelisch-pa-
lästinensische Kon�ikt wie kein anderer weltweit zu der Wahrnehmung 
beigetragen, dass bei der Umsetzung der seit 1945 im UNO-Rahmen ver-
einbarten universellen Völkerrechts- und Menschenrechtsnormen Selek-
tivität und doppelte Standards herrschen. Das unterminiert und schwächt 
diese universellen Normen und die UNO. 

Eine detaillierte Darstellung des Engagements der UNO im Nahost-Konflikt seit 1947  
findet sich in den Basisinformationen 44 (»Die Vereinten Nationen und der Nahost-Konflikt«) 
der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen (DGVN). Zu finden unter:  
www.dgvn.de/un-basis-informationen 
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auch die restlichen 22 Prozent des ehemaligen Mandatsgebietes Palästina. 
Der Sicherheitsrat forderte darau�in in seiner Resolution 242 vom 
22. November 1967 den Rückzug Israels »aus (den) besetzten Gebieten, die 
während des jüngsten Kon�iktes besetzt wurden« im Gegenzug für eine 
Anerkennung des Staates Israel und die Respektierung seiner Sicherheit 
»frei von Bedrohung und Gewalt«. Alle 15 Ratsmitglieder, auch die USA, 
stimmten der Resolution 242 zu. Hinter dem einstimmigen Votum ver-
birgt sich allerdings ein Dissens und Interpretationsstreit, der bis heute 
anhält. In der ursprünglich von Großbritannien vorgelegten englischen 
Fassung der Resolution wird Israel zum »Rückzug von besetzen Gebie-
ten« (»withdrawl from occupied territories«) aufgefordert. Die französi-
sche Fassung fordert hingegen den »Rückzug von den besetzten Gebie-
ten« (»retrait des territoires occupés«). Die Sowjetunion hatte sich 
während der Textverhandlungen vergeblich für die noch klarere Formu-
lierung »Rückzug von allen besetzten Gebieten« eingesetzt. Israel beru� 
sich bis heute auf die englische Version von Resolution 242, die arabi-
schen Staaten beziehen sich auf die französische Fassung. 

Nach dem Jom Jom-Kippur-Krieg Israels gegen die vereinigten Streit-
krä�e Ägyptens und Syriens vom Oktober 1973 forderte der UNO-Si-
cherheitsrat in seiner ebenfalls einstimmig verabschiedeten Resolution 
338 »die beteiligten Parteien auf, sofort nach Einstellung des Feuers da-
mit zu beginnen, die Resolution 242 von 1967 in allen ihren Teilen durch-
zuführen«. 

Auf die beiden völkerrechtlich verbindlichen Resolutionen 242 und 
338 des UNO-Sicherheitsrates nehmen nicht nur alle weiteren Resolutio-
nen und Beschlüsse Bezug, die seitdem vom Rat, der Generalversamm-
lung oder anderen Gremien und Institutionen der UNO verabschiedet 
wurden. Auch alle seitdem ergri�enen diplomatischen Initiativen und 
vereinbarten Nahost-Abkommen vom ägyptisch-israelischen Friedens-
vertrag 1979 bis zum Oslo-Abkommen vom September 1993 zwischen Is-
rael und der Palästinensischen Befreiungsfront (Palestine Liberation Or-
ganisation, PLO) berufen sich auf diese beiden Resolutionen des 
UNO-Sicherheitsrates. 

dem Strafgerichtshof mutmaßliche Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschheit der israelischen Regierungsstreitkrä�e in den Ga-
za-Kriegen vom Sommer 2014 und von 2008/09 untersuchen lassen. Mit 
dem Beitritt der Palästinenser zum IStGH wird auch die Hamas der Ge-
richtsbarkeit der Strafgerichtshofes unterworfen, der ebenfalls Kriegs-
verbrechen und Verbrechen gegen die Menschheit in den beiden letzten 
Gaza-Kriegen vorgehalten werden. Dennoch stieß die Unterzeichnung 
der Beitrittsurkunde durch Abbas’ Schritt auf wütende Proteste der israe-
lischen Regierung und auf scharfe Kritik der Obama-Administration. 

Die Sabotage des UNO-Teilungsplans von 1947

Die israelische Seite nahm die UNO-Resolution 181 o�ziell an und rief 
am 14. Mai 1948 die Gründung ihres Staates aus. Wie israelische Histori-
ker nachgewiesen haben, hatte Staatsgründer David Ben Gurion zum da-
maligen Zeitpunkt allerdings Pläne, den israelischen Staat über die von 
der UNO zugedachten 56 Prozent des Territoriums hinaus auszudehnen. 
Die Palästinenser akzeptierten den UNO-Teilungsplan nicht. Sie erlebten 
die Gründung des Staates Israel als Katastrophe (»Nakba«) der Vertrei-
bung. und gingen mit Unterstützung der arabischen Staaten Ägypten, 
Syrien, Libanon und Jordanien militärisch gegen die israelische Seite vor. 
Aus den militärischen Auseinandersetzungen der Jahre 1948/49 ging Isra-
el als Sieger hervor und weitete sein Staatsgebiet bis zu den Wa�enstill-
standsvereinbarungen vom Frühjahr 1949 von 54 auf 78 Prozent des ehe-
maligen Mandatsgebietes Palästina aus. Bei diesen Vereinbarungen 
wurde mit grüner Tinte die »Grüne Linie« gezeichnet, die dann bis zum 
Sechstagekrieg von 1967 de facto die Außengrenze Israels markierte. 
Rund 750 000 Palästinenser wurden während der militärischen Ausein-
andersetzungen der Jahre 1948/49 aus ihren Häusern und Dörfern ver-
trieben. 

Anhaltender Interpretationsstreit über UNO-Resolution 242

Im Sechs-Tage-Krieg vom Juni 1967 besetzte Israel das Westjordanland 
(Westbank), den Gazastreifen und Ostjerusalem und kontrolliert damit 
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äußerten ihr Unterstützung für das Oslo-Abkommen und verließen sich 
auf die USA als ehrlichen Makler für seine Umsetzung. Doch das erwies 
sich in den folgenden Jahren als große Illusion. 

Frieden für immer weniger Land-der unzureichende Inhalt 
des Oslo-Abkommens 

Das erste Oslo-Abkommen basierte o�ziell auf dem Prinzip »Land für 
Frieden«. Beide Seiten erkannten sich erstmals gegenseitig an. Israel ak-
zeptierten die PLO als o�ziellen Vertreter der Palästinenser. Die PLO 
strich aus ihrer Gründungscharta alle Passagen, die die Vernichtung Is-
raels als Ziel enthielten. 

Das Abkommen und seine beiden 1994 und 1995 vereinbarten Nachfol-
geverträge (Gaza-Jericho- und Oslo-2-Abkommen) sahen einen Teilrück-
zug der israelischen Streitkrä�e aus den besetzten Gebieten vor sowie die 
Übertragung der Verantwortung im Gazastreifen und im Westjordanland 
auf eine »Palästinensische Autonomiebehörde«. Die Vereinbarung galt al-
lerdings nur für maximal ein Drittel des Westjordanlandes und nicht für 
die von jüdischen Siedlern bewohnten Gebiete sowie die israelischen Mili-
tärstützpunkte. Die völkerrechtswidrigen Siedlungen, der kün�ige Status 
Jerusalems, die Frage der Rückkehr der palästinensischen Flüchtlinge und 
andere strittige Kernprobleme wurden in dem Oslo-Abkommen noch 
nicht behandelt, sondern auf später verschoben. 

Die kurze Zeit der Hoffnung nach dem Oslo-Abkommen 

1994 wurden Israels Ministerpräsident Rabin und PLO-Chef Arafat mit 
dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet. 

Auch bei der israelischen Bevölkerung stieß die von Rabin eingeschla-
gene Verhandlungs- und Friedenspolitik gegenüber den Palästinensern 
auf breite Zustimmung. Bis zu 400 000 Menschen demonstrierten auf 
Kundgebungen der israelischen Friedensbewegung ihre Unterstützung 
für Rabins Politik. Doch bei der Siedlerbewegung und in der von Benja-
min Netanjahu geführten oppositionellen rechtskonservativen Likud-
partei stieß Rabin mit seiner Politik auf massive Ablehnung, Hass sowie 

Von der Madrid-Konferenz bis zur Roadmap des Nahost-
Quartetts – die UNO in der einflusslosen Nebenrolle

Trotz der Bezugnahme auf die beiden Sicherheitsrats-Resolutionen 242 
und 338 in allen seit 1967 erfolgten Beschlüssen, diplomatischen Initiati-
ven und Verträgen zum Nahostkon�ikt spielt die UNO seitdem nur eine 
ein�usslose Nebenrolle bei den Bemühungen zur Beilegung dieses Kon-
�iktes. Unter dem Druck des ersten Aufstandes der Palästinenser in der 
Westbank (1. Intifada 1987–1991) initiierten die USA nach dem Gol�rieg 
vom Frühjahr 1991, in dem eine US-geführte Streitmacht die irakischen 
Besatzungstruppen aus Kuweit vertrieben hatte, die Nahost-Konferenz 
von Madrid. Eingeladen wurden Israel, Syrien, Libanon und Jordanien. 
Die Palästinenser dur�en wegen israelischer Bedenken nur als Mitglie-
der der jordanischen Delegation teilnehmen. Alle Rahmenbedingungen 
für diese Konferenz bestimmte die Administration von Präsident George 
Bush sen. und Außenminister James Baker. Sie bemühte sich lediglich 
um die Sowjetunion als Mitveranstalter. Die UNO wurde von Washing-
ton bewusst aus dieser diplomatischen Initiative herausgehalten. Die 
Madrid-Konferenz vom Dezember 1991 und die in ihrer Nachfolge ge-
führten bilateralen und multilateralen Verhandlungsrunden erbrachten 
als einziges Ergebnis den 1994 vereinbarten Friedensvertrag zwischen 
Israel und Jordanien. 

Die Oslo-Abkommen – die UNO-Mitglieder verlassen sich 
auf die USA als Garantiemacht und ehrlichen Makler

Parallel zu dem Madrid-Prozess fanden auf Initiative der norwegischen 
Regierung zunächst geheim gehaltene bilaterale Verhandlungen zwischen 
Israel und den Palästinensern statt. Sie führten 1993 zur Vereinbarung des 
1. Oslo-Abkommens. Besiegelt wurde das Abkommen im September 1993 
mit einem historischen Handschlag zwischen Israels Ministerpräsident 
Yitzhak Jitzhak Rabin und PLO-Chef Yassir Jassir Arafat auf dem Rasen 
des Weißen Hauses in Washington. Präsident Bill Clinton übernahm dabei 
für die USA die Rolle der Garantiemacht für das Oslo-Abkommens. 

Die europäischen Staaten, Russland und alle anderen vorgeblich an 
einer Beilegung des Nahost-Kon�ikts interessierten Mitglieder der UNO 
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Im September 1999 nahmen die Streitparteien im ägyptischen Sharm 
El Sheikh die Verhandlungen zur Lösung der Kernprobleme wieder auf. 

Im Juli 2000 trafen sich Barak und Arafat unter Vermittlung von 
US-Präsident Bill Clinton in dessen Landsitz Camp David außerhalb von 
Washington D. C. Das war der letzte Versuch der Clinton-Administrati-
on, eine Übereinkun� zu erzielen über die zentralen Streitpunkte Status 
von Jerusalem, Flüchtlingsrückkehr, die Grenzziehung zwischen Israel 
und einem kün�igen Staate Palästina sowie über den Status der im West-
jordanland verbleibenden jüdischen Siedlungen. Ende Juli 2000 wurden 
die Verhandlungen von Camp David ergebnislos abgebrochen. 

»Arafats historischer Fehler« – und andere 
Propagandamärchen über das Scheitern der Camp  
Camp-David-Verhandlungen zwischen Israel und der PLO

US-Präsident Clinton erklärte, die Verhandlungen von Camp David sei-
en an der Frage von Jerusalem gescheitert. Er machte die Palästinenser 
dafür verantwortlich mit der Bemerkung: »Die Israeli haben sich mehr 
von ihrer ursprünglichen Position wegbewegt als die Palästinenser.«

Darüber hinaus verbreiteten die israelische Regierung und US-ameri-
kanische Medien die Behauptung, Ministerpräsident Barak habe in 
Camp David das weitreichendste Angebot vorgelegt, das Israel jemals ge-
macht habe. Und Arafat habe »den historischen Fehler« begangen, dieses 
weitreichende Angebot abzulehnen. Der Mythos vom weitreichenden 
Angebot Baraks und vom sturen »Nein« Arafats hält sich bis heute hart-
näckig. Nicht nur in den USA und in Israel, sondern auch in Diskursen 
über den Nahostkon�ikt in Deutschland, der Schweiz und anderen euro-
päischen Ländern. Tatsächlich handelt es sich dabei um eine reine Propa-
gandabehauptung. Der wichtigste Kronzeuge hierfür ist Robert Malley, 
unter Clinton Nahost-Experte im Nationalen Sicherheitsrat der USA und 
Mitglied des amerikanischen Teams bei den Camp-David-Verhandlun-
gen vom Juli 2000. 

Ein Jahr nach diesen Verhandlungen erschien am 8. Juli 2001 in der 
New York Times ein erster Artikel Malleys unter der Überschri� »Mär-
chen über das Scheitern von Camp David«. Er widerlegte darin einige 

persönliche Anfeindungen bis hin zu Morddrohungen. Auf Kundgebun-
gen der Likud-Partei, bei denen Oppositionsführer Netanjahu als Haupt-
redner au�rat, wurden Plakate mit Rabin in Nazi-Uniform gezeigt. Am 
4. November 2005 ging die Saat dieses Hasses auf. Nach einer Friedensde-
monstration in Tel Aviv wurde Rabin von einem rechtsradikalen jüdi-
schen Studenten erschossen. Ob es sich bei Rabins Mörder um einen Ein-
zeltäter handelte, oder ob er nur ausführendes Organ eines politischen 
Komplotts gegen den Ministerpräsidenten war, ist bis heute nicht geklärt. 

Rabins Nachfolger Shimon Peres, ebenfalls von der Arbeitspartei, 
setzte die Politik seines ermordeten Vorgängers fort und begann 1996 
Verhandlungen mit der PLO über die im Oslo-Abkommen noch ausge-
klammerten Kernprobleme. 

Netanjahu sabotiert den Oslo-Friedensprozess 

Doch bei den Wahlen im Mai 1996 gewann die rechtskonservative Li-
kud-Partei mit knapper Mehrheit. Netanjahu wurde Ministerpräsident. 
Er torpedierte den Friedensprozess insbesondere durch eine Intensivie-
rung der illegalen Besiedlung des Westjordanlands. Zudem verweigerte 
Netanjahu die Umsetzung zahlreicher Verp�ichtungen Israels aus den 
Oslo-Verträgen und brach die von Peres begonnen Verhandlungen mit 
den Palästinensern über die Lösung der in den Oslo-Verträgen ausge-
klammerten Kernprobleme wieder ab. 

Netanjahus o�ensive Siedlungspolitik führte zwar dazu, dass die EU 
die gesamte israelische Siedlungspolitik in den besetzten Gebieten für ille-
gal erklärte. Doch die USA als Garantiemacht der Oslo-Verträge unternah-
men nichts, um die israelische Regierung zur Umsetzung ihrer vertragli-
chen Verp�ichtungen zu bewegen. In Reaktion auf die Vertragsverletzungen 
Israels setzte auch die palästinensische Seite einige ihrer Verp�ichtungen 
aus den Oslo-Abkommen nicht um. 

Ende 1998 wurde Netanjahu wegen seiner Sabotage des Oslo-Frie-
densprozesses vom israelischen Parlament, der Knesset, per Misstrau-
ensvotum abgesetzt. Sein Nachfolger Ehud Barak von der Arbeitspartei 
kritisierte die unter Netanjahu forcierten Siedlungsaktivitäten im West-
jordanland ö�entlich als Verstoß gegen die Oslo-Verträge. 
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unter Anwar el-Sadat, Jordanien unter König Hussein, ganz zu schwei-
gen vom Syrien Hafez al-Assads – kam je auf die Idee, solche Kompro-
misse auch nur in Erwägung zu ziehen.«

In einem Artikel unter dem Titel »Camp David: Die Tragödie der 
Fehler« hatte Robert Mallay gemeinsam mit seinem Koautor Hussein 
Agha, einem mit den israelisch-palästinensischen Beziehungen bestens 
vertrauter libanesischer Professor an der Universität Oxford, bereits in 
der New York Review of Books vom 9. August 2000 darauf hingewiesen, 
dass Barak seine angeblich weitreichenden Angebote niemals in ver-
bindlicher schri�licher Form vorgelegt hatte. Tatsächlich seien die Pa-
lästinenser aufgefordert worden, sich mit einigen vagen Versprechungen 
zufriedenzugeben, die jederzeit wieder zurückgenommen werden konn-
ten. Die Autoren schreiben: »Streng genommen gab es niemals ein israe-
lisches Angebot. Entschlossen, die Position Israels im Fall des Scheitern 
zu erhalten und den Palästinensern keinen Vorteil durch einseitige 
Kompromisse zu verscha�en, blieben die Israeli immer einen bis mehre-
re Schritte vor einem Angebot stehen. In Camp David wurden die Vor-
schläge nie schri�lich niedergelegt, sondern immer nur mündlich über-
mittelt. 

Baraks Vorschläge waren alles andere als »unglaublich großzügige« 
Zugeständnisse an palästinensische Forderungen. Sein Angebot war kei-
ne Grundlage für einen lebensfähigen Palästinenserstaat, sondern für ein 
von Israel abhängiges und ihm untergeordnetes arabisches Ghetto. 

Die Vorschläge im Einzelnen gemäß Mallay/Agha:
•	 Die Vorschläge, die Barak im Juli 2000 in Camp David unterbreitete, 

sahen ein Palästina in vier voneinander getrennte Kantonen vor, die 
von Israel eingeschlossen sind: die nördliche Westbank, die zentrale 
Westbank, die südliche Westbank und Gaza. Ein Netzwerk von israe-
lisch kontrollierten Straßen und Militärposten sollten diese vier Kan-
tone wiederum unterteilen. Kein Teil Palästinas sollte an einen ande-
ren Teil angrenzen, und die Israeli sollten die Bewegungen der 
Bewohner und Güter kontrollieren, im Inneren wie nach außen. Da-
durch wäre sichergestellt worden, dass die palästinensische Wirt-
scha� ihrem mächtigeren Nachbarn vollständig unterworfen ist. 

•	 Israel sollte fast neun Prozent der besetzten Gebiete annektieren und 

Mythen, darunter die Behauptung, Barak sei nahe daran gewesen, die Si-
cherheit Israels aufs Spiel zu setzten, als er angeboten habe, »die meisten, 
wenn nicht alle legitimen Forderungen der Palästinenser zu erfüllen.«

Malley schrieb: »Es stimmt, was auf dem Tisch lag, war weitreichen-
der als alles, was ein israelischer Führer in der Vergangenheit diskutiert 
hatte – ob nun mit den Palästinensern oder mit Washington. Aber es war 
nicht das Traumangebot, als das es dargestellt wurde, zumindest nicht 
aus palästinensischer Sicht. 

Um die Siedler zu beruhigen, sollte Israel neun Prozent der Westbank 
annektieren, als Ausgleich sollte der Palästinenserstaat Souveränität über 
Teile des israelischen Kernlandes bekommen, von einem Neuntel der 
Größe des annektierten Landes. Ein Palästinenserstaat mit 91 Prozent der 
Westbank und Gaza war mehr, als die meisten Amerikaner und Israeli 
für möglich gehalten hätten, aber wie hätte Herr Arafat seinem Volk den 
Landtausch im Verhältnis neun zu eins erklären sollen?

In Jerusalem hätte Palästina Souveränität über viele arabische Viertel 
im Ostteil der Stadt sowie moslemische und christliche Viertel in der Alt-
stadt erhalten. Während es den Haram al al-Scharif verwalten sollte, in 
dem die drittheiligste moslemische Stätte, die Al-Aqsa-Moschee, steht, 
hätte Israel die Oberhoheit über dieses Gebiet behalten, das von den Ju-
den als Tempelberg bezeichnet wird.«

Malley machte in seinem Artikel in der New York Times vom 8. Juli 
2001 auch deutlich, dass die Palästinenser größere Zugeständnisse gemacht 
hatten:

»Die Palästinenser traten für einen Palästinenserstaat ein, der in den 
Grenzen vom 4. Juni 1967 neben Israel bestehen sollte. Sie akzeptierten, 
dass Israel das Territorium der Westbank mit Siedlungsblöcken annek-
tieren würde. Sie akzeptierten das Prinzip der israelischen Souveränität 
über die jüdischen Viertel in Ostjerusalem – Viertel die vor dem Sechsta-
gekrieg von 1967 nicht Teil des Staates Israel gewesen waren. Und wäh-
rend sie darauf bestanden, dass das Recht der Flüchtlinge auf Rückkehr 
anerkannt werde, waren sie bereit, es in einer Weise umzusetzen, die Is-
raels demogra�sche Zusammensetzung und Sicherheitsinteressen be-
rücksichtigte, und deshalb die Anzahl der Rückkehrer zu beschränken. 
Keine andere arabische Partei, die mit Israel verhandelt hatte – Ägypten 
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cho-Vertrages verp�ichtet war, »darunter ein dritter Teilrückzug von der 
Westbank, die Übergabe dreier an Jerusalem angrenzender Dörfer unter 
palästinensische Kontrolle und die Freilassung von Palästinensern, die 
wegen Taten eingesperrt waren, die vor dem Oslo-Abkommen begangen 
worden waren«.

Die beiden Autoren machten deutlich, dass Barak so vorging, um die 
Palästinenser vor ein Ultimatum zu stellen: Entweder Friede zu Israels 
Bedingungen oder, so die implizite Drohung, neue Gewalt. Der Kern von 
Baraks Plan war, sich die Unterstützung der Clinton-Regierung und Eu-
ropas zu sichern, um Arafat zu isolieren und ihn unter enormen Druck 
zu setzen. 

«»Die westlichen Länder wurden aufgefordert, Arafat Konsequenzen 
für seine Sturheit anzudrohen: die Schuld würde man den Palästinensern 
anlasten und die Beziehungen mit ihnen würden eingeschränkt werden«, 
schrieben Mallay und Agha. Und weiter: »Außerdem beschwor Barak die 
USA, während des Tre�ens in Camp David die ganze Zeit, keine Alterna-
tivmöglichkeiten oder weitere Verhandlungschancen für den Fall anzu-
deuten, dass der Gipfel scheitern würde.«

Diese Strategie Baraks brachte Arafat in eine ausweglose politische 
Situation. Denn unter den Palästinensern herrschte eine große Enttäu-
schung und Verärgerung über ihre Führung, da die von Arafat unter-
zeichneten Oslo-Vereinbarungen keine Verbesserungen ihrer sozialen, 
wirtscha�lichen und politischen Lage gebracht hatten. Die zwei Autoren 
schrieben: »Von Gaza und der Westbank aus gesehen las sich das Ver-
mächtnis von Oslo wie eine Aufzählung aufgeschobener oder unerfüllter 
Versprechen. Sechs Jahre nach den Verträgen gab es mehr israelische 
Siedlungen, weniger Bewegungsfreiheit und eine schlechtere wirtscha�-
liche Lage.«

Mallay und Agha gelangten zum Schluss: »Camp David scheint Ar-
afat in die schlimmsten Albträume versetzt zu haben. Es war ein Gipfel-
tre�en unter Hochspannung, das die Palästinenser unter Druck setzte, 
einer schnellen Vereinbarung zuzustimmen oder andernfalls erhöhte po-
litische und symbolische Kosten zu tragen. Dass die USA die Einladun-
gen zu Camp David aussprachen, obwohl sich Israel weigerte, seine frü-
heren Verp�ichtungen zu erfüllen, und obwohl sich Arafat mehr Zeit für 

bot im Austausch dafür nur ein Prozent von seinem eigenen Territo-
rium an. 

•	 Israel sollte die Kontrolle über weitere zehn Prozent der besetzten Ge-
biete in der Form einer »langfristigen Pacht« von unbestimmter Dau-
er erhalten. 

•	 Die Palästinenser sollten jeden Anspruch auf Ostjerusalem aufgeben, 
das sie als kün�ige Hauptstadt eines Palästinenserstaats vorgesehen 
hatten. Die palästinensische Verhandlungsdelegation gab zu, dass das 
in späteren Gesprächen modi�ziert wurde, mit einem Vorschlag, den 
Palästinensern Souveränität über isolierte arabische Viertel in Ostje-
rusalem einzuräumen. Diese Viertel sollten jedoch von israelisch 
kontrollierten Vierteln umgeben und nicht nur voneinander, sondern 
auch vom Rest des Palästinenserstaates getrennt sein. Barak bot Ar-
afat an, Tunnel zu bauen, damit der PLO-Führer die palästinensi-
schen Viertel besuchen könne, ohne einen Fuß auf israelisches Terri-
torium setzen zu müssen. 

•	 Israel sollte die Kontrolle über 69 jüdische Siedlungen in der West-
bank behalten, wo im Jahr 2000 rund 85 Prozent aller illegalen Siedler 
leben. Seit die Verträge von Oslo 1993 unterschrieben wurden, war 
der Bau von illegalen Siedlungen um 52 Prozent gestiegen, und die 
Zahl der Siedler, einschließlich derer in Ostjerusalem, hatte sich mehr 
als verdoppelt. 

•	 Die Palästinenser sollten jedes Recht auf Rückkehr nach Israel für 
diejenigen aufgeben, die seit seiner Gründung im Mai 1948 ge�üchtet 
waren. 

Barak unterbreitete diese Vorschläge eher als Drohung denn als Ver-
handlungsangebot. In den vorbereitenden Gesprächen zu den Camp Da-
vid-Verhandlungen erklärte er den Palästinensern mehrfach, Israel wer-
de sein »bestes und letztes Angebot vorlegen« und im Falle der Ablehnung 
durch die Palästinenser »unilaterale Maßnahmen ergreifen«. 

Zudem weigerte sich Barak nach Darstellung von Mallay und Agha in 
der New York Review of Books vom 9. August 2000 im Vorfeld der Ver-
handlungen, eine Reihe von Zwischenschritten zu verwirklichen, zu de-
nen Israel aufgrund der beiden Oslo-Abkommen und des Gaza-Jeri-
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lem. Doch Ende September 2000 trat Likudführer Ariel Scharon unter 
schwerer Bewachung auf dem Platz vor der Al-Aqsa-Moschee auf, um die 
jüdische Souveränität über den – unter jordanischer Treuhand-Verwal-
tung stehenden –Tempelberg zu demonstrieren. Diese Provokation sollte 
den Friedensprozess sabotieren und löste wütende Proteste unter den Pa-
lästinensern aus, die von israelischen Sicherheitskrä�en brutal niederge-
schlagen wurden. Dennoch blieben die Palästinenser noch weitere drei 
Monate im Gespräch mit israelischen Regierungsvertretern. 

Die Verhandlungen wurden schließlich im Dezember 2000 von Israel 
abgebrochen, weil Parlamentswahlen vor der Tür standen und »der 
Druck der israelischen ö�entlichen Meinung gegen die Gespräche zu 
groß war«, wie der damalige israelische Außenminister Schlomo Ben-
Ami erklärte. 

Bei den Wahlen im Februar 2001 erlitt Barak eine vernichtende Nie-
derlage gegen Likudführer Scharon. Damit war der Friedensprozess von 
Oslo endgültig gescheitert. 

Es ist fraglich, inwieweit die Verhandlungen in den Monaten nach 
Camp David auf Seiten Baraks noch mit ehrlichen Absichten geführt 
wurden. Die Clinton-Regierung bestellte die Unterhändler beider Seiten 
für den 27. September 2000 nach Washington ein. Am 28. September un-
ternahm Scharon seinen bewusst provozierenden Besuch in Ostjerusa-
lem. Barak hat Scharons Vorgehen nie kritisiert. Arafat behauptete, dass 
Barak sich direkt mit Scharon verschworen habe, »um den Friedenspro-
zess zu zerstören«. Er habe den Tempelberg als Mittel genutzt, »um das 
durchzusetzen, wofür sie sich entschieden hatten: den militärischen 
Plan«. 

Die UNO-Mitglieder bleiben passiv – trotz der 2. Intifada

Auch nach dem endgültigen Scheitern des Oslo-Prozesses, mit dem sich 
auch die Rolle der USA als angeblich »ehrlicher Makler« endgültig erle-
digt hatte, sahen sich die meisten anderen UNO-Mitgliedsstaaten nicht 
veranlasst, eigenständige Initiativen zur Beilegung des Nahost-Kon�ikts 
zu ergreifen. Und dies, obwohl die Frustration der Palästinenser nach 
dem provokativen Besuch Scharons auf dem Tempelberg zu einer zweiten 

Vorbereitungen erbeten hatte, musste seinen Eindruck einer amerika-
nisch-israelischen Verschwörung verstärken.«

Um Arafat nach Camp David zu bekommen, hatte ihm Clinton ver-
sprochen, dass die Palästinenser nicht für ein Scheitern verantwortlich 
gemacht würden. Dieses Versprechen wurde von Clinton sofort nach 
dem Scheitern gebrochen. 

Nach der Analyse von Malley und Agha mussten die Palästinenser 
ständig den Eindruck haben, über den Tisch gezogen zu werden. Das 
habe die amerikanische Pose des »ehrlichen Maklers« in Frage gestellt. 

Die Beispiele, die die beiden Autoren in ihrem Artikel anführen, er-
wecken den Eindruck, dass Clinton aktiv mit Barak zusammenarbeitete, 
um die Palästinenser zu zwingen, eine Lösung ähnlich den Bantustans 
unter dem südafrikanischen Apartheidregime zu akzeptieren. 

So schreiben sie über die Reaktion Clintons auf die Skepsis des paläs-
tinensischen Unterhändlers Abu Al’a gegenüber den Vorschlägen Baraks: 
»Der Präsident tobte: ›Das ist Betrug. Kein Gipfel. Ich lasse nicht zu, dass 
die Vereinigten Staaten Verhandlungen decken, die nicht ernstha� sind. 
Gehen wir!‹ Gegen Ende des Gipfels sagte ein wütender Clinton zu Ar-
afat: ›Wenn die Israeli Kompromisse machen können und Sie nicht, sollte 
ich heimgehen. Sie waren vierzehn Tage hier und haben zu allem nein 
gesagt. So etwas hat Folgen, ein Scheitern wird das Ende des Friedenspro-
zesses bedeuten. Lassen wir die Hölle losbrechen und die Konsequenzen 
tragen.‹«

Eine ultimative Drohung hing über den Köpfen der Palästinenser – 
entweder ihr unterschreibt Baraks Angebot und verabschiedet Euch da-
mit von jeder Aussicht auf einen lebensfähigen Staat, oder ihr seid nicht 
nur dem Zorn Israels, sondern auch dem der Vereinigten Staaten ausge-
setzt. 

Scharons Provokation auf dem Tempelberg und das 
endgültige Aus für den »Oslo- Friedensprozess«

Doch selbst nach dem Abbruch der Camp-David-Verhandlungen Ende 
Juli 2000 beteiligten sich die Palästinenser an weiteren, vertraulich ge-
führten Gesprächen mit israelischen Regierungsvertretern in Ostjerusa-
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«Die »Road Map« des Nahost-Quartetts vom Mai 2003
Ziele des »Fahrplans zum Frieden« (Road Map): Die »endgültige und 
umfassende Beilegung« des Konflikts zwischen Israel und den Paläs-
tinensern bis 2005. Dazu soll ein »unabhängiger, demokratischer und 
lebensfähiger palästinensischer Staat« errichtet werden, die 1967 von 
Israel besetzten Gebiete sollen zurückgegeben werden (Westjordanland, 
Gaza-Streifen und Ostjerusalem). Diese Ziele sollen in drei Stufen er-
reicht werden. 
1. Stufe: Beide Seiten müssen ein klares Bekenntnis zu den Zielen des 

Friedensplans abgeben, das heißt das Existenzrecht des israelischen 
und eines zu errichtenden palästinensischen Staates anerkennen 
und der Gewalt abschwören. Die palästinensische Autonomiebe-
hörde soll jeden verhaften, der einen Anschlag auf Israeli plant oder 
ausführt, und »terroristische Infrastrukturen« zerschlagen. Alle Si-
cherheitskräfte sind dem palästinensischen Innenminister zu unter-
stellen. Die Autonomiebehörde soll freie Wahlen abhalten. 

 Israel muss den Ausbau jüdischer Siedlungen in den Autonomiege-
bieten beenden und nach März 2001 illegal errichtete Siedlungen 
auflösen. Die Streitkräfte sollen aufhören, die Häuser militanter Pa-
lästinenser zu zerstören und aus den Autonomiegebieten abziehen. 

2. Stufe (ab Ende 2003): Israel soll den Palästinensern »ein möglichst 
zusammenhängendes Territorium« garantieren. Nach der Ratifikati-
on einer palästinensischen Verfassung soll eine internationale Kon-
ferenz die Gründung eines Staates mit vorläufigen Grenzen einleiten. 
Die Mitglieder des Nahost-Quartetts (USA, EU, UNO sowie Russland) 
verpflichten sich, für die internationale Anerkennung und eine UN-
Mitgliedschaft Palästinas zu werben. 

3. Stufe (2004–2005): Eine zweite internationale Konferenz entscheidet 
über den endgültigen Status des palästinensischen Staats ab 2005. 
Dabei sollen die Grenzen festgelegt und die Frage der Rückkehr pa-
lästinensischer Flüchtlinge, der Status Jerusalems sowie der Umgang 
mit den verbleibenden Siedlungen geklärt werden. Israel und die ara-
bischen Staaten sollen Frieden schließen. 

Als Mitglied des »Nahost-Quartetts« war die UNO zwar nominell wieder 
beteiligt an den Bemühungen zur Beilegung des Nahost-Kon�ikts. Doch 

Intifada im Westjordanland und im Gazastreifen eskalierte. Insbesonde-
re die Mitgliedsstaaten der EU verweigerten eine eigenständige politi-
sche Initiative im Nahen Osten weiterhin mit der feigen wie bequemen 
Begründung, nur die USA hätten den Ein�uss und die Instrumente zur 
Beilegung des Kon�ikts. 

Im März 2002 legte allerdings Saudi-Arabien einen Friedensplan vor, 
der wenig späte auch die Unterstützung der Arabischen Liga und der Or-
ganisation der Islamischen Staaten (OIC) erhielt. Nach dem saudischen 
Plan sollte sich Israel aus den seit 1967 besetzten Gebieten Westjordan-
land, Gazastreifen und Ostjerusalem sowie von den syrischen Golanhö-
hen zurückziehen. Der Plan ließ die Möglichkeit kleinerer Grenzkorrek-
turen, eines Gebietsaustauschs sowie einer israelischen Oberhoheit über 
den jüdischen Teil der Altstadt einschließlich der Klagemauer o�en. Im 
Gegenzug würden die Arabische Liga und deren 22 Mitgliedsstaaten den 
Staat Israel anerkennen, Sicherheitsgarantien geben, Frieden schließen 
und ihre Beziehungen zur Regierung in Tel Aviv normalisieren. 

Der saudische Friedensplan stieß zwar auf rhetorischen Beifall bei 
US-Präsident George Bush, bei der EU in Brüssel und bei PLO-Führer 
Arafat. Selbst die israelische Regierung Israel reagierte zunächst nicht ne-
gativ, sondern abwartend. Doch aktive Unterstützung erhielt der Plan in 
keiner der westlichen Hauptstädte und auch nicht in Tel Aviv. Und ange-
sichts der im Frühsommer 2002 beginnenden politischen Eskalation hin 
zum anglo-amerikanischen Krieg gegen Irak vom März 2003 geriet der 
saudische Friedensplan bald wieder in Vergessenheit. 

Wie zur Kompensation ihres von einer großen Mehrheit der 193 
UNO-Mitglieder kritisierten völkerrechtswidrigen Krieges gegen Irak 
präsentierten im April 2003 zunächst US-Präsident George Bush und der 
britische Premierminister Tony Blair im April 2003 einen »Fahrplan zum 
Frieden« (»Roadmap for Peace«) im Nahen Osten. Nach einigen unwe-
sentlichen Korrekturen stellten sich auch Russland, die EU sowie die 
UNO – durch Generalsekretär Ko� Annan – hinter die »Road Map«, die 
seit Mai 2003 als eine gemeinsame Initiative des »Nahost-Quartetts« gilt. 
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table Vorbedingung der Palästinenser« zurück. Zugleich setzte die Oba-
ma-Administration den Chef der Palästinensischen Autonomiebehörde 
weiter unter Druck, sich wieder auf Verhandlungen mit der israelischen 
Regierung einzulassen. 

Letzte Verhandlungsrunde 

Zur bislang letzten Verhandlungsrunde nach fast dreijähriger Unterbre-
chung kamen Israeli und Palästinenser Mitte August 2013 zusammen. 
Initiiert wurde die neue Runde von US-Außenminister John Kerry. Die 
Obama-Administration sah sich unter internationalem Druck, zumin-
dest den Schein von Bemühungen um eine Friedenslösung zu erwecken. 
Denn am 29. November 2012, dem 65. Jahrestag der UNO-Teilungsresolu-
tion 181 von 1947, hatte die Generalversammlung mit großer Mehrheit für 
die Aufwertung »Palästinas« von einer Organisation mit Beobachtersta-
tus zum »beobachtenden Nichtmitgliedstaat« gestimmt. Diesen Status 
des »beobachtenden Nichtmitgliedstaates« hatte auch die Schweiz bis zu 
ihrem Beitritt als Vollmitglied der Weltorganisation im Jahr 2002. 

139 der 193 Mitglieder der UNO-Generalversammlung stimmten für 
den von Mahmud Abbas eingebrachten Antrag auf Aufwertung Palästin-
as, darunter auch die EU-Staaten Frankreich, Italien, Spanien, Portugal, 
Österreich, Dänemark und Luxemburg. Auch die Schweiz und Norwegen 
votierten mit Ja. 41 Länder, unter ihnen Großbritannien und Deutsch-
land, enthielten sich der Stimme. Lediglich die USA, Israel sowie Mikro-
nesien und sechs weitere Pazi�kinseln und Kleinstaaten stimmten mit 
Nein. Dieses Abstimmungsergebnis in der UNO-Generalversammlung 
war eine herbe diplomatische Niederlage für die USA. Zunächst war es 
der Obama-Administration auch mit massivem Druck auf Palästinenser-
führer Mahmud Abbas nicht gelungen, diesen von der Einbringung des 
Antrages auf Aufwertung Palästinas abzubringen. Auch von den Dro-
hungen Israels mit �nanziellen Repressalien ließ sich Abbas nicht ein-
schüchtern. Darau�in versuchte die Obama-Administration in Demar-
chen an die Regierungen fast aller anderen 192 UNO-Mitgliedsstaaten, 
diese zur Ablehnung des Antrages zu bewegen. Der Vorgang zeigt, dass 
die Mitgliedsstaaten der UNO-Generalversammlung bei entsprechen-

die Durchsetzung der in der »Road Map« formulierten Schritte und Ziele 
wurde von UNO-Generalsekretär Ko� Annan weiterhin allein den USA 
überlassen. Auch die Quartett-Mitglieder EU und Russland entwickelten 
hierzu kein eigenständiges Engagement. 

Das »Nahost-Quartett« – das o�ziell bis heute fortbesteht – und sein 
»Fahrplan zum Frieden« waren eine reine Alibiübung. Um den Schein 
von Kompromissbereitscha� zu wahren, beteiligte sich die israelische 
Regierung bis zum Jahr 2009 zwar an Verhandlungen. Zugleich aber 
trieb sie den Bau illegaler Siedlungen im Westjordanland immer stärker 
voran. Inzwischen ist die Realität in Israel und in den besetzten Gebieten 
noch viel weiter von den in der »Road Map« formulierten Zielen entfernt, 
als bei ihrer Verkündung im Mai 2003. Die Zahl der illegalen Siedler in 
der Westbank und im Großraum Ostjerusalem wurde in den letzten 
zwölf Jahren von 310 000 auf inzwischen auf über 650 000 mehr als ver-
doppelt. Minister der Koalitionsregierung von Benjamin Netanjahu, der 
im März 2009 erneut Ministerpräsident wurde, machen immer unver-
hohlener deutlich, dass sie keinen palästinensischen Staat wollen, son-
dern ein Groß-Israel auf dem gesamten Gebiet vom Mittelmeer bis zum 
Jordan anstreben. 

Obama schürt und enttäuscht Hoffnung auf »gerechten 
Zweistaaten-Frieden« 

Im April 2009 verkündete US-Präsident Barack Obama in seiner Kairoer 
Rede zwar die Absicht, in seiner Amtszeit einen »gerechten Zweistaa-
ten-Frieden« zwischen Israel und den Palästinensern herbeizuführen. 
Und als »Vorbedingung« für Verhandlungen zwischen beiden Seiten for-
derte der US-Präsident von der Regierung Netanjahu einen Stopp des 
Siedlungsbaus. Doch Washington unternahm erneut nichts, um diese 
Forderung auch durchzusetzen. Unter dem Ein�uss der wohlorganisier-
ten israelischen Regierungslobby in den USA ließ die Obama-Administ-
ration die »Vorbedingung« für Verhandlungen bereits im Herbst 2009 
wieder fallen. Hillary Clinton, die damalige Außenministerin und wahr-
scheinliche Präsidentscha�skandidatin der Demokraten im November 
2016, wies die Forderung aus Obamas Kairoer Rede sogar als »unakzep-
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schärfstens kritisiert. Zugleich behauptete der US-Diplomat damals jedoch, 
das »zentrale Problem« der Nahostregion sei nicht der israelisch-palästi-
nensische Kon�ikt, sondern die »Bedrohung durch die schiitische Achse 
der Bösen, bestehend aus Iran, Syrien, der Hisbollah im Libanon und der 
Hamas im Gazastreifen«. »Alle verfügbaren politischen, wirtscha�lichen 
und militärischen Ressourcen« müssten auf die »Bekämpfung und Zerstö-
rung dieser schiitische Achse des Bösen konzentriert werden«, forderte In-
dyk. Der Kampf gegen diese »schiitische Achse der Bösen« lasse sich »nur 
gewinnen durch eine Achse der Guten, bestehend aus den USA, Israel, den 
gemäßigten sunnitischen arabischen Staaten und Europa«. 

Bei den zahlreichen Tagungseilnehmern aus Ägypten, Syrien, Liba-
non, Jordanien und anderen arabischen Ländern stieß der Aufruf des 
US-Diplomaten zum innerislamischen Krieg zwischen Schiiten und Sun-
niten auf blankes Entsetzen. Inzwischen ist dieser Krieg nicht nur im 
Irak und in Syrien zur blutigen Realität geworden. 

Der »unabhängige Staat Palästina« schrumpft von 46 auf 
sechs 6 Prozent des ursprünglich vorgesehenen Territoriums

Die sehr fragwürdige Person des Vermittlers für die letzte israelisch-pa-
lästinensische Verhandlungen ist jedoch nur einer der Gründe, warum 
diese Verhandlungen von vornherein zum Scheitern verurteilt waren, 
und warum zu keinem Zeitpunkt der neunmonatigen Gespräche auch 
nur der Hauch einer Chance bestand auf ein tragfähiges Ergebnis für 
eine dauerha�e Lösung und Befriedung des israelisch-palästinensischen 
Kon�ikts. 

Denn die von Premierminister Netanjahu geführte israelische Regie-
rung wäre bei der letzten Verhandlungsrunde nur zu einer minimalen 
Korrektur der seit 1967 durch völkerrechtswidrige Besatzung und Besied-
lung gescha�enen Fakten bereit gewesen. Das zeigt ein ursprünglich ge-
heimes Dokument, das US-Außenminister Kerry schon Monate vor Ver-
handlungsbeginn im August 2013 mit Netanjahu vereinbarte. In dem 
inzwischen durch eine Indiskretion bekannt gewordenen Dokument leg-
ten die USA und Israel die Parameter für ein kün�iges Abkommen fest. 

Danach sollte die über 750 Kilometer lange, aus hohen Mauern oder 

dem politischen Willen durchaus eine Rolle spielen könnten bei der 
Überwindung des Nahost-Kon�ikts. 

Als die Obama-Administration wenige Wochen nach der Abstim-
mung vom 29. November 2012 ihre Initiative für neue Verhandlungen 
zwischen Israel und den Palästinensern ankündigte, verbreitete sich in 
der Generalversammlung allerdings erneut die Illusion, derartige Ver-
handlungen könnten zu einer gerechten Zweistaaten-Lösung führen. 

US-Außenminister Kerry schürte diese Illusion mit seiner Vorgabe 
für die dann im August 2013 erö�nete neue Verhandlungsrunde: Inner-
halb von sechs bis neun Monaten – also spätestens bis Ende April 2014 – 
sollten sich beide Seiten auf ein Friedensabkommen einigen sowie auf die 
Scha�ung eines »unabhängigen Palästinenserstaates«. Genauere Vorga-
ben für die Grenzen dieses Staates machte Kerry allerdings nicht. Auch 
von einem Stop des weiteren israelischen Siedlungsbaus in der besetzen 
Westbank, den US-Präsident Barack Obama noch im April 2009 zur 
»Vorbedingung« für Verhandlungen erklärt hatte, war keine Rede mehr. 

Kerry kündigte zudem an, dass im Unterschied zu allen früheren Ver-
handlungsrunden diesmal »sämtliche Kernfragen des Kon�ikts« auf den 
Tisch kommen sollten, wie die Grenzziehung, das Flüchtlingsproblem, 
der Status von Jerusalem, Sicherheitsregelungen und die Wasservertei-
lung. 

Nahostvermittler der USA ruft zum innerislamischen Krieg 
zwischen Schiiten und Sunniten auf 

Als direkten Vermittler entsandte Kerry den ehemaligen US-Botscha�er 
in Israel zu Zeiten der Administration von Präsident Bill Clinton (1992–
2000) Martin Indyk an den Verhandlungstisch. Schon diese Personalent-
scheidung führte bei Kennern der US-Diplomatie im Nahen Osten zu 
erheblichen Zweifeln an einem Verhandlungserfolg und am Willen der 
Obama-Administration, tatsächlich eine gerechte Zweistaaten-Lösung 
herbeiführen zu wollen. 

Denn auf einer großen Nahost-Tagung der grünen »Heinrich-Böll-Stif-
tung« in Berlin im Jahr 2004 hatte Indyk zwar die Politik des amtierenden 
Präsidenten George Bush und insbesondere dessen Krieg gegen Irak 
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lung der Westbank. Mit der Ankündigung mehrerer neuer illegaler Sied-
lungsprojekte kurz vor Verhandlungsbeginn Mitte August 2013 machte 
der israelische Regierungschef deutlich, dass er kein Interesse an einem 
Abkommen mit den Palästinensern über eine Zweistaaten-Lösung hat. Es 
ging nur darum, den Palästinensern in den Augen der Weltö�entlichkeit 
die Schuld für das Scheitern der Verhandlungen zuzuschieben. 

Gewalteskalation nach Verhandlungsabbruch

Seit dem Abbruch der Verhandlungen nach Ablauf der von Kerry gesetz-
ten Frist Ende April 2014 haben sich die politische Lage und das Gewalt-
niveau in Israel und in den besetzten und belagerten Gebieten Westbank, 
Gazastreifen und Ostjerusalem noch weiter verschär�. Nach der Ermor-
dung zunächst dreier jüdischer Siedler durch die Hamas und dann eines 
palästinensischen Jugendlichen in der Westbank durch jüdische Siedler 
eskalierte die Situation zum zweiten Gaza-Krieg zwischen Israel und der 
Hamas seit der Jahreswende 2008/09. Erst nach 51 Tagen konnte der 
Krieg durch Vermittlung des damaligen ägyptischen Präsidenten Mursi 
beendet werden. Mehr als 2100 Palästinenser im Gaza-Streifen wurden 
durch die Angri�e der israelischen Lu�wa�e getötet, etwa dreimal so vie-
le Menschen verletzt. Auf israelischer Seite wurde 71 Menschen durch 
Raketen der Hamas getötet. Die Zahl der Todesopfer war noch höher als 
beim Gaza-Krieg 2008/09, der 1416 Tote auf palästinensischer und 13 Tote 
in Israel forderte. Im Sommer 2014 zerstörte oder beschädigte die israeli-
sche Lu�wa�e nach Angaben des UNO-Koordinationsbüros für huma-
nitäre Angelegenheiten (O�ce for the coordination of humanitarian af-
fairs, OCHA) in Genf über 18 000 Wohnhäuser im Gazastreifen und 
große Teile der überlebenswichtigen Infrastruktur des von über 1, 5 Mil-
lionen Menschen bewohnten Territoriums. Auf einer Geberkonferenz 
zur Finanzierung des Wiederau
aus im Gaza im Oktober 2014 verspra-
chen die 30 Teilnehmerstaaten insgesamt 4, 3 Milliarden Euro. Bis Ende 
Januar 2015 waren aber erst zehn Prozent der versprochenen Summe tat-
sächlich eingegangen. Zu diesem Zeitpunkt, als im Gazastreifen der 
Winter mit Schnee, Stürmen und eisigen Temperaturen einsetzte, waren 
noch über 100 000 Menschen, deren Häuser im Krieg völlig zerstört wur-

einem Zaun bestehende Sperranlage, die Israel seit 2003 errichtete, und 
die zu über 80 Prozent bis zu sechs Kilometer tief auf besetztem Gebiet 
der Westbank verläu�, kün�ig als »Sicherheitsgrenze« Israels dienen und 
als »vorläu�ge Grenze des palästinensischen Staates«. Lediglich inner-
halb der Parameter dieser Sperranlage sollte ein Tausch umstrittener Ge-
biete ausgehandelt werden – allerdings von »nicht mehr als acht bis zehn 
Prozent« des gesamten Territoriums der von Israel besetzten Westbank. 

Der Bau neuer Siedlungsprojekte in der Westbank sollte laut diesem 
in Washington und Tel Aviv vereinbarten Dokument lediglich in den 
Außenposten einiger bestehender Siedlungen eingefroren werden. 

Diese Bestimmung sollte allerdings nicht für Bauprojekte in den 
großen Siedlergemeinden in der Umgebung von Jerusalem und im Jor-
dantal sowie für »andere dichtbesiedelte jüdische Wohngebiete»gelten. 
Siedler in Außenposten, deren weiterer Ausbau eingefroren wird, sollten 
entscheiden können, ob sie die israelische Staatsbürgerscha� annehmen. 

Mit Blick auf die über fünf Millionen palästinensischen Flüchtlinge, 
die nach den Bestimmungen der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 
das Individualrecht auf Rückkehr haben, heißt es in dem Dokument, 
dass lediglich »einigen Familien« die Rückkehr in ihre Heimatorte in der 
Westbank oder im Gazastreifen erlaubt werden soll. Der Rest solle �nan-
ziell entschädigt werden oder »in arabische Staaten, insbesondere in die 
Golfstaaten emigrieren und die dortige Staatsbürgerscha� erhalten«. 

Das von Israel besetzte Ostjerusalem sollte zunächst für zehn Jahre 
einer gemeinsamen israelisch-palästinensisch-jordanischen Verwaltung 
unterstellt werden. Auch hier sollten die israelischen Einwohner ihre 
kün�ige Staatsbürgerscha� wählen können. Mit der Unterzeichnung ei-
nes kün�igen Abkommens sollten die Palästinenser Israel als den »Staat 
des jüdischen Volkes anerkennen«. 

Nach diesen zwischen den USA und Israel vor Verhandlungsbeginn 
vereinbarten Parametern für ein kün�iges Abkommen wären für einen 
»unabhängigen Staat Palästina« statt der im UNO-Teilungsplan von 1947 
festgelegten 46 Prozent des ehemaligen Mandatsgebietes Palästina nur 
noch sechs Prozent übrig geblieben. 

Für die Regierung Netanjahu diente die Teilnahme an der letzten 
Verhandlungsrunde lediglich zur Camou�age für die fortgesetzte Besied-
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Die USA sind mit 294 Millionen US-Dollar der größte nationale Geldge-
ber, gefolgt von Saudi-Arabien, das sich mit 151 Million US-Dollar betei-
ligte. Von der Europäischen Union kamen 2013 �nanzielle Zuwendungen 
in einer Gesamthöhe von 216 Millionen US-Dollar. 

Das Hilfswerk wurde als eine Organisation auf Zeit gegründet, die 
den Flüchtlingen und Vertriebenen bis zu einer politischen Regelung der 
Palästinafrage durch die Scha�ung eines palästinensischen Staates bei-
stehen sollte. Nach dem Nahost-Krieg von 1967 übernahm die UNRWA 
auch die Versorgung vieler Palästinenser in den von Israel besetzten und 
abgeriegelten Gebieten, bei denen es sich nicht um Flüchtlinge und Ver-
triebene aus den Jahren 1948/49 oder um ihre Nachkommen handelt. Die 
Tätigkeit der UNRWA bestand zunächst in der Bereitstellung von Nothil-
fe, also Lebensmitteln, Unterkün�en, Kleidung und der medizinischen 
Grundversorgung. Heute geht mehr als die Häl�e des UNRWA-Jahres-
haushaltes in die Erziehung, 20 Prozent ins Gesundheitswesen und 10 
Prozent in die Sozialhilfe; mit dem Rest werden die administrativen Kos-
ten bestritten. 

An den Amtssitzen der Organisation in Amman und Gaza sind etwa 
500 Personen beschä�igt. Der Großteil der 28 800 Bediensteten sind Pa-
lästinenser, nur 153 Dienstposten sind international besetzt. 

Die Tätigkeitsfelder der UNRWA Im Einzelnen:
Erziehung/Ausbildung. Etwa 485 000 Schüler besuchen die 666 

Grund- und Hauptschulen des Hilfswerks, deren Lehrplan dem der staat-
lichen Schulen angeglichen wurde. Wegen der großen Nachfrage nach 
Schulunterreicht sind in einem UNRWA-Schulgebäude o� zwei Schulen 
untergebracht. Der Unterricht �ndet dann in zwei Schichten statt. 

Nach der Hauptschule können palästinensische Kinder die Oberstufe 
einer ö�entlichen Mittelschule besuchen und sich um ein UNRWA-Sti-
pendium für eine Hochschule bewerben. Oder sie können versuchen, ei-
nen der etwa 5600 Studienplätze in einer der acht Berufsschulen bzw. 
Lehrerbildungsanstalten des Hilfswerks zu bekommen. Viele Absolven-
ten dieser Schulen fanden Stellen in den Golfstaaten und in anderen ara-
bischen Ländern. 

Gesundheit. Die UNRWA betreibt 127 Gesundheitszentren mit 96 
Zahnambulatorien, 90 Ausgabestellen für Zusatznahrung, 71 Milchaus-

den, ohne feste Unterkun�, weil den humanitären Organisationen der 
UNO das Geld fehlte für die Errichtung von Notunterkün�en. Mindes-
tens fünf Menschen starben bis Mitte Januar den Kältetod. 

UNO-Hilfswerk sichert Überleben von Millionen 
Palästinensern

Die Wiederau
aumaßnahmen im Gaza werden im Wesentlichen von 
humanitären Organisationen der UNO koordiniert und durchgeführt 
sowie durch das im Gaza-Streifen sehr aktive UNO-Hilfswerk für paläs-
tinensische Flüchtlinge im Nahen Osten (United Nations Relief and 
Works Agency for Palestine Refugees in the Near East (UNRWA) 

Das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im 
Nahen Osten (United Nations Relief and Works Agency for Palestine Re-
fugees in the Near East, UNRWA) ist ein temporäres Hilfsprogramm der 
Vereinten Nationen, das seit seiner Gründung 1949 regelmäßig um drei 
Jahre verlängert wurde (zuletzt bis zum 30. Juni 2017). Der Hauptsitz der 
UNRWA war zunächst Beirut. Infolge der Unruhen im Libanon wurde er 
1978 zunächst nach Wien und 1996 weiter nach Gaza-Stadt verlegt. Ein 
weiterer Hauptsitz existiert in der jordanischen Hauptstadt Amman. 

Zur Betreuung palästinensischer Flüchtlinge infolge des ersten Paläs-
tinakrieges richtete die UNO am 19. September 1948 zunächst den Son-
derfonds UNRPR (United Nations Relief for Palestine Refugees) ein. Das 
Ziel des Fonds bestand darin, Hilfsmaßnahmen zu koordinieren. Da dies 
jedoch nicht ausreichte, wurde die UNRWA gegründet. Sie nahm ihre 
Arbeit am 1. Mai 1950 auf und leistet seitdem Unterstützung bei der Be-
friedigung der Grundbedürfnisse von mittlerweile rund 4, 6 Millionen 
Menschen. Diese Zahl setzt sich zusammen aus den 914 000 Flüchtlingen, 
die 1950 registriert wurden sowie deren Nachkommen. 

Die UNRWA unterhält Flüchtlingslager und andere Einrichtungen in 
Jordanien, Syrien, Libanon, dem Gazastreifen und dem Westjordanland. 
Das reguläre Budget der UNRWA belief sich im Jahr 2013 auf insgesamt 
etwa 587 Millionen US-Dollar. Dazu kamen weitere 632 Millionen 
US-Dollar für Projekte. Das Gros der Finanzierung wird durch freiwilli-
ge Zahlungen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen sichergestellt. 
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als Besatzungsmacht und ihre negativen Auswirkungen für die Men-
schen wurden von den Mitarbeitern der UNRWA immer wieder doku-
mentiert. Und die israelische Regierung wurde von der UNRWA immer 
wieder aufgefordert, ihre Verp�ichtungen als Besatzungsmacht zu erfül-
len. Doch statt dieser Au�orderung nachzukommen warf die israelische 
Regierung im Gegenzug der UNRWA oder einzelnen ihrer Mitarbeiter 
Sympathien für die Hamas vor ohne jemals Beweise für diese Vorwürfe 
vorzulegen. Während der Präsidentscha� von George Bush in den Jahren 
2000 bis 2800 machten sich auch die USA derartige Vorwürfe zu eigen. 
2004 führten Israel und die USA eine regelrechte Kampagne gegen den 
damaligen UNRWA-Direktor Peter Hansen. 

Hansen, ein Däne, der seit 1996 an der Spitze der UNRWA stand, hat-
te mehrfach das Vorgehen der israelischen Streitkrä�e im damals noch 
von rund 7000 Soldaten besetzen Gaza-Streifen kritisiert. Der UNR-
WA-Chef monierte die willkürliche Zerstörung von Wohnhäusern an-
geblicher Hamas-Sympathisanten und den Beschuss ziviler Ziele durch 
die israelischen Soldaten. Und er kritisierte, dass die Abriegelung des Ga-
zastreifens zu Hunger unter den dort lebenden Flüchtlingen führe. 

Die israelische Regierung sowie auch Abgeordnete im US-Kongress 
forderten den Rücktritt des UNRWA-Direktors. Im Oktober 2004 veröf-
fentlichte die israelische Regierung ein Video der Armee, auf dem angeb-
lich zu sehen war, wie Hamas-Mitglieder eine Rakete in einem Kranken-
wagen der UNRWA transportierten. Doch das Video erwies sich als 
Fälschung, und die israelische Armee musste ihre falschen Vorwürfe ge-
gen die UNRWA zurücknehmen. 

Hansen warf der israelischen Regierung darau�in vor, sie habe »fal-
sche, absichtsvoll au�etzerische und bösartige Propaganda verbreitet«. 
2004 stand die Verlängerung von Hansens Amtszeit um weitere vier Jah-
re durch UNO-Generalsekretär Ko� Annan an. Der beratende Ausschuss 
der UNRWA, dem Vertreter aus 27 Staaten angehören, stimmte fast ge-
schlossen für eine Verlängerung. Nur die USA, größter Geldgeber der 
UNRWA unter den 193 UNO-Staaten votierte dagegen und lobbyierte 
zudem bei Annan massiv für die Ablösung Hansens. Annan gab dem 
Druck aus Washington nach. Im März 2005 musste Hansen den Posten 
des UNRWA-Direktors aufgeben. 

gabestellen, sechs Entbindungsheime, ein kleines Krankenhaus im West-
jordanland und eine Tuberkulosestation in Gaza, letzteres in Zusam-
menarbeit mit dem staatlichen Gesundheitswesen. Flüchtlingen/
Vertriebenen, die der stationären Behandlung bedürfen, stehen Betten in 
42 ö�entlichen und privaten Krankenhäusern zu Verfügung, die von der 
UNRWA subventioniert werden. 

Fürsorge und Sozialdienste. Die UNRWA betreut fast 300 000 Für-
sorgeempfänger (special hardship cases) in der Flüchtlings- und Vertrie-
benengemeinde. Im Gaza-Streifen versorgte die UNRWA im Jahr 2009 
etwa 750 000 Menschen mit Nahrungsmitteln. Die Zahl erhöhte sich in 
Folge der weitgehenden Abriegelung und Wirtscha�sblockade des Strei-
fens durch israelische Sicherheitskrä�e stetig weiter. Im November 2012 
wurden rund 800 000, im Sommer 2014 etwa 830 000 Menschen im Ga-
za-Streifen von der UNRWA mit Lebensmitteln versorgt. Nach dem Ga-
za-Krieg vom Sommer 2014 stieg die Zahl der Versorgungsbedür�igen 
auf über eine Million Menschen. 

Kleinkredite. Seit 1991 vergibt UNRWA Kleinkredite an Einzelunter-
nehmer und Kleinbetriebe. 

Die UNRWA im politischen Kreuzfeuer

Die Angri�e der israelischen Lu�wa�e auf zivile Ziele im Gazastreifen 
sowie die Abriegelung des Territoriums und die häu�ge Blockade der Lie-
ferung von Lebensmitteln und anderen überlebenswichtigen Gütern 
durch israelische Sicherheitskrä�e sind ein schwerer Verstoß gegen das 
humanitäre Völkerrecht. Laut Völkerrecht ist Israel als Besatzungsmacht 
verantwortlich für das Überleben der Menschen in den besetzten Gebie-
ten und für die Sicherung ihrer Grundbedürfnisse. Mit der Abriegelung 
des Gazastreifens und der Wirtscha�sblockade, die verstößt Israel gegen 
diese völkerrechtliche Verp�ichtung. Die israelische Regierung versucht, 
diese Maßnahmen, die unterschiedslos alle Einwohner des Gazastreifens 
tre�en, als Strafaktionen für Raketenangri�e der Hamas zu rechtfertigen. 
Derartige »kollektive Strafmaßnahmen« sind durch die 4. Genfer Kon-
vention ausdrücklich verboten. 

Diese Verstöße Israel gegen seine völkerrechtlichen Verp�ichtungen 
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in von Hamas-Raketen getro�enen Dörfern und Städten im israelischen 
Kernland zuließ. Der Bericht basierte auf Aussagen von Zeugen und 
überlebenden Opfern, die Goldstone wegen der Einreiseverweigerung in 
den Gazastreifen nur per Videokonferenz oder in Jordanien und anderen 
Nachbarstaaten befragen konnte. 

Die israelische Regierung setzte alles daran, die Verabschiedung des 
Goldstone-Berichtes durch den UNO-Menschenrechtsrat und seine Wei-
terleitung an den Sicherheitsrat in New York zu verhindern. Zu diesem 
Zweck setzte die israelische Regierung auch den Chef der Palästinensi-
schen Autonomiebehörde, Mahmud Abbas massiv unter Druck. Die Re-
gierung drohte, sie werde rund 300 Millionen Dollar Steuern und Wa-
renzölle, die den Palästinensern im Westjordanland zustehen, nicht 
ausbezahlen, sollte die Resolution im Menschenrechtsrat verabschiedet 
werden. Darau�in ersuchte Abbas die Gruppe der 27 arabischen und 
muslimischen Mitgliedsstaaten des UNO-Menschenrechtsrates unter 
Führung Pakistans auf eine Resolution zur Annahme und Weiterleitung 
des Goldstone-Berichts zu verzichten. Dieselbe Forderung erhob die 
Obama-Administration in Washington in Demarchen an die Regierun-
gen der europäischen Mitgliedsstaaten des UNO-Menschenrechtsrates. 
Mit der Begründung, eine Verabschiedung des Goldstone-Berichtes 
durch den UNO-Menschenrechtsrat würde »den laufenden Friedenspro-
zess zwischen Israel und den Palästinensern gefährden«. Zuvor hatte der 
israelische Premierminister Benjamin Netanjahu gewarnt, die Weiterlei-
tung des Berichtes vom Menschenrechtsrat an den Sicherheitsrat würde 
»jede Chance auf Friedensgespräche vernichten«. Der Menschenrechtsrat 
verschob die Abstimmung über den Goldstone-Bericht und seine Weiter-
leitung an den Sicherheitsrat in New York schließlich vom Oktober 2009 
auf März 2010. Stattdessen stellte sich die UNO-Generalversammlung im 
November 2009 in einer mit großer Mehrheit verabschiedeten Resoluti-
on hinter den Goldstone-Bericht. Die USA, Deutschland und weitere 14 
der damals 27 EU-Staaten stimmten dagegen, der Rest enthielt sich. Die 
Schweiz votierte als eines der wenigen westlichen Länder für die Resolu-
tion. 

Neben diesen politischen Manövern, um die Behandlung des Unter-
suchungsberichts im UNO-Sicherheitsrat zu verhindern, orchestrierte 

Israel verweigert systematisch Kooperation mit 
Menschenrechtsbeauftragten der UNO

Nach dem Gaza-Krieg vom Sommer 2014 beau�ragte der UNO-Men-
schenrechtsrat in Genf eine dreiköp�ge Kommission unter Vorsitz des 
kanadischen Professors für internationales Recht, William Schabas mit 
der Untersuchung möglicher Kriegsverbrechen beider Seiten. Doch mit 
der Begründung, Schabas sei »nicht unparteiisch«, verweigert die israeli-
sche Regierung jegliche Kooperation mit der Untersuchungskommission. 
Dazu wäre sie aufgrund ihrer Rati�zierung der einschlägigen UNO-Men-
schenrechtsabkommen jedoch völkerrechtlich verp�ichtet. Der dreiköp-
�gen Untersuchungskommission der UNO wird die Einreise in den Ga-
za-Streifen wie auch nach Israel verweigert. Daher können weder Zeugen 
und überlebende Opfer des Krieges im Gazastreifen von der Untersu-
chungskommission befragt werden noch am Gaza-Krieg beteiligte Solda-
ten der israelischen Lu�wa�e oder ihre militärischen Vorgesetzten und 
die politisch Verantwortlichen im Verteidigungsministerium in Tel Aviv. 

Bereits nach dem Gaza-Krieg 2008/09 hatte die israelische Regierung 
jegliche Kooperation mit der damaligen vierköp�gen Untersuchungs-
kommission des UNO-Menschenrechtsrates unter Leitung des ehemali-
gen südafrikanischen Verfassungsrichters und Chefanklägers der 
UNO-Kriegsverbrechertribunale zu Jugoslawien und Ruanda, Richard 
Goldstone verweigert. Goldstone, ein praktizierender Jude und nach ei-
genen Worten »ein bekennender Zionist« und »langjähriger enger 
Freund Israels« legte dem UNO-Menschenrechtsrat im September 2009 
trotzdem einen umfangreichen, fast 600 Seiten starken Untersuchungs-
bericht vor. Dieser Bericht liefert schwerwiegende Indizien für Kriegs-
verbrechen und mögliche Verbrechen gegen die Menschheit sowohl der 
israelischen Streitkrä�e wie der Hamas. Zugleich belegt der Bericht, dass 
Zahl und Umfang der von israelischen Soldaten verübten Verbrechen 
und der durch sie verursachten Opfer und Zerstörungen deutlich höher 
waren als jene, für die die Hamas verantwortlich war. Sollten tatsächlich 
nicht sämtliche Raketenabschüsse der Hamas und ihre Folgen dokumen-
tiert sein, schrieb Goldstone in dem Bericht, liege das allein daran, dass 
die israelische Regierung im Gegensatz zur Hamas jegliche Kooperation 
mit der Goldstone-Kommission verweigerte und keine Untersuchungen 
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Sonderberichterstatter der UNO für das Recht auf Nahrung (von 2000 
bis 2008) die Abriegelung des Gaza-Streifens als Verletzung dieses Men-
schenrechts durch Israel kritisiert hatte. 

Zuletzt verweigerte die israelische Regierung Mitte Januar 2015 der 
»Sonderberichterstatterin des UNO-Menschenrechtsrates über Gewalt 
an Frauen, ihre Ursachen und Konsequenzen«, Rashida Majoo das Vi-
sum für die Einreise in die Westbank und den Gazastreifen. Majoo, Pro-
fessorin für ö�entliches Recht an der Universität in Kapstadt, Südafrika 
wurde 2009 zur UNO-Sonderberichterstatterin ernannt. Eine Begrün-
dung für die Verweigerung ihrer Einreise gab die israelische Regierung 
nicht. 

Die UNO wird im Nahost-Konflikt noch gebraucht

In keinem anderen Kon�ikt der letzten 70er-Jahre wurden die UNO und 
ihre für die Wahrung des Friedens und der internationalen Sicherheit 
zuständigen Gremien so häu�g aus der Suche nach einer politischen Lö-
sung ausgegrenzt und wurden die humanitären Unterorganisationen 
und Sonderberichterstatter so häu�g in der Ausübung ihres Mandats be-
hindert, wie im israelisch-palästinensischen Kon�ikt. Doch trotz dieser 
Erfahrung, die auch für Generationen von Mitarbeitern der Weltorgani-
sation höchst frustrierend war und ist: Die UNO wird zur Überwindung 
dieses Kon�iktes noch gebraucht, auch wenn die israelische Regierung 
sowie weite Teile der verö�entlichten Meinung und der Bevölkerung des 
Landes das noch nicht wahrhaben wollen. 

Die UNO wird gebraucht, um eine gerechte Zweistaaten-Lösung auf 
Basis der Vorkriegsgrenzen von 1967 abzusichern. Entlang der Grenze zwi-
schen diesen beiden Staaten wird auf lange Zeit eine robuste Blauhelmt-
ruppe der UNO mit einem starken Kontingent US-amerikanischer Solda-
ten, wenn nicht sogar unter Kommando der USA stationiert werden 
müssen, um die israelischen Sicherheitsbedürfnisse zu befriedigen. Die 
Chancen auf eine für Israel akzeptable Zweistaaten-Lösung würden zudem 
wachsen, wenn der kün�ige Staat Palästina auf den Au
au eigener Streit-
krä�e verzichten würde –im Gegenzug zu Sicherheits- und Beistandsga-
rantien der UNO im Fall eines militärischen Angri�s auf diesen Staat. 

die israelische Regierung mithilfe einiger israelischer Medien sowie ihrer 
gut organisierten Lobby in den USA und anderen Ländern eine Verleum-
dungskampagne gegen Goldstone. Die israelische Zeitung Yedioth Ahro-
noth verö�entlichte die Lügenbehauptung, Goldstone habe als Richter 
während der Apartheid-Zeit in Südafrika insgesamt 28 Todesurteile ver-
hängt und vier Angeklagte zu Peitschenstrafen verurteilt. Daher habe 
Goldstone nicht das Recht, die israelische Politik zu beurteilen. Die Ver-
leumdungskampagne diskreditierte Goldstone in den Augen von Teilen 
der jüdischen Bevölkerung in seinem Heimatland Südafrika. 

Israel verweigerte in zahlreichen Fällen auch die Kooperation mit den 
regulären, thematischen Sonderberichterstattern des UNO-Menschen-
rechtsrates. Noch aggressiver als gegen den südafrikanischen Juden 
Richard Goldstone verhielt sich die israelische Regierung gegen den 
US-amerikanischen Juden Richard Falk. Von 2008 bis Ende 2014 war 
Falk – ein inzwischen emeritierter Völkerrechtsprofessor an der Prince-
ton Universität – der UNO-Sonderberichterstatter zur Menschenrechts-
situation in den von Israel besetzten palästinensischen Gebieten. In sei-
ner gesamten Amtsperiode erhielt er nicht einmal ein Einreisevisum von 
der israelischen Regierung, die zuvor vergeblich versucht hatte, die Beru-
fung Falks zum Sonderberichterstatter zu verhindern. Denn Falk hatte 
die Belagerung und Abriegelung des Gazastreifens, die von der israeli-
schen Regierung als Reaktion auf Raketenbeschuss durch die Hamas ge-
gen das israelische Kerngebiet gerechtfertigt wird, als eine »kollektive 
Strafmaßnahme« kritisiert, die durch die 4. Genfer Konvention verboten 
ist. Bei seinem ersten Versuch, in seiner Funktion als UNO-Sonderbe-
richterstatter die besetzte Westbank und den Gaza-Streifen zu besuchen, 
wurde Falk am 14. Dezember 2008 am Flughafen von Tel Aviv von den 
israelischen Sicherheitsbehörden festgenommen, für 15 Stunden zusam-
men mit anderen Gefangenen in eine kleine, stinkende Zelle gesperrt 
und am nächsten Tag in ein Flugzeug Richtung USA gesetzt. Mit diesem 
bislang einmaligen Vorgang in der Geschichte der UNO demonstrierte 
die israelische Regierung der Weltorganisation deutlich ihre Missach-
tung. 

Auch der Schweizer Soziologe und Publizist Jean Ziegler �el bei der 
israelischen Regierung in Ungnade, nachdem er in seiner Funktion als 
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Bürgerkriegen in den letzten Jahren gerade erst wieder einigermaßen sta-
bilisiert hatten. Das Entwicklungsprogramm der UNO (United Nations 
Development Programme, UNDP) bezi�erte Mitte Oktober 2014 die 
wirtscha�lichen Folgen für die Haushalte seit Ausbruch von Ebola im 
März. Laut UNDP sank in Guinea das Einkommen im Schnitt bereits um 
12,7 Prozent, in Sierra Leone um 29,7 Prozent und in Liberia um 35 Pro-
zent. In Sierra Leones Seuchengebieten lagen ein halbes Jahr nach Aus-
bruch von Ebola bereits 40 Prozent aller landwirtscha�lichen Betriebe 
brach, in Liberia waren es außerhalb der Hauptstadt Monrovia sogar 60 
Prozent. Ernten wurden nicht eingeholt, lokale Märkte geschlossen. Und 
es gab einen dramatischen Preisanstieg, beim Grundnahrungsmittel Ma-
niok in Monrovia bereits um 150 Prozent.

Das für die internationale Nahrungsmittelnothilfe zuständige Welter-
nährungsprogramm der UNO (World Food Programme, WFP) äußerte 
Ende Dezember 2014 die Befürchtung, die Zahl der Hungernden in Liberia, 
Sierra Leone und Guinea könnte im Laufe des Jahres 2015 von 2,3 Millionen 
Menschen auf über drei Millionen ansteigen, falls es nicht gelinge, die Ebo-
la-Epidemie einzudämmen.

Das Versagen der Weltgesundheitsorganisation (WHO)

Dass die Ebola-Epidemie außer Kontrolle geraten ist und bereits so viele 
Opfer gefordert hat, das lasten viele Gesundheitsexperten der Weltge-
sundheitsorganisation (World Health Organisation, WHO) in Genf an. 
Mit über 7000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Genfer Zentrale 
sowie in 150 Länder- und Regionalbüros ist die WHO die größte der 17 
Sonderorganisationen des UNO-Systems. Ihr Budget von über vier Milli-
arden US-Dollar für die Zweijahresperiode 2014/15 ist das zweitgrößte 
nach dem regulären Haushalt der UNO. Gegründet wurde die WHO 
1948. Mit Ausnahme Lichtensteins gehören ihr sämtliche UNO-Mit-
gliedsstaaten an. Die Schweiz trat der WHO bereits Jahrzehnte vor der 
Aufnahme in die UNO im Jahre 2002 bei.

Laut ihrem Gründungsau�rag soll die WHO internationale Gesund-
heitsfragen koordinieren und Regierungen der Mitgliedstaaten beim 
Ausbau ihrer ö�entlichen Gesundheits- und Fürsorgedienste beraten 

Die Genfer Initiative – eine Blaupause für einen UNO-
Friedensplan

Eine Blaupause für einen UNO-Friedensplan liegt bereit seit Ende 2003 
vor in Form der »Genfer Initiative«. Dieses umfassende Konzept für eine 
gerechte Zweistaaten-Lösung ist das Ergebnis von über zweijährigen ver-
traulichen Verhandlungen zwischen versöhnungs- und friedensbereiten 
Israeli und Palästinensern – unter ihnen der ehemalige israelische Justiz- 
und Außenminister Jossi Beilin und der frühere Minister der Palästinen-
sischen Autonomiebehörde Jassir Abed Rabbo. Die Verhandlungen wur-
den in erheblichem Maße �nanziell und logistisch von der Schweiz 
unterstützt unter Federführung der damaligen Bundesrätin und Außen-
ministerin Micheline Calmy-Rey. Am 1. Dezember 2003 wurde der Ver-
tragsentwurf im Genfer UNO-Palast der Ö�entlichkeit vorgestellt. 

Der englische und deutsche Text der Genfer Initiative sowie zahlreiche Reaktionen und Stel-
lungnahmen von israelischer und von palästinensischer Seite dazu finden sich im Internet 
unter: www.genfer-initiative.de

Ebola außer Kontrolle: das Versagen  
der Weltgesundheitsorganisation – 
strukturelle Ursachen und notwendige 
Reformen 

Zu den Ereignissen, die im Jahr 2014 zum Eindruck vom globalen Chaos 
und einer machtlosen UNO führten, gehörte neben den Kriegen und Ge-
waltkon�ikten in Syrien/Irak, der Ukraine und im Gazastreifen auch der 
bislang schwerste Ausbruch der Ebola-Epidemie seit Entdeckung dieses 
heimtückischen Virus im Jahr 1976. Bis Ende Januar 2015 erkrankten vor 
allem in den drei westafrikanischen Sierra Leone, Liberia und Guinea 
fast 22 000 Menschen an Ebola, 8700 dieser in�zierten Personen starben. 
Die Epidemie führte zu massiven Rückschlägen für die Volkswirtschaf-
ten dieser drei Staaten, die sich nach schweren inneren Unruhen nach 



98 99

viel zu späten Reaktion der WHO. Petra Dickmann, einstige Mitarbeite-
rin des Robert Koch-Instituts im Zentrum für Biologische Sicherheit der 
WHO und auch heute noch als Beraterin für die Organisation tätig, er-
klärte im September gegenüber dem deutschen ARD-Fernsehen: »Ärzte 
ohne Grenzen sind vor Ort und haben viel Erfahrung vor Ort. Die haben 
lange gesagt: Hier passiert etwas, was nicht normal ist. Das ist etwas, was 
wir vorher nicht erlebt haben. Die haben lange schon die Trommel ge-
schlagen. Wir haben ihnen zu spät zugehört. Und ich denke, dass die in-
ternationale Gemeinscha� und auch die Weltgesundheitsorganisation 
sehr spät darauf reagiert hat.« Darüber hinaus kritisierte Dickmann, dass 
die Weltgesundheitsorganisation, statt das Personal in den betro�enen 
Ländern aufzustocken, sogar »relativ zügig wieder Personal abgezogen« 
habe. »Und das war mit Sicherheit ein Fehler.«

Auch bereits in der Zeit vor dem Ebola-Ausbruch wurden den zustän-
digen WHO-Regionalbüros in Afrika zahlreiche Stellen gestrichen, die 
Teams verkleinert.

Die Genfer WHO-Zentrale und ihre Generaldirektorin Chan haben 
auf die konkreten Kritikpunkte bis Anfang 2015 nie reagiert. Stattdessen 
versuchte man, die Flucht nach vorn zu ergreifen. Nachdem die WHO im 
August 2014 mit mehrmonatiger Verspätung endlich den internationalen 
medizinischen Notstand ausgerufen hatte, erklärte ihr Sprecher Pieter 
Desloovere:

»Ich denke nicht, dass wir mit dem Finger aufeinander zeigen sollten: 
Wer hat zu spät reagiert, wer hat schon reagiert, wer nicht? Ich denke 
wirklich, wir sollten jetzt nach vorne schauen, darauf, was jetzt passieren 
kann, um die Epidemie einzudämmen.«

Erst Ende Januar 2015 räumte Generaldirektorin Chan erstmals zu-
mindest einige Versäumnisse ein. Die WHO müsse ihr »Krisenmanage-
ment verbessern«, erklärte Chan auf einer Sitzung des Exekutivrates der 
WHO in der Genfer Zentrale. Die Verfahren zur Rekrutierung von Ein-
satzkrä�en bei einem Ausbruch von Seuchen seien »zu langsam«. Darü-
ber hinaus sollten sich alle Staaten intensiver auf solche Krisen vorberei-
ten und Spezialteams als Teil ihres Gesundheitssystems au
auen. »Ich 
dränge darauf, dass wir die Ebola-Krise als eine Gelegenheit nutzen, un-
sere Systeme zu stärken«, betonte Chan. Zugleich behauptete die Gene-

und unterstützen. Insbesondere soll die WHO globale Krankheiten aus-
rotten, und dies nicht zuletzt, indem sie die Normen für medizinische 
Ausbildung und wissenscha�lichen Forschung sowie für das ö�entliche 
Gesundheitswesen aufstellt und die Mitgliedsstaaten bei der Umsetzung 
dieser Normen unterstützt.

Doch gemessen an diesem Au�rag habe die WHO in der aktuellen 
Ebola-Krise versagt, monieren die Kritiker. Die WHO habe den Ernst der 
Lage zu spät erkannt, zu spät Maßnahmen ergri�en, um die Ausbreitung 
der Ebola-Epidemie zu verhindern und die Koordination internationaler 
Hilfskampagnen nur zögerlich initiiert.

Zu den schärfsten Kritikern gehört die internationale Nichtregie-
rungsorganisation Médecins Sans Frontières (MSF, Ärzte ohne Grenzen), 
die selber rund 20 000 Ärzte, Krankenschwestern und P�eger in die von 
Ebola hauptbetro�enen drei westafrikanischen Staaten entsandte. Be-
reits im März 2014 wies MSF die WHO darauf hin, dass sich seit Dezem-
ber 2013 das Ebola-Virus in Guinea unkontrolliert ausbreite. Schon da-
mals warnte die Organisation vor einer »Epidemie nie dagewesenen 
Ausmaßes«. Doch die WHO spielte die Gefahr zunächst herunter.

Erst Monate nach Ausbruch der Krankheit, als sich auch in Guineas 
Nachbarländern Sierra Leone und Liberia immer mehr Menschen mit 
dem Ebola-Virus in�ziert hatten, nahm die WHO endlich ihre Verant-
wortung wahr. Am 8. August 2014 rief WHO-Generaldirektorin Marga-
ret Chan wegen der Ebola-Epidemie den Internationalen Gesundheits-
notstand aus.

»Wir sind frustriert, weil wir seit Monaten mit der WHO darüber re-
den, dass mehr gemacht werden muss. Und diese Sachen passieren nicht, 
obwohl wir seit Monaten darauf hinweisen, dass es passieren muss«, äu-
ßerte der Geschä�sführer der deutschen MSF-Sektion, Florian West-
pfahl im September 2014 in einem Interview mit dem deutschen 
ARD-Fernsehen seine Enttäuschung über die Zurückhaltung der WHO. 

»Ungeachtet von Anforderungen durch Ärzte ohne Grenzen ist die 
WHO nicht vor Juli aufgewacht«, kritisierte auch der belgische Mikrobio-
loge Dr. Peter Piot, der das Ebola-Virus 1976 im damaligen Zaire mit ent-
deckte, das Versagen der Weltgesundheitsorganisation.

Selbst ehemalige Angestellte der WHO übten ö�entlich Kritik an der 
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ge vor der aktuellen Ebola-Epidemie in die Forschung nach Medikamen-
ten zur Bekämpfung der Seuche zu investieren, wird auch von anderen 
Gesundheitsfachleuten geteilt.

Nach Überzeugung der Ärztin Dr. Gisela Schneider, Direktorin des 
Deutschen Instituts für Ärztliche Mission (Difäm), hätte die Forschung 
bereits nach den ersten größeren Ebola-Ausbrüchen in der Demokrati-
schen Republik Kongo (1995) und in Uganda (2000) intensiviert und 
staatlich gefördert werden müssen. Nun brauche es »so eine furchtbare 
Epidemie, damit auch mehr ö�entliche Gelder zur Verfügung stehen.« 

Zumindest kurzfristig stehen der WHO aber nicht einmal genug 
Gelder zur Verfügung, um auf die aktuelle Ebola-Epidemie angemessen 
reagieren zu können. Denn im Vergleich zum vorherigen Zweijah-
res-Haushalt 2012/13 hat das gegenwärtige Budget 2014/15 der Weltge-
sundheitsorganisation mehr als 50 Prozent der Gelder für Krankheits- 
und Krisenmanagements eingebüßt. Von den noch 469 Millionen 
US-Dollar (knapp 375 Mio. Euro) für 2012/13 verbleiben in 2014/15 nur 
noch 228 Millionen US-Dollar (ca. 180 Mio. Euro). Dies jedoch ist genau 
die Summe, die der Organisation eigentlich zur Verfügung stehen müss-
te, um nur auf Ebola angemessen reagieren zu können. Stattdessen hat 
die WHO ö�entlich veranschlagt, 71 Millionen US-Dollar (rund 57 Mio. 
Euro) zu benötigen, um das Ebola-Programm umzusetzen – ein solches 
De�zit würde gar nicht existieren, wenn der Etat zur Krisenintervention 
nicht um mehr als die Häl�e gekürzt worden wäre.

Gefahren der Finanzierung globaler Gesundheitspolitik und 
anderer Aufgaben der UNO immer noch unterschätzt

Die Abhängigkeit von Sonderorganisation, Programmen und Spezial-
fonds des UNO-Systems, ihrer Tätigkeiten und ihrer politischen Aus-
richtung von privaten Finanziers und deren Interessen ist bei der WHO 
zwar besonders krass, aber keineswegs einzigartig. 

Die Bill & Melinda Gates Foundation ist die weltweit größte und be-
kannteste philanthropische Sti�ung mit einem Vermögen von über 60 
Milliarden US-Dollar. Außer im Gesundheitswesen engagiert sie sich im 
Bereich des UNO-Systems unter anderem auch für landwirtscha�liche 

raldirektorin, die von ihr geführte WHO habe bei der Bekämpfung von 
Ebola »die Trendwende gescha� und das Schlimmste verhindert«.

Mangelnde öffentliche Finanzierung der WHO und 
zunehmende Abhängigkeit von privaten Spendern

Die Kritik am Versagen der WHO gegenüber der 2014 ausgebrochenen 
Ebola-Epidemie ist sehr berechtigt. Zugleich ist diese Kritik aber wohlfeil, 
ja häu�g verlogen, wenn sie von Regierungen der WHO-Mitgliedsstaaten 
geäußert wird. Denn die Mitgliedsstaaten sind dafür verantwortlich, 
dass die größte Sonderorganisation des UNO-Systems schon seit Jahr-
zehnten chronisch unter�nanziert ist. Seit Ende des Kalten Krieges ist 
die WHO in immer stärkere Abhängigkeit von Pharmakonzernen, Stif-
tungen und anderen privaten Geldgebern geraten. Die Interessen dieser 
privaten Geldgeber bestimmen heute in erheblichem Ausmaß die Politik 
der WHO – stärker als bei jeder anderen Sonderorganisation der UNO. 
Diese Entwicklung hat dazu geführt, dass die WHO ihren Kernau�rag, 
die Errichtung von funktionierenden ö�entlichen Gesundheitssystemen 
zu unterstützen und damit zur Verwirklichung des Menschenrechts auf 
Gesundheit in allen Ländern dieser Erde beizutragen, zunehmend ver-
nachlässigt.

Die hoch problematische Entwicklung der WHO stößt schon seit lan-
gem auf scharfe Kritik von medico international und anderen im Ge-
sundheitsbereich engagierten Nichtregierungsorganisationen (NGO). 
Diese WHO-kritischen NGO haben sich international im People’s Health 
Movement vernetzt. 

Auf der Webseite und im Rundbrief von medico international be-
schrieb die Mitarbeiterin von medico international Nadja Meisterhans 
im November 2014 unter der Überschri� »Die WHO in der (Ebola-)Krise 

– wer sorgt sich noch um Weltgesundheit?«, wie weitgehend und mit welch 
problematischen Folgen die Weltgesundheitsorganisation inzwischen 
von privaten Geldgebern und ihren Interessen abhängig ist (Text siehe 
Anhang).

Die Kritik von medico international am mangelnden Interesse der 
Pharmaindustrie und der reichen Mitgliedsstaaten der WHO, schon lan-
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Der Ausweg aus dem Dilemma: Demokratisierung  
der WHO

Eine echte Reform der WHO und damit der Global Governance im Ge-
sundheitsbereich müsste sich nach Überzeugung von medico internatio-
nal und der übrigen im »Public Health Movement« vernetzten Nichtre-
gierungsorganisationen an zwei Eckpfeilern orientieren: An der 
umfassenden Demokratisierung der WHO und an ihrer Konzentration 
auf das Menschenrecht auf Gesundheit sowie auf die Basisgesundheits-
versorgung (Primay Health Care). Umfassende Demokratisierung der 
WHO meint vor allem die stärkere Beteiligung kritischer (Gesundheits-)
Netzwerke aus der Zivilgesellscha� an den Verfahren zur Etablierung 
und Durchsetzung von Normen und Standards im Gesundheitsbereich. 
Im Fokus wären hier vor allem zivilgesellscha�liche Krä�e, die einen 
starken Bezug zu sozialen Bewegungen haben und somit ein wichtiges 
Korrektiv gegenüber der medizinisch-technokratischen Expertokratie 
großer Privatsti�ungen und Unternehmen bilden.

Eine stärkere Ausrichtung der Weltgesundheitsorganisation an dem 
Menschenrecht auf Gesundheit und dem Primary Health Care-Ansatz 
hieße, sich bei den Beratungstätigkeiten und der Etablierung von Nor-
men auf die Stärkung lokaler Gesundheitszentren und nationaler Ge-
sundheitssysteme zu konzentrieren.

Denn um Krankheiten wie Ebola nachhaltig zu bekämpfen bezie-
hungsweise erst gar nicht entstehen zu lassen, bedarf es sozialer Struk-
turpolitiken, die lokales, insbesondere zivilgesellscha�liches und damit 
kontextsensibles Wissen sowie auf die Partizipation der Betro�enen aus-
gerichtete Prozesse der Selbstorganisation zum Ausgangspunkt nehmen. 
Es geht darum, nicht nur einmal ausgebrochene Epidemien zu bekämp-
fen, sondern auch die sozialen und politischen Ursachen von Krankheit.

Damit die WHO diese Aufgaben übernehmen kann, bedarf es aber 
einer ernstha�en �nanziellen Verp�ichtung der internationalen Ge-
meinscha� zur globalen Gesundheitspolitik, die auf einem Bekenntnis 
zu ö�entlichen und solidarischen Strukturpolitiken beruht. Denkbar 
wäre ein internationaler Gesundheitsfonds, der alle Staaten, die dazu in 
der Lage sind, ähnlich wie im deutschen Länder�nanzausgleich dazu 
verp�ichtet, zu den Sozialbudgets der ärmeren Länder beizutragen. Das 

Programme zur Bekämpfung des Hungers. Als die Sti�ung nach ihrer 
Etablierung Mitte der 90er-Jahre begann, der New Yorker UNO-Zentrale 
Angebote zur Finanzierung bestimmter, von der Sti�ung ausgewählter 
Programme und Aufgaben zu machen, befand sich Weltorganisation ge-
rade in der bis dato schwersten Finanzkrise ihrer Geschichte. Wesentlich 
verursacht wurde diese Krise durch die damalige Weigerung der USA, 
rund 1,7 Milliarden US-Dollar völkerrechtlich verbindlicher P�ichtbei-
träge an die UNO-Kasse zu überweisen. Ohne eine möglichst pünktliche 
Entrichtung der jährlichen P�ichtbeiträge durch die Mitgliedsstaaten – 
die Finanzregeln der UNO schreiben hierfür als letzte Frist den 31. Januar 
vor – kann die UNO nicht funktionieren. Sie darf sich kein Geld bei Ban-
ken leihen oder sonstige Kredite aufnehmen. 

In der im Wesentlichen von den USA verursachten �nanziellen Er-
pressungssituation Mitte der 90er-Jahre nahm der damalige UNO-Gene-
ralsekretär Ko� Annan die Angebote der Gates-Sti�ung und anderer pri-
vater Finanziers nur allzu bereitwillig an (siehe das Kapitel »Bill Gates, 
Nestlé und der Global Compact – die neoliberale Privatisierung der UNO 
und der Ein�uss von Wirtscha�skonzernen«, Seite xxx).

Doch aus der Abhängigkeit von privaten Finanziers, in die sich die 
Weltgesundheitsorganisation und andere Teile und Aufgabenbereiche der 
UNO in der Ausnahmesituation der schweren Finanzkrise vor 20 Jahren 
begaben, ist inzwischen längst ein Dauer- und Normalzustand geworden. 
Außer von einigen Nichtregierungsorganisationen wie dem in New York, 
Bonn und Brüssel ansässigen »Global Policy Forum« wird diese problema-
tische Abhängigkeit kaum mehr kritisch hinterfragt. Einer der wenigen, 
die sich die Mühe gemacht haben, die Auswirkungen der Finanzierung von 
Gesundheitsprogrammen der WHO und anderer Institutionen durch die 
Gates-Sti�ung und andere private Geldgeber zu untersuchen, ist der briti-
sche Mediziner David McCoy. Er lehrt Public Health (Ö�entliche Gesund-
heit) an der Queen Mary Universität in London. 

In einem Interview mit der Zeitschri� Enorm – Wirtscha� für den 
Menschen vom März 2014, geführt von der Journalistin Kathrin Hart-
mann, kommt McCoy zu einem vernichtenden Ergebnis: »Die Gates-Stif-
tung ist ein Mittel, um Macht und Ein�uss auszuüben.« (Ganzes Inter-
view im Anhang, Seite xxx)
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Erosion des Völkerrechts – 
UNO-Charta und 
Menschenrechtsnormen 
werden zu Makulatur 

ist keine abstrakte Utopie, sondern eine konkrete Forderung, die sich aus 
dem Menschenrecht auf Gesundheit ergibt und bereits Eingang in die 
Diskussionen der UNO Generalversammlung gefunden hat. Medico in-
ternational hat diese Idee einer länderübergreifenden Gesundheits�nan-
zierung bereits im Jahr 2011 entwickelt und arbeitet derzeit mit den Part-
nern aus dem People’s Health Movement wie auch aus diversen 
internationalen Public Health-Einrichtungen an einem völkerrechtlich 
wirksamen Rahmenabkommen (Framework Convention on Global 
Health), um die Regierungen der WHO-Mitgliedsstaaten zur Finanzie-
rung dieses Gesundheitsfonds zu verp�ichten.

Der Aufruf einer Gruppe internationaler Gesundheitsexperten für 
ein solches Rahmenabkommen �ndet sich im Anhang, Seite xxx. 

Über die Forderung nach einem Rahmenabkommen hinaus hat me-
dico international weitere Ziele für eine Reform der internationalen Ge-
sundheitspolitik formuliert, für deren Umsetzung die Mitgliedsstaaten 
der Weltgesundheitsorganisation verantwortlich wären (siehe Anhang, 
Seite xxx).
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Verstöße gegen Normen und 
Völkerrecht werden seit Ende des  
Kalten Krieges gravierender

Am deutlichsten zeigt sich die besorgniserregende Entwicklung in Sa-
chen Völkerrecht mit Blick auf den in Artikel 2 der UNO-Charta ver-
bindlich vereinbarten zwischenstaatlichen Gewaltverzicht und die Ach-
tung der Souveränität und territorialen Unversehrtheit anderer Staaten. 
Mit ihrer schwerwiegenden Missachtung dieser völkerrechtlichen Be-
stimmungen durch den Lu�krieg gegen Serbien/Montenegro von 1999 
und mit der darauf folgenden staatlichen Anerkennung des Kovoso schu-
fen die in der NATO organisierten westlichen Demokratien einen gefähr-
lichen Präzedenzfall. Wie schon damals befürchtet, berufen sich nicht 
nur die nationalistischen Serben in Ostbosnien bei der Forderung nach 
Abspaltung ihrer Republika Srpska von Bosnien-Herzegowina auf diesen 
Präzedenzfall. Sondern auch die Regierung in Moskau missbraucht den 
Völkerrechtsbruch der westlichen Demokratien von 1999 zur Relativie-
rung und Rechtfertigung ihres völkerrechtswidrigen Vorgehens zunächst 
2008 in Georgien, dann 2014 mit der Annexion der Krim und der hybri-
den Kriegsführung in der Ukraine. Der gegen den Willen einer großen 
Mehrheit der UNO-Generalversammlung und des Sicherheitsrates ge-
führte anglo-amerikanische Krieg im Irak 2003 war ein absichtsvoller, 
angekündigter und mit dreisten Lügen gerechtfertigter Völkerrechts-
bruch wie kein anderer zuvor in der UNO-Geschichte. Dieser Krieg hat 
wahrscheinlich mehr als jedes andere Ereignis seit UNO-Gründung zur 
Erosion völkerrechtlicher Werte und Normen im Bewusstsein der Bevöl-
kerungen vieler UNO-Mitgliedstaaten geführt.

»Der Kosovo-Krieg war die Blaupause für die Annexion  
der Krim«

Wie sehr die universelle Gültigkeit der völkerrechtlichen Normen in Folge 
westlicher Verstöße und Doppelstandards inzwischen in Frage gestellt ist, 
zeigt die innenpolitische Debatte in Deutschland und anderen europäi-

Der von Deutschland ausgelöste Zweite Weltkrieg, der Holocaust an 

sechs Millionen Juden und die faschistische Schreckensherrschaft der 

Nazis waren der bislang tiefste Zivilisationsbruch in der Menschheitsge-

schichte. Dieser Zivilisationsbruch führte zu vier wesentlichen zivilisa-

torischen Fortschritten: Mit der UNO-Charta wurde erstmals ein völker-

rechtlich verbindliches zwischenstaatliches Gewaltverbot vereinbart; 

die von den Siegermächten des Zweiten Weltkrieges etablierten Tri-

bunale von Nürnberg und Tokio kodifizierten und ahndeten die vier 

Kernverbrechen Völkermord, Verbrechen gegen die Menschheit, Kriegs-

verbrechen und Angriffskrieg; in der Allgemeinen Erklärung der Men-

schenrechte von 1948 wurden erstmals schutzwürdige individuelle 

Menschenrechte definiert; und mit den Genfer Konventionen von 1949 

wurde das Kriegsvölkerrecht über die Bestimmungen der noch vor dem 

Ersten Weltkrieg vereinbarten Haager Konventionen hinaus fortge-

schrieben. In allen vier Bereichen gab es in den letzten sieben Jahrzehn-

ten zwar viele wichtige regulatorische und institutionelle Weiterent-

wicklungen. Zu den bedeutendsten gehört die Schaffung des 

Internationalen Strafgerichtshofes. 

Doch zugleich wurden die zivilisatorischen Errungenschaften der 

Jahre 1945 bis 1949 durch gravierende Verstöße, selektive Anwendung 

und Doppelstandards in ihrer normativen Bindungskraft unterminiert 

und geschwächt. Und dies in den 25 Jahren seit dem Fall der Berliner 

Mauer in noch stärkerem Maß als in den vier Jahrzehnten des Kalten 

Krieges.
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Bei einer Podiumsveranstaltung der Wochenzeitung Die Zeit am 
9. März 2014 bezeichnete Ex-Bundeskanzler Gerhard Schröder das Vor-
gehen seines Gazprom-Geschä�spartners und »lupenreinen Demokra-
ten«-Freundes Putin auf der Krim zwar als »völkerrechtswidrig«, relati-
vierte diese Bewertung aber mit der Bemerkung, er selber habe 1999 mit 
der Beteiligung am Kosovo-Krieg »auch das Völkerrecht gebrochen«. Der 
Ex-Bundeskanzler bestätigte die Präzedenzwirkung dieses Krieges mit 
den Worten: »Der Kosovo war die Blaupause für die Krim.«. 

Universelle Normen verkommen zu unglaubwürdigen 
»westlichen Werten«

Auf internationaler Ebene werden die universellen völkerrechtlichen 
Normen immer häu�ger wahrgenommen (und damit relativiert) als 
»westliche Werte«, die von den westlichen Demokratien selber verletzt 
und nur selektiv angewendet werden. Lange Jahre gründete sich diese 
Wahrnehmung vor allem auf den nachsichtigen Umgang des Westens mit 
der völkerrechtswidrigen israelischen Besatzungs- und Besiedelungspoli-
tik in der palästinensischen Westbank und im Gazastreifen. Doch wie 
stark auch der Kosovo-Krieg und der Irak-Krieg diese Wahrnehmung 
verstärkt haben, zeigen die ablehnenden Reaktionen in Indien, Brasilien 
und Südafrika auf den Versuch der EU und der USA, diese drei Schwel-
lenländer in die Sanktionspolitik gegen Russland im Ukraine-Kon�ikt 
einzubinden. »Die meisten sicherheitspolitischen Experten in Indien 
emp�nden die Rechtfertigungen für die Sanktionen des Westens als in-
konsistent«, schreibt das Büro der CDU-nahen Konrad-Adenauer-Stif-
tung in Neu Dehli in einem Bericht vom November 2014. »Das Argument, 
Russland habe völkerrechtliche Grenzen in Europa verändert«, werde in 
Indien »vor dem Hintergrund zum Beispiel des Jugoslawien-Kon�ikts 
kritisch gesehen«, beschreibt die Adenauer-Sti�ung die indische Kritik 
an den »doppelten Standards« des Westens. Und unter Verweis auf den 
für die USA und Großbritannien bis heute folgenlosen völkerrechtswid-
rigen Krieg gegen Irak 2003 werde in Indien gefragt, »auf welcher Grund-
lage« der Westen das russische Vorgehen in der Ukraine kritisiere.  

Über ähnliche Reaktionen berichten die Politikforscher des Norwegi-

schen Staaten zum Ukraine-Kon�ikt. Selbst wer – wie der Autor – den Wes-
ten als Hauptverantwortlichen für diesen Kon�ikt und seine ständige Eska-
lation benennt (wegen der NATO-Osterweiterung nach 1990, der 
schädlichen Ukraine-Politik der EU ab 2004 sowie der vorbehaltlosen Un-
terstützung seitens der EU und der USA für die nationalistische Übergangs-
regierung in Kiew nach dem Sturz von Präsident Wiktor Janukowitsch im 
Februar 2014) stößt auf zum Teil he�ige Anfeindungen, wenn er dann auch 
das Vorgehen Russlands auf der Krim kritisiert. Wer solche Kritik übe, sei 
»der antirussischen Propaganda von einer vorgeblichen ›Annexion‹ der 
Krim auf den Leim gekrochen, ganz so wie die übergroße Mehrheit der hie-
sigen Konzernmedien-Journaille, auf deren Stirn in kapitalen Lettern das 
Qualitätssiegel ›Brainwashed by U. S.‹ aufscheint«, höhnte Mitte Dezember 
2014 der deutsche Publizist und ehemalige Bundeswehro�zier Jürgen Rose, 
seit vielen Jahren einer der scharfzüngigsten Kritiker westlicher Völker-
rechtsverstöße und der NATO-Politik im deutschen Sprachraum. Jede wei-
tere Debatte über diese Frage und eine von westlichen wie von russischen 
Regierungsinteressen unabhängige und souveräne eigene Haltung schloss 
Rose aus mit der apodiktischen Feststellung: »Der Behauptung, bei der Se-
zession der Krim handle es sich in Wahrheit um eine Annexion seitens 
Russlands, kommt in etwa der gleiche Erkenntniswert zu, wie der Aussage, 
dass die Erde kein Ellipsoid, sondern eine Scheibe sei.« 

Der Hamburger Strafrechtsprofessor und Rechtsphilosoph Reinhard 
Merkel, der den Kosovo-Krieg 1999 und den Irak-Krieg 2003 noch eindeu-
tig als völkerrechtswidrig eingestu� hatte, verharmloste die Annexion der 
Krim durch Russland in einem Beitrag für die Frankfurter Allgemeine Zei-
tung vom 7. April 2014 zu einem innerukrainischen Sezessionsvorgang, auf 
den völkerrechtliche Kriterien »keine Anwendung« fänden und beschönig-
te dabei die Umstände und das Ergebnis des von Russland mit Gewaltmit-
teln durchgesetzten Referendums zur Abspaltung der Krim von der Ukrai-
ne vom März 2014. Häu�g unter Berufung auf Merkels FAZ-Artikel sowie 
mit Verweis auf die Völkerrechtsverstöße westlicher Staaten und der 
NATO im Kosovo, Irak und anderswo, wird das völkerrechtswidrige Vor-
gehen Russlands in der Ukraine in Teilen der Friedensbewegung und der 
politischen Linken verharmlost, relativiert oder sogar ausdrücklich ge-
rechtfertigt. 
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rika, Indonesien, Südkorea und anderen Ländern. Doch darüber wurde 
in den westlichen Medien schlicht nicht berichtet. 

Entwertung von Menschenrechtsnormen und humanitärem 
Völkerrecht

 Eine ähnliche Erosion wie beim zwischenstaatlichen Gewaltverbot der 
UNO-Charta ist auch mit Blick auf einige zentrale Bestimmungen des 
Menschenrechtsschutzes und des humanitären Völkerrechts zu beobach-
ten. Wesentliche Ursache für diese Erosion sind die schweren Völker-
rechtsverstöße und Menschenrechtsverletzungen, die seit den Anschlä-
gen vom 11. September 2001 im von den USA angeführten »Krieg gegen 
den Terrorismus« sowie von den US-amerikanischen Besatzern im Irak 
verübt wurden. 

Eine entscheidende Weichenstellung für den abschüssigen Weg der 
USA in die Rechtlosigkeit war die Entscheidung der Bush-Administrati-
on vom 7. Februar 2002, den von den US-Streitkrä�en und Geheimdiens-
ten bekämp�en mutmaßlichen Terroristen sowie den Taliban in Afgha-
nistan den Kombattantenstatus zu verweigern und damit die Geltung des 
Kriegsvölkerrechts einzuschränken. 

Wie gravierend die Verstöße der US-Regierung waren, und mit welch 
kaltschnäuziger Missachtung für die Antifolterkonvention und andere 
zentrale Völkerrechts- und Menschenrechtsnormen die Täter und die 
politisch Verantwortlichen für diese Verbrechen bis hoch zu Ex-Präsi-
dent George W. Bush handelten, belegt der im Dezember 2014 verö�ent-
lichte Bericht des US-Senats über die Foltermethoden der CIA im »Krieg 
gegen den Terrorismus« seit dem 11. September 2001. »Die Verantwortli-
chen für diese kriminelle Verschwörung müssen zur Rechenscha� gezo-
gen werden«, forderte der UN-Sonderberichterstatter für Terrorismusbe-
kämpfung und Menschenrechte, Ben Emmerson. Der Bericht bestätige 
»die Vermutungen der internationalen Gemeinscha�, dass in der Regie-
rung des früheren US-Präsidenten George W. Bush auf hoher Ebene sys-
tematische Verbrechen und grobe Verletzungen der internationalen 
Menschenrechtsgesetze begangen wurden«. 

Die internationale Menschenrechtsorganisation Human Rights 

an Peacebuilding Resource Centre in Oslo in einer Analyse der Ukrai-
ne-Debatten in Brasilien und Südafrika: »Brasilianische Beobachter fra-
gen, weshalb nach dem völkerrechtswidrigen Überfall auf den Irak 
niemand verlangt habe, die USA und Großbritannien von den G8-Tre�en 
auszuschließen.«. Sie verwiesen darauf, dass der Westen – »trotz seiner 
prinzipientreuen Rhetorik« – illegitime Putschregime in Venezuela 
(2002), Honduras (2009) und Ägypten (2013) rasch anerkannt und zudem 
»repressive Regierungen aktiv unterstützt haben, wenn sie Gewalt gegen 
Protestbewegungen anwandten, beispielsweise in Bahrain«. Und weiter 
heißt es in der Analyse aus Oslo: »Kommentatoren in Brasilien argumen-
tieren, dass diese Inkonsistenzen und doppelten Standards in ihrer Ge-
samtheit der internationalen Ordnung einen weitaus größeren Schaden 
zufügten als jegliche russische Politik. Wenn sie gefragt würden, welches 
Land die größte Bedrohung für die internationale Stabilität sei, würden 
die meisten brasilianischen Außenpolitiker und Beobachter nicht Russ-
land, Iran und Nordkorea nennen, sondern die USA.    

Vergleichbare kritische Positionen zur Politik des Westens im Ukrai-
ne-Kon�ikt registrieren die norwegischen Forscher auch in Südafrika. 
Dies sei erstaunlich, weil Südafrika Grenzverschiebungen eigentlich 
strikt ablehne und viele im Westen deshalb mit südafrikanischem Protest 
gegen die Übernahme der Krim durch Russland gerechnet hätten. Aller-
dings habe die Regierung in Pretoria in den vergangenen Jahren westli-
che Interventionen, etwa im Irak und in Libyen, scharf angeprangert und 
sich stets gegen US- und EU-Einmischung zwecks »regime change« unter 
dem Deckmantel von »Demokratieförderung« gewandt; Pretoria habe 
daher keine Veranlassung gesehen, den Westen nun bei den Sanktionen 
gegen Russland zu unterstützen.  

Wie weit die völkerrechtliche (und auch politische) Bewertung des 
russischen Vorgehens in der Ukraine international auseinandergeht, 
zeigte sich auch beim Gipfeltre�en der G-20 Ende November 2014 im au-
stralischen Brisbane. Dort war Russlands Präsident Putin wegen seiner 
Ukraine-Politik keineswegs so »isoliert«, wie in den meisten Medien 
Deutschlands und der sechs anderen westlichen Mitgliedsstaaten der 
G-20 behauptet wurde. Tatsächlich führte Putin in Brisbane zahlreiche 
Gespräche mit seinen Amtskollegen aus China, Indien, Brasilien, Südaf-
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Regierungen, die dafür Geld aus Washington erhielten. Die Geheim-
dienste und Regierungen europäischer Staaten – auch Deutschlands und 
der Schweiz – kooperierten mit der Regierung und den Geheimdiensten 
der USA bei der illegalen Verschleppung von Personen und erhielten In-
formationen, die die CIA in ihren Verhörzentren mit Foltermethoden 
erzwungen hatten. 

Alle diesbezüglichen Hinweise und Indizien, die der ehemalige Son-
derermittler des Europarates, Dick Marty in seinen beiden 2006 und 
2007 verö�entlichten Berichten vorgelegt hatte, und die seinerzeit auch 
von den Regierungen in Bern und Berlin zum Teil he�ig bestritten wur-
den, haben sich inzwischen bestätigt. In keinem europäischen Land er-
folgte bislang eine Untersuchung, kritische Aufarbeitung sowie gegebe-
nenfalls strafrechtliche Ahndung der Mitbeteiligung an den Verstößen 
der USA gegen Menschenrechtskonventionen und humanitäres Völker-
recht. Auch diese Unterlassung schwächt und unterminiert diese interna-
tionalen Normen.  

Irak-Krieg 2003 – der bislang  
schwerste Anschlag auf das Völkerrecht

Der Krieg der USA und Großbritanniens gegen Irak im Frühjahr 2003 
war der bislang schwerste Anschlag auf das Völkerrecht und die UNO 
seit ihrer Gründung. Zwar waren auch fast alle der rund 80 zwischen-
staatlichen Kriege, die seit 1945 weltweit geführt wurden, ein Verstoß ge-
gen das Gewaltverbot der UNO-Charta. Doch niemals zuvor erfolgte ein 
derartiger Verstoß so kalkuliert und unter so absichtsvoller Missachtung 
der UNO-Charta sowie des Willens von rund drei Viertel der Mitglieds-
staaten in der Generalversammlung und im Sicherheitsrat, wie im Fall 
des Irak-Krieges. Zudem wurde dieser Krieg entsprechend der neuen Na-
tionalen Sicherheitsstrategie (NSS) der USA vom September 2002 von der 
Bush-Administration mit der »präemptiven« Abwehr einer Bedrohung 

Watch warnte, dass sich diese Geschichte ohne eine juristische Aufarbei-
tung wiederholen könnte: »Wenn dieser wichtige Prozess des Ausspre-
chens der Wahrheit nicht zu einer Strafverfolgung der verantwortlichen 
O�ziellen führt, wird Folter für kün�ige Präsidenten eine Politikoption 
bleiben.« Die Obama-Administration zeigte allerdings keine Bereitscha� 
zu einer Strafverfolgung. Und Bush sowie sein damaliger Vizepräsident 
Richard Cheney bekrä�igten wie zum Hohn des internationalen Rechts, 
sie seien sich keiner Verfehlungen bewusst und würden bei Bedarf wieder 
genauso handeln wie in den Jahren 2001 bis 2008. 

Am Tag der Verö�entlichung des CIA-Folterberichts durch den 
US-Senat jährte sich zum 30. Mal die Verabschiedung der Antifolterkon-
vention der UNO am 10. Dezember 1984. Aus Anlass dieses Jahrestages 
berichtete Amnesty International, dass in dem Fün	ahreszeitraum 
2009–2014 in 141 der 193 UNO-Staaten weiterhin Menschen gefoltert oder 
schwer misshandelt wurden. Bleibt es bei der Stra�osigkeit für Bush, 
Cheney und die anderen Verantwortlichen für die Folterverbrechen der 
CIA, sollte nicht überraschen, wenn Amnesty International 2019 im 
nächsten Fün	ahresbericht zur Einhaltung der Anti-Folterkonvention 
berichten wird, dass in noch mehr als in 141 der 193 UNO-Staaten gegen 
diese Konvention verstoßen wird. 

Mitverantwortung der Schweiz, Deutschlands und anderer 
europäischer Staaten 

Bei ihren Verstößen gegen Menschenrechtskonventionen und Bestim-
mungen gegen das humanitäre Völkerrecht seit den Anschlägen vom 
11. September 2001 konnten die USA stets auf stillschweigende Duldung 
oder tatkrä�ige Unterstützung und Mitwirkung nicht nur durch diktato-
risch regierte Staaten rechnen, sondern auch in der gesamten »Wertege-
meinscha�« der westlichen Demokratien. Die Schweiz, Deutschland und 
andere europäische Staaten ließen die Nutzung ihres Lu�raums sowie 
von Flughäfen durch CIA-Flugzeuge zu, in denen von den USA als Terro-
risten verdächtigte Personen in geheime Gefängnisse, Verhör- und Fol-
terzentren verschleppt wurden. Einige dieser Einrichtungen wurden in 
Polen und Rumänien errichtet – mit Wissen und Duldung der jeweiligen 
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stützungsleistungen für diesen völkerrechtswidrigen Krieg auch selber 
nicht nur gegen die UNO-Charta und gegen ihre Neutralitätsp�ichten 
aus dem Haager Abkommen von 1907 verstieß, sondern auch gegen die 
deutsche Verfassung. Diese Feststellung traf in deutlicher Klarheit erst 
zwei Jahre nach dem Irak-Krieg das Bundesverwaltungsgericht (BVer-
wG) in Leipzig, das oberste Gericht der Bundesrepublik Deutschland in 
ö�entlich-rechtlichen Streitigkeiten nicht verfassungsrechtlicher Art. Im 
Juni 2005 sprach das Gericht in letzter Instanz den deutschen Major Flo-
rian Pfa� frei. Pfa� hatte sich unter Berufung auf die UNO-Charta und 
die deutsche Verfassung an seiner Dienststelle in Frankfurt Unterstüt-
zungsleistungen für den völkerrechtswidrigen Irak-Krieg widersetzt. Da-
für war Pfa� von seinen Vorgesetzten und dem Truppendienstgericht 
wegen »Gehorsamsverweigerung« degradiert und schikaniert worden. 
Gegen diese Maßnahmen legte Major Pfa� Rechtsmittel ein. 

In der UNO-Generalversammlung stieß der Irak-Krieg seinerzeit bei 
einer überwältigenden Mehrheit der 193 Mitgliedsstaaten aus politischen 
wie völkerrechtlichen Bedenken auf Ablehnung. Das wurde bei mehre-
ren Debatten im Vorfeld des Krieges deutlich. Unter den 15 Mitgliedern 
des Sicherheitsrates hätten die USA und Großbritannien für ihren im Fe-
bruar 2003 zirkulierten Resolutionsentwurf zur Mandatierung des ge-
planten Krieges maximal zwei weitere Ja-Stimmen bekommen. Aus die-
sem Grund legten Washington und London ihren Resolutionsentwurf 
nie zur Abstimmung vor. Eine Resolution zur nachträglichen Verurtei-
lung des Krieges durch den Sicherheitsrat war von vornherein aussichts-
los wegen des sicheren Vetos der USA und Großbritanniens. In der Gene-
ralversammlung ergri�en Südafrika und einige andere Länder die 
Initiative für eine entsprechende Resolution. Diese Länder wurden von 
der Bush-Administration so massiv mit politischen und wirtscha�lichen 
Sanktionen bedroht, dass sie ihre Initiativen aufgaben. 

gerechtfertigt. Einer Bedrohung durch angebliche irakische Massenver-
nichtungswa�en, die aber überhaupt nicht existierte, weder unmittelbar 
noch mittelbar. 

Mit dem Irak wurden das Völkerrecht und die Institution der UNO 
von ihren zwei wichtigsten westlichen Gründungsstaaten grundsätzlich 
in Frage gestellt. Doch auf diesen Umstand und auf die Völkerrechtswid-
rigkeit des Irak-Krieges hat ausdrücklich lediglich der damalige 
UNO-Generalsekretär Ko� Annan einigermaßen deutlich hingewiesen. 
Er tat dies zunächst in seiner Erö�nungsrede zur Generalversammlung 
im September 2003 und ein Jahr später in einem Interview mit der BBC. 
Selbst Regierungen von UNO-Mitgliedsstaaten, die sich im Vorfeld des 
Irak-Krieges gegen diesen Feldzug aussprachen, hielten sich mit Kritik 
an dessen Völkerrechtswidrigkeit sowie an der neuen, ebenfalls völker-
rechtswidrigen Präventivkrieg-Doktrin der USA zurück. Diese Zurück-
haltung war besonders au�ällig bei der damaligen rot-grünen Bundesre-
gierung in Deutschland. Deren Chef, Bundeskanzler Gerhard Schröder 
hatte sich seine Wiederwahl im September 2002 mit rhetorischen Beden-
ken gegen die anglo-amerikanischen Pläne für den Krieg gegen Irak gesi-
chert. Gleichzeitig sicherte die Regierung von Schröder und Außenmi-
nister Josef Fischer der Bush-Administration aber ausnahmslos alle von 
Washington verlangten logistischen und militärischen Unterstützungs-
leistungen für den geplanten Irak-Krieg zu. Dazu gehörte die Gewährung 
von Über�ugrechten für am Irak-Krieg beteiligte Kampf- und Trans-
port�ugzeuge der USA; die Gestattung der unkontrollierten Nutzung der 
inländischen Infrastruktur und Militärbasen für die Kriegsvorbereitung 
und -führung; logistische und nachrichtendienstliche Kooperation bei 
der Kriegsführung bis hin zur Zielauswahl. Zudem bewachten deutsche 
Bundeswehrsoldaten die US-Militärbasen in Deutschland nach der Ver-
legung der amerikanischen Wachmannscha�en in den Irak-Krieg. Mit 
diesen Unterstützungsleistungen missachtete die deutsche Bundesregie-
rung zudem ihre Neutralitätsp�ichten aus dem Haager –Abkommen von 
1907. 

Hätte die Bundesregierung das Kriegsvorhaben der USA und Groß-
britanniens seinerzeit für völkerrechtswidrig erklärt, dann hätte sie da-
mit eingeräumt, dass sie mit ihren logistischen und militärischen Unter-
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vor Beginn der NATO-Lu�angri�e am 24. März 1999 wurden sofort um-
standslos und ohne Untersuchung oder gar Beweise der serbischen Seite 
angelastet. 

Einseitige Darstellung der Gewalteskalation zwischen zwei 
Konfliktparteien

Der Anteil der kosovo-albanischen »Befreiungsbewegung« UÇCK an der 
Eskalation der Gewalt wurde von der NATO-Propaganda systematisch 
unterschlagen. Dies geschah, obwohl die US-amerikanische CIA, der 
deutsche Bundesnachrichtendienst, der britische MI 6 und andere west-
liche Geheimdienste ihren Regierungen hierzu detaillierte Erkenntnisse 
lieferten. 

Wie fragwürdig und unhaltbar die Behauptungen waren, mit denen 
die NATO-Regierungen den Lu�krieg gegen Serbien/Montenegro zu 
rechtfertigen suchten, machte im Dezember 2000 auch ein seinerzeit von 
den Medien kaum beachteter detaillierter Bericht der Parlamentarischen 
Versammlung der NATO deutlich mit dem Titel »Die Folgen des Kosovo-
kon�ikts und seine Auswirkungen auf Kon�iktprävention und Krisen-
management«. Die Parlamentarische Versammlung der NATO fungiert 
als Bindeglied zwischen dem Militärbündnis und den Parlamenten sei-
ner inzwischen 28 Mitgliedsstaaten. 

Der von dem damaligen deutschen SPD-Bundestagsabgeordneten 
Markus Meckel verantwortete Bericht vom Dezember 2000 befasst sich 
in erster Linie mit der Zeitphase ab Oktober 1998. Damals begann auf-
grund einer Vereinbarung zwischen Serbiens Präsident Slobodan Mi-
lošević und dem Chef-Balkandiplomaten der Clinton-Administration in 
Washington, Richard Holbrooke die Stationierung von Beobachtern der 
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) im 
Kosovo, der Kosovo Veri�cation Mission (KVM). Ähnlich wie im aktuel-
len Ukraine-Kon�ikt seit Anfang 2014 fungierte die OSZE auch damals 
quasi als regionale Unterorganisation der UNO in Europa. 

Im dem Bericht der NATO-Parlamentarierversammlung vom De-
zember 2000 heißt es: »Die UÇK strebte eine Verschärfung der Notlage 
an, um die Bevölkerung zum Aufstand für die Unabhängigkeit zu bewe-

Kosovo-Krieg 1999 – der Präzedenzfall 
für die Missachtung des Völkerrechts 

Neben Deutschland lehnten auch Frankreich und andere europäische 
NATO-Staaten den Krieg der USA und Großbritanniens gegen Irak ab, 
ohne aber seine Völkerrechtswidrigkeit zu kritisieren. 

Diese europäischen NATO-Verbündeten der USA waren befangen, 
weil sie bereits 1999 am – ebenfalls völkerrechtswidrigen – Lu�krieg der 
Militärallianz gegen Serbien/Montenegro teilgenommen hatten, dem so-
genannten »Kosovo-Krieg«. Dieser Krieg markierte den Beginn der Eros-
ion des Völkerrechts in der Zeit seit dem Fall der Berliner Mauer 1989. 

Auschwitz-Vergleich zur Rechtfertigung »humanitärer 
Intervention« 

Die NATO rechtfertigte ihren Krieg seinerzeit als »humanitäre Interven-
tion« zum Schutz der Kosovo-Albaner vor der Vertreibung und schweren 
Menschenrechtsverletzungen durch Armee- und Polizeieinheiten des 
serbischen Regimes von Slobodan Milošević. Vertreibungen und andere 
schwere Menschenrechtsverletzungen fanden seinerzeit ohne Zweifel 
statt. Durch die Einstufung dieser Menschenrechtsverletzungen als »Völ-
kermord« und den damals vom deutschen Außenminister Josef Fischer 
gezogenen Vergleich mit Auschwitz wurden die serbischen Menschen-
rechtsverletzungen von den NATO-Regierungen allerdings maßlos über-
trieben. Ganz abgesehen davon, dass Fischers Auschwitz-Vergleich eine 
Verharmlosung des Holocaust bedeutete. Ziel dieser propagandistischen 
Übertreibungen der serbischen Menschenrechtsverletzungen im Kosovo 
war es, die Unterstützung der westlichen Ö�entlichkeit für ein militäri-
sches Vorgehen gegen Serbien/Montenegro zu gewinnen. Die Brüsseler 
NATO-Zentrale und die Regierungen der Allianzmitglieder lancierten 
gefälschte Dokumente zum Beweis angeblicher serbischer Greueltaten 
und Vertreibungspläne an die Medien. Das »Massaker von Račak«, bei 
dem am 16. Januar 1999 45 Menschen umgebracht wurden sowie andere 
bis heute nicht aufgeklärte Menschenrechtsverletzungen in den Monaten 
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verhindert und damit die Handlungsfähigkeit der UNO blockiert hätten. 
Doch diese Legende von der russisch-chinesischen Blockade des UNO-Si-
cherheitsrates im Herbst 1998 hält einer Nachprüfung nicht stand. 

Um die Eskalation der Gewalt im Kosovo einzudämmen, hatte der 
UNO-Sicherheitsrat am 31. März 1988 mit seiner Resolution 1160 ein Waf-
fenembargo gegen das damals noch aus Serbien und Montenegro beste-
hende Ex-Jugoslawien erwirkt. Am 23. September 1998 verabschiedete der 
Sicherheitsrat seine Resolution 1199. Diese verlangte einen umgehenden 
Wa�enstillstand im Kosovo, den sofortigen Rückzug von jugoslawischen 
und serbischen Einheiten, die zur Unterdrückung der Zivilbevölkerung 
eingesetzt wurden, freien Zugang für humanitäre Organisationen sowie 
die uneingeschränkte Zusammenarbeit der Regierung Milošević in Bel-
grad mit dem Den Haager UNO-Tribunal zu den seit 1991 im ehemaligen 
Jugoslawien verübten Kriegsverbrechen. Russland stimmte den beiden 
Resolutionen 1160 und 1190 des Sicherheitsrates zu. China enthielt sich 
der Stimme. Grund für diese Stimmenthaltung waren allerdings nicht 
etwa Bedenken Pekings gegen den Inhalt der beiden Resolution. China 
hatte sich vielmehr mangels eigener Interessen an den Kon�ikten im ehe-
maligen Jugoslawien bei sämtlichen der zahlreichen Resolutionen der 
Stimme enthalten, die der Sicherheitsrat seit 1991 zu diesem �ema verab-
schiedet hatte. (Die Interessen Pekings waren in all den Jahren lediglich 
einmal berührt, als Mazedonien 1997 Taiwan anerkannte in der Ho�-
nung auf Kapitalhilfe aus Taipeh. Als Reaktion auf diese Entscheidung 
Mazedoniens verhinderte China per Veto die Verlängerung des Mandats 
für die UNO-Mission in der ex-jugoslawischen Republik.) 

Hätte Russland weitergehende Maßnahmen gegen Serbien/Montene-
gro – notfalls auch eine militärische Intervention der UNO – mitgetra-
gen oder zumindest toleriert, wenn die Regierung Milošević die Forde-
rungen der Ratsresolution 1199 vom 23. September 1998 nicht erfüllt 
hätte? Seriöse Diskussionen über ein gemeinsames Vorgehen mit Russ-
land im Rahmen der UNO haben die drei NATO-Staaten im Sicherheits-
rat, die USA, Frankreich und Großbritannien damals mit Moskau erst 
gar nicht geführt. Stattdessen erließ die NATO bereits am 24. September 
1998 – also nur einen Tag nach Verabschiedung der von Moskau mitge-
tragenen Resolution 1199 im Sicherheitsrat – die Aktivierungswarnung 

gen. So nutzte die UÇK das Holbrooke-Milošević-Abkommen vom Okto-
ber 1998 als Atempause, um ihre Krä�e nach den Rückschlägen des Som-
mers zu verstärken und sich neu zu gruppieren. Die serbischen 
Repressionen ließen unter dem Ein�uss der Kosovo Veri�cation Mission 
der OSZE in der Zeit von Oktober bis Dezember 1998 nach. Dagegen fehl-
te es an e�ektiven Maßnahmen zur Eindämmung der UÇK, die weiterhin 
in den USA und Westeuropa – vor allem in Deutschland und der Schweiz 

– Spenden sammeln, Rekruten werben und Wa�en über die albanische 
Grenze schmuggeln konnte. So nahmen die Angri�e der UÇK auf serbi-
sche Sicherheitskrä�e und Zivilisten ab Dezember 1998 stark zu. Der 
Kon�ikt eskalierte neuerlich, um eine humanitäre Krise zu erzeugen, 
welche die NATO zur Intervention bewegen würde.«

Der Bericht der NATO-Parlamentarier geht auch auf das »Massaker 
von Račak« vom 16. Januar 1999 ein, das seinerzeit nach übereinstimmen-
den ö�entlichen Erklärungen von US-Außenministerin Madeleine Al-
bright und ihres deutschen Amtskollegen Josef Fischer den »Wendepunkt 
zum Krieg« der NATO gegen Serbien/Montenegro bedeutete. 

»Mit dem bis heute nicht restlos aufgeklärten angeblichen Massaker 
von Račak entstand das Gefühl eines Handlungsbedarfs, das nach dem 
Scheitern der Rambouillet-Verhandlungen zu den von der UÇK herbei-
gesehnten NATO-Lu�angri�en führte.« Im Jagdschloss von Rambouillet 
bei Paris hatten die serbische Regierung und die UÇK im Februar 1999 
unter gemeinsamer Vermittlung von USA, Russland und der EU ergeb-
nislose Verhandlungen geführt. 

Die NATO-Parlamentarier bekannten in Artikel 91 ihres Berichtes 
vom Dezember 2000 selbstkritisch: »Die Staatengemeinscha� darf sich 
ihr Handeln nicht von einer extremistischen Minderheit aufzwingen las-
sen.« 

Es gab eine Alternative zum Krieg 

Doch bis heute rechtfertigen die NATO-Regierungen ihre militärische 
»humanitäre Intervention« vom Frühjahr 1999 ohne Mandat des UNO-Si-
cherheitsrats mit der Behauptung, dass die beiden ständigen Ratsmitglie-
der Russland und China ein solches Mandat mit ihrer Veto-Drohung 
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wäre, und falls Belgrad einer internationalen Militärpräsenz im Kosovo 
zugestimmt hätte. 

Falls die internationale Truppe ohne eine solche Vereinbarung und 
ohne das Plazet Belgrads hätte stationiert werden müssen, wären nach 
Einschätzung von Botscha�er Vershbow hingegen 60 000 Soldaten erfor-
derlich gewesen. »Früher oder später werden wir uns der Frage einer Sta-
tionierung von Bodentruppen stellen müssen«, sagte Vershbow am Ende 
seiner Nachricht an die Clinton-Administration voraus. Die USA hätten 
»ein zu großes Interesse an politischer Stabilität im südlichen Balkan, um 
diesen Kon�ikt noch länger schwelen zu lassen«. 

Botscha�er Vershbow war keineswegs ein Anfänger auf dem Gebiet 
der Balkanpolitik. Als Mitarbeiter im Stab des Nationalen Sicherheitsra-
tes der USA hatte er sich in der ersten Häl�e der 90er-Jahre intensiv mit 
dem Bosnien-Kon�ikt befasst. Dennoch stieß sein Vorschlag für ein ge-
meinsam von Russland und der NATO etabliertes internationales Pro-
tektorat im Kosovo damals in Washington nur auf geringes Interesse. 
Stattdessen drängte die Clinton-Administration die Regierung in Mos-
kau, im UNO-Sicherheitsrat einer Resolution zuzustimmen mit der ulti-
mativen Androhung militärischer Maßnahmen gegen Serbien/Montene-
gro, falls die Regierung Milošević die Forderungen des Sicherheitsrates 
bis zu einem bestimmten Zeitpunkt nicht erfüllen würde. Einen derarti-
gen Automatismus militärischer Maßnahmen lehnte Russland allerdings 
ab. Auch war Moskau nicht einverstanden mit der Forderung Washing-
tons, etwaige vom Sicherheitsrat mandatierte militärische Maßnahmen 
gegen Serbien/Montenegro allein von der NATO und unter NATO-Kom-
mando durchführen zu lassen 

Moskau bestand darauf, dass derartige Maßnahmen nur unter politi-
scher Kontrolle des UNO-Sicherheitsrates und mit vom Rat bestimmten 
militärischen Kommandeuren durchgeführt werden könnten. 

Fazit: Der elfwöchige Lu�krieg der NATO gegen Serbien/Montene-
gro vom Frühjahr 1999 wäre vermeidbar gewesen. Es hätte im Herbst 
1998 durchaus die Möglichkeit gegeben für eine vom UNO-Sicherheitsrat 
mandatierte und kontrollierte Mission zur Eindämmung der Gewaltaus-
einandersetzungen im Kosovo sowie für die dazu erforderlichen Druck-
maßnahmen auf die Regierung Milošević in Belgrad. Diese Möglichkeit 

für ihre Lu�streitkrä�e. Das war die erste Maßnahme zur Einleitung des 
Lu�krieges, der dann am 24. März 1999 begann. Diese Aktivierungswar-
nung der NATO war in zweierlei Hinsicht eine geradezu zentrale und 
möglicherweise fatale Weichenstellung: Zum einen wurde Moskau spä-
testens an diesem Punkt bedeutet, dass die NATO auch ohne russische 
Einbindung und Zustimmung agieren würde. Zweitens verengte sich die 
Diplomatie auf eine militärisch abgestützte Drohpolitik. 

Der verworfene Plan für ein UNO-mandatiertes Vorgehen

Dabei gab es seit Frühsommer 1998 durchaus verschiedene Vorschläge, 
wie die Zielsetzungen der Resolution 1199 des UNO-Sicherheitsrates ge-
meinsam mit Russland hätten umgesetzt werden können – zum Beispiel 
durch die Errichtung eines UNO-Protektorats über Kosovo. Der damali-
ge US-Botscha�er bei der NATO in Brüssel, Alexander Vershbow, legte 
der Clinton-Administration in Washington am 7. August 1998 einen de-
taillierten Plan vor unter der Überschri� »Kosovo: Es ist Zeit für eine 
andere Lösungsstrategie«. Die »entscheidende Voraussetzung« für eine 
schnelle Befriedung der Situation im Kosovo und danach beginnende 
Verhandlungen über eine politische Lösung sei »eine enge Zusammenar-
beit zwischen der NATO und Russland«, schrieb der US-Botscha�er und 
betonte: »Ich meine es ernst: Die Initiative zur Lösung des Kosovo-Kon-
�ikts könnte zum Modellfall einer Kooperation zwischen der NATO und 
Russland werden«. 

Vershbows Plan sah vor, dass sich die Regierungen in Washington 
und Moskau zunächst gemeinsam um ein Mandat des UNO-Sicherheits-
rates zur »Scha�ung eines internationalen Protektorats« im Kosovo be-
mühen. Nach Erteilung dieses UNO-Mandats sollte in der südserbischen 
Provinz eine zu gleichen Teilen von der NATO und von Russland gestell-
te und auch gemeinsam kommandierte internationale Schutztruppe sta-
tioniert werden. 

Für diese Truppe hätte nach Ansicht von US-Botscha�er Vershbow 
ein Umfang von 30 000 Soldaten ausgereicht, falls vor ihrer Stationierung 
bereits eine Vereinbarung zwischen der Regierung Milošević und den 
Albanern über den kün�igen Status des Kosovo zustande gekommen 
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der UNO-Charta der wichtigste zivilisatorische Fortschritt des 20. Jahr-
hunderts. Ein weiterer wesentlicher Fortschritt sind die Betonung der 
individuellen Menschenrechte in der Präambel und im ersten Artikel 
UNO-Charta sowie die in Kapitel 7 geregelten Befugnisse des Sicher-
heitsrates »eine Bedrohung oder einen Bruch des Friedens oder eine An-
gri�shandlung festzustellen« (Artikel 39) und in Reaktion darauf politi-
sche und wirtscha�liche oder militärische Sanktionen zu verhängen 
(Artikel 40) oder militärische Maßnahmen zu beschließen (Artikel 41). 

Die alleinige Befugnis des Sicherheitsrates, militärische Maßnahmen 
zu beschließen und die UNO-Mitgliedsstaaten zur Anwendung derarti-
ger Maßnahmen zu ermächtigen, ist die eine von zwei Ausnahmen vom 
strikten Gewaltverbot der UNO-Charta. 

Die andere Ausnahme ist das »naturgegebene Recht auf individuelle 
oder kollektive Selbstverteidigung im Falle einer Angri�shandlung«, das 
jedem Mitgliedsstaat der UNO in Artikel 51 der Charta garantiert wird. 
Allerdings gilt dieses Recht auf Selbstverteidigung nicht zeitlich unbe-
schränkt, sondern nur so lange, »bis der Sicherheitsrat die zur Wahrung 
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlichen Maß-
nahmen getro�en hat«.

Die Autorinnen und Autoren der UNO-Charta dachten mit der For-
mulierung »bewa�neter Angri�« in Artikel 51 ausschließlich an das Szena-
rio der klassischen militärischen Aggression von Land A gegen Land B. 
Das zeigen die Protokolle der UNO-Gründungsversammlung vom 
25. April bis 26. Juni 1945 in San Francisco, auf der die 111 Artikel der 
UNO-Charta von Diplomaten aus 50 Staaten ausgehandelt und beschlos-
sen wurden. Auch in den ersten 57 Jahren der Anwendung der UNO-Char-
ta galt ausschließlich diese Interpretation vom »bewa�neten Angri�«. 

Die Neuinterpretation von »Selbstverteidigung« und 
»bewaffnetem Angriff«

Infolge der Terroranschläge vom 11. September 2001 wurde diese Inter-
pretation buchstäblich über Nacht und ohne nennenswerte Diskussion 
unter den damals 191 Mitgliedsstaaten der UNO über den Haufen gewor-
fen. Am 12. September 2001 verabschiedete der UNO-Sicherheitsrat auf 

scheiterte nicht an den Vetomächten Russland und China. Sie war nicht 
gewollt von den NATO-Staaten, insbesondere nicht von den USA. 

Der 11. September 2001 und seine 
gravierenden Folgen für das Völkerrecht

»Mit dem 11. September 2001 hat sich alles grundsätzlich verändert. Nichts 
ist mehr, wie es war.« Diese und ähnlich lautende Behauptungen waren 
nach den Terroranschlägen auf Ziele in den USA weit verbreitet. Allerdings 
sind diese Behauptungen politisch ebenso falsch und intellektuell unred-
lich, wie die nach dem Berliner Mauerfall von 1989 zeitweise populäre �e-
se des US-amerikanischen Politologen Francis Fukuyama vom »Ende der 
Geschichte«. Fukuyama hat seine �ese inzwischen revidiert. Doch die 
Behauptung über den 11. September dient bis heute zur politisch-ideologi-
schen Rechtfertigung von Verstößen gegen die völkerrechtlichen und men-
schenrechtlichen Normen, die in den Jahren 1945 –bis 1948 mit universeller 
Gültigkeit vereinbart wurden als Konsequenz aus Zweitem Weltkrieg, Ho-
locaust und Faschismus. Kein anderes Ereignis in den letzten 70 Jahren hat 
derart gravierende negative Auswirkungen gehabt auf die Interpretation 
und Anwendung der UNO-Charta sowie des humanitären Völkerrechts 
wie die Terroranschläge vom 11. September 2001. 

Das strikte zwischenstaatliche Gewaltverbot der UNO-
Charta und seine beiden einzigen Ausnahmen 

Besonders betro�en ist die zentrale Bestimmung der UNO-Charta, das 
Verbot der »Androhung und Anwendung von Gewalt« zwischen den 
Staaten (Artikel 2, Absatz 4). Nach dem Scheitern des 1919 gegründeten 
UNO-Vorläufers Völkerbund und dem Rückfall in die Barbarei zwi-
schenstaatlicher Beziehungen, die schließlich in dem von Hitlerdeutsch-
land begonnenen Zweiten Weltkrieg eskalierte, war diese Bestimmung 
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Selbstverteidigung ohne Grenzen 

Eine etwas größere Minderheit der Völkerrechtler kritisiert die von der 
Bush-Administration im November 2001 vollzogene Ausdehnung des 
Krieges gegen das Taliban-Regime in Afghanistan mit dem Ziel seiner 
Beseitigung. Diese Ausweitung, so die Kritiker, hätte einer ausdrückli-
chen Ermächtigung durch eine neue Resolution des Sicherheitsrats be-
dur�. Doch auch hierzu ergri� seinerzeit kein einziger UNO-Mitglieds-
staat die Initiative. Bei einer Reihe vor allem westlicher Staaten stieß die 
Ausweitung der Kriegsziele in Afghanistan durch die Bush-Administrati-
on auf ausdrückliche Unterstützung, bei der großen Mehrheit der 
UNO-Mitgliedsstaaten auf Schweigen. Ein Schweigen, das in Washing-
ton ebenfalls als Zustimmung verbucht wurde. 

Die Autorinen und Autoren der UNO-Charta dachten bei der »Selbst-
verteidigung« gemäß Artikel 51 der UNO-Charta an militärische Ab-
wehrmaßnahmen eines angegri�enen Landes in den unmittelbaren 
Stunden und Tagen nach Beginn einer Aggression und eben nur so lange 
»bis der Sicherheitsrat die zur Wahrung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit erforderlichen Maßnahmen getro�en hat«. Auch 
diese zeitlichen Parameter für militärische Maßnahmen der »Selbstver-
teidigung« scheinen seit dem 11. September 2001 obsolet. Zum einen be-
gannen die USA ihren Krieg gegen Ziele in Afghanistan erst am 7. Okto-
ber, knapp vier Wochen nach den Terrorschlägen gegen Ziele in New 
York und Washington D. C. Und zum zweiten hielt der Krieg der USA 
und ihrer Verbündeten in Afghanistan unter Berufung auf Resolution 
1368 vom 12. September 2001 über zehn Jahre an. Auch daran gab es kaum 
ö�entliche Kritik von Seiten anderer UNO-Regierungen. Und kein 
UNO-Mitgliedsstaat erhob bislang die Forderung, einmal eine Bilanz des 
nun schon über 14 Jahre geführten »Krieges gegen Terrorismus« zu zie-
hen. 

Unter Völkerrechtsexperten ist die lange Dauer des Krieges allerdings 
umstritten. Diejenigen, die sie für »legitim« halten verweisen auf die »la-
tente Gefahr« erneuter terroristischer Angri�e. Auch seien die wieder-
holten Hinweise des Sicherheitsrates in späteren Resolutionen (nach Re-
solution 1368) auf das Selbstverteidigungsrecht als »schweigende 
Zustimmung« zur Fortsetzung des Krieges zu begreifen 

Antrag der USA einstimmig und ohne lange Debatte seine Resolution 
1368. Entgegen mancher bis heute verbreiteter falscher Darstellung durch 
Politiker, Militärs und Medien enthält diese Resolution keine Ermächti-
gung zur Anwendung militärischer Maßnahmen. Der Rat unterstrich 
lediglich in der – völkerrechtlich nicht handlungsverbindlichen – Prä-
ambel zu der Resolution das »naturgegebene Recht auf individuelle und 
kollektive Selbstverteidigung in Übereinstimmung mit der Charta«. Im 
ersten Artikel der Resolution »verurteilt (e)« der Rat die Terroranschläge 
dann als »Bedrohung des internationalen Friedens und der Sicherheit«. 

Dieser Resolutionstext galt und gilt den USA bis heute als völker-
rechtliche Legitimation für den »Krieg gegen den Terrorismus«, der am 
7. Oktober 2001 mit Angri�en der US-Lu�wa�e gegen Ziele in Afghanis-
tan unter dem Operationsnamen »Enduring Freedom« begann. Diese 
Angri�e richteten sich zunächst gegen damals in Afghanistan be�ndli-
che Mitglieder und Logistikeinrichtungen des Terrornetzwerks al-Qaida. 

Die Interpretation der Resolution 1368 als Ermächtigung des UNO-Si-
cherheitsrats zu militärischem Handeln wurde seinerzeit aber nur von 
einer Minderheit der Völkerrechtler kritisiert. Auch die Stimmen, die 
statt eines »Krieges gegen den Terrorismus« die Verfolgung der Täter 
und Drahtzieher der Anschläge vom 11. September durch internationale 
Polizeiarbeit und mit juristischen Mitteln zu verfolgen, waren nur sehr 
schwach. Der Interpretation von Resolution 1368 durch die Bush-Admi-
nistration in Washington und dem von ihr ausgerufenen »Krieg gegen 
den Terrorismus« widersprach damals keine einzige der anderen 190 Mit-
gliedsregierungen. 

Mit diesem Konsens der Subjekte des Völkerrechts scheint die bis 
zum 11. September 2001 gültige Interpretation der UNO-Charta überholt, 
wonach nur bewa�nete Angri�e, die von Staaten ausgeführt werden – 
und nicht solche, die Terroristen oder andere nichtstaatliche Akteure be-
gehen –, dem angegri�enen Land das Recht auf militärische Selbstvertei-
digung gemäß Artikel 51 geben. Unter den Völkerrechtsexperten hält nur 
eine kleine Minderheit an der ursprünglichen Interpretation von Artikel 
51 fest und kritisiert daher bis heute die Behauptung, die Resolution 1368 
des UNO-Sicherheitsrates sei eine ausreichende völkerrechtliche Grund-
lage für den »Krieg gegen den Terrorismus«. 
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zender, der Botscha�er Irlands vor den UNO-Journalisten in New York, 
der Rat stehe »geschlossen hinter den USA«. Auch in der UNO-General-
versammlung regte sich seinerzeit keine Kritik an der interpretatori-
schen Ausweitung der Resolution 1368 auf Ziele außerhalb Afghanistans. 

Präemptivschläge ohne UNO-Mandat – wenns sein muss 
auch mit atomaren Minibomben 

Ein knappes Jahr nach dieser eigenmächtigen Ausweitung der Kriegszie-
le über Afghanistan hinaus reklamierte die Bush-Administration in 
Washington in ihrer neuen »Nationalen Sicherheitsstrategie« (NSS) vom 
20. September 2002 ganz o�ziell »das Recht« der USA, kün�ig militä-
risch »vorbeugend« (präemptiv), – das heißt mit Erstschlägen und ohne 
Mandat des UNO-Sicherheitsrates – gegen Staaten vorzugehen, die die 
USA noch gar nicht angegri�en haben, die aber nach Wahrnehmung 
Washingtons Terroristen unterstützen oder Massenvernichtungswa�en 
entwickeln beziehungsweise verbreiten und damit eine »Bedrohung« für 
die USA darstellen könnten. Als potenzielle Ziele »vorbeugender« militä-
rischer Erstschläge der USA nannten die Bush-Administration seinerzeit 
neben Afghanistan, Irak, Nordkorea und Iran weitere 60 Staaten, die das 
al-Qaida-Terrornetzwerk bis dato bereits unmittelbar oder mittelbar un-
terstützt hätten. Schon im Januar 2002 hatte Präsident Bush in seiner all-
jährlichen »State of the Union«-Rede vor dem US-Kongress Hinweise auf 
die kün�ige neue Sicherheitsstrategie gegeben. Unter anderem bezeich-
nete Bush die Staaten Irak, Iran und Nordkorea als »Achse des Bösen«, 
die den internationalen Weltfrieden bedrohe. 

Im März 2002 zitierte die Los Angeles Times aus einem 56-seitigen ge-
heimen Planungspapier des Pentagon, das den Einsatz von sogenannten 
Mini-Atombomben vorsah – sogar gegen Ziele in Staaten, die selber nicht 
über Atomwa�en verfügen. Auch in diesem Dokument des Pentagon 
wurden mehrere Staaten als potenzielle Ziele US-amerikanischer Atom-
wa�en genannt – darunter erneut Irak, Iran und Nordkorea. Auf den Be-
richt der Los Angeles Times folgten zwar zunächst he�ige Dementis der 
Bush-Administration. Doch in einem im Dezember 2002 verö�entlich-
ten Nachtrag zur Nationalen Sicherheitsstrategie vom September 2002 

Doch ein Ende dieses Selbstverteidigungs-Krieges ist weiterhin nicht 
absehbar. Kriterien für Erfolg oder Scheitern dieses Krieges sind nicht 
de�niert. Der UNO-Sicherheitsrat hatte keinerlei Kontrolle oder auch 
nur Mitsprache über die Umsetzung seiner Resolution 1368 vom 12. Sep-
tember 2001. Alle Entscheidungen über Strategie, Methoden und Eskala-
tion oder Deeskalation des Krieges in Afghanistan oder des Drohnen-
krieges gegen Ziele in Pakistan, Somalia, Jemen und anderen Ländern 
wurden in den letzten 13 Jahren und werden auch weiterhin in Washing-
ton getro�en. Mit erklärter Unterstützung oder zumindest schweigender 
Zustimmung der anderen vier ständigen und vetoberechtigten Ratsmit-
glieder Großbritannien, Frankreich, Russland und China. 

Selbst Völkerrechtsexperten, die der Ansicht sind, Resolution 1368 so-
wie nachfolgende Resolutionen des Sicherheitsrates und seine»schwei-
gende Zustimmung« seien eine ausreichende Legitimationsbasis für den 
Krieg nicht nur gegen al-Qaida, sondern auch gegen das Taliban-Regime 
in Afghanistan sowie für die zeitliche Ausdehnung dieses Krieges, wider-
sprechen allerdings der Anwendung von Resolution 1368 auf Ziele außer-
halb Afghanistans. Der Rat habe mit dieser Resolution keinen Präze-
denzfall gescha�en. Auch das sah die Bush-Administration bereits 
wenige Wochen nach dem 11. September 2001 erklärtermaßen anders. 

Am Morgen des 8. Oktober 2001, unmittelbar nach Beginn der An-
gri�e auf Ziele in Afghanistan, überbrachte der damalige New Yorker 
UNO-Botscha�er der USA, John Negroponte dem UNO-Sicherheitsrat 
ein Schreiben von Präsident Bush. Darin kündigte Bush an, eventuell 
mache »die Selbstverteidigung der USA weitere Aktionen gegen andere 
Organisationen und Staaten erforderlich«. Die Ermittlungen seit den An-
schlägen vom 11. September hätten zwar »klare und zwingende Hinweise 
erbracht, dass das Terrornetzwerk al-Qaida, das von dem Taliban-Regi-
me in Afghanistan unterstützt wird, eine zentrale Rolle bei diesen An-
schlägen gespielt« habe, hieß es in dem Schreiben weiter. Doch die Er-
mittlungen seien »noch in einem Frühstadium«, es gebe »noch vieles, was 
wir nicht wissen«

Keiner der Botscha�er der 14 anderen Ratsmitglieder widersprach 
damals oder stellte auch nur eine kritische Frage zu dem Brief von Präsi-
dent Bush. Nach der Sitzung des Rates verkündete sein damaliger Vorsit-
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Bill Gates, Nestlé  
und der Global Compact –  
die neoliberale 
Privatisierung der UNO 
und der wachsende 
Einfluss von 
Wirtschaftsunternehmen

wurde der in dem Pentagon-Planungspapier beschriebene »vorbeugen-
de« Ersteinsatz von Atomwa�en o�ziell zum Teil der neuen Sicherheits-
strategie erklärt. 

Die Mitverantwortung aller UNO-Staaten für die 
Aushöhlung der UNO-Charta

Nicht erst der Einsatz von Wa�en, sondern bereits die unverhohlene Dro-
hung mit militärischen Erstschlägen (inklusive des Einsatzes atomarer 
Wa�en) gegen andere Länder wegen des puren Verdachts einer eventuel-
len Bedrohung, die im Laufe des Jahres 2002 in o�ziellen Strategiedoku-
menten sowie in Erklärungen führender Vertreter der Bush-Administra-
tion formuliert wurden, stellt bereits einen Verstoß Verstoß gegen Artikel 
2, Absatz 4 der UNO-Charta dar. Doch diese völkerrechtswidrigen Dro-
hungen stießen ebenso wie die Interpretation und die Anwendung der 
Resolution 1368 des Sicherheitsrates durch die Bush-Administration bei 
Regierungen anderer UNO-Staaten kaum auf Kritik. Für die Erosion völ-
kerrechtlicher Normen und die Aushöhlung der UNO-Charta, die seit 
dem Kosovo-Krieg der NATO von 1999 und dann insbesondere seit den 
Terroranschlägen vom 11. September 2001 unter Federführung der USA 
stattgefunden hat, tragen die anderen 192 Subjekte des Völkerrechts da-
her eine erhebliche Mitverantwortung. 
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Ted Turners »harmlose« Milliardenspende 
und erste Warnungen vor Abhängigkeit 
der UNO von privaten Geldgebern 

Die Anfänge dieser Entwicklung erschienen noch harmlos und die Moti-
ve der privatwirtscha�lichen »Partner« ehrenwert. Im September 1997 
sti�ete CNN-Gründer Ted Turner der durch die Zahlungsverweigerung 
der USA sowie durch kostspielige Peacekeeping-Missionen arg strapa-
zierten UNO-Kasse die Zinsen, die sein Privatvermögen in den neun 
Vormonaten erbracht hatten: eine Milliarde Dollar, zur »freien Verfü-
gung gestellt« für die Finanzierung (überlebens-)wichtiger Aufgaben der 
Weltorganisation im humanitären, Umwelt-, Gesundheits- und Friedens-
bereich.

Fast die ganze Welt klatschte Beifall. Microso�-Chef Bill Gates und 
andere Großverdiener gerieten unter Erwartungsdruck, Turners Beispiel 
zu folgen. Zwei Wochen später spendete Martina Hingis, Schweizer Welt-
ranglistenerste im Frauentennis und schon damals bereits mehrfache 
Millionärin, nach einem Turniersieg in New York ihre Siegesprämie von 
75 000 US-Dollar an die Weltgesundheitsorganisation (WHO). Dank die-
ser großzügigen Spende könne ein dringend notwendiges Polio-Impfpro-
gramm in Äthiopien jetzt durchgeführt werden, ließ die Genfer 
WHO-Zentrale am nächsten Tag verlauten. 

Bei aller damals weit verbreiteten Wertschätzung für die honorigen 
Motive der Spender Turner und Hingis äußerten zumindest einige Nicht-
regierungsorganisationen schon zu Beginn dieser Privatisierung der 
UNO-Finanzierung kritische Fragen und Bedenken. Was wäre aus dem 
Impfprogramm in Äthiopien geworden, wenn Hingis das Tennisturnier 
nicht gewonnen oder ihre 75 000 Dollar Siegesprämie für sich behalten 
hätte? Phyllis Bennis, UNO-Expertin beim renommierten Institut für 
Politikstudien (Institute for Policy Studies, IPS) in Washington und eine 
der Hauptrednerinnen auf dem Globalisierungsforum der NGO in Man-
hattan im September 2000, warnte damals vor einer »gefährlichen Ent-
wicklung«: Die »Durchführung der von den UNO-Mitgliedsstaaten be-
schlossenen Programme der Weltorganisation darf nicht abhängig 

Im September 2000 läutete auch die UNO das neue Jahrtausend ein. 

Auf einem dreitägigen »Millenniums-Gipfel« in der New Yorker 

UNO-Zentrale hielten die Staats- und Regierungschefs aus 152 Mit-

gliedsstaaten Reden zu Rolle und Aufgaben der Weltorganisation im 

21. Jahrhundert. Die bei den Vereinten Nationen akkreditierten Nichtre-

gierungsorganisationen (NGO), vom seit Januar 1997 amtierenden Ge-

neralsekretär Kofi Annan häufig als »wichtiger, für die Umsetzung der 

UNO-Programme unerlässlicher Teil der Zivilgesellschaft« gepriesen, 

blieben von der Gipfelveranstaltung ausgesperrt.

Die NGO veranstalteten stattdessen im Rathaus von Manhattan ein 

»Internationales Forum zur Globalisierung«. Beherrschendes Thema 

war die zunehmende Kooperation der UNO mit privaten Sponsoren, 

Stiftungen und Großkonzernen, die Annan und die Direktoren des UNO- 

Entwicklungsprogramms (United Nations Development Programme, 

UNDP) sowie anderer Spezialorgane des UNO-Systems seit Ende der 

90er-Jahre zum Programm erklärt hatten. Dies geschah unter Verweis 

auf »veränderte Rahmenbedingungen« der Weltorganisation »im Zeit-

alter der Globalisierung«, ihre extrem angespannte Finanzlage sowie 

auf die »Verantwortung« der Privatwirtschaft für die Umsetzung von 

internationalen Menschenrechts-, Arbeits- und Umweltnormen.

NGO aus Nord und Süd, aber auch Diplomaten aus Indien, Malaysia 

und anderen Staaten des Südens äußerten bei dem »Internationalen 

Forum zur Globalisierung« die Befürchtung, die UNO werde durch diese 

Kooperation in eine gefährliche finanzielle, politische und für die Öf-

fentlichkeit nicht mehr transparente Abhängigkeit von privatwirt-

schaftlichen Interessen geraten.

Diese Befürchtungen vor einer schleichenden Privatisierung der 

UNO und dem wachsenden Einfluss von Wirtschaftskonzernen haben 

sich in der Rückschau der letzten 18 Jahre seit Beginn dieser Entwick-

lung in vollem Umfang bestätigt.
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ganisationen wie der UN-Organisation für Bildung, Wissenscha� und 
Kultur (UNESCO) ganz oder teilweise nicht bezahlt oder waren sogar 
aus diesen Sonderorganisationen ausgetreten. Wegen dieser �nanziellen 
Erpressung durch die beiden westlichen Vetomächte des UNO-Sicher-
heitsrates drohte in den ersten vier Amtsjahren von Generalsekretär Ko� 
Annan ab 1997 mehrfach die Zahlungsunfähigkeit der UNO. Annan 
konnte sie nur durch massive Einsparungen und Personalkürzungen ver-
hindern. Aus dieser Zwangslage half auch die 1999 gegründete Bill & Me-
linda-Gates-Foundation dem UNO-Generalsekretär nicht heraus. Denn 
ihre Zuwendungen sind zweckgebunden und dürfen ausdrücklich nicht 
für Personalkosten des regulären UNO-Haushalts verwendet werden.

»Partnerschaft« des UNO-Entwicklungsprogramms mit 
multinationalen Konzernen

Wenige Monate nach dem Au�ritt von US-Präsident Clinton vor der Ge-
neralversammlung präsentierte im Frühjahr 1998 der damalige US-ame-
rikanische Direktor des UNO-Entwicklungsprogramms (UNDP), Gustav 
Speth, ein konkretes Projekt für die »Partnerscha�« zwischen der UNO 
und transnationalen Konzernen (Transnational Corporations, TNC). Bei 
diesem »Partnerscha�sprojekt« sollten die beteiligten Unternehmen ei-
nen Vertrag mit der UNO abschließen und das zeitlich unbegrenzte 
Recht erhalten, das bis dato geschützte Symbol der UNDP für ihre Fir-
menwerbung zu verwenden – gegen eine einmalige Zahlung von 50 000 
US-Dollar und ohne jegliche weitere Verp�ichtungen. Als UNDP-Chef 
Speth dieses »Partnerscha�sprojekt« der Ö�entlichkeit präsentierte, hat-
ten bereits zahlreiche Konzerne den Vertrag mit der UNDP unterschrie-
ben. Darunter Firmen wie der Chemiekonzern Dow Chemicals und das 
Minenunternehmen Rio Tinto. deren Praktiken zum Teil in klarem Wi-
derspruch zu internationalen Umwelt-, Menschenrechts- und Arbeits-
normen stehen.

Nach massivem Protest zahlreicher Nichtregierungsorganisationen 
wurde dieses »Partnerscha�sprojekt« des UNDP zwar Mitte 1999 zu-
nächst gestoppt. Doch der seitdem amtierende neue britische Direktor 
Mark Malloch Brown, der direkt von einem hohen Posten bei der Welt-

werden von der Spendenbereitscha� privater Geldgeber. Sie erfordert Vo-
rausplanung und eine verlässliche, transparente und ö�entlich kontrol-
lierte Finanzierung durch die Mitgliedsstaaten«.

»Spontane, möglicherweise zweckgebundene oder gar an politische 
Au�agen gebundene Spenden von Einzelpersonen oder von Unterneh-
men«, so Bennis, seien »kein akzeptabler Ersatz für die Verantwortung 
der Mitgliedsstaaten, die Arbeit der UNO durch vollständige und recht-
zeitige Zahlung ihrer P�ichtbeiträge und darüber hinaus durch freiwilli-
ge Zuschüsse zu �nanzieren«.

Finanzielle Erpressung durch verweigerte Pflichtbeiträge – die 
USA stellen erste Weichen Richtung Privatisierung der UNO 

Bereits drei Jahre vor dieser Warnung auf dem Globalisierungsforum der 
NGO in Manhattan hatten die USA längst entscheidende Weichen in 
Richtung Privatisierung der UNO gestellt. Kurz nach dem Milliardenge-
schenk von CNN-Gründer Turner erklärte US-Präsident Bill Clinton im 
September 1997 vor der UNO-Generalversammlung: »Die Turner-Spen-
de unterstreicht das Potenzial für eine Partnerscha� zwischen der UNO 
und dem Privatsektor. Ich ho�e, es werden noch viele seinem Beispiel 
folgen.«

Zugleich begann die Clinton-Regierung, rund 40 Prozent ihrer damals 
ausstehenden P�ichtbeiträge an die UNO in Höhe von 1,6 Milliarden Dol-
lar grundsätzlich in Frage zu stellen: unter Verweis auf Leistungen, die 
US-Privatunternehmen unter anderem für Peacekeeping-Operationen der 
UNO erbracht hätten.

Aber auch der von Washington grundsätzliche anerkannte Teil der 
Altschulden wurde bis kurz vor Ende der Amtszeit von Präsident Clinton 
im Januar 2001 nicht beglichen. Im Juli 2000, zwei Monate vor dem histo-
rischen »Millenniumsgipfel« der UNO standen die USA immer noch mit 
1,6 Milliarden US-Dollar bei der UNO-Kasse in der Kreide. Seit der Prä-
sidentscha� Ronald Reagans in den 1980er-Jahren hatten die USA – und 
in geringerem Maße auch Großbritannien – aus politischen Gründen 
Teile ihrer völkerrechtlich verbindlichen P�ichtbeiträge sowohl für den 
regulären UNO-Haushalt wie auch für die Budgets einzelner Sonderor-
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Mangelnde Kontrolle der UNO über Spendengelder

Über die Dollarmilliarde, die CNN-Gründer Ted Turner 1997 zur angeb-
lich »freien Verfügung« sti�ete, hatte die UNO in der Folge tatsächlich 
keinerlei Kontrolle.

Das Geld für Projekte vergab eine von Turner und seiner Frau, der 
US-Schauspielerin Jane Fonda eingerichtete Sti�ung, bei deren Sti�ungs-
rat die UNO und ihre Sonderorganisationen und Spezialprogramme le-
diglich Projektanträge einreichen konnten.

1998 bewilligte die Sti�ung 1,2 Millionen Dollar für ein Projekt der 
UNO-Organisation für Handel und Entwicklung (United Nations Con-
ference on Trade and Development, UNCTAD). Ziel des Projektes war 
die Scha�ung von Märkten für den Handel mit »Greenhouse«-Emissio-
nen. Bei diesem Handel können reiche Staaten des Nordens ihre in der 
UNO-Klimakonvention von Kyoto eingegangen Verp�ichtungen zum 
Klimaschutz an ärmere Länder des Südens verkaufen, statt diese Ver-
p�ichtungen durch Maßnahmen im eigenen Lande zu erfüllen. Dieser 
Handel mit »Greenhouse«-Emissionen wird von Umweltorganisationen 
in Nord und Süd he�ig kritisiert. Diese Kritiker wurden vor der Verga-
be-Entscheidung des Turner-Sti�ungsrates nicht einmal angehört.

Verbindliche Regeln für Wirtschafts-
unternehmen oder freiwillige 
Verantwortung – ein zentraler Streit  
seit über 50 Jahren

Die zunehmende Abhängigkeit der UNO sowie ihrer Sonderorganisatio-
nen und Spezialprogramme von Geldern aus der Privatwirtscha� stärkte 
auch wesentlich deren Ein�uss auf die politische Meinungsbildung und die 
Entscheidungen innerhalb des UNO-Systems. Dieser wachsende Ein�uss 
ist besonders deutlich mit Blick auf die höchst relevante Frage, wie die seit 
1945 im Rahmen des UNO-Systems vereinbarten und für universell gültig 

bank zum UNO-Entwicklungsprogramm wechselte, vertrat einen noch 
viel weitergehenden Partnerscha�skurs als sein US-amerikanischer Vor-
gänger Speth. »Jeder muss heute anerkennen, dass die Hauptquelle für 
Entwicklungs�nanzierung die nationale und die globale Privatwirtscha� 
ist«, erklärte Brown in einem Interview eine Woche vor dem Millenni-
umsgipfel der UNO vom September 2000. 

In der Folge wurden UNDP-Projekte immer häu�ger ganz oder teil-
weise von Privatunternehmen �nanziert. Ein Beispiel, das erhebliche 
Zweifel an der Unabhängigkeit der UNDP auslöste, war die 500 000-Dol-
lar-Spende des Ölmultis Chevron für ein UNDP-Ausbildungszentrum 
für junge Unternehmer in Kasachstan. Die Spende kam zu einem Zeit-
punkt, als Chevron bereits seit einigen Jahren an der Erschließung der 
Erdölquellen in Kasachstan beteiligt war. Ende Januar 2015 erhielt Che-
vron am Rande des World Economic Forum (WEF) in Davos von der Er-
klärung von Bern und den anderen im WEF-kritischen Forum »Public 
Eye« zusammengeschlossenen Nichtregierungsorganisationen den 
»Lifetime Award für das sozial und/oder ökologisch verantwortungslo-
seste Unternehmen seit den ersten Public Eye Awards 2005«. 

Disneyland finanziert Kindergipfel der UNESCO

Bei der UNO-Organisation für Erziehung und Kultur (United Nations 
Educational, Scienti�c and Cultural Organization, UNESCO), die ihren 
Sitz in Paris hat, ist die Partnerscha� mit der Privatwirtscha� schon seit 
Anfang der 90er-Jahre gängige Praxis. Der UNESCO-Kindergipfel wur-
de mehrere Jahre lang von Disneyland �nanziert und fand auch auf dem 
Pariser Gelände der Mickey-Mäuse statt.

Einmal jährlich verleiht die UNESCO einen Preis für Wissenscha�le-
rinnen und Wissenscha�ler mit herausragenden Leistungen. Sponsor ist 
der Kosmetikkonzern Rubinstein, Hersteller von L’Oréal und anderen be-
kannten Markenprodukten. Der 1999 mit dem deutschen Hoechst-Kon-
zern fusionierte französische Chemiemulti Rhone-Poulenc �nanziert ei-
nen »pädagogischen Kitt« der UNESCO für Schulen, bei dem es um die 
Rettung von Kulturgütern geht. 
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Die Debatte begann Ende der 1960er-Jahre mit Forderungen von 
UNO-Mitgliedsländern aus dem Globalen Süden, ausländische Direktin-
vestitionen und anderer Aktivitäten transnationaler Konzerne (TNC) zu 
regulieren. 1972 beschuldigte Chiles Präsident Savador Allende US-Kon-
zerne, insbesondere die International Telegraph und Telephone Compa-
ny (ITT) und das Kupferunternehmen Kenneth Copper Corporation der 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten seines Landes. 

Im selben Jahr forderten die Teilnehmerstaaten der UNCTAD-Kon-
ferenz in Santiago de Chile einen Verhaltenskodex für transnationale 
Konzerne. Der Kodex sollte sicherstellen, dass die Aktivitäten der Kon-
zerne nicht mit den Interessen der Entwicklungsländer kollidierten, son-
dern deren Entwicklungsbedürfnisse unterstützten. Darau�in setzte der 
Wirtscha�s- und Sozialrat der UNO (Economic and Social Council, 
ECOSOC) eine Expertengruppe ein, die in ihrem 1974 vorgelegten Be-
richt erklärte: »Zwar unterliegen multinationale Unternehmen der Juris-
diktion der individuellen Regierungen in den Ländern, in denen diese 
Unternehmen aktiv sind. Doch angesichts des globalen Charakters dieser 
Konzerne fehlen bislang entsprechend global koordinierte Maßnahmen 
von Regierungen oder aber ein international anerkannter Katalog von 
Regeln sowie Vorschri�en zur O�enlegung von Informationen.«

Um das von der Expertengruppe festgestellte De�zit zu überwinden, be-
rief der ECOSOC Ende 1974 eine zwischenstaatliche »Kommission zu trans-
nationalen Unternehmen« und etablierte zur administrativen Unterstützung 
dieser Kommission sowie zu Forschungszwecken das UN Centre on Trans-
national Corporations (UNCTC) im New Yorker UNO-Hauptquartier. 

Erste Verhandlungen über einen Verhaltenskodex für 
Unternehmen 

Ab 1977 verhandelte eine Arbeitsgruppe aus 48 Staaten über den Entwurf 
für einen rechtlich verbindlichen Verhaltenskodex. Darin sollten die 
TNC verp�ichtet werden, gegenüber ihren Gaststaaten mehr Transpa-
renz über ihre Strukturen und Aktivitäten zu scha�en sowie Steuerver-
meidung, Preismanipulationen und »andere schädliche Geschä�sgeba-
ren« zu unterlassen. 

erklärten Menschenrechtsnormen sowie Arbeits-, Sozial-, Umwelt- Ver-
braucher- und Gesundheitsstandards im Bereich der Wirtscha� umgesetzt 
werden können. Reichen dafür die »freiwillige Verantwortung« und die 
Selbstverp�ichtungen nationaler und transnationaler Unternehmen aus? 
Oder sind verbindliche, international vereinbarte Regeln für diese Unter-
nehmen mit e�ektiven Durchsetzungsmechanismen erforderlich? 

Im Zusammenhang mit dieser Auseinandersetzung steht die bereits 
seit der Konferenz von »Bretton Woods« im Jahre 1944 umstrittene Frage, 
welche institutionelle Zuständigkeit und Gestaltungsmacht die UNO in 
dem für alle Bewohnerinnen und Bewohner der Erde so folgenreichen 
Bereich internationaler Wirtscha�s-, Handels- und Finanzpolitik über-
haupt haben soll. Vom weiteren Verlauf und Ausgang dieser Debatten in 
den kommenden Jahren hängt ganz wesentlich ab, welche Relevanz die 
UNO kün�ig noch haben wird.

Länder des Südens fordern Regeln für Aktivitäten 
transnationaler Konzerne

Die Auseinandersetzung »verbindliche Regelungen für die Wirtscha�« 
versus »freiwillige Verantwortung von Unternehmen« �ndet innerhalb 
der UNO bereits seit Ende der 60er-Jahre des letzten Jahrhunderts statt. 
Ähnlich wie innerhalb der meisten UNO- Mitgliedsstaaten verläu� diese 
Auseinandersetzung häu�g hinter den Kulissen, ohne ö�entliche Trans-
parenz ab. Entscheidungen werden bestimmt durch die Lobby und Ein-
�ussnahme �nanzmächtiger Akteure. Erst in den letzten Jahren sind – 
unter anderem Dank Wikileaks – zahlreiche Dokumente ö�entlich 
geworden, die das ganze Ausmaß der Beein�ussung der UNO vor allem 
durch transnationale Konzerne belegen. Erstmals detailliert dokumen-
tiert wurde die Debatte der letzten fast 50 Jahre in einem Arbeitspapier, 
das die in New York, Brüssel und Bonn ansässige Nichtregierungsorgani-
sation Global Policy Forum gemeinsam mit den Hilfswerken der christli-
chen Kirchen in Deutschland, Misereor und Brot für die Welt im Juni 
2014 verö�entlichte unter dem Titel »Corporate In�uence on the Busi-
ness and Human Rights Agenda of the United Nations« (www.globalpo-
licy.org/publications).
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Der damalige Chef der deutschen Nestlé-Filiale in Frankfurt, Helmut 
Maucher verhalf dem Anliegen der Nestlé-Kritiker zu noch mehr Aufmerk-
samkeit, als er sie bei Rundfunk- und Zeitungsredaktionen in Deutsch-
land als »Psychopathen« und »Kommunisten« zu diffamieren suchte. 
Im September 1998 äußerte sich Maucher – inzwischen Präsident des 
Nestlé-Verwaltungsrats in der Konzernzentrale in Vevey am Genfer See 
sowie Präsident der »Internationalen Handelskammer« (International 
Chamber of Commerce, ICC) – bei einer Tagung der UNO in Genf über die 
»Globalisierung und ihre Folgen« ähnlich diffamierend über eine kleine 
Schar friedlicher globalisierungskritischer Demonstranten vor dem UNO-

Palast.

Konzernkampagnen gegen 
Regulierungspläne

Doch die in den 70er- und 80er-Jahre vereinbarten Verhaltenskodexe 
enthielten keine oder nur viele zu schwache Mechanismen zu ihrer Über-
wachung und Durchsetzung sowie zur Sanktionierung von Verstößen. 
Zudem begannen Anfang der 80er-Jahre systematische Kampagnen ein-
zelner TNC sowie ganzer Wirtscha�sbranchen wie der Tabakindustrie 
gegen jegliche Form der Regulierung ihrer Aktivitäten durch menschen-
rechtliche Normen und Arbeits-, Sozial-, Umwelt-, Gesundheits- oder 
Verbraucherstandards. Viele Unternehmen organisierten ihre Kampag-
nen durch die Internationale Handelskammer (International Chamber 
of Commerce, ICC). 

Die ICC mit Sitz in Paris ist die mächtigste Lobby-Organisation der 
globalisierten Wirtscha�. Sie argumentierte, transnationale Unterneh-
men unterschieden sich nicht grundsätzlich, sondern lediglich durch 
ihre Größe von einem Dor�aden. Daher bedürfe es keiner speziellen Re-
gulierung von TNC. Wenn überhaupt, sollten lediglich auf individueller 
Länderebene Regeln gescha�en werden, nicht aber im Rahmen der UNO 
und mit internationaler Gültigkeit. Die TNC nutzten ihren erheblichen 

Neben dieser vom ECOSOC berufenen Kommission berieten auch eine 
Reihe von Sonderorganisationen und Spezialprogrammen der UNO über 
Verhaltenskodexe für die in ihrem jeweiligen Arbeitsbereich relevanten 
Konzerne. Bis Mitte der 80er-Jahre waren insgesamt mehr als 30 derartige 
Verhaltenskodexe in der Diskussion. Davon wurden allerdings nur wenige 
auch beschlossen. Darunter die »Prinzipienerklärung zu multinationalen 
Unternehmen und Sozialpolitik«, die 1977 im Rahmen der Internationalen 
Arbeitsorganisation der UNO (International Labor Organisation, ILO) ge-
meinsam von Regierungen, Arbeitgeberverbänden und Gewerkscha�en 
verabschiedet wurde; die »UNO-Richtlinien zum Verbraucherschutz« von 
1985; der ebenfalls 1985 von der Nahrungs- und Landwirtscha�sorganisati-
on der UNO (Food and Agriculture Organisation, FAO) beschlossene »In-
ternationale Verhaltenskodex über die Verteilung und den Einsatz von 
Pestiziden«; sowie der »Internationale Kodex zur Vermarktung von Brust-
milch-Ersatzprodukten«, der 1981 von der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) verabschiedet und danach auch vom UNO-Kinderhilfswerk (Uni-
ted Nations Children’s Fund, UNICEF) übernommen wurde.

Erfolg Schweizer Aktivisten
Der Kodex der Weltgesundheitsorganisation zur Vermarktung von Brust-
milch-Ersatzstoffen ist das erste Beispiel für eine UNO-Vereinbarung, die 
auf Druck von Nichtregierungsorganisationen zustande kam. Ursprüngli-
cher Auslöser dieses Drucks war Mitte der 1970er-Jahre die Arbeitsgrup-
pe Dritte Welt in Bern mit ihrer 1974 veröffentlichten Broschüre »Nestlé 
tötet Babys«. Die Broschüre dokumentierte die Verantwortung des welt-
größten Nahrungsmittelmultis für die Erkrankung und den Tod zehntau-
sender Kleinkinder in Ländern des Südens, in denen Nestlé durch die 
aggressive Vermarktung von völlig ungeeignetem Muttermilch-Ersatz-
pulver systematisch Mütter vom Bruststillen abbrachte. 

Der von Nestlé angestrengte Verleumdungsprozess gegen die Ar-
beitsgruppe Dritte Welt vor einem Berner Amtsrichter, der die Vorwürfe 
der Gruppe in der Substanz bestätigte, führte in Deutschland, den USA 
und anderen Ländern zu breiten Aufklärungskampagnen über die Prak-
tiken des Schweizer Konzerns und schließlich zu einem Verbraucherboy-
kott gegen seine Produkte. 
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rungsorganisationen zu etablieren und diese bei möglichst jeder 
UNO-Organisation zu akkreditieren«. Mit NGO meinte Pagan internati-
onale Wirtscha�sverbände wie die Internationale Föderation der Phar-
mahersteller und Verbände (IFPMA) und den Internationalen Rat der 
Babynahrungshersteller (ICIFI), dessen führendes und ein�ussreichstes 
Mitglied Nestlé ist. Pagan riet den TNC zur »Kooperation mit nationalen 
und internationalen Beamten und Mitarbeitern der UNO, nicht um jegli-
che Regulierung zu verhindern, sondern um für Regeln zu sorgen, die 
unsere Interessen legitimieren und unsere Möglichkeiten zur Ein�uss-
nahme bewahren«. Bei den Kritikern der TNC gelte es »die fanatischen 
Anführer der Aktivisten von den anständigen besorgten Menschen zu 
trennen und den Aktivisten die moralische Autorität zu nehmen, die sie 
durch die Zusammenarbeit mit Kirchen erhalten«.

Mit derartigen »Issue-management«-Strategien konnten transnatio-
nale- und auch nationale- Konzerne – seit den 80er-Jahren erfolgreich 
das Verhalten nicht nur von Regierungen und von UNO-Organisationen 
in ihrem Sinne beein�ussen, sondern in zunehmendem Maße auch von 
ursprünglich sehr TNC-kritischen Nichtregierungsorganisationen.

Zunehmende Schwächung des Regulierungsgedankens in 
der neoliberalen Ära

In der von der neoliberalen Politik der Regierungen Reagan (USA) und 
�atcher (Großbritannien) bestimmten Ära ab Anfang der 80er-Jahre 
schwand unter den Mitgliedsregierungen der UNO die Unterstützung 
für Regulierungen international tätiger Wirtscha�sunternehmen. 1986 
verkündete die US-Delegation bei der Generalversammlung der Weltge-
sundheitsorganisation in Genf ihre »entschiedene Forderung, dass sich 
die WHO nicht an Bemühungen beteiligen soll, die Geschä�spraktiken 
der Privatindustrie zu regulieren oder zu kontrollieren, auch dann nicht, 
wenn deren Produkte wie Babynahrung, Medikamente, Tabak oder Al-
kohol gesundheitspolitisch bedenklich sein könnten«. 

Im März 1991 forderte die US-Regierung mit nachfolgendem Kabel 
sämtliche ihrer 190 Auslandsbotscha�en auf, sich bei den Regierungen 
für eine Ende der UNO-Verhandlungen über einen Verhaltenskodex für 

Ein�uss in den Medien sowie bei Regierungen und Politikern, um die 
UNO oder einzelne ihrer Sonderorganisationen zu diskreditieren, die 
Kürzung von Finanzmitteln an das UNO-System herbeizuführen und so 
den Verzicht auf Regulierungspläne zu erzwingen. Die in jeder Hinsicht 
umfangreichste, massivste und über die längste Zeit erfolgreich geheim 
gehaltene Kampagne führten die Philip Morris Company und andere Ta-
bakkonzerne ab Mitte der 80er-Jahre gegen die Weltgesundheitsorgani-
sation und deren Empfehlungen an ihre Mitgliedsstaaten für Maßnah-
men zur Reduzierung des Zigarettenkonsums. Die Kampagne der 
Tabakindustrie ist umfangreich und detailliert dokumentiert in einem 
Report, den die WHO im Jahr 2000 verö�entlichte. Basis des Reports 
sind Millionen Seiten ursprünglich vertraulicher Dokumente, die die Ta-
bakkonzerne in Gerichtsverfahren in den USA o�enlegen mussten. 

Nestlé und andere Hersteller von Babynahrung, die sich besonders 
bedroht sahen von Absichten zur Regulierung ihrer Geschä�spraktiken 
durch menschenrechtliche und gesundheitspolitische Standards, entwi-
ckelten ausgeklügelte Strategien, um die Debatte unter Kontrolle zu be-
kommen und Regulierungen zu verhindern. 

Die drei wesentlichen Maßnahmen dieser Strategie: den transnatio-
nalen Konzernen Zugang zu verscha�en zu jeder für das �ema relevan-
ten UNO-Organisation und Diskussionsplattform; das Konzernimage 
verbessern durch gezielte Sponsorenscha� für gute Zwecke oder durch 
enge Kontakte zu wohl angesehenen gesellscha�lichen Gruppen und Ins-
titutionen wie zum Beispiel den Kirchen; die Spaltung der Kritiker durch 
Teile-und-Herrsche-Strategien. 

Im Fachjargon der PR-Branche heißen derartige Strategien »Issues 
management«. Nestlé richtete zu diesem Zweck Anfang der 80er-Jahre 
eigens ein »Nestlé Ernährungszentrum« ein, als dessen »Präsident« der 
PR-Agent Rafael Pagan Jr. fungierte.

Pagan verfasste ein umfassendes Maßnahmenpapier nicht nur für 
Nestlé, sondern auch für viele andere transnationale Konzerne mit Inst-
ruktionen für den »Kampf um das Überleben des Unternehmens« und 
den »konstruktiven und e�ektiven Umfang mit den Befürwortern inter-
nationaler Regulierungen«.

Unter anderem riet der PR-Stratege den TNC, »e�ektive Nichtregie-
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welt haben. Ein positiver Beitrag von Wirtscha� und Industrie – ein-
schließlich transnationaler Unternehmen – kann in wachsendem Maße 
erreicht werden durch Mechanismen des freien Marktes und andere 
wirtscha�liche Instrumente. Regierungen, Wirtscha� und Industrie, 
eingeschlossen transnationale Unternehmen, sollten ihre Partnerschaf-
ten verstärken, um die Prinzipien für nachhaltige Entwicklung umzuset-
zen.«

Diese Sätze im Aktionsprogramm des Erdgipfels von Rio im Juni 1992 
markierten die grundsätzliche Kursänderung der UNO weg von dem Be-
mühen um die Setzung international verbindlicher Normen für die glo-
balisierte Wirtscha� hin zu einem partnerscha�lichen Verhältnis mit 
transnationalen Konzernen.

Wenige Monate nach dem Erdgipfel von Rio wurde die 1974 vom 
ECOSOC etablierte »UN-Commission on TNC« aufgelöst und das 
»UN-Centre on TNC« im New Yorker UN-Hauptquartier geschlossen.

Ausverkauf der UNO unter Kofi Annan 

Nach dem Amtsantritt von Generalsekretär Ko� Annan im Januar 1997 
nahm der Ein�uss der globalisierten Wirtscha� auf die UNO noch ein-
mal erheblich zu. Annan führte zahlreiche Gespräche mit führenden 
Vertretern von Interessenverbänden der Wirtscha�, insbesondere der In-
ternationalen Handelskammer (International Chamber of Commerce, 
ICC), der mächtigsten globalen Lobbyorganisation. Zudem traf der 
UNO-Generalsekretär häu�g mit den Vorständen großer Unternehmen 
zusammen. 

Entscheidungen, die den weiteren Verlauf der UNO-Debatte über ver-
bindliche Regeln versus freiwillige Verantwortung wesentlich bestimm-
ten, �elen auf einem zunächst geheim gehaltenen Tre�en am 9. Februar 
1998 in Genf. Teilnehmer waren neben UNO-Generalsekretär Annan 
und den Spitzen der Lobbyorganisation ICC die Führungskader von 25 
transnationalen Konzernen, darunter Coca-Cola, Unilever, McDonalds, 
Goldman Sachs, British American Tobacco und Rio Tinto.

Nach dem Tre�en verö�entlichen der UNO-Generalsekretär und die 
ICC-Generalsekretärin Maria Livanos Cattaui eine gemeinsame Erklä-

transnationale Konzerne einzusetzen: »Wir sind überzeugt, dass der Ver-
haltenskodex eine Idee aus einer vergangenen Epoche ist, in der ausländi-
sche Direktinvestitionen noch auf erhebliche Skepsis stießen. Ein Verhal-
tenskodex entspräche nicht der heutigen Investitionspolitik vieler 
Entwicklungsländer.«

Die diplomatische O�ensive der US-Regierung gegen einen Verhal-
tenskodex der UNO für transnationale Konzerne war erfolgreich. 1992 
stellte der Präsident der Generalversammlung die Verhandlungen über 
einen Kodex ein »weil derzeit kein Konsens möglich war«. Mitgliedsre-
gierungen seien »der Ansicht, dass die veränderten internationalen Be-
dingungen und die Bedeutung, die der Steigerung ausländischen Investi-
tionen zugemessen wird, einen neuen Ansatz bei der UNO erfordern«.

Kurswechsel der UNO beim Erdgipfel von Rio 1992

Der zunächst letzte vergebliche Versuch, internationale Regulierungen 
für die globalisierte Wirtscha� durchzusetzen, fand auf der UNO-Konfe-
renz für Umwelt und Entwicklung (United Nations Conference on En-
viroment and Development, UNCED), dem sogenannten »Erdgipfel« 
1992 in Rio de Janeiro statt. Das UN-Centre on Transnational Corpora-
tions (UNCTC) in New York hatte unter der Überschri� »»Transnationa-
le Konzerne und nachhaltige Entwicklung« eine Reihe von Empfehlun-
gen entworfen zur umweltpolitischen Verantwortung von Unternehmen. 
Diese Empfehlungen sollten in das vom Erdgipfel zu beschließende »Ak-
tionsprogramm für das 21. Jahrhundert« (Agenda 21) aufgenommen wer-
den. Doch einer Koalition aus westlichen Regierungen und Lobby-Orga-
nisationen der TNC gelang es, die Empfehlungen des UNCTC aus dem 
Entwurf für die Agenda 21 zu tilgen.

Anstelle der Empfehlungen für verbindliche Regeln wurde in die vom 
Erdgipfel verabschiedete Agenda 21 unter der Überschri� »Die Rolle von 
Wirtscha� und Industrie stärken« folgender Absatz eingefügt: »Füh-
rungskrä�e in Wirtscha� und Industrie, einschließlich transnationaler 
Konzerne, ergreifen zunehmend freiwillige Initiativen und setzen Selbst-
regulierungen um, um sicherzustellen, dass ihre Geschä�saktivitäten 
nur geringe Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Um-
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Die allgemeinen Prinzipien des Global Compact
Menschenrechte
Prinzip 1: Unterstützung und Respektierung der internationalen Men-

schenrechte im eigenen Einflussbereich.
Prinzip 2: Sicherstellung, dass sich das eigene Unternehmen nicht an 

Menschenrechtsverletzungen beteiligt.
Arbeitsnormen
Prinzip 3: Wahrung der Vereinigungsfreiheit und wirksame Anerken-

nung des Rechts zu Kollektivverhandlungen.
Prinzip 4: Abschaffung jeder Art von Zwangsarbeit.
Prinzip 5: Abschaffung der Kinderarbeit.
Prinzip 6: Beseitigung der Diskriminierung bei Anstellung und Beschäf-

tigung.
Umweltschutz
Prinzip 7: Unterstützung eines vorsorgenden Ansatzes im Umgang mit 

Umweltproblemen.
Prinzip 8: Ergreifung von Schritten zur Förderung einer größeren Ver-

antwortung gegenüber der Umwelt.
Prinzip 9: Hinwirkung auf die Entwicklung und Verbreitung umwelt-

freundlicher Technologien.
Korruptionsbekämpfung
Prinzip 10: Selbstverpflichtung, Korruption in allen Formen, einschließ-

lich Erpressung und Bestechung. 

Eine Überwachung der Einhaltung dieser Prinzipien durch die Unter-
nehmen sah der Global Compact nicht vor, ebenso wenig Sanktionen bei 
o�ensichtlichen Verstößen. Die Idee für den Global Compact wurde von 
dem Untergeneralsekretär der UNO John Ruggie entwickelt, einem frü-
heren Harvard-Professor für Politikwissenscha�, der als Annans Chef-
berater für strategische Planung fungierte.

Die zehn Prinzipien des Global Compact sind zwar bereits sämtlich – 
und sehr viel detaillierter – in zahlreichen völkerrechtlich verbindlichen 
Verträgen und Konventionen enthalten, die die Mitgliedsstaaten der 
UNO und ihrer Sonderorganisationen seit 1945 vereinbart haben. Dazu 

rung: »Wesentliche politische und wirtscha�liche Veränderungen haben 
neue Möglichkeiten erö�net für den Dialog und die Zusammenarbeit 
zwischen der UNO und dem Privatsektor. Wir verp�ichten uns, eine 
enge, globale Partnerscha� zu formen, um einen größeren Ein�uss von 
Unternehmen in die weltwirtscha�lichen Entscheidungen sicherzustel-
len, und um die Privatwirtscha� in den 50 am wenigsten entwickelten 
Ländern zu fördern.«

In einem Leitartikel für die International Herald Tribune pries 
ICC-Generalsekretärin Cattaui die von UNO- Generalsekretär Annan 
demonstrierte Bereitscha� zur »Partnerscha�« mit der Wirtscha� in den 
höchsten Tönen.« Die Haltung der UNO gegenüber der internationalen 
Wirtscha� hat sich fundamental zum Besseren verändert, und diese ver-
änderte Haltung wird von der Spitze der UNO gefördert.« 

Die »Global-Compact«- Partnerschaft 
auf schiefer Ebene

Anfang 1999 machte Generalsekretär Ko� Annan die »Partnerscha� mit 
der Privatwirtscha�« ganz o�ziell zum Programm des gesamten 
UNO-Systems. In einer Rede vor dem Weltwirtscha�sforum (World Eco-
nomic Forum, WEF) in Davos am 31. Januar 1999 schlug Annan den ver-
sammelten Vertretern führender nationaler und transnationaler Konzer-
ne den »Global Compact« vor. Ein »globales Abkommen gemeinsamer 
Werte und Prinzipien mit dem Ziel, der globalen Wirtscha� ein humanes 
Gesicht zu verleihen«, wie der UNO-Generalsekretär damals erklärte. Im 
Global Compact sollten sich die Unternehmen per Unterschri� zur Ein-
haltung von neun sehr allgemein gehaltenen Prinzipien in den Bereichen 
Menschenrechte, Arbeit und Soziales, sowie Umweltschutz verp�ichten. 
(Als zehntes Prinzip wurde 2004 eine Antikorruptionsnorm hinzuge-
fügt). 
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Das MAI versprach Globalisierung total. Alle transnationalen Kon-
zerne sollten kün�ig weltweit praktisch unbegrenzte Freiheit genießen – 
ohne Angst vor Enteignung oder übermäßiger Besteuerung, ohne allzu 
lästige Umweltschutz- oder Sozialau�agen und ohne Schranken bei der 
Abfuhr der Gewinne. Durch das MAI sollten ausländische Konzerne 
Gleichbehandlung gegenüber inländischen Unternehmen garantiert be-
kommen und von keinem Wirtscha�ssektor ausgeschlossen werden – 
wie etwa der Erschließung von Rohsto�en, den Medien oder bei der Pri-
vatisierung von Staatsbetrieben. Sie sollten keinerlei Au�agen mehr 
unterliegen, etwa dass sie einheimische Unternehmen mit ins Boot neh-
men oder vorwiegend lokale Vorprodukte benutzen müssten – so ent-
wicklungspolitisch sinnvoll diese Au�agen auch sein mochten.

Doch das MAI war nun also vorerst gescheitert. Daher warnte der 
UNO-Generalsekretär die in Davos versammelten Unternehmensvertreter 
vor dem »enormen Druck verschiedener Interessengruppen, in das inter-
nationale Handelsregime und in die Investmentabkommen verbindliche 
Restriktionen und Regeln einzufügen zur Durchsetzung von Menschen- 
und Arbeitsrechten und von Umweltstandards«. Wenn die Unternehmen 
derartige Restriktionen verhindern wollten, müssten sie »sicherstellen, 
dass sie in ihrem eigenen Unternehmensverhalten Menschenrechte beach-
ten und respektieren, und dass sie nicht selber zu Komplizen von Men-
schenrechtsverletzungen werden«.

»Bluewashing« der Konzerne statt verbindlicher 
Standards 

Im Juni 2000 wurde der Global Compact in der New Yorker UNO-Zent-
rale o�ziell etabliert. Generalsekretär Ko� Annan sowie die Vorstands-
vorsitzenden und Topmanager von 50 transnationalen Unternehmen un-
terzeichneten den Pakt – darunter Unilever, Credit Suisse, Daimler 
Chrysler, Royal Dutch Shell, Deutsche Bank, Dupont, Volvo, BP Amoco 
und Nike. Die Konzernvertreter hatten für ihre Unterschri� zur Bedin-
gung gemacht, dass der Pakt keine verbindlichen Regeln enthält und kei-
ne Überwachungs- und Durchsetzungsmechanismen. Am Tage der New 
Yorker Gründungsveranstaltung warnte ICC-Generalsekretärin Cattaui 

gehören die über 170 Konventionen der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion (International Labor Organisation, ILO), an deren Verabschiedung 
neben Regierungen und Gewerkscha�en auch bereits Unternehmen und 
ihre Verbände beteiligt waren; ferner die beiden Menschenrechtspakte 
der UNO und völkerrechtliche Verträge wie die zum Verbot der Sklaverei 
oder zum Schutz von Kindern; und schließlich die ab Anfang der 
90er-Jahre im Rahmen der UNO vereinbarten Umweltabkommen. Aber 
es gebe eine »mangelnde Bereitscha� vieler Mitgliedsregierungen«, be-
stehende Verp�ichtungen aus internationalen Abkommen umzusetzen 
sowie in bislang noch ungeregelten Bereichen der globalisierten Wirt-
scha� zusätzliche verbindliche Menschenrechts-, Umwelt- und Sozi-
alnormen zu vereinbaren, begründete der UNO-Generalsekretär seine 
Initiative für den Global Compact.

Im Gegenzug für ihre Unterschri� unter den Global Compact machte 
Annan den Firmen zum einen das Angebot, sich in ihrer Selbstdarstel-
lung als »Partner der Vereinten Nationen« bezeichnen und in ihren Pub-
likationen und Werbematerialien das blaue Emblem des UNO-Entwick-
lungsprogramms UNDP verwenden zu dürfen. »Doch«, so Annan in 
seiner Rede in Davos, »vielleicht noch wichtiger ist, was wir, die UNO 
leisten können, um das politische Klima für Handel und für o�ene Märk-
te zu begünstigen.«

Dieses Klima schien damals nicht so günstig. Seit dem Zusammen-
bruch der asiatischen Finanzmärkte mit ihren verheerenden Konse-
quenzen für Millionen Menschen sowie der Krise in Russland nahm die 
Kritik an der neoliberalen Globalisierung weltweit zu.

Erste Erfolge der Globalisierungskritiker

Wenige Monate bevor Annan beim WEF in Davos den Global Compact 
lancierte, waren die Geheimverhandlungen über ein »Multilaterales In-
vestitionsabkommen« (Multilateral Agreement on Investment, MAI), die 
seit Mitte 1995 im Rahmen der »Organisation für wirtscha�liche Zusam-
menarbeit und Entwicklung« (Organisation for Economic Cooperation 
and Development, OECD) geführt worden waren, am Widerstand der 
globalisierungskritischen Bewegung gescheitert.
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Große Skepsis der Nichtregierungsorganisationen 
gegenüber dem Global Comapct

Neben Wirtscha�sunternehmen hatte UNO-Generalsekretär Ko� Ann-
an auch Nichtregierungsorganisationen zur Teilnahme am Global Com-
pact eingeladen. Doch das Echo blieb bis heute sehr gering. Nur einige 
wenige NGO folgten der Einladung. Unter der Mehrheit überwog die 
Skepsis, dass der Global Compact nur eine Alibi-Übung ist und die Betei-
ligung von Unternehmen nur ein Ausweichmanöver, um verbindliche 
Regulierungen zu vermeiden und das eigene Image durch den Partner-
status mit der UNO und die Nutzung des blauen UNDP-Symbols aufzu-
polieren (»Bluewashing«). Anfang 2000 reiste der Exekutivdirektor des 
New Yorker Koordinationsbüros, Georg Kell nach Genf zu einem Tre�en 
mit allen beim dortigen Europäischen Hauptquartier der UNO akkredi-
tierten NGO, um diese zu einem Beitritt zum Global Compact zu über-
zeugen. Auf dem Tre�en stellte ein Teilnehmer Kell die folgende Frage: 
»Nehmen Sie zum Beispiel den Nestlé-Konzern. Seit Jahrzehnten verstößt 
der Konzern durch den Vertrieb seiner Babynahrungsprodukte in vielen 
Ländern des Südens massiv gegen menschenrechtliche Prinzipien. Weder 
eine breite internationale Kampagne von Nichtregierungsorganisationen 
und ein Verbraucherboykott gegen Nestlé noch der inzwischen verab-
schiedete Verhaltenskodex der Weltgesundheitsorganisation konnten 
den Konzern bislang dazu bewegen, seine kriminellen, menschenrechts-
feindlichen Praktiken zu beenden. Warum sollen wir glauben, dass Nest-
lé das im Rahmen des völlig unverbindlichen Global Compact tun wird.«

Darauf blieb Kell trotz mehrfacher Nachfrage die Antwort schuldig. 
Die inkriminierten Geschä�spraktiken des Nestlé-Konzerns, einem der 
Champions des Global Compact und möglichst unverbindlicher »freiwil-
liger Verantwortung« statt fester, von Regierungen und der UNO durch-
gesetzter Regulierungen, haben sich in den 15 Jahren seit Etablierung des 
Global Compact nicht verbessert. Im Gegenteil. Zusätzlich zu dem seit 
über 40 Jahren kritisierten Vertrieb von Babynahrungsprodukten, durch 
den Nestlé nachweislich zur Erkrankung und zum Tod Zehntausender 
Kleinkinder in Ländern des Südens beigetragen hat, gibt es inzwischen 
handfeste Indizieren, dass die Nestlé-Filiale in Kolumbien an der Verfol-
gung und Ermordung mindestens eines Gewerkscha�ers beteiligt war. 

erneut per Leitartikel in der International Herald Tribune, dass »die 
Wirtscha�sunternehmen sehr skeptisch sind gegenüber irgendwelchen 
Vorschlägen für eine externe Beurteilung der Geschä�spraxis von Unter-
nehmen, sei es durch UNO-Institutionen oder durch andere Organisati-
onen«. Der Globale Compact sei »eine gemeinsame Verp�ichtung auf 
Werte, nicht aber eine zu erfüllende Vorgabe und dürfe nicht von Regie-
rungen als Instrument genutzt werden, um die Wirtscha� mit Vorschrif-
ten zu belasten«, betonte die ICC-Generalsekretärin.

Entsprechend dieser Bedingungen und Vorgaben beschreibt das Glo-
bal Compact- Koordinationsbüro im New Yorker UNO-Generalsekreta-
riat das Abkommen der Weltorganisation mit den »Partnern« aus der 
globalisierten Wirtscha� denn auch ausdrücklich als »freiwillige Initiati-
ve« sowie als »Forum für gemeinsames Lernen und Erfahrungsaus-
tausch«.

Nach Angaben des Koordinationsbüros waren bis Ende 2014 über 
7000 Wirtscha�sunternehmen aus 145 Ländern dem Global Compact 
beigetreten, die damit »die weltweit größte Nachhaltigkeitsinitiative der 
Wirtscha�« sei. 7000 sind allerdings nur etwas über zehn Prozent von 
insgesamt über 65 000 transnationalen Konzernen weltweit.

Was ist der Global Compact? Was ist der  

Global Compact nicht?

Eine freiwillige Initiative zur Förderung 
nachhaltiger Entwicklung und gesell-
schaftlichen Engagements

Rechtsverbindlich

Ein Wertekatalog auf der Grundlage uni-
versell anerkannter Prinzipien

Eine Möglichkeit, Unterneh-
men zu überwachen und zu 
steuern

Ein Netzwerk von Unternehmen und 
Stakeholdern

Eine Norm, ein Management-
system oder ein Verhaltens-
kodex

Ein Forum für gemeinsames Lernen und 
Erfahrungsaustausch

Ein Kontrollgremium oder ein 
PR-Instrument

Aus: Webseite des Global Compact Office, www.unglobalcompact.org.
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Korruptionsbekämpfung erfüllen. Aber nur sieben Prozent der Unter-
nehmen verö�entlichen auch Spenden an die Politik. Sanktionen bei Ver-
stößen gegen die Anti-Korruptionsgrundsätze gab es nur in knapp einem 
Viertel der Betriebe. 

Bis heute gibt es keine unabhängige Evaluierung, was die »Partner-
scha�« zwischen der UNO und Wirtscha�sunternehmen tatsächlich be-
wirkt hat. Die bislang letzte große Global-Compact-Konferenz fand im 
Juli 2007 in Genf unter Leitung des neuen UNO-Generalsekretärs Ban 
Ki-moon und mit Beteiligung von über 1000 Unternehmensvertretern 
statt. Die Konferenz sollte eine »Zwischenbilanz« des Global Compact 
ziehen. Dafür legte das New Yorker Koordinationsbüro lediglich eine 
von ihm selbst in Au�rag gegebene Untersuchung durch die McKins-
ey-Unternehmensberatung vor. Diese Untersuchung beruhte wiederum 
ausschließlich auf Berichten, die Partnerkonzerne des Global Compact 
selber verfasst hatten. Sogar laut dieser Selbstuntersuchung hatten zehn 
Prozent der Unternehmen infolge ihrer Mitgliedscha� beim Global 
Compact soziale, ökologische oder menschenrechtliche Standards ihrer 
Unternehmenspraxis verbessert.

Imageproblem für die  
Vereinten Nationen

Angesichts seiner weitgehenden Wirkungslosigkeit geriet der Global 
Compact nicht nur bei Mitgliedsregierungen, sondern auch innerhalb 
der Institution der UNO auf immer deutlichere Kritik. »Die Ziele und 
Resultate des Global Compact sind auch zehn Jahre nach seiner Grün-
dung unklar, und er birgt erhebliche Risiken. Wenn er nicht verbessert 
wird, könnte er das Image der Vereinten Nationen beschädigen.« So heißt 
es in einem Mitte März 2011 vorgelegten Bericht der »Joint Inspection 
Unit« (JIU). Die JIU besteht aus elf von der UN-Generalversammlung 
gewählten Inspektoren. Sie ist die einzige unabhängige Instanz zur Über-

Die juristischen Auseinandersetzung in dieser Angelegenheit dauern 
noch an und sind inzwischen vor dem Europäischen Menschenrechtsge-
richtshof in Luxembourg anhängig. Zudem hat der Nestlé-Konzern zu-
mindest in der Schweiz potenzielle Kritiker seiner Geschä�spraktiken 
jahrelang mit illegalen Methoden ausspioniert und damit die Grund-
rechte dieser Personen verletzt. Wegen dieser Grundrechtsverletzungen 
wurde Nestlé inzwischen rechtskrä�ig verurteilt und musste Strafzah-
lungen an die Betro�enen leisten. 

Kritik am Global Compact auch innerhalb der UNO 

Eine ähnliche Skepsis wie bei den meisten Nichtregierungsorganisatio-
nen herrschte von Beginn des Global Compact an auch unter den Län-
dern des Südens, die die große Mehrheit unter den 193 Mitgliedern der 
UNO-Generalversammlung stellen. Zumal, da UNO-Generalsekretär 
Ko� Annan diese Partnerscha� mit der globalen Wirtscha� ohne vorhe-
rigen Beschluss der Generalversammlung und damit unter Überschrei-
tung seines Mandats etabliert hatte. Um die weitverbreitete Skepsis zu 
besän�igen brachten einige EU-Staaten unter Führung Deutschlands im 
Jahr 2001 den Antrag ein, dass die Generalversammlung alle zwei Jahre 
auf ihrer Herbsttagung über die Entwicklung des Global Compact disku-
tiert und über seine Verlängerung entscheidet. Doch die bisherigen sechs 
Debatten seit Herbst 2003 haben die Skepsis auf Seiten vieler Mitglieds-
länder nicht geschmälert. Zumal die Berichte des Global Compact- Koor-
dinators Kell an die Generalversammlung kaum Fortschritte erkennen 
ließen. In der Praxis der Selbstverp�ichtungen der »Partnerunterneh-
men« gebe es »viel Raum für Verbesserungen«, heißt es zum Beispiel in 
dem Bericht vom Herbst 2007. Von damals rund 400 befragten »Partner-
unternehmen« erklärten zwar 89 Prozent, sie würden ihren Arbeitneh-
mern ein »größeres Mitspracherecht bei den Arbeitsbedingungen ein-
räumen«, Gewerkscha�en waren aber nur bei 69 Prozent dieser 
Unternehmen erlaubt. Die Häl�e der Firmen hatte Regeln gegen Zwangs-
arbeit oder Kinderarbeit, doch nur 38 Prozent überwachten auch die Be-
dingungen bei ihren Zulieferern. 61 Prozent der Firmen behaupteten, sie 
würden ihre mit Global Compact eingegangene Selbstverp�ichtung zur 
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Verbindliche Normen und Umsetzungsmechanismen – ein 
brauchbarer Katalog aus der UNO-
Menschenrechtskommission

Zwar bestimmen seit dem Erdgipfel von 1992 und verstärkt seit dem Amts-
antritt von Generalsekretär Ko� Annan Anfang 1997 der Partnerscha�s-
ansatz und der Verzicht auf verbindliche Regeln den Kurs der UNO gegen-
über Wirtscha�sunternehmen. Doch die »UNO-Kommission zum Schutz 
und zur Förderung der Menschenrechte« – ein Unterausschuss der 
UNO-Menschenrechtskommission (seit 2006: Menschenrechtsrat) in Genf 

– legte im August 2003 nach vierjährigen Beratungen einen Katalog vor mit 
23 verbindlichen Normen für die Verantwortlichkeiten transnationaler 
Unternehmen und anderer Wirtscha�sunternehmen im Hinblick auf die 
Menschenrechte (UN Norms on the Responsibilities of Transnational Cor-
porations and Other Business Enterprises with Regard to Human Rights, 
www1.umn.edu/humanrts/business/norms-Aug2003.html).

Keine der 23 Normen ist neu. Sie basieren auf einer Vielzahl bereits 
existierender völkerrechtlicher Verträge und Verp�ichtungen. Den Nor-
men liegt ein umfassendes Menschenrechtsverständnis zugrunde, das 
alle seit 1948 im Rahmen der UNO kodi�zierten Menschenrechte – die 
bürgerlichen und politischen sowie die wirtscha�lichen, sozialen und 
kulturellen – einschließt. Der Mehrwert dieser 23 Normen besteht in ers-
ter Linie darin, dass sie umfassend sind und zugleich das komplexe Men-
schenrechtsthema auf die Belange konzentrieren, die die Aktivitäten und 
Ein�ussbereiche von nationalen und transnationalen Wirtscha�sunter-
nehmen betre�en. 

Die primäre Verantwortung für Achtung, Schutz und Förderung der 
Menschenrechte liegt bei den Regierungen. Auch die 23 Normen halten 
durchgängig an dem Primat dieser Staatenp�ichten fest. Das Neue an ih-
nen ist, dass sie darüber hinaus auch den Unternehmen innerhalb des ei-
genen Tätigkeits- und Ein�ussbereiches eine Verantwortung für die 
Menschenrechte zuschreiben und sich nicht nur an Regierungen, son-
dern auch direkt an Unternehmen richten. Zudem sehen die Normen 
Monitoring-Mechanismen und ein Beschwerdeverfahren bei Verstößen 
vor. Ein interpretierender Kommentar gibt wichtige Hinweise zu ihrer 
Umsetzung.

prüfung sämtlicher Abteilungen und Sonderorganisationen des weltwei-
ten UN-Systems.

Der Bericht der Inspektoren endete mit 16 konkreten Empfehlungen 
an die UN-Generalversammlung, den Global Compact zu verbessern. 
Vor allem müssten strengere Aufnahmekriterien für die Teilnahme eines 
Unternehmens am Global Compact formuliert werden.

Denn bis dato mussten Unternehmen lediglich einen schri�lichen 
Antrag stellen und wurden dann ohne weitere Prüfung aufgenommen. 
Die Inspektoren schlugen vor, Aufnahmeanträge kün�ig durch unab-
hängige externe Experten anhand festgelegter Kriterien überprüfen zu 
lassen. Ein ähnliches Verfahren praktiziert auch das Kinderhilfswerk 
UNICEF, bevor es Partnerscha�en mit Wirtscha�sunternehmen eingeht.

Darüber hinaus forderten die Inspektoren: »Die Instrumente zur 
Überwachung der vereinbarten Ziele müssen deutlich e�zienter wer-
den.« Es genüge nicht, dass die Unternehmen dem Global Compact-Büro 
in der New Yorker UN-Zentrale lediglich einmal im Jahr eine Selbste-
valuation vorlegen. Eine weitere Überprüfung potenzieller »Partnerun-
ternehmen« war in den Richtlinien des Global Compact auch dann nicht 
vorgesehen, wenn kritische Berichte von Medien oder Nichtregierungs-
organisationen über Unternehmen vorliegen, oder wenn eine Firma gar 
vor Gericht verklagt wurde.

In einer im Dezember 2011 einstimmig verabschiedeten Resolution 
verlängerte die UN-Generalversammlung zwar das Mandat des Global 
Compact für ein weiteres Jahr, machte sich zugleich aber die 16 Empfeh-
lungen der Inspektoren zu eigen.

Nur ein Teil dieser Empfehlungen der Generalversammlung wurde 
bis heute umgesetzt. So ist es inzwischen immerhin möglich, dass Unter-
nehmen wieder aus dem Global Compact ausgeschlossen werden, wenn 
sie nicht einmal die Mindestanforderung erfüllen, dem Koordinations-
büro in New York jährlich einen Bericht über ihre Aktivitäten zur Um-
setzung der zehn Prinzipien des Paktes vorzulegen. Das ist seit 2012 in 
zahlreichen Fällen auch geschehen. Doch der Ausschluss ganz besonders 
unkooperativer Partnerunternehmen des Global Compact erhöht noch 
keineswegs seine Wirksamkeit. 



154 155

Bereits in seinem ersten, 2006 vorgelegten Zwischenbericht distan-
zierte sich Ruggie in ungewöhnlich scharfer Form von allen Vorschlägen 
für verbindliche Regeln für Unternehmen. Den Katalog mit 23 Normen, 
den der Unterausschuss der UNO- Menschenrechtskommission 2003 
vorgelegt hatte, kritisierte der Sonderbeau�ragte als »doktrinären Ex-
zess«. Für die »Annahme, Menschenrechtsnormen und -instrumente, die 
verbindlich sind für Staaten, könnten auch für Unternehmen gelten, gibt 
es kaum eine Grundlage, weder im harten und im weichen internationa-
len Recht noch sonst irgendwo«, behauptete Ruggie. 

Der UNO-Sonderbeau�ragte führte einen sechsjährigen Konsultati-
onsprozess mit 50 Anhörungen weltweit durch. Dabei holte er in erster 
Linie die Positionen und Vorschläge von hunderten transnationalen 
Konzernen und Wirtscha�sverbänden ein, sowie von für Unternehmen 
tätigen Anwaltskanzleien. British Petroleum und andere Konzerne stell-
ten Ruggie für seine Arbeit kostenlos Mitarbeiter zur Verfügung.

Als Ergebnis seiner ganz wesentlich von transnationalen Konzernen 
und ihren Interessen beein�ussten Arbeit legte der UNO-Sonderbeauf-
tragte dem Menschenrechtsrat in Genf im März 2011 »Leitprinzipien für 
Wirtscha� und Menschenrechte« vor. Ruggie stellte ausdrücklich fest, 
dass diese Leitprinzipien »keine neuen internationalen rechtlichen Ver-
p�ichtungen für Wirtscha�sunternehmen scha�en«. Die insgesamt 31 
»Leitprinzipien« beruhen auf drei Säulen:
1) Die zentrale Verp�ichtung der Staaten, Menschrechte zu schützen 
 Nach internationalem Recht sind Staaten verp�ichtet, ihre Bevölke-

rungen durch e�ektive Maßnahmen, Gesetzgebung und Regulierun-
gen gegen Menschenrechtsverletzungen durch Wirtscha�sunterneh-
men zu schützen.

2) Die Verantwortung von Unternehmen, Menschenrechte zu respektie-
ren 

 Zu dieser Verantwortung der Unternehmen gehört es, Geschä�sprak-
tiken mit negativen Auswirkungen auf die Menschenrechte zu been-
den.

3) Zugang zu e�ektiver Abhilfe
 Als Teil ihrer Verp�ichtung, die Bevölkerung zu schützen, müssen 

Staaten ihren Bürgern, die von Menschenrechtsverletzungen durch 

Massive Gegenkampagne der Wirtschaftsunternehmen

Der Katalog der 23 Normen ist heute so aktuell, wie bei seiner Verö�ent-
lichung durch den Unterausschuss der UNO-Menschenrechtskommissi-
on im August 2003. Seine Verabschiedung, Rati�zierung und Inkra�set-
zung durch die 193 Mitgliedsstaaten der UNO würde die seit vielen 
Jahrzehnten größte und problematischste Lücke im internationalen 
Recht endlich schließen und damit auch der UNO selber wieder mehr 
Relevanz und Ansehen verleihen. Doch eine massive Gegenkampagne 
der Internationalen Handelskammer (ICC) und ihrer Mitgliedskonzerne 

– darunter viele prominente »Partnerunternehmen« des Global Compact- 
verhinderte, dass dieser Normenkatalog auch nur vom Plenum der UNO- 
Menschenrechtskommission verabschiedet wurde. 

Stattdessen rief die Kommission im Jahr 2005 in einer Resolution 
UNO-Generalsekretär Ko� Annan lediglich dazu auf, einen Sonderbe-
au�ragten für Wirtscha� und Menschenrechte zu ernennen. Selbst diese 
Resolution ging den USA zu weit. Sie stimmten in der Menschenrechts-
kommission dagegen und kündigten zudem ihren entschiedenen Wider-
stand an gegen jede kün�ige Resolution der UNO-Menschenrechtskom-
mission, »die nicht ausdrücklich klarstellt, dass sie keine Normen oder 
einen Verhaltenskodex für transnationale Unternehmen anstrebt«. Das 
war eine klare Vorgabe für die Arbeit des kün�igen UNO-Sonderbeauf-
tragten für Wirtscha� und Menschenrechte.

Vom Global Compact zu den Ruggie-
Leitprinzipien – ein Fortschritt oder nur 
alter Wein in neuen Schläuchen?

Der Vorgabe aus Washington gehorchend berief Generalsekretär Annan 
im Juli 2005 seinen engen Vertrauten und strategischen Che
erater John 
Ruggie, der bereits den Global Compact konzipiert hatte, auf den Posten 
des »UNO-Sonderbeau�ragten für Wirtscha� und Menschenrechte«.
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schenrechtsstandards für die Wirtscha�. Diese Minderheit verweist un-
ter anderem darauf, dass die Leitprinzipien erstmals das Prinzip der 
»due diligence« festschreiben, der »erforderlichen Sorgfalt«, die Unter-
nehmen au
ringen sollen, um die Einhaltung der Menschenrechte in 
ihrer gesamten Wertschöpfungskette zu gewährleisten.

Doch eine Mehrheit der Nichtregierungsorganisationen äußerte sich 
unzufrieden wegen der »Schwäche und der fehlenden rechtlichen Ver-
bindlichkeit« der Leitprinzipien. »Der UNO-Menschenrechtsrat hat die 
Gelegenheit verpasst, wirksame Schritte zu ergreifen, um Menschen-
rechtsverletzungen durch Unternehmen einzuschränken«, kritisierte 
»Human Rights Watch« (Human Rights Watch, HRW), die weltweit 
wichtigste Menschenrechtsorganisation neben Amnesty International. 
Dem Menschenrechtsrat sei es »nicht gelungen, ein Verfahren zu etablie-
ren, das sicherstellt, dass grundlegende Schritte zum Schutz von Men-
schenrechten von den Wirtscha�sunternehmen auch umgesetzt werden«, 
monierte HRW. Im Ende�ekt habe der Menschenrechtsrat »lediglich den 
Status quo fortgeschrieben: eine Welt, in der Wirtscha�sunternehmen 
lediglich ermutigt, nicht aber verp�ichtet werden, die Menschenrechte 
zu respektieren«.

Weil sie genau dieses Ergebnis befürchteten, hatten 28 große Men-
schenrechtsorganisationen den UNO-Menschenrechtsrat sogar aufgefor-
dert, die vom Sonderbeau�ragten Ruggie vorgelegten »Leitprinzipien für 
Wirtscha� und Menschenrechte« nicht zu verabschieden, weil sie wir-
kungslos seien und lediglich eine Alibifunktion erfüllen würden.

Neue Initiativen für rechtlich verbindliche Normen:

Entgegen der Erwartung der Wirtscha�sunternehmen und ihrer Lobbyver-
bände wurde die Debatte mit der Verabschiedung der Leitprinzipien aber 
nicht beendet. Auf Initiative von Ecuador und anderen lateinamerikani-
schen Ländern forderten 24 der 47 Mitglieder des UNO-Menschenrechtsra-
tes im September 2013 in einer gemeinsamen Erklärung »angesichts der zu-
nehmenden Fälle von Missbrauch und Menschenrechtsverletzungen durch 
einige transnationale Konzern die Entwicklung eines rechtlich verbindli-
chen Rahmens, um die Tätigkeiten transnationaler Konzerne zu regulieren, 

Unternehmen betro�en sind, juristischen und nicht-juristischen Zu-
gang zu e�ektiver Abhilfe verscha�en, indem sie diese Menschen-
rechtsverletzungen untersuchen, bestrafen und für Wiedergutma-
chung sorgen.

Der UNO-Menschenrechtsrat verabschiedete die vom Sonderbau�rag-
ten Ruggie vorgelegten »Leitprinzipien für Wirtscha� und Menschen-
rechte« unverändert und beschloss Maßnahmen zu ihrer Umsetzung.

Begeisterung bei Konzernen über neue »Leitprinzipien« 

Die transnationalen Konzerne, die Internationale Handelskammer (ICC) 
und andere Lobbyverbände der Wirtscha� reagierten ausnahmslos mit 
großer Zustimmung auf die Leitprinzipien. Und sie äußerten die Erwar-
tung, dass mit der Verabschiedung der »UNO-Leitprinzipien für Wirt-
scha� und Menschenrechte« durch den UNO-Menschenrechtsrat die 
Debatte über international verbindliche Normen und rechtliche Ver-
p�ichtungen für Wirtscha�sunternehmen nun endgültig beendet sei. 
»Alle unsere Vorschläge wurden in den Leitprinzipien aufgenommen, 
einschließlich unserer Forderung nach einer klaren Trennung zwischen 
den unterschiedlichen Rollen von Staaten und von Unternehmen«, hieß 
es in einer gemeinsamen Erklärung des ICC und anderer Lobbyorganisa-
tionen. Man sei zufrieden, dass »die Leitprinzipien sich auf praktische 
und umsetzbare Vorschläge konzentrieren und nicht versuchen, neue in-
ternationale Verp�ichtungen zu scha�en und den Unternehmen eine 
rechtliche Verantwortung zuzuschreiben.«

»Fortschritt« oder »Alibiübung« – gemischte Reaktionen 
bei Nichtregierungsorganisationen 

Unter den bei der UNO akkreditierten Nichtregierungsorganisationen, 
die in den Bereichen Menschenrechte, Arbeits- und Sozialnormen oder 
Umwelt- und Entwicklungspolitik engagiert sind, �elen die Reaktionen 
auf die neuen UNO-Leitprinzipien sehr unterschiedlich aus. Eine Min-
derheit begrüßte sie als »Durchbruch« auf dem Weg zu globalen Men-
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baldige Verabschiedung international verbindlicher Normen zum Schutz 
vom Menschenrechten sowie von Arbeits-, Sozial-, Umwelt-, Gesund-
heits- und Verbraucherstandards für umso dringlicher, da nach Inkra�-
treten der diversen regionalen »Freihandelsabkommen« (TTIP, CETA, 
TPP, TISA u.a.), über die seit 2012 maßgeblich auf Initiative der USA und 
der EU verhandelt wird, eine Vereinbarung global gültiger Normen noch 
schwieriger würde. Darüber hinaus droht durch diese »Freihandelsab-
kommen« die Deregulierung und Aufweichung bereits exitierender ein-
zelstaatlicher oder regionaler Normen und Standards. 

Bei den Verhandlungen zwischen den USA und der Europäischen 
Union (EU) über eine »Transatlantische Handels- und Investitionspart-
nerscha�« (Transatlantic Trade and Investment Partnership, TTIP) ist 
ein Abkommen nur denkbar als Kompromiss zwischen den Positionen 
beider Seiten. Ein Kompromiss bedeutet aber zwangsläu�g eine Deregu-
lierung der bislang in der EU gültigen Arbeits- und Sozialnormen sowie 
von Umwelt-, Gesundheits- und Verbraucherschutzstandards. Denn die-
se Normen und Standards sind in der EU mit ganz wenigen Ausnahmen 

– etwa bei der Zulassung von Medikamenten – höher als in den USA. Wo-
hin die Deregulierung von bislang in der EU gültigen Normen und Stan-
dards führen würde, zeigt der bereits ausgehandelte Entwurf für ein Frei-
handelsabkommen zwischen der EU und Kanada (»Comprehensive 
Economic and Trade Agreement«, CETA- o� auch als »Canada-EU Trade 
Agreement bezeichnet), der Ende September 2014 von der EU und der ka-
nadischen Regierung o�ziell verö�entlicht wurde. 

Investorenschutzklagen – das effektivste Instrument zur 
Verhinderung und Aufweichung verbindlicher Normen

Bei TTIP wie bei CETA sind zudem sehr weitreichende Bestimmungen 
zum Schutz von Investitionen vorgesehen. Die Unternehmen sollen Staa-
ten vor außerstaatlichen Schiedsgerichten auf Entschädigungen verkla-
gen können, wenn sie ihre »legitimen Interessen auf Gewinn« durch 
staatliche Regulierungen zum Umwelt-, Gesundheits- und Verbraucher-
schutz oder von Arbeits- und Sozialstandards »gefährdet« sehen. Die In-
vestitionsbestimmungen, die in TTIP und CETA vorgesehen sind (wie 

damit den Opfern von Menschenrechtsverletzungen, die Wirtscha�sunter-
nehmen direkt oder indirekt verursacht haben, den notwendigen Schutz,  
juristische Beschwerdemöglichkeiten und Wiedergutmachung erhalten.« 
Unterschrieben wurde diese Erklärung nicht nur von 24 Mitgliedern  
des Menschenrechtsrates sondern auch von 61 weiteren Staaten in der 
UNO-Generalversammlung (http://business-humanrights.org/media/do-
cuments/statement-unhrc-legally-binding).

Darüber hinaus wurde die Erklärung von über 500 Nichtregierungs-
organisationen weltweit unterstützt. Sie forderten den UNO-Menschen-
rechtsrat auf, ein verbindliches Abkommen zu Wirtscha� und Men-
schenrechten auszuarbeiten.

Anfang 2014 gründete sich unter dem Namen »Treaty Movement« 
eine globale Allianz von inzwischen über 600 Nichtregierungsorganisa-
tionen für ein verbindliches Abkommen (www.treatymovement.com). 
Vorbild für diese Allianz sind die vier erfolgreichen internationalen 
NGO-Koalitionen, die seit Ende des Kalten Krieges die Gründung des In-
ternationalen Strafgerichtshofes (ISTGH), die beiden Verbotsabkommen 
für Antipersonenminen und Streumunition und zuletzt 2013 die Verab-
schiedung des Wa�enhandelsvertrages (ATT) durch die Generalver-
sammlung durchsetzen konnten.

Im Sommer 2014 konnte das »Treaty Movement« einen ersten Erfolg 
erzielen. Der UNO-Menschenrechtsrat beschloss die Einrichtung einer 
Arbeitsgruppe »zur Entwicklung eines völkerrechtlich verbindlichen Ab-
kommens zur Regulierung der Tätigkeiten transnationaler Unterneh-
men auf Basis der internationaler Menschenrechtsnormen«. 

TTIP, CETA, TPP und TISA bedrohen 
existierende Normen und Standards

Das »Global Policy Forum« in New York und andere im »Treaty Mo-
vement« beteiligte Nichtregierungsorganisationen halten eine möglichst 
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Lobbyorganisation der Amerikanischen Petroleum Industrie (API) ge-
gen eine Gesetzesbestimmung, nach der die Öl�rmen Zahlungen an aus-
ländische Regierungen o�enlegen müssen.

Die allermeisten Klagen von transnationalen Konzernen vor dem IC-
SID richten sich gegen Länder des Südens. Insbesondere Regierungen in 
Mittel- und Südamerika sehen sich seit Anfang des Jahrtausends einer 
Welle von Klagen durch Wirtscha�sunternehmen ausgesetzt.

Investorenrechte versus Gesundheitsschutz – Philip Morris, 
Uruguay und die Schweiz

Zu den derzeitig noch hängigen und möglicherweise weltweit folgen-
reichsten Verfahren vor dem ICSID gehört die Klage auf rund zwei Mil-
liarden US-Dollar Schadensersatz, die Philip Morris, der zweitgrößte 
Tabakkonzern der Welt im Jahr 2010 gegen Uruguay anstrengte, weil die 
Regierung in Montevideo Bestimmungen der »Anti-Tabak-Konvention« 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zur Einschränkung der Ziga-
rettenwerbung und zum Gesundheitsschutz umsetzen wollte. Da Philip 
Morris seinen internationalen Geschä�ssitz in Lausanne hat, stützte der 
Tabakkonzern seine Schadensersatzklage auf das bilaterale Investitions-
schutzabkommen zwischen der Schweiz und Uruguay. 

Für Alliance Sud, die entwicklungspolitische Arbeitsgemeinscha� 
von Swissaid, Fastenopfer, Brot für alle, Helvetas, Caritas und Heks, ist 
die Klage von Philip Morris gegen Uruguay ein »inakzeptabler Präze-
denzfall und ein weiterer Beleg dafür, dass die Schweizer Praxis der In-
vestitionsschutzabkommen dringend revisionsbedür�ig ist«.  

Das Investitionsschutzabkommen zwischen der Schweiz und Urugu-
ay ist seit 1991 in Kra�. Laut Vertragstext ist es den beiden Staaten vorbe-
halten, wirtscha�liche Aktivitäten einzuschränken, die der ö�entlichen 
Gesundheit abträglich sind. Im Streitfall ist ein Investor verp�ichtet, ein 
nationales Gericht anzurufen. Philip Morris ist in ähnlich gelagerten Fäl-
len vor nationalen Gerichten in Norwegen und Australien unterle-
gen.  Im Fall von Uruguay wandte sich Philip Morris jedoch an das (IC-
SID in Washington ohne die Frist von 18 Monaten abzuwarten, die ein 
uruguayisches Gericht Zeit gehabt hätte, um seinerseits ein Urteil zu fäl-

auch in einem derzeit von den USA mit mehreren pazi�schen Staaten 
verhandelten Abkommen zur Transpazi�schen Partnerscha�, TPP) ge-
hen weiter als alle einschlägigen Bestimmungen in bisherigen multilate-
ralen oder bilateralen Handelsverträgen. Schon aufgrund dieser bisheri-
gen Bestimmungen gibt es zahlreiche Klagen und Verfahren, mit denen 
Wirtscha�skonzerne versuch(t)en, Staaten zur Aufgabe oder Unterlas-
sung von Regulierungen zwingen.

Verhandelt werden diese Klagen vor dem »Internationalen Zentrum 
zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten« (International Centre for 
the settlement of investment disputes, ICSID). Das ICSID wurde unter 
Führung der Weltbank im Rahmen der »Konvention über die Beilegung 
von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Staatsbürgern ande-
rer Länder« gegründet. Gründungsdokument und Rechtsgrundlage ist 
das »Übereinkommen zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwi-
schen Staaten und Angehörigen anderer Staaten« von 1965, dem seitdem 
159 Staaten beigetreten sind. Die Schiedsgerichte bestehen jeweils aus drei 
Anwälten, von denen je einer von einer der beiden Streitparteien benannt 
und der dritte per Los bestimmt wird. Bislang rekrutieren sich die Mit-
glieder der Schiedsgerichte ausschließlich aus einigen wenigen, auf In-
vestitionsschutzfragen spezialisierten Anwaltskanzleien in den USA und 
Großbritannien. Für diese Anwaltskanzleien sind die ICSID-Verfahren 
höchst lukrative Geschä�e. Sie haben eine Interesse daran, dass mög-
lichst viele Investorenschutzklagen mit möglichst hohen Forderungen 
eingereicht werden. 

2009 verklagte der schwedische Energiekonzern Vattenfall Deutsch-
land vor dem ICSID auf 1,4 Milliarden Euro Schadensersatz plus Zinsen 
wegen angeblicher Geschä�sverluste infolge von Umweltau�agen, die die 
Landesregierung von Hamburg für ein von Vattenfall betriebenes Kohle-
kra�werk erlassen hatte. Das Verfahren endete mit einem außergerichtli-
chen Vergleich, nachdem die Landesregierung von Hamburg die Um-
weltau�agen für das Kohlekra�werk abgeschwächt hatte. Ebenfalls 
verklagte der Vattenfall-Konzern, der in Deutschland bislang Atomkra�-
werke betreibt, die deutsche Bundesregierung nach dem in Folge der Ka-
tastrophe von Fukushima vollzogenen Ausstieg aus der Atomenergie auf 
Schadensersatz in Höhe von 4,7 Milliarden Euro. In den USA klagte die 
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Amazonasgebietes. Der Oberste Gerichtshof verurteilte Chevron zu einer 
Entschädigungszahlung von 9,5 Milliarden US-Dollar. Als Reaktion auf 
dieses höchstrichterliche Urteil verklagte Chevron Ecuador vor dem IC-
SID mit der Begründung, das Urteil verstoße gegen das bilaterale Inves-
titionsschutzabkommen zwischen den USA und Ecuador.

Staaten haben schon heute auch  
eine extraterritoriale Verantwortung – 
die »Maastricht-Prinzipien«

Selbst wenn auch die jüngsten Initiativen für global verbindliche Regu-
lierungen der Tätigkeiten von Wirtscha�sunternehmen zunächst erfolg-
los bleiben sollten, könnten Staaten und ihre Regierungen sehr viel mehr 
tun, um ihre bereits bestehenden Verp�ichtungen und Handlungsspiel-
räume umzusetzen. Im September 2011 verabschiedete eine Gruppe von 
Völker- und Menschenrechtsexperten – darunter einige der Sonderbe-
richterstatter des UNO-Menschenrechtsrates – auf einer Konferenz im 
niederländischen Maastricht die sogenannten »Maastricht-Prinzipien zu 
extraterritorialen Verp�ichtungen von Staaten bei der Durchsetzung von 
wirtscha�lichen, sozialen und kulturellen Menschenrechten«. Laut die-
sen Prinzipien haben Staaten bereits heute aufgrund der von ihnen rati�-
zierten Menschenrechtskonventionen die völkerrechtliche Verp�ichtung, 
entweder individuell oder durch internationale Kooperation etwa im 
Rahmen der UNO Maßnahmen ergreifen, um die wirtscha�lichen, sozi-
alen und kulturellen Menschenrechte nicht nur auf dem eigenen Staats-
gebiet durchzusetzen, sondern auch außerhalb dieses Territoriums. Die 
Maastricht-Prinzipien betonen ausdrücklich, dass sich diese Verantwor-
tung der Staaten auch auf Handlungen und Unterlassungen von transna-
tionalen Konzernen und anderen Wirtscha�sunternehmen erstreckt. 
Doch in fast allen einschlägigen Fällen haben Staaten diese Verantwor-
tung bisher nicht wahrgenommen. 

len, wie es das Investitionsschutzabkommen vorsieht. Das Verfahren war 
völlig intransparent. Uruguayischen Nichtregierungsorganisationen 
blieb es verwehrt, ihren Standpunkt darzulegen. Die von Philip Morris 
angestrebte Schadensersatzsumme von rund zwei Milliarden US-Dollar 
entspricht fast fünf Prozent des uruguayischen Bruttoinlandprodukts. 
Ein Schiedsspruch ist frühestens im Laufe des Jahres 2015 zu erwarten. 

Wie immer er ausfällt, hätte der Schiedsspruch weitreichende Folgen 
für die Bemühungen der WHO und vieler Länder des Südens zur Ein-
dämmung des gesundheitsschädigenden Zigarettenkonsums. Selbst im 
Fall einer Abweisung der Klage wird Uruguay Verfahrenskosten des IC-
SID in der Höhe von rund acht Millionen US-Dollar tragen müssen.   

Bei NGOs und Regierungen in Lateinamerika steigt der Unmut über 
Investitionsschutzabkommen, die den Investoren Rechte geben, den 
Gastländern jedoch P�ichten auferlegen. Alliance Sud hat die Investiti-
onsschutzabkommen der Schweiz wiederholt als »veraltet, einseitig und 
revisionsbedür�ig« kritisiert. Die entwicklungspolitische Arbeitsge-
meinscha� unterstützt darum mit Nachdruck die Forderung der urugu-
ayischen Zivilgesellscha�, die eine Neuverhandlung des Abkommens mit 
der Schweiz von 1991 fordert. Der Weg an ein Schiedsgericht muss ausge-
schlossen oder zumindest transparenter formuliert werden. Zudem müs-
se der ö�entlichen Gesundheit unzweideutig Vorrang eingeräumt wer-
den vor dem Investitionsschutz.

Investitionsschutzklagen zur Aushebelung nationaler 
Gerichtsentscheidungen.

Investitionsschutzklagen von Konzernen vor dem ICSID richten sich 
aber nicht nur gegen von Regierungen oder Parlamenten beschlossene 
Regulierungen zum Schutz von Umwelt, Gesundheit und Verbrauchern 
oder zur Wahrung von Arbeits- und Sozialstandards. Diese Klagen die-
nen auch zur Aushebelung nationaler Gerichtsentscheidungen. Ein spek-
takulärer Fall ist die Klage von Chevron, eines der weltgrößten Ölkon-
zerne, gegen Ecuador. Der oberste Gerichtshof des Landes hatte 2013 die 
Urteile unterer Gerichtsinstanzen bestätigt, wonach Chevron verant-
wortlich war für die Verseuchung großer Teile des ecuadorianischen 
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Richter die Rolle von Nestlé als besonders relevant an und ordnete ent-
sprechende Ermittlungen an. Diesem Beschluss sind die kolumbiani-
schen Strafverfolgungsbehörden jedoch bis heute nicht nachgekommen. 

Am 5. März 2012 reichte das ECCHR gemeinsam mit der kolumbiani-
schen Gewerkscha� Sinaltrainal bei der Staatsanwaltscha� des Schwei-
zer Kantons Zug eine Strafanzeige gegen leitende Mitarbeiter von Nestlé 
sowie gegen das Unternehmen als solches ein. Im steuergünstigsten Kan-
ton Zug hat der Nestle-Konzern seinen Steuersitz, während sich die Kon-
zernzentrale in Vevey im Kanton Waadt be�ndet. Der in der Strafanzeige 
erhobene Vorwurf: Die Nestlé-Manager haben es p�ichtwidrig unterlas-
sen, Verbrechen durch kolumbianische paramilitärische Gruppen zu ver-
hindern oder die Gewerkscha�er angemessen zu schützen. Die Staatsan-
waltscha� in Zug übergab das Verfahren an die Staatsanwaltscha� in 
Lausanne, die für den zweiten Sitz Nestlés in Vevey zuständig ist. Diese 
stellte das Verfahren am 1. Mai 2013 ein. 

Die Staatsanwaltscha� setzte sich nicht inhaltlich mit der Strafanzei-
ge auseinander, sondern stellte das Verfahren mit der Begründung ein, 
die Taten seien bereits verjährt sein. Die Beschwerden, die die Witwe Ro-
meros gegen die Einstellung des Verfahrens einlegte, wurden in allen In-
stanzen abgewiesen. Zuletzt durch das Urteil des Schweizer Bundesge-
richts vom 21. Juli 2014. 

Das Bundesgericht bestätigte die Rechtsau�assung der Staatsanwalt-
scha� und des Kantonalgerichts, dass die Stra�aten verjährt seien. Damit 
wich es von der Interpretation des Schweizer Bundesrates sowie weiten 
Teilen der Literatur ab, dass es sich bei der Stra
arkeit des Unterneh-
mens um ein Dauerdelikt handelt – sodass der Fall nicht verjährt wäre. 
Das Bundesgericht beendete das Verfahren aus formellen Gründen. 

Das Argument der Verjährungsfrist verdeutlicht zum einen den drin-
genden Reformbedarf. Zum anderen wird am Präzedenzfall Nestlé/Ro-
mero deutlich, dass Unternehmen mit komplexen organisatorischen 
Strukturen in der Praxis von langen Ermittlungen pro�tieren. 

Immerhin konkretisierte das Bundesgericht die Anforderungen an 
Unternehmen. Es hält fest, dass Unternehmen unter anderem für »eine 
klare Beschreibung und Verteilung von Zuständigkeiten und Verantwor-
tungen« sowie »konkrete und namentliche Arbeitspläne innerhalb des 

Ein exemplarischer Fall ist das ursprünglich vor Schweizer Gerichten 
angestrengte Verfahren gegen die Führungsspitze des Nestlé-Konzerns 
wegen ihrer Mitverantwortung für die Ermordung des kolumbianischen 
Gewerkscha�ers Luciano Romero. Daraus hat sich inzwischen ein Ver-
fahren gegen die Schweiz vor dem Europäischen Menschengerichtshof 
entwickelt, weil die Schweiz nach Überzeugung der Kläger ihre Verant-
wortung mit Blick auf Menschenrechtsverletzungen Schweizer Unter-
nehmen im Ausland nicht wahrgenommen hat.

Nestlé, Luciano Romero und die Verantwortung der 
Schweiz

Die Schweizer Justiz hat sich geweigert, die Rolle des Nahrungsmittel-
konzerns Nestlé bei der Ermordung des Arbeiters und kolumbianischen 
Gewerkscha�ers Luciano Romero aufzuklären. Deswegen hat das Euro-
pean Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) für Rome-
ros Witwe am 18. Dezember 2014 beim Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte in Straßburg Beschwerde gegen die Schweiz eingereicht. 

Am 10. September 2005 entführten, folterten und töteten Mitglieder einer 
paramilitärischen Gruppe in Valledupar (Kolumbien) den Gewerkscha�s-
führer, Menschenrechtsaktivisten und ehemaligen Nestlé-Cicolac-Arbeiter, 
Luciano Romero. Der Ermordung waren viele Todesdrohungen vorausge-
gangen, die im Kontext eines langjährigen Arbeitskon�ikts zwischen der 
Gewerkscha� Sinaltrainal und dem Nestlé-Tochterunternehmen Cicolac 
standen. 

Die Gewerkscha� Sinaltrainal hatte die Todesdrohungen gegen Ro-
mero und andere Mitglieder stets dem Nestlé-Tochterunternehmen in 
Kolumbien sowie dem Mutterkonzern in der Schweiz gemeldet. Doch 
statt angemessene Schutzmaßnahmen zu ergreifen, verleumdeten lokale 
Nestlé-Manager Romero und seine Kollegen als vermeintliche Mitglieder 
der Guerilla, was die Gewerkscha�er weiteren Bedrohungen aussetzte. 
Nestlé in der Schweiz, unternahm dennoch nichts, um die Drohungen 
und Di�amierungen zu unterbinden. 

Die direkten Täter sind in Kolumbien wegen der Ermordung Luciano 
Romeros verurteilt worden. In seinem Urteil sah der kolumbianische 
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Kolumbien tätig sind, in denen die staatlichen Institutionen unzuverläs-
sig und anfällig für Menschenrechtsverletzungen sind. 

Das Management eines Unternehmens, das in Kolumbien tätig ist, 
muss solche Ereignisse voraussehen und geeignete Mechanismen ein-
richten, um jede Beteiligung des Unternehmens an Menschenrechtsver-
brechen zu verhindern. 

Das ECCHR stützt sich in der juristischen Argumentation sowohl auf 
die bestehende Rechtsprechung zur sogenannten »Geschä�sherrenhaf-
tung« als auch auf zahlreiche internationale Standards, die Unternehmen, 
die in Regionen mit schwierigen Menschenrechtssituationen tätig sind, 
umfassende menschenrechtliche Risikoanalysen abverlangen. Neu ist, 
dass das ECCHR fordert, die in der Schweiz normierte Unternehmens-
stra
arkeit in Fällen von Menschenrechtsverletzungen anzuwenden. 

Fallbeschreibung durch das European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR), 
Berlin, Dezember 2014, www.ecchr.de/nestle.html

UNO nicht der Rahmen für 
Entscheidungen zur Wirtschafts-, 
Finanz- und Währungspolitik

Die UNO war bislang nicht nur wenig erfolgreich bei dem Versuch, die in 
ihrem Rahmen seit 1945 vereinbarten Menschenrechtsnormen sowie Ar-
beits-, Sozial-, Umwelt –, Gesundheits- und Verbraucherstandards auch 
für Wirtscha�sunternehmen verbindlich zu machen. Darüber hinaus hat 
die Weltorganisation auch wenig Handlungsfähigkeit bewiesen im gesam-
ten Bereich von Wirtscha�s-, Handels-, Finanz- und Währungspolitik. 
Eine institutionelle Zuständigkeit und damit auch Handlungsfähigkeit der 
UNO in den genannten Bereichen war von Beginn an von gewichtigen 
Mitgliedsstaaten nicht gewollt. Eine entscheidende Weichenstellung er-
folgte bereits vor Gründung der Weltorganisation im Jahr 1945.

Im Juli 1944 nahmen Delegierte von 44 der späteren 50 Gründungsstaa-

Unternehmens« sorgen müssen. Ob Nestlé diese P�icht erfüllt hat, bleibt 
aufgrund der ablehnenden Entscheidung dennoch o�en und unermittelt. 

Nun soll der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte klären, ob 
die Schweizer Justiz die Verantwortlichkeit Nestlés für die Ermordung 
von Luciano Romero ausreichend ermittelt hat. 

Der Fall Romero/Nestlé ist kein Einzelfall, sondern steht stellvertre-
tend für eine weit verbreitete Problematik: Transnationale Unternehmen 
wie der Nestlé Konzern analysieren o� nur unzureichend die Menschen-
rechtssituation in Regionen begrenzter Staatlichkeit. Unangemessen sind 
insbesondere Risikomanagement und Schutzmaßnahmen für Mitarbei-
ter und Gewerkscha�er vor Ort. Vielmehr bieten die Geschä�spraktiken 
transnationaler Unternehmen im Ausland häu�g Anlass für soziale Kon-
�ikte oder verschärfen die Menschenrechtssituation durch ungeschulte 
Mitarbeiter. 

So ist es allgemein bekannt, dass im Rahmen des bewa�neten Kon-
�ikts in Kolumbien eine Vielzahl von Völkerstra�aten begangen wird 
und Menschenrechtsverteidiger verfolgt werden. Laut kolumbianischer 
Statistiken wurden seit Mitte der 1980er-Jahre fast 3000 Gewerkscha�er 
ermordet – 13 von ihnen arbeiteten für Nestlé. Das macht Kolumbien 
zum weltweit gefährlichsten Land für Gewerkscha�sarbeit. Die Verfol-
gung von Gewerkscha�ern in Kolumbien lässt sich ohne Zweifel als Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit quali�zieren. Deswegen hat das EC-
CHR am 9. Oktober 2012 beim Internationalen Strafgerichtshof (IStGh) 
in Den Haag (Niederlande) eine Strafanzeige eingereicht, die ebenfalls 
den Fall Luciano Romeros aufgrei�. 

Das ECCHR will zeigen, dass die Konzernzentralen europäischer Un-
ternehmen die P�icht haben, ihre Tochterunternehmen zu kontrollieren 
und jeglichen Beitrag zu Menschenrechtsverletzungen durch das lokale 
Management zu verhindern. 

Wenn Unternehmen in Kon�iktsituationen tätig sind, müssen sie den 
jeweiligen sozialen, wirtscha�lichen, politischen oder militärischen 
Kontext dort berücksichtigen. Besonders wichtig ist, dass die Firma 
selbst oder ihr Tochterunternehmen eine lokale Kon�iktlage nicht ver-
schärfen oder mit Kon�iktparteien vor Ort kooperieren. Dies gilt umso 
mehr, wenn Tochterunternehmen europäischer Firmen in Regionen wie 
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der NATO noch dem Warschauer Pakt angehörten, sollte die UNCTAD 
das entscheidende globale Forum für Verhandlungen und Vereinbarungen 
über Fragen der Weltwirtscha� werden. Ziel dieser Vereinbarungen sollte 
die Überwindung des globalen Nord-Süd-Ungleichgewichts sein. Die 
meisten der im Rahmen der UNCTAD gefassten Beschlüsse wurden da-
nach auch von der UNO-Generalversammlung mit großer Mehrheit ver-
abschiedet. Zum Beispiel die Resolutionen zur Stabilisierung der Welt-
marktpreise für wichtige Rohsto�e aus Ländern des Südens oder zur 
Erhöhung der staatlichen Entwicklungshilfeleistungen der Industriestaa-
ten auf 0,7 Prozent ihres jeweiligen Bruttosozialproduktes. 

Bereits auf der Havanna-Konferenz von 1948, auf der das »Allgemeine 
Zoll- und Handelsabkommen« (GATT) vereinbart wurde, hatten die da-
mals wenigen Teilnehmerländer aus dem Süden erste Forderungen nach 
einer »Neuen Weltwirtscha�sordnung« (NWO) erhoben. Formal be-
schlossen die Entwicklungsländer diese Forderung erstmals 1973 in Re-
aktion auf die erste Ölkrise. Diese Krise, die ja durch massive Preiserhö-
hungen der damals wichtigsten Ölförderländer ausgelöst wurde, hatte 
die Länder des Südens mit ihren zumeist sehr schwachen Volkswirtschaf-
ten noch viel stärker getro�en als die Industriestaaten des Nordens.

Forderungen nach einer »Neuen internationalen 
Wirtschaftsordnung«

 Die UNO-Generalversammlung verabschiedete im Mai 1974 die »Erklä-
rung über die Errichtung einer neuen internationalen Wirtscha�sord-
nung« (New Internationla Economic Order, NIEO). In der Erklärung 
wurden günstigere Bedingungen für die Entwicklungsländer im interna-
tionalen Handel und garantierte Weltmarktpreise für ihre Exportroh-
sto�e gefordert, eine verstärkte Industrialisierung und eine allgemeine 
Schuldenentlastung, die Änderung des Weltwährungssystems, höhere 
Entwicklungshilfe sowie ein neues Seerecht. 

Doch die meisten dieser Mehrheitsbeschlüsse der UNCTAD und der 
UNO-Generalversammlung wurden von den USA, Großbritannien, 
Deutschland und anderen gewichtigen Industriestaaten des Nordens ab-
gelehnt und in ihrer Umsetzung sabotiert. 

ten der UNO auf Einladung der USA an der »Währungs- und Finanzkon-
ferenz der Vereinten Nationen« in Bretton Woods im US-Bundesstaat New 
Hampshire teil. Erklärtes Ziel der gastgebenden US-Regierung von Präsi-
dent Franklin D. Roosevelt war es, die Lehren aus der verheerenden Welt-
wirtscha�skrise von 1929 zu ziehen. Protektionismus und viele Zollschran-
ken hatten diese Weltwirtscha�skrise verschär� und in die Länge gezogen. 
Die Konferenz in Bretton Woods beschloss, nicht nur eine Weltbank und 
einen Internationalen Währungsfonds (IWF) zu scha�en, sondern auch 
eine »Internationale Handelsorganisation« (International Trade Organisa-
tion, ITO). Die ITO sollte ein integraler Bestandteil des kün�igen Systems 
der Vereinten Nationen werden. Sie sollte Handelsbarrieren abbauen hel-
fen, aber auch Bestimmungen erlassen, um Arbeitsplätze zu scha�en. Ihre 
Etablierung scheiterte aber, weil der US-Kongress die Rati�zierung des 
ITO- Gründungsvertrages von Bretton Woods verweigerte.

Stattdessen wurde 1948 auf einer Konferenz in Havanna das »Allge-
meine Zoll- und Handelsabkommen« (General Agreement on Trade and 
Tarifs, GATT). Das GATT bildete in den folgenden viereinhalb Jahrzehn-
ten bis 1993 den Rahmen für multilaterale Verhandlungen zur »Liberali-
sierung« des Welthandels. In acht jeweils mehrjährigen Verhandlungs-
runden vereinbarten die ursprünglich 51 und zuletzt 123 Vertragsstaaten 
des GATT den weitgehenden Abbau von Zöllen, Abgaben und anderen 
»nichttarifären Handelshemmnissen« für Industriegüter und Textilien.

Die weitgehend unwirksamen Beschlüsse der UNCTAD 

Infolge der Entkolonialisierung wuchs die Zahl der UNO-Mitgliedstaaten 
zwischen 1945 und 1960 von 51 auf 104 und bis 1975 auf 144. Die Länder aus 
dem Süden, inzwischen die übergroße Mehrheit unter den Mitgliedern der 
UNO, beschwerten sich zunehmend über ihre Benachteiligung gegenüber 
den Industrieländern und kritisierten die ungerechte Weltwirtscha�sord-
nung. Auf Initiative von 77 Mitgliedsländern aus dem Süden wurde 1964 
die UNO-Organisation für Handel und Entwicklung (United Nations 
Conference on Trade and Development, UNCTAD) gegründet. Nach Vor-
stellung der »Gruppe der 77« und der darüber hinaus fast 50 blockfreien 
Mitglieder der UNO-Generalsversammlung, die im Kalten Krieg weder 
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jedoch sämtlich als Verstoß gegen die Freihandelsverträge verurteilt und 
mussten aufgehoben werden.

G-6/7, G-8, G-20 bis zur G-193?

Neben den o�ziellen Institutionen GATT/WTO, Weltbank und Internati-
onalem Währungsfonds schufen sich die nördlichen Industriestaaten ab 
Mitte der 70er-Jahre auch ein informelles Forum für die Diskussion und 
Entscheidungen über weltwirtscha�liche Fragen und zur Koordinierung 
ihrer Politik. Nach der ersten Ölkrise trafen 1975 die Regierungschefs der 
damals sechs größten Industriestaaten USA, Deutschland, Japan, Frank-
reich, Großbritannien und Italien im französischen Rambouillet erstmals 
als »Gruppe der Sechs« (G-6) zusammen. Als siebtes Mitglied kam 1976 
Kanada dazu. Seitdem �nden jährliche Gipfeltre�en der Staats- und Regie-
rungschefs statt. Bei Bedarf tre�en sich zusätzlich auch die Finanz- und 
Wirtscha�sminister. 1998 wurde die G-7 durch die Aufnahme Russlands 
zur G-8 erweitert. Seit 1999 existiert parallel zur G-8 die »Gruppe der 20« 
(G-20).Ihr gehören neben den acht nördlichen Industriestaaten und der EU 
auch die fünf Schwellenländer der BRICS-Gruppe (Brasilien, Russland, In-
dien, China, Südafrika) an sowie Australien, Südkorea, Indonesien, Mexi-
ko, Argentinien und die Türkei.

Die G-20 ist zwar vergleichsweise repräsentativer für die Gesamtmit-
gliedscha� der UNO als die G-8. Doch viele der 193 UNO-Mitgliedsstaa-
ten kritisieren, dass auch die G-20 ein exklusiver, nicht legitimierter Club 
ist, und dass ihre Interessen dort nicht berücksichtigt werden. Am deut-
lichsten kommt diese Kritik aus dem Kreis der 50 nach UNO-De�nition 
»am wenigsten entwickelten Länder (least developed countries, LDC’s). 
Die noch bis Anfang des Jahrtausends verbreitete Ho�nung, China wer-
de in der G-20 – oder auch in der WTO- die Interessen der Entwick-
lungsländer vertreten, hat sich längst als Illusion erwiesen.

Im November 2008 und unter dem Eindruck der globalen Banken- und 
Finanzkrise versuchte der damalige Präsident der UNO-Generalversamm-
lung, Miguel d’Escoto, die Verantwortung für relevante weltwirtscha�li-
che Entscheidungen wieder zurückzuholen von der G-8 und der G-20 in 
die einzig repräsentative G-192 – die Generalversammlung der damals 192 

Zugleich verschoben die nördlichen Industriestaaten alle relevanten 
Entscheidungen zu weltwirtscha�lichen Fragen wurden in die von ihnen 
dominierten Institutionen des Internationalen Währungsfonds (IWF) 
und der Weltbank sowie in den Verhandlungsrahmen des »Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens« (GATT).

Die letzte GATT-Verhandlungsrunde, die 1986 in der uruguayischen 
Stadt Punta del Este erö�net wurde, endete 1994 im marokkanischen 
Marrakesch mit dem Beschluss zur Gründung der Welthandelsorganisa-
tion (World Trade Organisation, WTO). Diesen festen und dauerha�en 
institutionellen Rahmen für die Bestrebungen zur weiteren »Liberalisie-
rung« des globalen Handels hatten vor allem die Industriestaaten einge-
fordert.

WTO: Vorrang des »Freihandels« vor Menschenrechten und 
Normen zum Schutz von Arbeits-, Sozial- und 
Umweltstandards

Doch den seit 1988 im Rahmen des GATT und der WTO vereinbarten 
Abkommen zur »Liberalisierung« des Welthandels wurden die vertragli-
chen Verp�ichtungen nicht berücksichtigt, die die GATT/WTO-Mit-
gliedsstaaten seit 1948 im Rahmen der UNO und ihrer Sonderorganisati-
onen eingegangen sind. Das gilt für die über 170 Konventionen der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zu Arbeits- und Sozialstan-
dards oder Gewerkscha�en ebenso wie für Umwelt- und Artenschutzab-
kommen oder für die beiden UNO-Pakte über bürgerliche und politische 
sowie über wirtscha�liche, soziale und kulturelle Menschenrechte von 
1966. Die auf den WTO-Ministerkonferenzen der 90er-Jahre proklamier-
te Idee, diesen Widerspruch im Verhalten der Mitgliedsstaaten durch 
eine institutionelle Kooperation zum Beispiel zwischen der WTO und 
der ILO zu überwinden, erwiesen sich als Illusion. In einigen Fällen ver-
hängten WTO-Mitglieder Importrestriktionen mit umwelt-oder ge-
sundheitspolitischen Begründungen (z.B. die EU gegen asbesthaltige 
Produkte aus Kanada) oder unter Verweis auf das Artenschutzabkom-
men der UNO (CITES). Nach Klagen der betro�enen Exportländer wur-
den diese Importrestriktionen von den WTO- internen Schiedsgerichten 
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Rüstungskontrolle  
und Abrüstung im 
Rahmen der UNO – 
gefährdete Erfolge, 
unzulängliche 
Abkommen und  
häufiges Scheitern

(inzwischen 193) UNO-Mitgliedsstaaten. D’Escoto beau�ragte eine 
20-köp�ge Kommission unter Vorsitz des Wirtscha�snobelpreisträgers 
Joseph Stiglitz, Maßnahmen zur Reaktion auf die aktuelle Finanzkrise so-
wie Reformen des internationalen Finanz- und Währungssystems zwecks 
Verhinderung kün�iger Krisen auszuarbeiten. Im Juni 2009 legte die 
»Stiglitz-Kommission« einen umfangreichen Bericht mit konkreten Vor-
schlägen für eine Regulierung der Finanzmärkte und für einen demokrati-
schen Umbau der globalen Finanzarchitektur unter dem Dach der UNO 
vor. Auch schlug die Kommission vor, einen Maximalzins festzusetzen für 
ö�entliche Anleihen, welche die Länder des Südens auf dem internationa-
len Kapitalmarkt aufnehmen müssen, sowie eine Einkommensobergrenze 
für Bankmanager und die Garantie des gegenwärtigen Standes der ö�entli-
chen Entwicklungshilfe.

Der Bericht der »Stiglitz-Kommission« wurde im Juni 2009 auf einem 
Sondergipfel der Generalversammlung diskutiert und traf auf große Zu-
stimmung bei der überwältigenden Mehrheit der 192 Mitgliedsstaaten. 
Die wichtigsten Industrieländer des Nordens lehnten die meisten Vor-
schläge der Kommission jedoch ab. Sie trafen sich stattdessen im Herbst 
2009 wieder im exklusiven Rahmen der »G-8«. 

(Zu den Details des Stiglitz-Berichts siehe Anhang, Seite xxx: »Wie 
lässt sich eine weitere Finanzkrise vermeiden? Vorschläge der UN-Exper-
tenkommission zur Reform des internationalen Finanzsystems«, engli-
sches Original des Berichtes unter: www.un.org/ga/econcrisissummit/
docs/FinalReport_CoE.pdf). 
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»Rüstungsregelung« statt Abrüstungs-
verpflichtung – Konsequenz der  
UNO-Gründer aus dem Scheitern des 
Völkerbundes

Die UNO-Gründungsstaaten formulierten ihre Ziele mit Blick auf Ab-
rüstung und Rüstungskontrolle in drei Artikeln der Charta, die lediglich 
Handlungsoptionen für die Generalversammlung und den Sicherheitsrat 
benennen.

Artikel 11, Absatz 1: »Die Generalversammlung kann sich mit den all-
gemeinen Grundsätzen der Zusammenarbeit zur Wahrung der internati-
onalen Sicherheit und des Weltfriedens einschließlich der Grundsätze 
für die Abrüstung und Rüstungsregelung befassen und in Bezug auf die-
se Grundsätze Empfehlungen an die Mitglieder oder den Sicherheitsrat 
oder an beide richten.«

Artikel 26: »Um die Herstellung und Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit so zu fördern, dass von den menschlichen 
und wirtscha�lichen Hilfsquellen der Welt möglichst wenig für Rüstungs-
zwecke abgezweigt wird, ist der Sicherheitsrat beau�ragt, mit Unterstüt-
zung des in Artikel 47 der Charta vorgesehenen Generalstabsausschusses 
Pläne auszuarbeiten, die den Mitgliedern der Vereinten Nationen zwecks 
Errichtung eines Systems der Rüstungsregelung vorzulegen sind.«

Artikel 47: »Es wird ein Generalstabsausschuss eingesetzt, um den Si-
cherheitsrat in allen Fragen zu beraten und zu unterstützen, die dessen 
militärische Bedürfnisse zur Wahrung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit, den Einsatz und die Führung der dem Sicherheitsrat 
zur Verfügung gestellten Streitkrä�e, die Rüstungsregelung und eine et-
waige Abrüstung betre�en.«

In der Satzung des 1919 gegründeten UNO-Vorläufers Völkerbund 
standen noch weit ehrgeizigere Absichten. Abrüstung war ein erklärtes 
Ziel der Organisation. Zudem gab die Satzung dem Rat des Völkerbundes 
die Kompetenz, Rüstungsobergrenzen für einzelne Staaten festzulegen. 
Entsprechende Maßnahmen des Völkerbundes blieben allerdings weitge-
hend erfolglos – nicht zuletzt mit Blick auf Deutschland.

»Wir die Völker der Vereinten Nationen, fest entschlossen, künftige Ge-

schlechter vor der Geißel des Krieges zu bewahren, die zweimal zu un-

seren Lebzeiten unsagbares Leid über die Menschheit gebracht hat.« 

Dieser erste Satz der UNO-Charta von 1945, formuliert unter dem 

Eindruck des Zweiten Weltkrieges mit über 60 Millionen Toten, be-

schreibt die wichtigste Aufgabe der neu gegründeten Weltorganisation. 

Doch er war keine pazifistische Aussage. Die große Mehrheit der 50 

Gründerstaaten hielt nationale Streitkräfte und die Bereithaltung von 

Waffen zum Zwecke der Verteidigung oder Abschreckung weiterhin für 

unerlässlich. Daher gerieten die in der UNO-Charta formulierten Aussa-

gen zu Rüstungskontrolle und Abrüstung eher zurückhaltend. Die 

Gründungsstaaten des UNO-Vorläufers Völkerbund hatten sich 1919 

unter dem Eindruck des Ersten Weltkriege noch auf weitergehende 

Aussagen verständigen können. 

Für die Verhandlungen über multilaterale Rüstungskontrolle und 

Abrüstung etablierte die UNO-Generalversammlung als ihr ständiges 

Nebenorgan die aus 61 Staaten bestehende Abrüstungskonferenz in 

Genf. In diesem Rahmen wurde bis Anfang der 1990er-Jahre eine Reihe 

von Abkommen insbesondere zu atomaren, chemischen und biologi-

schen Waffen erzielt. Doch seitdem ist die Konferenz wegen gegensätz-

licher Interessen ihrer Mitgliedsstaaten weitgehend blockiert. Sämtli-

che Fortschritte der letzten 20 Jahre auf dem Gebiet multilateraler 

Rüstungskontrolle und Abrüstung wurden außerhalb der UNO erzielt 

unter dem Druck von Nichtregierungsorganisationen.



176 177

Atomwaffensperrvertrag – das einzige 
ungleiche internationale Abkommen  
ist gefährdet

Das Jahr der UNO-Gründung war auch das Jahr des ersten und bislang 
einzigen Einsatzes atomarer Massenvernichtungswa�en. Am sechsten 
und neunten August 1945 warfen US-amerikanische Kamp�ugzeuge 
Atombomben auf die beiden japanischen Städte Hiroshima und Nagasa-
ki. Die USA wollten Japan zur Kapitulation im Pazi�kkrieg zwingen. 
92 000 Einwohner der beiden Städte wurden unmittelbar getötet – fast 
ausschließlich Zivilisten. Allein bis Ende 1945 starben weitere 130 000 
Menschen an den Folgeschäden. Vier Jahre später, am 29. August 1949 
zündete die Sowjetunion ihre erste Atombombe. Damit begann der ato-
mare Rüstungswettlauf zwischen Washington und Moskau.

Die Schrecken von Hiroshima und Nagasaki und die Sorge, dass sich 
weitere Staaten Atomwa�en aneignen könnten, führte auf Initiative von 
Irland und anderen kleineren UNO-Mitgliedsstaaten zur Vereinbarung 
des »Vertrages über die Nichtverbreitung atomarer Wa�en« (Non Pro-
liferation Treaty, NPT). Das im deutschen Sprachgebrauch zumeist als 
»Atomwa�ensperrvertrag« bezeichnete Abkommen trat im März 1970 in 
Kra�. Seitdem führen die Vertragsstaaten alle fünf Jahre eine Konferenz 
zur Überprüfung des Vertrages und seiner Einhaltung durch. Die neunte 
Überprüfungskonferenz �ndet im Mai 2015 in der New Yorker UNO-Zen-
trale statt. Die Konferenz droht am mangelnden Abrüstungswillen der 
fünf o�ziellen Atommächte und wegen der Kon�ikteskalation im Nahen 
Osten zu scheitern.

Das fragwürdige Privileg der fünf »offiziellen« und 
»legitimen« Atomwaffenmächte 

Internationale Verträge zwischen Staaten sind immer Kompromisse und 
politische Gegengeschä�e. Für den zwischen 1963 und 1968 ausgehandel-
ten Atomwa�ensperrvertrag gilt dies in besonderem Maße. Denn der 
NPT ist das einzige seit Gründung der UNO 1945 vereinbarte völker-

Die UNO hat sich –trotz der vergleichsweise bescheideneren Ziele in 
ihrer Gründungscharta – in den letzten 70 Jahren zur wichtigsten Instituti-
on für Diskussionen und Verhandlungen über multilaterale Rüstungskont-
rolle und Abrüstung sowie zur Überwachung und Durchsetzung abge-
schlossener Verträge entwickelt. Zu den wichtigsten Verhandlungserfolgen 
gehören neben dem Atomwa�ensperrvertrag das (bis heute allerdings 
noch nicht in Kra� getretene Abkommen über einen umfassenden atoma-
ren Test-Stopp), die beiden Konventionen zum Verbot von chemischen und 
von biologischen Massenvernichtungswa�en sowie die UNO-Konvention 
zur Beschränkung des Einsatzes besonders inhumaner konventioneller 
Wa�en. 

Allerdings sind diese Abkommen zum Teil gefährdet, oder sie weisen 
gravierende Lücken auf. Das gilt auch für die bislang im UNO-Rahmen 
erzielten Vereinbarungen über eine Kontrolle und Einschränkung von 
Rüstungsexporten und von Kleinwa�en, den »erfolgreichsten« Massen-
mordinstrumenten seit dem Abwurf der Atombomben vom Hiroshima 
und Nagasaki im August 1945. Zudem ist die UNO-Abrüstungskonferenz 
in Genf – das zentrale Verhandlungsforum der Weltorganisation zu �e-
men der Rüstungskontrolle und Abrüstung – seit über 13 Jahren blockiert. 
Die Konferenz ist nicht einmal in der Lage, sich auch nur auf ein Mandat 
zu einigen für Verhandlungen über neue Rüstungsgefahren – wie zum 
Beispiel Weltraumwa�en – oder über einen weltweiten Stopp der Pro-
duktion von atomwa�enfähigem Spaltmaterial. Wegen dieser Blockade 
der UNO-Abrüstungskonferenz wurden die beiden wichtigsten Rüs-
tungskontrollerfolge der letzten 25 Jahre seit Ende des Kalten Krieges – 
die Abkommen von Ottawa und Oslo über das Verbot von Antipersonen-
minen und von Streubomben – unter dem Druck einer globalen Koalition 
von Nichtregierungsorganisationen von vertragswilligen Staaten außer-
halb des UNO-Rahmens ausgehandelt. Auch die Verhandlungen der 
UNO-Generalversammlung über das 2013 verabschiedete Abkommen 
zur Kontrolle des Handels mit Konventionellen Wa�en wurde von Nicht-
regierungsorganisationen initiiert.
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Besitz von Atomwa�en bis heute weder ausdrücklich bestätigt noch de-
mentiert. Doch übereinstimmende Erkenntnisse der Geheimdienste in 
mehreren westlichen Ländern und in Russland belegen, dass Israel über 
Atomwa�en verfügt. Nach der jüngsten Statistik vom Juni 2014 des ange-
sehenen Internationalen Stockholmer Friedensforschungsinstituts 
(Stockholm International Peace Research Institute, SIPRI) verfügt Israel 
über 80 Atomsprengköpfe (Indien 90 bis 110, Pakistan 100 bis 120, China 
250, Frankreich 300, Großbritannien 224, USA 7300, Russland 8000)

Allerdings haben Indien, Pakistan und Israel mit der Entwicklung 
oder dem Erwerb von Atomwa�en nicht gegen den NPT verstoßen. Denn 
alle drei Staaten haben das Abkommen bis heute nicht unterzeichnet. 
Dennoch war bereits die Erweiterung des Clubs der Atomwa�enmächte 
von den fünf »o�ziellen« und legitimen auf acht Mitglieder Anlass für 
Kritiker in westlichen Hauptstädten und Medien, den NPT für unzurei-
chend oder gar für gescheitert zu erklären. Bei dieser Kritik fällt aller-
dings zumindest mit Blick auf Israel zumeist die Frage unter den Tisch, 
wie das Land eigene Atomwa�en entwickeln konnte. Nach allen bis heute 
vorliegenden Beweisen war das nur möglich dank krä�iger technologi-
scher Hilfe durch die beiden o�ziellen Atomwa�enmächte USA und 
Frankreich. Sollte diese Hilfe auch noch nach Inkra�treten des NPT im 
März 1970 erfolgt sein, hätten Washington und Paris damit gegen den 
ersten Artikel des Abkommens verstoßen. Denn nach diesem Artikel 
»verp�ichtet sich jeder Kernwa�enstaat, der Vertragspartei ist, Kernwaf-
fen und sonstige Kernsprengkörper oder die Verfügungsgewalt darüber 
an niemanden unmittelbar oder mittelbar weiterzugeben und einen 
Nichtkernwa�enstaat weder zu unterstützen noch zu ermutigen noch zu 
veranlassen, Kernwa�en oder sonstige Kernsprengkörper herzustellen 
oder sonst wie zu erwerben oder die Verfügungsgewalt darüber zu erlan-
gen«. 

Im Fall der Atomwa�enbescha�ung durch Pakistan haben zumindest 
unzureichende Kontrollen im NPT-Vertragsstaat Niederlande dazu bei-
getragen, dass der Wissenscha�ler Abdul Qadie Khan, der »Vater der pa-
kistanischen Atombombe«, geheime Informationen und Dokumente 
über die Entwicklung dieser Wa�e an sein Heimatland weitergeben 
konnte. An diese Informationen und Dokumente war Khan während sei-

rechtliche Abkommen, bei dem die Rechte und Verp�ichtungen seiner 
Unterzeichnerstaaten ausdrücklich unterschiedlich geregelt sind. Das 
Privileg eines ständigen und mit Vetorecht ausgestatteten Sitzes im 
UNO-Sicherheitsrat, das sich die vier Siegermächte des Zweiten Welt-
krieges USA, Sowjetunion, Frankreich und Großbritannien in der 
UNO-Gründungscharta sicherten, und dann auch China als dem bevöl-
kerungsreichsten Land der damals so genannten »Dritten Welt« zuge-
standen, wurden mit dem NPT noch erweitert. Seit Inkra�treten des 
NPT gelten die fünf ständigen Mitglieder des UNO- Sicherheitsrates (P5 
für »Permanent Members«) auch als die »o�ziellen« Atomwa�enmächte. 
Denn nur diese fünf Staaten hatten bereits vor dem 1. Januar 1967, der auf 
ihr Drängen im NPT als Ausschlussdatum festgelegt wurde, Kernspreng-
köpfe entwickelt und gezündet. Allerdings verp�ichteten sich die fünf 
Atomwa�enmächte im NPT »in redlicher Absicht Verhandlungen zu 
führen […] über einen Vertrag zur allgemeinen und vollständigen Ab-
rüstung unter strenger und wirksamer internationaler Kontrolle« (Arti-
kel VI). Nur aufgrund dieser Zusicherung der P5 verzichteten die inzwi-
schen 185 anderen Unterzeichnerstaaten des NPT darauf, Atomwa�en 
herzustellen oder von anderen Staaten zu erwerben (Art. II). 

Mit 190 Vertragsstaaten ist der NPT das multilaterale Rüstungskont-
rollabkommen mit der größten Zahl an Unterzeichnern. Wesentliche Vor-
aussetzung für den Verzicht auf Atomwa�en war für viele Unterzeichner-
staaten aus der »Dritten Welt« auch die NPT- Bestimmung, mit der das 
»unveräußerliche Recht aller Vertragsparteien »garantiert wird unter 
Wahrung der Gleichbehandlung […] die Erforschung, Erzeugung und Ver-
wendung der Kernenergie für friedliche Zwecke zu entwickeln«. (Art IV) 

Der Club der Atomwaffenmächte wächst auf acht 
Mitglieder

Die fünf »o�ziellen«Atomwa�enmächte galten zunächst auch als die 
einzig »legitimen«. Bis in den siebziger und 80er-Jahren die beiden ver-
feindeten asiatischen Regionalmächte Indien und Pakistan nach zu-
nächst geheimen Atomwa�entests o�ziell bestätigten, dass sie nun eben-
falls über atomare Massenvernichtungsmittel verfügten. Israel hat den 
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verbunkerten Urananreicherungsanlage, mit Sprengkörpertests sowie 
mit der Verweigerung einer uneingeschränkten Kooperation mit der 
IAEO. Seit 2006 verhängten zunächst die USA und die EU und dann 
auch der UN-Sicherheitsrat Sanktionen gegen Iran, um das Land zur 
Einstellung aller etwaigen, nach dem NPT verbotenen militärischen Tei-
le seines Nuklearprogramms zu zwingen sowie zur vollen Zusammenar-
beit mit der IAEO. Seit Oktober 2013 verhandelt Iran mit den fünf Veto-
mächten des Sicherheitsrates und Deutschland – im Diplomatenjargon 
als Ländergruppe »5+1« bezeichnet – über ein Abkommen, das den Ver-
zicht Teherans auf die Entwicklung von Atomwa�en überprü
ar und 
verlässlich machen, zugleich aber Iran das Recht auf uneingeschränkte 
Nutzung der nuklearen Technologie für zivile Zwecke garantieren soll.

Der Austritt Nordkoreas aus dem NPT

Der NPT enthält – wie jedes andere internationale Abkommen- eine Ver-
tragsklausel, die die Möglichkeit eines Austritts aus dem Vertrag regelt. 
Von dieser Option hat bislang einzig Nordkorea Gebrauch gemacht. Seit 
dem Austritt im Januar 2003 führte Nordkorea mehrere atomare Testex-
plosionen durch. Inzwischen verfügt das Land nach Einschätzung von 
SIPRI über Spaltmaterial (Plutonium und auf einen Grad von über 90 
Prozent hoch angereichertes Uran) für mindestens acht Atomsprengköp-
fe. Wegen dieser Aktivitäten verhängte der UN-Sicherheitsrat ab 2003 
immer schärfere Sanktionen gegen Nordkorea. 

Ihren Austritt aus dem NPT rechtfertigte die Regierung in Pjöngjang 
damit, dass sich die USA nicht mehr an ein 1994 in Genf vereinbartes 
Abkommen hielten. In diesem Abkommen hatte Nordkorea allen Atom-
wa�enambitionen abgeschworen. Im Gegenzug versprach die Clin-
ton-Administration die Lieferung von für militärische Zwecke nicht 
nutzbaren Leichtwasserreaktoren zur Energieerzeugung sowie von ver-
billigtem Heizöl. Ein lange Zeit geheim gehaltenes Zusatzprotokoll zu 
dem Genfer Abkommen enthält eine Nichtangri�sgarantie der Clin-
ton-Administration gegenüber Nordkorea. Diese Garantie kündigte 
Clintons Nachfolger George W. Bush auf, als er Anfang 2002 Nordkorea 
gemeinsam mit Irak und Iran und »Achse des Bösen« erklärte und das 

ner Beschä�igung in einem niederländischen Urananreicherungsunter-
nehmen gelangt. 

Verstöße gegen den Sperrvertrag

Später verkau�e Khan sein gestohlenes Wissen auch an den Iran. Mit 
dem Kauf verstieß Iran, das den NPT bereits 1970 rati�ziert hatte, gegen 
das Abkommen. 

1977 wurde durch eine Verö�entlichung der westdeutschen Anti-Apart-
heid-Bewegung bekannt, dass auch die Bundesrepublik Deutschland 
durch eine enge atomare Zusammenarbeit mit Südafrika den Sperrvertrag 
verletzt hatte. Dank dieser Kooperation sowie mit sehr weitgehender tech-
nologischer Hilfe durch Israel konnte Südafrika sechs atomare Sprengköp-
fe entwickeln. Nach der Überwindung des Apartheid-Regimes im Jahre 
1994 stellte Südafrika seine Atomwa�enbestrebungen ein und unterwarf 
sich ohne Einschränkung den im NPT vorgesehenen Kontrollen seines zi-
vilen Nuklearprogramms durch die »Internationale Atomenergie Organi-
sation« (IAEO) in Wien.

Auch andere Vertragsstaaten haben seit 1970 gegen das Abkommen 
verstoßen. Irak betrieb bis zum Gol�rieg 1991 ein – ursprünglich auch 
durch technologische Unterstützung aus Frankreich und den USA er-
möglichtes – Programm zur Entwicklung von Atomwa�en. Nach dem 
Gol�rieg wurde das Programm von der IAEO eliminiert. Auch Ägypten, 
Südkorea, Iran und Libyen wurden Unregelmäßigkeiten nachgewiesen. 
Libyen gab 2004 sein bis dato geheimes militärisches Nuklearprogramm 
auf und unterstellte sich der Überwachung durch die IAEO. Iran verstieß 
ab 1986 mit der Anreicherung von Uran in unterirdischen Anlagen, die 
vor der IAEO geheim gehalten wurden, zumindest gegen die Überwa-
chungs- und Kontrollbestimmungen des NPT – die sogenannten »safe-
guards«. Seit Bekanntwerden dieser Verstöße im Jahr 2003 steht die Re-
gierung in Teheran vor allem bei westlichen Regierungen unter dem 
Verdacht, sie betreibe ein verbotenes Programm zur Entwicklung von 
Atomwa�en. Die Regierung bestreitet dies entschieden. Zugleich jedoch 
lieferte Teheran in den letzten zehn Jahren neue Nahrung für diesen Ver-
dacht – unter anderem mit dem Bau einer neuen unterirdischen und tief 
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betreiben die USA und Russland ein umfangreiches und kostspieliges 
Programm zur »Modernisierung« ihrer Atomwa�en mit dem Ziel, »Ef-
fektivität«, Zielgenauigkeit und Zerstörungskra� dieser Wa�en zu erhö-
hen. Allein die USA wollen für dieses »Modernisierungs«programm bis 
2020 mindestens 350 Milliarden Dollar ausgeben. Auch Frankreich, 
Großbritannien und China modernisieren ihre Arsenale. »Die 
Atommächte zeigen bis jetzt nur rhetorisch Willen zur Aufgabe ihrer 
Wa�enarsenale«, heißt es im jüngsten SIPRI-Bericht. Die laufende Mo-
dernisierung zeige, dass »Atomwa�en nach wie vor eine harte Währung 
für internationalen Status und Macht sind«. 

Im Abschlussdokument der NPT-Überprüfungskonferenz 2010 setz-
ten die P-5 gemeinsam durch, dass alle im ursprünglichen Entwurf für 
das Dokument vorgesehenen Fristen für konkrete Schritte zur atomaren 
Abrüstung gestrichen wurden. Ebenso fehlen Hinweise zum Abzug takti-
scher Atomwa�en der USA aus Deutschland und anderen westeuropäi-
schen Staaten und eine Kritik an der »nuklearen Teilhabe« dieser NA-
TO-Staaten, in der die meisten der 190 Vertragsstaaten einen Verstoß 
gegen den NPT sehen. Die ebenfalls von einer großen Mehrheit der 190 
Vertragsstaaten geforderte »Internationale Konvention zum Verbot von 
Atomwa�en« wird in dem Abschlussdokument lediglich erwähnt als 
»Vorschlag« von UN-Generalsekretär Ban Ki-moon. 

Wenig Chancen für Reformen des Sperrvertrages

Wegen der zunehmend wachsenden Spannung zwischen den fünf »o�zi-
ellen« Atomwa�enmächten und der großen Mehrheit der übrigen 185 
Vertragsstaaten hatten auch die Reformvorschläge zur Stärkung des NPT 
auf der Überprüfungskonferenz 2010 kaum eine Chance. Die IAEO hatte 

– vor allem vor dem Hintergrund des aktuellen Kon�ikts um das irani-
sche Nuklearprogramm – angeregt, dass die Urananreicherung für zivile 
Zwecke kün�ig nicht mehr in nationalen Anlagen erfolgen solle, sondern 
in internationalen, von der IAEO betriebenen Einrichtungen. Zudem 
schlug die IAEO vor, durch Zusatzprotokolle zum NPT die Zugangs- und 
Kontrollmöglichkeiten für ihre Inspekteure zu verbessern, die Exportre-
striktionen für nukleare Technologie zu verschärfen und die Möglichkeit 

Pentagon Szenarien für militärische Angri�e gegen Nordkorea auch mit 
Atomwa�en ausarbeiten ließ. 

Mangelnde Vertragstreue der fünf »offiziellen« 
Atomwaffenmächte ist die größte Gefahr für den NPT

Doch trotz des Austritts Nordkoreas, trotz aller bewiesenen oder mut-
maßlichen Vertragsverstöße seit Inkra�treten des NPT vor 44 Jahren, 
und trotz der Erweiterung des ursprünglichen Clubs der Atomwa�en-
mächte von fünf auf acht bis neun Mitglieder: ohne den NPT gäbe es 
heute zwanzig bis 30 Atomwa�enmächte. Darüber sind sich die Rüs-
tungskontrollexperten in Nord und Süd weitgehend einig. 

Die größte Gefahr droht dem ursprünglich nur für eine Laufzeit von 
25 Jahren abgeschlossenen Abkommen, weil die fünf »o�ziellen« Atom-
wa�enmächte bis heute ihre vertragliche Verp�ichtung verweigern, »Ver-
handlungen zu führen […] über ein Abkommen zur allgemeinen und 
vollständigen Abrüstung unter strenger und wirksamer internationaler 
Kontrolle« (Artikel VI). Nur mit dem Versprechen, diese Verhandlungen 
endlich aufzunehmen, konnten die P-5 auf der NPT-Überprüfungskonfe-
renz 1995 die Verlängerung des Abkommen auf unbefristete Zeit durch-
setzen. Bis dahin erfolgte immer nur eine Verlängerung um fünf Jahre 
bis zur jeweils nächsten Überprüfungskonferenz. Im Jahr 2000 verab-
schiedete die Überprüfungskonferenz einen gemeinsamen Antrag von 
Brasilien, Ägypten, Irland, Mexiko, Neuseeland und Südafrika mit 13 
Schritten zur vollständigen atomaren Abrüstung. Weil die USA in der 
Folge jedoch konkrete Maßnahmen zur Umsetzung dieser 13 Schritte 
blockierten, scheiterte die Überprüfungskonferenz 2005 und ging erst-
mals in der Geschichte des NPT ohne gemeinsames Abschlussdokument 
zu Ende.

Kurz vor der letzten Überprüfungskonferenz im Mai 2010 einigten 
sich die USA und Russland im Strategic Arms Reduction Treaty (START) 
darauf, ihre Bestände an strategischen Atomsprengköpfen und Träger-
systemen (Raketen, Kamp�ugzeuge und U-Boote) zu verringern. Seit-
dem haben Washington und Moskau ihre Arsenale an einsatzbereiten 
Atomsprengköpfen zwar um jeweils rund 300 reduziert. Zugleich aber 
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2014 die Spannungen im Nahen Osten noch weiter verschär� haben.

Streit um Iranisches Nuklearprogramm  
als Sprengsatz für den NPT

Noch mehr wachsen würde die Gefahr eines Scheiterns der Überprü-
fungskonferenz, wenn die Verhandlungen über das iranische Nuklear-
programm bis dahin nicht zu einem Abkommen geführt haben. Die 
Chancen stehen schlecht. Bereits zweimal – im Juli und November 2014 

– verpassten die Verhandlungsparteien die selbstauferlegte Frist für eine 
Einigung. Die wichtigsten Streitpunkte:
1. Urananreicherung: Hauptstreitfrage ist der kün�ige Umfang der ira-

nischen Anlagen und Fähigkeiten zur Anreicherung von Uran. Die 
Anreicherung auf fünf Prozent (erforderlich zur Herstellung von 
Brennstäben für Atomkra�werke) sowie auf bis zu 20 Prozent (für 
medizinische Forschungszwecke) fällt unter die Garantie des NPT 
und ist erlaubt. Die 5+1 wollen aber verhindern, dass Iran darüber hi-
naus Uran auf bis zu 90 Prozent anreichert und damit atomwa�enfä-
higes Spaltmaterial erhält. Die technische Infrastruktur der irani-
schen Nuklearanlagen muss nach Vorstellung der 5+1 so zugeschnitten 
sein, dass der Iran bei einem Vertragsbruch oder nach einem Austritt 
aus dem NPT mindestens ein Jahr brauchen würde, eine Atombombe 
zu bauen. Je länger diese »Ausbruchszeit«, desto höher die Wahr-
scheinlichkeit, dass solche Schritte entdeckt würden. Deshalb soll 
Iran kün�ig nur noch über maximal 5000 betriebsbereite Zentrifu-
gen zur Urananreicherung verfügen dürfen, und dies nur noch in 
oberirdischen Anlagen, die rund um die Uhr von der IAEO über-
wacht werden. Dies lehnt die iranische Führung ab. Derzeit hat Iran 
knapp 20 000 Zentrifugen in Betrieb – allerdings ältere, weniger leis-
tungsfähige Modelle. Anfang 2014 hatte Teheran den Ausbau der 
Urananreicherungsanlagen auf bis zu 50 000 überwiegend moderne 
Zentrifugen verkündet.

2. Arak: Der noch im Bau be�ndliche Schwerwasserreaktor Arak in 
Zentraliran würde nach einer Inbetriebnahme Plutonium produzie-
ren, das für den Bau von Atombomben dienen könnte. Teheran ist 

zum Austritt aus dem Sperrvertrag zu erschweren. Die Forderung vieler 
kernwa�enfreier Staaten nach völkerrechtlich verbindlichen atomaren 
Nichtangri�sgarantien der P5 scheiterte am Widerstand der USA. Umge-
kehrt erregte die Obama-Administration in Washington großes Miss-
trauen mit ihrer Ankündigung, die Zusammenarbeit mit anderen Staa-
ten im Bereich der zivilen Nutzung der Kerntechnologie kün�ig einseitig 
zu begrenzen. Viele Teilnehmerstaaten der Überprüfungskonferenz be-
fürchteten einen Verstoß der USA gegen Artikel 4, 2 des NPT, wonach 
sich »alle Vertragsparteien verp�ichten, den weitest möglichen Aus-
tausch von Ausrüstungen, Material und wissenscha�lichen und techno-
logischen Informationen zur friedlichen Nutzung der Kernenergie zu 
erleichtern, und berechtigt sind, daran teilzunehmen«. Auch die drei 
Vorbereitungstagung für die Überprüfungskonferenz 2015 haben in den 
Fragen einer Reform des NPT keine grei
aren Fortschritte erbracht.

Israels Atomwaffen und der Nahostkonflikt  
belasten den NPT 

Die Spannungen unter den NPT-Staaten werden noch verschär� durch 
die eskalierenden Kon�ikte im Nahen und Mittleren Osten. Bereits auf 
der Überprüfungskonferenz 2010 gelang die Einigung auf ein gemeinsa-
mes Abschlussdokument schließlich nur, weil in dem Dokument auf An-
trag Ägyptens für das Jahr 2012 eine internationale Konferenz beschlos-
sen wurde über »die Möglichkeit eines grundsätzlichen Verbots von 
atomaren, chemischen und biologischen Massenvernichtungswa�en im 
Nahen Osten«. 

Der UNO-Generalsekretär wurde beau�ragt, diese Konferenz unter 
Einschluss aller Staaten der Region – ausdrücklich auch Israels und Irans- 
zu organisieren. Doch diese Konferenz fand bis heute nicht statt, weil Israel 
eine Teilnahme prinzipiell verweigert, und weil auch die USA, Deutsch-
land und andere NATO-Staaten kein Interesse zeigen. Aus diesem Grund 
verließ Ägypten bereits vorzeitig die zweite Vorbereitungstagung für die 
Überprüfungskonferenz im 2015. Der Boykott dieser Überprüfungskonfe-
renz durch eine ganze Reihe nicht nur arabischer NPT –Vertragsstaaten ist 
nicht mehr auszuschließen. Zumal sich durch den Gaza-Krieg im Sommer 
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Nicht zuletzt, weil sie die Kooperation Teherans braucht bei der Bekämp-
fung des »Islamischen Staats«. Auch eine amerikanisch-iranische Zu-
sammenarbeit bei der Beendigung des Bürgerkrieges in Syrien und auf 
anderen Gebieten wäre möglich. Noch dringender braucht der iranische 
Präsident Hassan Ruhani ein Abkommen, das zur möglichst raschen 
Au�ebung der von USA, EU und UNO verhängten Sanktionen führt, die 
massive Auswirkungen auf die iranische Wirtscha� haben. 

Doch ein Abkommen könnte an den Hardlinern in Teheran und mehr 
noch an jenen in Washington scheitern. Die Revolutionären Garden und 
die konservativen Ayatollahs im Iran wollen sich den Hauptfeind USA er-
halten. Ein äußerer Feind ist immer nützlich zur Disziplinierung des eige-
nen Volkes und zur Unterdrückung der Opposition. In Washington gilt 
als wenig wahrscheinlich, dass der inzwischen völlig von den Republika-
nern beherrschte Kongress einer Au�ebung oder auch nur Au�ockerung 
der Sanktionen gegen Iran zustimmt und damit dem verhassten Präsiden-
ten Obama noch zu einem außenpolitischen Erfolg in seinen verbleiben-
den zwei Amtsjahren bis Ende 2016 verhil�. Anfang Januar kündigte die 
republikanische Mehrheit im Kongress bereits an, sie wolle noch im Feb-
ruar zusätzliche Sanktionen gegen Iran beschließen. Neue Sanktionen 
würden gegen die Interimsvereinbarung verstoßen, die die P5+1 und Iran 
im November 2013 abgeschlossen hatten. Aufgrund dieser Vereinbarung 
beschränkt Iran seitdem seine Aktivitäten bei der Anreicherung von 
Uran. Teheran könnte neue Sanktionen der USA zum Anlass nehmen, 
ebenfalls aus dieser Interimsvereinbarung auszusteigen. Auch die israeli-
sche Regierung setzt im Verbund mit dem »American-Israel Public Af-
fairs Comittee« (AIPAC) und anderen �nanzstarken und ein�ussreichen 
Lobbyorganisationen in den USA alles daran, ein Abkommen mit Teher-
an zu verhindern. Gelingt diese politische Sabotage, drohen für mindes-
tens zwei Jahre Stillstand und zusätzliche Kriegsgefahr im Nahen und 
Mittleren Osten. Die dritte Intifada der Palästinenser wird eskalieren an-
gesichts einer israelischen Regierungspolitik, die erklärtermaßen keinen 
überlebensfähigen Staat Palästina zulassen will. 

Diese selbstzerstörerische Politik stellt die größte Gefahr dar für eine 
gesicherte Existenz Israels. Um von dieser Politik abzulenken, dür�e die 
israelische Regierung erneut die »iranische Atombombe« zur größten 

zwar bereit, das Design des Reaktors so zu ändern, dass die Produkti-
on von Plutonium nicht möglich ist. Die Forderung der 5+1, den Re-
aktor zu schließen oder zu einem Leichtwasserreaktor umzubauen, 
lehnt die iranische Führung bislang aber ab.

3. Vertragslaufzeit: Die USA fordern für das Abkommen, das Iran im 
Vergleich zu den anderen 185 NPT-Vertragsstaaten Sonderbeschrän-
kungen auferlegen und unter verschär�e Überwachung durch die 
IAEO stellen würde, eine Laufzeit von mindestens 20 Jahren. Die an-
deren Mitglieder der 5+1 würden sich mit 10 bis 20 Jahren zufrieden 
geben. Teheran will sich auf höchstens 7 Jahre einlassen.

4. Au�ebung der Sanktionen: Umstritten ist, wie schnell nach Ab-
schluss eines Abkommens die seit 2006 von den USA, der EU und dem 
UN-Sicherheitsrat verhängten Wirtscha�ssanktionen gegen Iran auf-
gehoben werden. Teheran verlangt die sofortige Au�ebung insbeson-
dere der Sanktionen gegen den iranischen Ölsektor und den Finanz-
sektor, die der Wirtscha� des Landes erheblichen Schaden zugefügt 
haben. Russland und China wären dazu bereit. Doch die Obama-Ad-
ministration in Washington und vor allem der seit den Wahlen An-
fang November 2014 vollständig von den Republikanern beherrschte 
Kongress wollen die Sanktionen erst nach einer Umsetzung (fast) aller 
vertraglichen Verp�ichtungen durch Teheran au�eben. 

5. Kontrollrechte der IAEO: Die IAEO mit Sitz in Wien ist dafür zu-
ständig, die Einhaltung des Atomwa�ensperrvertrages durch die 
Vertragsstaaten zu überwachen. Dies geschieht im Wesentlichen 
durch die ständige Kontrolle von Atomkra�werken und anderen An-
lagen zur zivilen Nutzung der Nuklearenergie. Die IAEO kritisiert, 
dass Teheran nicht alle seine Informationsverp�ichtungen aus dem 
NPT erfüllt hat und den Zugang der IAEO-Inspekteure zu iranischen 
Nuklearanlagen behindert.

Nach dem vorläu�gen Scheitern der Verhandlungen im November 2014 
setzten sich Iran und die 5+1 das Ziel, bis Ende März 2015 eine grundsätz-
liche politische Einigung zu erzielen und bis Ende Juni ein umfassendes 
Abkommen mit detaillierten Regelungen für sämtliche Streitpunkte. Die 
Obama-Administration in Washington ist an einer Einigung interessiert. 
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Mitte dieses Jahrhunderts zu Ende gehen- werden diese Länder schon 
bald über Technologien verfügen, die sich auch für ein militärisches 
Nuklearprogramm nutzen lassen. 

Die iranischen Nuklearaktivitäten- die nach Einschätzung mancher 
Experten weniger mit Israel Atomwa�en zu tun haben, als mit denen des 
sunnitischen Nachbarn Pakistan – könnten zu einer verstärkten nuklea-
ren Kooperation zwischen Islamabad und Riad führen.

Im schlimmsten Fall kommt es zu einem nuklearen Rüstungswettlauf 
in der Region Naher/Mittlerer Osten und Zentralasien. Das könnte das 
Ende des Atomwa�ensperrvertrages bedeuten. 

Atomarer Test-Stopp – was lange währt 
ist immer noch nicht gut

Nach zahlreichen Aufrufen und Resolutionen der UNO-Generalver-
sammlung in New York für eine umfassendes Verbot aller Arten von 
Atomwa�entests handelte die Abrüstungskonferenz in Genf zwischen 
1994 und 1996 ein entsprechendes Abkommen aus den »Comprehensive 
Test Ban Treaty« (CTBT). Bis dahin existierte lediglich ein 1963 verein-
bartes Abkommen, mit dem atomare Tests in der Atmosphäre, im Welt-
raum und unter Wasser verboten wurden (Partial Test Ban Treaty, PTBT). 
Das Abkommen zum umfassenden Testverbot sollte nicht nur den Atom-
wa�ensperrvertrag ergänzen und die horizontale Proliferation und da-
mit eine Erweiterung der Zahl der Atomwa�enmächte verhindern. In 
erster Linie zielte der CTBT darauf ab, die vertikale Proliferation zu be-
enden, also die Modernisierung der Atomwa�enarsenale in den Besitzer-
staaten, welche ohne Testexplosionen kaum möglich ist.

Bereits im September 1996 verabschiedete die UNO- Generalver-
sammlung den CTBT mit großer Mehrheit. Der damalige UNO-Gene-
ralsekretär Ko� Annan bezeichnete das Abkommen als einen der 25 

und einzig relevanten Bedrohung in der Region erklären und mit militä-
rischen Präventivschlägen gegen Teheran drohen. Mit dieser Strategie 
sabotierte Premierminister Benjamin Netanjahu bereits in der ersten 
Amtszeit von US-Präsident Obama erfolgreich dessen im April 2009 bei 
einer Rede in Kairo erklärtes Ziel, im israelisch-palästinensischen Kon-
�ikt eine »gerechte Zweistaaten-Lösung in nicht zu ferner Zukun�« her-
beizuführen. Und Netanjahu scha�e die Forderung der Obama-Admi-
nistration nach einem »Siedlungsstopp« auf der völkerrechtswidrig 
besetzten Westbank als einer »Vorbedingung« für neue Verhandlungen 
zwischen Israel und der Palästinensischen Autonomiebehörde aus der 
Welt. Doch diesmal könnten aus den Drohungen der israelischen Regie-
rung mit militärischen Präventivschlägen gegen Iran Taten werden.

Fortschreitender Erosionsprozess des NPT

Scheitert die NPT-Überprüfungskonferenz im Mai 2015 wegen des fort-
dauernden Streits um das iranische Nuklearprogramm sowie an der 
Weigerung der fünf o�ziellen Atomwa�enmächte, ihren Abrüstungsver-
p�ichtungen aus dem NPT nachzukommen, wird sich der Erosionspro-
zess des wichtigsten Rüstungskontrollabkommens in der bisherigen Ge-
schichte der UNO wahrscheinlich weiter verstärken.

Israel dür�e noch weniger als bislang bereit sein, sein Atomwa�enar-
senal einzubringen in den von der letzten Überprüfungskonferenz 2010 
geforderten umfassenden Rüstungskontroll- und Abrüstungsprozess im 
Nahen und Mittleren Osten mit dem Ziel einer Zone frei von Massenver-
nichtungswa�en jeglicher Art. Iran dür�e seine Aktivitäten fortsetzen 
oder gar verstärken, die zumindest den Verdacht erwecken, das Land 
strebe die Entwicklung von Atomwa�en an. Das wiederum wird diejeni-
gen Krä�e in Saudi-Arabien und anderen sunnitischen Golfstaaten stär-
ken, die schon bislang unter Verweis auf die »Bedrohung durch den schi-
itischen Iran« eine nukleare Bewa�nung ihres Landes für unerlässlich 
halten. Mit der Bescha�ung von Atomkra�werken aus den USA und Eu-
ropa- die o�ziell damit begründet wird, dass die eigenen Ölvorräte bis 
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Chemiewaffen –  
Verbotsbemühungen seit 1899

Bei keiner Wa�engattung waren die Bemühungen um wirksame Kon-
trolle und Abrüstung so langwierig, wie bei chemischen Wa�en. Und 
dies, obwohl keine andere Massenvernichtungswa�e in den letzten 120 
Jahren so häu�g und mit so verheerenden Wirkungen eingesetzt wurde. 
Da bereits die Haager Landkriegsordnung von 1899 – nach der von Rot-
kreuz-Gründer Henry Dunant initiierten Ersten Genfer Konvention von 
1864 das zweite wichtige Abkommen in der Geschichte des humanitären 
Völkerrechts – verbot den »Einsatz von Geschossen, deren Zweck die 
Freisetzung von Gi�gas war«. Doch im Ersten Weltkrieg wurde dieses 
Verbot massiv missachtet. Gi�gas wurde häu�g und mit grausamer Wir-
kung eingesetzt. Das führte zur Verabschiedung des Genfer Protokolls 
von 1925, mit dem der Einsatz von chemischen und bakteriologischen 
Kampfmitteln verboten wurde. Aber auch dieses Verbot hatte nur sehr 
begrenzte Wirkung. Die am Zweiten Weltkrieg beteiligten Mächte setz-
ten zwar zumindest in Europa keine chemischen und bakteriologischen 
Kampfmittel im Rahmen militärischer Auseinandersetzungen ein. Doch 
in den Konzentrationslagern Nazideutschlands wurden über sechs Milli-
onen Juden mit Gi�gasen ermordet. In den 60er-Jahren setzte Ägypten 
Gi�gas gegen Nordjemen ein. Die USA richteten im Vietnamkrieg bis 
Mitte der 70er-Jahre durch den massenha�en Einsatz von Agent Orange 
und CS-Gas verheerende Schäden an Menschen und Umwelt an, die bis 
heute zur Geburt von missgebildeten Kindern in Vietnam, Laos und 
Kambodscha führen.

UNO-Sicherheitsrat ignoriert die verheerenden 
Chemiewaffeneinsätze Iraks 

 Ab Ende der 70er-Jahre lieferten westdeutsche Unternehmen dem iraki-
schen Diktator Saddam Hussein die Grundsubstanzen, Produktionsan-
lagen und alle erforderliche Technologien für die Herstellung von Che-
miewa�en. Diese Wa�en setzte das irakische Regime dann im ersten 

wichtigsten multilateralen Verträge seit Gründung der Weltorganisation. 
Dennoch ist der CTBT bis heute nicht in Kra� getreten. Zwar haben 183 
Staaten das Abkommen unterzeichnet und 159 rati�ziert. Darunter sind 
allerdings erst 36 der im Annex des Vertrages aufgeführten 44 Staaten 
mit eigenen Nuklearanlagen. Deren Rati�kation des CTBT ist Vorbedin-
gung für das Inkra�treten des Vertrages. Es fehlt weiterhin die Rati�ka-
tion durch die USA, China, Israel, Iran und Ägypten, sowie von Indien, 
Pakistan und Nordkorea. Die drei letztgenannten Staaten haben den 
CTBT noch nicht einmal unterzeichnet. Dennoch wurde die im CTBT 
vorgesehene Organisation zu seiner Überwachung und Umsetzung be-
reits vorläu�g etabliert (CTBTO Preparatory Commission). Sie errichtete 
ein globales Veri�kationssystem (International Monitoring System, SMS) 
aus über 321 Messstationen und 16 Labors, mit der nukleare Explosionen 
in der Atmosphäre, unter der Erde oder unter Wasser registriert werden 
können. Die Daten werden an ein internationales Datenzentrum (Inter-
national Data Centre) übermittelt. Seit dem Jahr 2000 besteht ein Koope-
rationsabkommen zwischen der CTBTO Preparatory Commission und 
der UNO, das in erster Linie den Informationsaustausch unter den Mit-
gliedsstaaten sicherstellen soll.

Diese vorläu�ge Einrichtung reicht vielleicht aus, um die horizontale 
Proliferation von Atomwa�en zu verhindern. Die vertikale Proliferation 
durch die »Modernisierung« bestehender Arsenale geht jedoch ungehin-
dert weiter. Indien und Pakistan haben 1998 Atomtests durchgeführt. 
Nordkorea testete in den Jahren 2006, 2009 und 2013. Sowohl die USA 
wie Russland betreiben erklärtermaßen eine »Modernisierung« ihrer 
Atomwa�ensysteme. Im Fall der USA gilt das auch für die Atombomben, 
die auf dem Territorium der europäischen NATO-Partner Deutschland, 
Niederlande und Belgien stationiert sind. 
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Ende des Kalten Krieges, und nachdem die Bush-Administration 
schließlich ihr Ansinnen aufgab, als einzige Nation der Welt auch nach 
einem Verbotsabkommen weiterhin sogenannte binäre Chemiewa�en zu 
behalten (bei denen sich zwei harmlose chemische Substanzen erst nach 
Abschuss der Trägerwa�e zu einem tödlichen Gi�gas mischen), wurde 
der Durchbruch in der UNO-Abrüstungskonferenz möglich. 1992 verab-
schiedeten die 61 Mitgliedsstaaten der Konferenz im Konsens die Kon-
vention, mit der die Entwicklung, Produktion, Lagerung und der Einsatz 
von Chemiewa�en verboten und die Vernichtung aller damals noch be-
stehenden Arsenale bist spätestens 2007 vereinbart wurde. Nach der Ra-
ti�kation durch 65 Staaten trat das Abkommen 1997 in Kra�. 

Die Chemiewa�en-Verbotskonvention enthält das weitestgehende 
und konsequenteste Überwachungs- und Durchsetzungsregime aller seit 
1945 vereinbarten multilateralen oder bilateralen Rüstungskontroll- und 
Abrüstungsverträge. Für die Durchführung verantwortlich ist die mit 
der Konvention etablierte »Organisation für das Verbot chemischer Waf-
fen« (OPCW) mit Sitz in Den Haag. Sie führt in allen, nach dem Beitritt 
Syriens im Herbst 2013 inzwischen 189-Vertragsstaaten der Chemiewaf-
fen-Konvention regelmäßige Inspektionen sowie unangekündigte Ver-
dachtskontrollen durch. Die heimliche Entwicklung von Chemiewa�en 
in einem der Unterzeichnerstaaten ist damit so gut wie ausgeschlossen. 
Die OPCW war auch verantwortlich für die Kontrolle und den Abtrans-
port aller syrischen Chemiewa�en nach den dortigen Gi�gaseinsätzen 
vom 21. August 2013. Die syrischen Chemiewa�en wurden inzwischen 
vernichtet.

Die USA, Russland und Libyen sind deutlich im Verzug mit der ur-
sprünglich bis 2007 vorgesehenen Vernichtung ihrer C-Wa�enarsenale. 
Auch innerhalb der auf Antrag von der OPCW bis April 2012 verlänger-
ten Frist gelang es den drei Staaten nicht, ihre vertraglichen Verp�ich-
tungen zu erfüllen. Zur Begründung für diesen Verzug verweisen die Re-
gierungen in Washington, Moskau und Tripolis auf technische 
Schwierigkeiten, mangelnde Ressourcen, Umweltprobleme sowie auf Wi-
derstände der lokalen Bevölkerung in der Nähe der Vernichtungsanlagen. 

Gol�rieg (1980–1988) mit ebenfalls verheerender Wirkung gegen Iran 
ein- sowohl gegen Teherans Soldaten wie gegen die Zivilbevölkerung. 
Die Zieldaten für die C-Wa�en-Angri�e erhielt Saddam Hussein damals 
vom Pentagon. Zudem lieferten die USA und die beiden anderen westli-
chen Vetomächte des UNO-Sicherheitsrates dem irakischen Regime für 
seinen Krieg gegen den islamischen Gottesstaat (seit 1979) Iran 
Kamp�ugzeuge, Panzer und andere konventionelle Wa�en. Von der So-
wjetunion erhielt Saddam Hussein Scud-Raketen, die die irakischen 
Streitkrä�e – zum Teil mit chemischen Sprengköpfen bestückt – nicht 
nur gegen iranische Ziele verschossen, sondern im zweiten Gol�rieg von 
1991 auch gegen Israel. Denn die sowjetische Führung befürchtete nach 
der islamischen Revolution in Teheran ein Übergreifen des Islam auf die 
an Iran angrenzenden zentralasiatischen Republiken der UDSSR. Wegen 
der gemeinsamen Unterstützung von West und Ost für Irak – ein einma-
liger Fall in der Geschichte des Kalten Krieges – verhallten auch alle Ap-
pelle Teherans an den UNO-Sicherheitsrat ungehört, die völkerrechts-
widrigen Chemiewa�enangri�e Iraks zu stoppen. Selbst nachdem 
Saddam Hussein im März 1988 im nordirakischen Hallabja 5000 Kurden 
mit Chemiewa�en ermordete, verbreiteten die US-Geheimdienste noch 
jahrelang die Lüge, die iranische Lu�wa�e sei für dieses Massaker ver-
antwortlich gewesen. Die Erfahrung, sich im Zweifelsfall nicht auf die 
UNO verlassen zu können, hat zumindest in Teilen der militärischen 
Führung und sicherheitspolitischen Eliten Irans die Einschätzung beför-
dert, nur eigene Atomwa�en könnten einen verlässlichen Schutz bieten 
gegen kün�ige Aggressoren.

UNO –Abrüstungskonferenz verhandelt 24 Jahre über 
Chemiewaffenverbot

Das Massaker von Hallabja löste weltweit Empörung aus und scha�e ei-
nen neuen Impuls für die Verhandlungen der Genfer UNO-Abrüstungs-
konferenz über ein weltweites Chemiewa�enverbot. Diese Verhandlun-
gen liefen bereits seit 1969. Doch sie traten auf der Stelle, weil die USA 
und die Sowjetunion, die Führungsmächte von NATO und Warschauer 
Pakt, ihre Chemiewa�enarsenale für unverzichtbar hielten. Erst nach 
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die Administration von Präsident George W. Bush diesen Entwurf ab. 
Nicht etwa, weil ihr die vorgesehenen Kontroll- und Überwachungsmaß-
nahmen nicht weit genug gingen. Stattdessen äußerte die Bush-Adminis-
tration plötzlich die Befürchtung, ausländische Biowa�eninspekteure 
könnten auf US-Territorium Militär- und Industriespionage betreiben. 

Da für Beschlüsse der UNO-Abrüstungskonferenz das Konsensprin-
zip gilt, war der Vertragsentwurf für ein Überwachungs- und Durchset-
zungsregime zur Biowa�enkonvention mit der Ablehnung aus Washing-
ton gescheitert. Seitdem verständigten sich die Vertragsstaaten der 
Biowa�enkonvention lediglich darauf, dass der UNO-Generalsekretär 
beim Verdacht auf vertragswidrige Aktivitäten eines Landes Ermittlun-
gen aufnehmen kann.

Konventionelle Waffen –  
weitgehend außer Kontrolle der UNO

Mit Blick auf die Kontrolle und Abrüstung konventioneller Wa�en wur-
de im UNO-Rahmen bisher am wenigsten erreicht. Anders als bei den 
atomaren, chemischen und biologischen Massenvernichtungsmitteln 
gibt es mit Blick auf konventionelle Wa�en bei einer Mehrheit der 193 
Mitgliedsstaaten diverse Widerstände gegen verbindliche Verträge zur 
Rüstungskontrolle und Abrüstung. Wobei die sechs größten Produzen-
ten und Exporteure konventioneller Rüstung – in der Reihenfolge USA, 
Russland, Deutschland, Frankreich, China und Großbritannien – haupt-
verantwortlich dafür sind, dass bis heute keine e�ektiven multilateralen 
Abkommen zur Kontrolle und Abrüstung existieren.

Zwar vereinbarte 1980 eine wesentlich auf Initiative des Internationa-
len Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) einberufene Konferenz der 
UNO-Generalversammlung die »Konvention zum Verbot des Einsatzes 
besonders grausamer konventioneller Wa�en« (Convention on Certain 
Conventional Weapons, CCW). Neben allgemeinen humanitären Be-

Biowaffen –  
Verbot ohne ausreichende Überwachung

Deutlich weniger erfolgreich als die Anstrengungen zum Verbot chemi-
scher Massenvernichtungsmittel verliefen bislang die Bemühungen im 
UNO-Rahmen zur Ächtung bakteriologischer oder biologischer Wa�en. 
Das mag daran liegen, dass Biowa�en in den Kriegen seit Ende des 
19. Jahrhunderts sehr viel seltener und mit weniger verheerender Wir-
kung eingesetzt wurden als Chemiewa�en. Und auch die – verstärkt seit 
den Anschlägen vom 11. September 2001 geäußerten – Befürchtungen, 
terroristische Gruppen oder andere nichtstaatliche Gewaltakteure könn-
ten kün�ig biologische Kampfsto�e einsetzen, die im Vergleich zu A- 
und C-Wa�en viel einfacher herzustellen und zu bescha�en sind, haben 
sich bislang nicht bewahrheitet.

So bleibt es zunächst bei der bereits 1972 von der UNO-Abrüstungs-
konferenz verabschiedeten Biowa�enkonvention. Anders als das Che-
miewa�enabkommen von 1992 verbietet die B-Wa�enkonvention aller-
dings lediglich die Entwicklung, Herstellung und Lagerung biologischer 
Wa�en, nicht aber deren Einsatz. Ein Einsatzverbot ließe sich lediglich 
indirekt aus dem Lagerungsverbot ableiten. Und mit der Rati�kation 
durch bislang lediglich 170 Staaten ist die Biowa�en-Konvention in deut-
lich geringerem Maße universell gültig als der Atomwa�ensperrvertrag 
und das Abkommen zum Chemiewa�enverbot.

Im Unterschied zu diesen beiden Verträgen wurde die Biowa�enkon-
vention zunächst auch ohne ein Überwachungs- und Durchsetzungsregi-
me vereinbart. Alle Bemühungen, die Konvention nachträglich um ein 
solches Regime zu erweitern, sind bislang gescheitert. Zuletzt 2002 über-
aschenderweise an den USA. Bis dahin hatten die Regierungen in Was-
hington immer am lautstärksten ein möglichst wasserdichtes Überwa-
chungs- und Durchsetzungsregime gefordert. Doch als sich 60 der 61 
Mitgliedsstaaten der UNO-Abrüstungskonferenz nach jahrelangen Ver-
handlungen im Jahr 2001 schließlich auf den Vertragsentwurf für ein sol-
ches Regime sowie auf die Einrichtung einer B-Wa�en-Organisation 
ähnlich der OPCW im Chemiewa�enabkommen geeinigt hatten, lehnte 
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Einsatz, die Lagerung, Produktion und Weitergabe der für die Zivilbe-
völkerung besonders gefährlichen Antipersonenminen verbietet und die 
Unterzeichnerstaaten zur vollständigen Vernichtung vorhandener Be-
stände verp�ichtet. Landminen für den Einsatz gegen feindliche Militär-
fahrzeuge werden von dem Ottawa-Abkommen allerdings nicht erfasst. 

Inzwischen sind 161 Staaten dem Abkommen beigetreten. Die Inter-
nationale Koalition der Nichtregierungsorganisationen wurde 1997 für 
ihr Verdienst mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet. Ende 2008 
wurde ebenfalls auf Druck einer internationalen NGO-Kampagne das 
Oslo-Abkommen zum vollständige Verbot von Streumunition verab-
schiedet, das seitdem von 112 Staaten unterzeichnet und von 83 Ländern 
auch rati�ziert wurde. Die Abkommen von Ottawa und Oslo sind die 
größten Rüstungskontroll- und Abrüstungserfolge seit Ende des Kalten 
Krieges. Errungen wurden diese Erfolge zwar außerhalb der Institution 
der UNO. Doch diese Abkommen haben eine ähnliche hohe Mitglied-
scha� und entwickeln eine vergleichbar starke Bindungswirkung wie 
Verträge, die innerhalb der UNO vereinbart wurden. 

Beim Oslo-Abkommen über Streumunition nicht dabei sind bislang 
allerdings unter anderem so gewichtige Produzenten und Exporteure wie 
die USA, Russland, China und Israel. Unter dem Druck des Abkommens 
haben sich die Regierungen in Washington, Moskau und Peking inzwi-
schen jedoch bereit erklärt, im Rahmen der UNO-Konvention über be-
sonders grausame konventionelle Wa�en zumindest über Einschränkun-
gen für den Einsatz von Streumunition zu verhandeln.

UNO-Waffenregister schafft zu wenig Transparenz

Bereits seit 1991 sind die Mitgliedsstaaten der UNO durch eine Resolution 
der Generalversammlung aufgerufen, in jährlichen Berichten an die New 
Yorker Zentrale ihre Exporte und Importe von sieben Kategorien schwe-
rer Wa�en zu deklarieren. Das UNO-Wa�enregister (United Nations Re-
gister of Conventional Arms, UNROCA) sollte als vertrauensbildende 
Maßnahme zwischen den Mitgliedsstaaten wirken und damit die Bereit-
scha� zu Abrüstungsmaßnahmen erhöhen. Das Ziel war, die Anhäufung 
größerer Wa�enbestände zu verhindern, den internationalen Wa�en-

stimmungen für den Einsatz von Wa�en und Munition enthält die Kon-
vention inzwischen fünf spezi�sche Protokolle. Sie verbieten den Einsatz 
von Brandwa�en gegen die Zivilbevölkerung und zivile Ziele sowie den 
Einsatz von Wa�en, die – wie zum Beispiel Plastiklandminen-Splitter 
produzieren, die im menschlichen Körper kaum entdeckt werden kön-
nen. Weiterhin wird verboten, Laserwa�en mit dem Ziel einer dauerhaf-
ten Erblindung des Gegners einzusetzen. Schließlich enthalten die Proto-
kolle einschränkende Vorschri�en für den Einsatz von Landminen sowie 
die Verp�ichtung, explosive Munitionsrückstände in ehemaligen Kampf-
gebieten zu kennzeichnen und sie zu beseitigen. 

Allerdings enthalten die UNO-Konvention zum Einsatzverbot beson-
ders grausamer Wa�en und ihre fünf Protokolle – ähnlich wie die Zu-
satzprotokolle zu den Genfer Konventionen von 1977 – keinerlei Überwa-
chungs- und Durchsetzungsmechanismen. Rüstungskontrollexperten 
gehen davon aus, dass selbst viele der 115 Vertragsstaaten der ursprüngli-
chen Konvention sowie der zwischen 81 und 110 Unterzeichnerstaaten der 
fünf Protokolle gegen diese vereinbarten Bestimmungen verstoßen. 
Jüngstes Beispiel für einen solchen Verstoß ist die Weigerung Deutsch-
lands und anderer NATO-Staaten, die bis Ende 2014 an der ISAF-Truppe 
in Afghanistan beteiligt waren, die dort zurückgelassenen explosiven 
Munitionsrückstände zu kennzeichnen und zu beseitigen.

Erfolgreiche Rüstungskontrolle außerhalb der UNO –  
die Abkommen zum Verbot von Antipersonenminen und von 
Streumunition

Da die Vertragsstaaten der 1983 in Kra� getretenen UNO-Konvention auf 
den regelmäßigen Überprüfungskonferenzen nicht bereit waren, das 
Protokoll zur Einschränkung des Einsatzes von Landminen zu verschär-
fen sowie das Protokoll über explosive Munitionsrückstände um ein Ver-
bot von Streumunition zu erweitern, formierte sich ab 1992 zunächst eine 
weltweite Koalition von Nichtregierungsorganisation für das vollständi-
ge Verbot von Landminen (International Campaign to ban landmines, 
ICBL). Mit Hilfe Kanadas und anderer williger Staaten wurde 1997 in Ot-
tawa von 122 Ländern ein Abkommen unterzeichnet, das zumindest den 
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Zu wenig Geld, keine 
eigenen Truppen –  
die Mitgliedsstaaten 
verweigern der  
UNO die notwendigen 
Ressourcen

handel zu überwachen und im Umfang zu reduzieren. Doch viele 
UNO-Mitgliedsstaaten erfüllen ihre Berichtsp�icht an das Wa�enregis-
ter bislang überhaupt nicht oder nur sehr lückenha�. 

Ein erster unzureichender Schritt –  
der Waffenhandelsvertrag der UNO

Am 24. Dezember 2014 trat der UNO-Vertrag zur Begrenzung des Waf-
fenhandels (Arms Trade Treaty, ATT) in Kra�, über den die Generalver-
sammlung parallel zur Einrichtung des UNO-Wa�enregisters seit 2006 
verhandelt hatte. Der Anstoß für die Verhandlungen in der Generalver-
sammlung kam von der internationalen Kampagne »Control Arms«, die 
2003 durch Amnesty International, Oxfam und andere Nichtregierungs-
organisationen initiiert wurde.

Der ATT der UNO soll verhindern, dass Kriegswa�en zu Verstößen 
gegen die Menschenrechte benutzt werden. Konventionelle Wa�en dürf-
ten nicht mehr in Staaten exportiert werden, in denen Völkermord, 
Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit drohen. 
Kün�ig müssen Exporteure prüfen, ob Wa�en in den Zielländern zu der-
artigen Menschenrechtsverletzungen eingesetzt werden. Der Vertrags-
text enthält allerdings zahlreiche De�zite, Ausnahmeregeln und recht-
lich unverbindliche Kannbestimmungen. Diese Schwächen betre�en die 
Artikel zum Geltungsbereich des Vertrages, die Kriterien für die Geneh-
migung beziehungsweise das Verbot von Rüstungsexporten, sowie die 
Vorschri�en zur Umsetzung und Überwachung des Abkommens. 

Bis Ende 2014 wurde der ATT von 130 der 193 UNO-Mitgliedsstaaten 
unterzeichnet und von 60 Staaten auch rati�ziert. Zu den Unterzeichner-
staaten, die den Vertrag noch nicht rati�ziert haben, gehören die USA 
und Israel. Russland, China und Kanada haben das Abkommen noch 
nicht einmal unterzeichnet. 



200 201

kanischen Republik und fünf weiteren afrikanischen Staaten um durch-

schnittlich ein Drittel kürzen müssen – von 2100 Kalorien auf 1400. Das 

war ein bisher einmaliges Vorgehen in der Geschichte der humanitären 

UN-Organisationen seit 1945. Ein dringender Hilfsappell von UNHHCR 

und WFP an die 193 UNO-Staaten zur Bereitstellung von 189 Millionen 

US-Dollar zur Wiederaufstockung der Nahrungsmittelhilfe für die afri-

kanischen Flüchtlinge wurde bis Ende 2014 nicht erfüllt. Daher sind für 

2015 weitere Kürzungen der Überlebenshilfe für Flüchtlinge auf dem 

afrikanischen Kontinent zu befürchten. 

Die Zahl der Menschen, die von Kriegen und anderen Gewaltkonflik-

ten betroffen sind, von Hungerkrisen und Seuchen wie Ebola oder von 

– zunehmend auch durch den Klimawandel ausgelösten – Naturkatast-

rophen, ist seit Beginn des Jahrtausends stärker und schneller ange-

wachsen, als in den vorherigen 55 Jahren der UNO-Geschichte. So hat 

sich zum Beispiel die Zahl der vom UNHCR weltweit registrierten Flücht-

linge seit dem Jahr 2000 von damals rund 27 Millionen bis Ende 2014 

auf über 50 Millionen fast verdoppelt. 

Die Schere zwischen den für die humanitäre Versorgung der betrof-

fenen Menschen erforderlichen Finanzmittel und den Beträgen, die die 

Mitgliedsstaaten für diesen Zweck tatsächlich zur Verfügung stellen, 

hat sich immer weiter geöffnet. Das zeigt auch ein Blick auf das regulä-

re Budget des UNHCR. Für das Haushaltsjahr 2014 legte die Genfer UN-

HCR-Zentrale den Mitgliedsstaaten im Herbst 2013 einen Finanzbedarf 

von rund 5,3 Milliarden US-Dollar vor. Doch nur für 55 Prozent dieses 

Bedarfs erhielt das UNHCR Mittelzusagen der Mitglieder. Das bedeutet 

eine Unterdeckung von 45 Prozent. 

Für das Jahr 2015 legte das UNHCR den Mitgliedsstaaten Anfang Ok-

tober 2014 zunächst einen Haushaltsplan über 5,8 Milliarden US-Dollar 

vor. Mitte Dezember musste das UNHCR wegen der eskalierenden Zahl 

der syrischen Flüchtlinge und Binnenvertriebenen den Finanzbedarf für 

2015 um 300 Millionen auf 6,1 Milliarden US-Dollar erhöhen. Die ersten 

Reaktionen der Mitgliedsstaaten lassen befürchten, dass die Unterde-

ckung des UNHCR-Haushalts 2015 noch höher ausfallen wird als im Vor-

jahr.

Verschärfend kommt hinzu, dass manche Mitgliedsstaaten die von 

Die UNO sowie ihre Sonderorganisationen und Spezialprogramme 

erhalten von ihren Mitgliedsstaaten viel zu wenig Geld, um den Auftrag 

der Charta von 1945 und die vielen Aufgaben zu erfüllen, die die Mit-

glieder in den letzten 70 Jahren beschlossen haben. Wobei die Heraus-

forderungen an die Weltorganisation und die zu ihrer Bewältigung er-

forderlichen Finanzmittel im letzten Vierteljahrhundert seit Ende des 

Kalten Krieges besonders stark gestiegen sind. 2014 zeigte sich die Fi-

nanznot auf bis dato nicht gekannte dramatische Weise. Sogar die hu-

manitäre Überlebenshilfe der zuständigen UNO-Organisationen für 

Opfer von Kriegen und Naturkatastrophen war nicht mehr gewährleis-

tet. Häufiger und in größerem Umfang als je zuvor mussten das 

UNO-Hochkommissariat für Flüchtlinge (United Nations High Commis-

sioner, UNHCR) und das Welternährungsprogramm (World Food Pro-

gramme, WFP) die Nahrungsmittelhilfen für bedürftige Menschen kür-

zen oder gar ganz streichen. Wegen ausbleibender Finanzmittel von 

den Mitgliedsstaaten sahen sich das UNHCR und das WFP zum 1. No-

vember 2014 zunächst gezwungen, die Nahrungsmittelhilfe für 1,7 Mil-

lionen registrierter syrischer Flüchtlinge in den Nachbarländern Jorda-

nien, Libanon, Irak, Türkei und Ägypten um ein Drittel zu kürzen. 

Der mit dieser Maßnahme verbundene dringende Appell an die Mit-

gliedsstaaten, mehr Geld zu überweisen, fruchtete wenig. Daraufhin 

mussten UNHCR und WFP die Ausgabe von Lebensmittelgutscheinen 

an diese 1,7 Millionen Flüchtlinge zum 1. Dezember völlig einstellen. 

Mit diesen Gutscheinen konnten die Flüchtlinge in den lokalen Läden 

ihrer Fluchtorte Lebensmittel einkaufen. Bis zum 1. Dezember 2014 wa-

ren über dieses Gutscheinprogramm rund 800 Millionen US-Dollar in 

die Wirtschaft der fünf Hauptaufnahmeländer für syrische Flüchtlinge 

geflossen.

Nur dank einer über Twitter und Facebook lancierten Spendenkam-

pagne – ein bis dato einmaliger Vorgang in der Geschichte der Finanzie-

rung von UNO-Maßnahmen – gelang es dem WFP, 80 Millionen US-Dol-

lar einzusammeln. Damit war die Wiederaufnahme und Fortsetzung 

des Gutscheinprogramms erst einmal bis Mitte Januar 2015 möglich.

Bereits zum 1. Juli 2014 hatten UNHCR und WFP die täglichen Nah-

rungsmittelrationen für zunächst 800 000 Flüchtlinge in der Zentralafri-



202 203

250 Dollar pro Erdbewohner  
für Rüstung und Militär aber nur  
4 Dollar für die UNO 

Die wachsende Deckungslücke bei den Haushalten der humanitären Or-
ganisationen der UNO mit all ihren unmittelbaren negativen Auswir-
kungen für viele Millionen hilfs- und versorgungsbedür�igen Menschen 
unterstreicht zwei grundsätzliche Probleme der Finanzierung des 
UNO-Systems, die sich seit Ende des Kalten Krieges erheblich zugespitzt 
haben:

Die allermeisten Mitgliedsstaaten sind nicht bereit, der Arbeit des 
UNO-Systems grundsätzlich größere Priorität einzuräumen und ent-
sprechend mehr Finanzmittel bereitzustellen. Das zweite Problem ist die 
bisherige Finanzierungsstruktur des UNO-Systems: Nur ein sehr gerin-
ger Teil seiner jährlichen Haushaltsmittel wird durch völkerrechtlich 
verbindliche P�ichtbeiträge der Mitgliedsstaaten aufgebracht. Der weit-
aus größte Teil der Haushaltsmittel kommt aus freiwilligen Beiträgen der 
Staaten. Diese Finanzstruktur beeinträchtigt die Planungssicherheit für 
die Arbeit der UNO und erlaubt es einzelnen Staaten, durch die Gewäh-
rung beziehungsweise die Verweigerung freiwilliger Beiträge in o�mals 
problematischer Weise, die Arbeit der UNO entsprechend ihrer jeweili-
gen nationalen Interessen zu steuern. 

Knapp 1,8 Billionen US-Dollar (1800 Milliarden) gaben die 193 
UNO-Mitgliedsstaaten 2014 für Rüstung und militärisches Personal aus. 
Das waren 2,3 Prozent des weltweiten Bruttoinlandsproduktes (BIP) von 
77,4 Billionen US-Dollar oder 250 US-Dollar pro Kopf der 7,2 Milliarden 
Menschen, die Ende 2014 auf der Erde lebten. Für das gesamte UNO-Sys-
tem hatten die 193 Mitgliedsstaaten 2014 jedoch lediglich rund 30 Milli-
arden US-Dollar übrig, 0,038 Prozent des weltweiten BIP und wenig 
mehr als vier Dollar pro Erdbewohner.

Die Finanzierungsstruktur des UNO-Systems beruht auf den folgen-
den vier Säulen.

ihnen zunächst zugesagten Mittel überhaupt nicht, nicht vollständig 

oder nur mit großer Verspätung an das UNHCR überweisen. Diese Dis-

krepanz zwischen Zusagen der Mitgliedsstaaten und tatsächlich ge-

zahlten Geldern erleben auch andere humanitäre Organisationen wie 

das UNO-Kinderhilfswerk (United Nations Children`s Fund, UNICEF) 

und das UNO-Entwicklungsprogramm (United Nations Development 

Programme, UNDP) sowie das Genfer Büro der UNO zur Koordination 

humanitärer Maßnahmen (Office for the Coordination of Humanitarian 

Affairs, OCHA) häufig. Das UN-Hilfswerk für die Palästinenser (UNRWA) 

musste Ende Januar 2015 den Wiederaufbau der im Gaza-Krieg vom 

Sommer 2014 durch israelische Luftangriffe zerstörten Wohnungen 

von über 100 000 Menschen und anderer lebenswichtiger Infrastruktur 

abbrechen. Auf einer vom UNO-Koordinationsbüro für humanitäre 

Maßnahmen, OCHA organisierten Geberkonferenz im Oktober 2014 

hatten die Teilnehmerstaaten zwar 4,3 Milliarden US-Dollar zur Finan-

zierung der Wiederaufbaumaßnahmen im Gazastreifen zugesagt. Doch 

bis Ende Januar 2015 wurde nur ein Bruchteil der versprochenen Gelder 

an die Kasse OCHA überwiesen.
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Die prozentualen P�ichtbeiträge der Mitgliedsstaaten zum regulären 
Haushalt werden alle drei Jahre neu festgelegt. Der Beitragsschlüssel ori-
entiert sich an der relativen Zahlungsfähigkeit der Mitgliedsstaaten. Als 
wichtigster Maßstab hierfür gilt das Bruttonationaleinkommen eines 
Landes, wobei die Werte der letzten 6 Jahre in die Berechnung ein�ießen. 
Für Länder mit hoher Außenverschuldung und/oder niedrigem 
Pro-Kopf-Einkommen errechnen sich zum Teil hohe Abschläge auf den 
Beitragssatz, die bei den Industrieländern zu entsprechenden Zuschlägen 
auf den Beitragssatz führen. Der minimale Beitragssatz für die ärmsten 
oder kleinsten Länder liegt bei 0,001 Prozent.

Am oberen Ende der Beitragsskala lagen seit UNO-Gründung immer 
die USA mit weitem Abstand auf die nächstgroßen Beitragszahler. Im 
Jahr 2002 beschloss die Generalversammlung aus politischen Gründen 
für den Beitragssatz der USA eine Kappungsgrenze von 22 Prozent, um 
die �nanzielle Abhängigkeit der UNO von den USA zumindest ein wenig 
zu reduzieren. Zuvor lag der P�ichtanteil der USA bei 25 Prozent. Bereits 
bei der Gründungsversammlung der UNO 1945 in San Francisco hatte 
sich Schweden vergeblich dafür eingesetzt, den P�ichtanteil eines Mit-
gliedslandes am regulären UNO-Haushalt durch eine entsprechende 
Charta-Bestimmung grundsätzlich auf maximal zehn Prozent zu be-
grenzen, um die �nanzielle Erpressbarkeit der Weltorganisation und ihre 
daraus folgende politische Abhängigkeit von einigen wenigen wirtscha�-
lich starken Länder zu verhindern.

Die derzeit geltende Beitragsskala für die Jahre 2013 bis 2015 wurde im 
Dezember 2012 von der UNO-Generalversammlung verabschiedet. Da-
nach tragen die drei größten Beitragszahler USA (22 Prozent), Japan 
(10,83 Prozent) und Deutschland (7,14Prozent) zusammen rund 40 Pro-
zent des regulären Haushalts der UNO. Die Schweiz steht mit einem An-
teil von 1,05 Prozent auf Platz 17 der Beitragsskala.

Budget für die UNO-Friedensoperationen

Zusätzlich zum regulären Haushalt der Vereinten Nationen leisten die 
Mitgliedsstaaten P�ichtbeiträge zur Finanzierung der Friedensoperatio-
nen mit bewa�neten Blauhelmsoldaten oder unbewa�neten Militärbe-

Regulärer Haushalt der UNO

Der »reguläre« oder auch »ordentliche Haushalt« der UNO wird von der 
Generalversammlung in New York für jeweils zwei Jahre beschlossen 
und durch verbindlich festgelegte prozentuale P�ichtbeiträge der Mit-
gliedsstaaten �nanziert. Aus diesem Haushalt werden die Betriebs-, Per-
sonal- und Programmkosten der Organe der fünf Kerninstitutionen der 
UNO bestritten. Das sind das Generalsekretariat, die Generalversamm-
lung, der Sicherheitsrat, der Internationale Gerichtshof und der Wirt-
scha�s- und Sozialrat (Economic und Social Council, ECOSOC) nebst 
den von ihm koordinierten Spezialprogrammen und Regionalbüros.

Für die laufende Zweijahresperiode 2014/15 sah der im Herbst 2013 ver-
abschiedete reguläre UNO-Haushalt zunächst Ausgaben in Höhe von 5,53 
Milliarden US-Dollar vor. Diese Zahl lag ein Prozent unter dem Niveau für 
die Periode 2012/13. Die 193 Mitgliedsstaaten hatten sich im Herbst 2003 
nur nach langwierigen, zähen Verhandlungen auf die Ausgabenreduzie-
rung von über 55 Millionen Dollar einigen können. Erreicht werden sollte 
die Reduzierung durch den Abbau von 221 Stellen im Wesentlichen in der 
UNO-Zentrale in New York und im Europäischen Hauptquartier der UNO 
in Genf. Zudem wurden für das gesamte Jahr 2014 sämtliche Mitarbeiter-
vergütungen – Löhne und Gehälter, Sozialleistungen, Reisekostenpauscha-
len usw. – auf das Vorjahresniveau eingefroren. Die USA, mit 22 Prozent 
P�ichtanteil am regulären Haushalt der zumindest nominell größte Bei-
tragszahler, hatten während der Budgetverhandlungen im Herbst 2013 ur-
sprünglich noch weit einschneidendere Kürzungen verlangt. Da sich Ende 
2014 abzeichnete, dass die beschlossenen 5,3 Milliarden Dollar die tatsäch-
lich bis Ende 2015 zu erwartenden Kosten bei weitem nicht decken werden, 
beschloss die Generalversammlung Ende Dezember 2014 ein Nachtrags-
budget von 500 Millionen Dollar. Damit beläu� sich der reguläre Haushalt 
für die Periode 2014/15 auf 5,8 Milliarden US-Dollar.

Laut Artikel 17 der UNO-Charta muss der reguläre Haushalt von 
sämtlichen Mitgliedstaaten nach einem von der Generalversammlung 
festzulegenden Verteilungsschlüssel �nanziert werden. Ein Mitglied ver-
liert sein Stimmrecht in der Generalversammlung, wenn es mit der Zah-
lung seiner �nanziellen Beiträge für zwei Jahre im Rückstand ist (Artikel 
19 der UNO-Charta).
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Haushalte der Sonderorganisationen und der 
Spezialprogramme des UNO-Systems 

Die 17 Sonderorganisationen des UNO-Systems sind rechtlich, organisa-
torisch und �nanziell selbständige internationale Organisationen, die 
gemäß Artikel 63 der UNO-Charta durch völkerrechtliche Verträge mit 
der UNO verbunden sind. Die Zusammenarbeit dieser Organisationen 
mit den Vereinten Nationen und auch untereinander wird durch den 
Wirtscha�s- und Sozialrat (ECOSOC) koordiniert. Daher �nanzieren 
sich diese Sonderorganisationen auch autonom von der UNO durch 
P�ichtbeiträge und freiwillige Zahlungen ihrer jeweiligen Mitgliedsstaa-
ten, die auch den jährlichen oder zweijährlichen Haushalt der Organisa-
tionen beschließen. 

Die 17 Sonderorganisationen des UNO-Systems
a) Technische Organisationen 
 Weltpostverein (WPV, engl. UPU) in Bern (Schweiz) 
 Weltorganisation für Meteorologie (WMO) in Genf (Schweiz) 
 Internationale Zivilluftfahrtorganisation (ICAO) in Montréal (Kana-

da) 
 Internationale Seeschifffahrts-Organisation (IMO) in London (UK) 
 Internationale Fernmeldeunion (ITU) in Genf (Schweiz) 
b) Sozialer, kultureller und humanitärer Bereich 
 Internationale Arbeitsorganisation (IAO, engl. ILO) in Genf (Schweiz) 
 Weltgesundheitsorganisation (WHO) in Genf (Schweiz) 
 Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 

und Kultur (UNESCO) in Paris (Frankreich) 
 Organisation der Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung 

(UNIDO) in Wien (Österreich) 
 Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-

nen (FAO) in Rom (Italien) 
 Weltorganisation für Tourismus (UNWTO) in Madrid (Spanien) 
 Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO) in Genf (Schweiz) 
c) Finanzorganisationen 
 Internationaler Währungsfonds (IWF) in Washington D.C. (USA) 
 Weltbank-Gruppe in Washington D.C. (USA) 

obachtern (Blaumützen). Für diese Friedensoperationen gilt ein modi�-
zierter Verteilungsschlüssel, der die Mitgliedstaaten in zehn verschiedene 
Ländergruppen einteilt und Entwicklungsländern mit niedrigem 
Pro-Kopf-Einkommen zusätzliche Abschläge einräumt. Deren Kosten 
werden von den fünf ständigen Mitgliedern des Sicherheitsrats als Zu-
schlag auf deren Basisbeitragssätze getragen. Darin kommt auch die be-
sondere politische Verantwortung der ständigen Mitglieder des UNO-Si-
cherheitsrates für die Erhaltung von Frieden und Sicherheit zum 
Ausdruck.

Die USA sind in Folge dieser Regelung mit einem Anteil von über 27 
Prozent größter Beitragszahler an das Budget für die Friedensoperatio-
nen. Und auch die andern vier ständigen Ratsmitglieder Frankreich, 
Großbritannien, China und Russland entrichten prozentual höhere 
P�ichtbeiträge an dieses Budget als an den regulären UNO-Haushalt. Da 
Anzahl und Dauer der Friedensoperationen schwanken und derartige 
Einsätze nicht langfristig planbar sind, variieren das Budget und die von 
den Mitgliedsstaaten zu entrichtenden Beiträge stärker als der reguläre 
UNO-Haushalt und dessen prozentuale P�ichtanteile.

Aus diesem Grund wird das Budget für die Friedensmissionen auch 
immer nur für ein Jahr beschlossen. Für das Finanzjahr Juli 2014 bis Juni 
2015 sind Kosten in Höhe von über neun Milliarden US-Dollar veran-
schlagt. Davon entfallen rund 80 Prozent auf Friedensoperationen in 
Afrika, insbesondere in der Demokratischen Republik Kongo, im Sudan, 
in Liberia, in der Elfenbeinküste, Mali und in der Zentralafrikanischen 
Republik.

Budgets der Strafgerichtshöfe für Ex-Jugoslawien und 
Ruanda

Über je eigene reguläre Haushalte verfügen die vom Sicherheitsrat 1993/94 
etablierten Internationalen Strafgerichtshöfe für das ehemalige Jugoslawi-
en (202 Millionen US-Dollar für 2014/15) und Ruanda (ICTR, 94 Millionen 
US-Dollar). Deren Beiträge werden je zur Häl�e nach der Beitragsskala 
zum regulären UNO-Haushalt und derjenigen für Friedensoperationen 
erhoben.
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Notwendige Reformen der Finanzierung 
des UNO-Systems

Voraussetzung für eine grundlegende Reform der Finanzierung des 
UNO-Systems, die seine Handlungsfähigkeit und Wirksamkeit erhöht, 
wäre die Bereitscha� der Mitgliedsstaaten, ihre Beiträge an die Weltorga-
nisation deutlich aufzustocken und einen möglichst großen Anteil dieser 
Beiträge nicht freiwillig, sondern auf einer völkerrechtlich verp�ichten-
den Basis zu leisten.

Eine Möglichkeit wäre es, die UNO-Beiträge nach einem festen Pro-
zentsatz des weltweiten Bruttoinlandsproduktes (BIP) zu bestimmen. 0,05 
Prozent des globalen BIP im Jahr 2014 in Höhe von 77,4 Billionen US-Dol-
lar aufgebracht durch verbindliche P�ichtzahlungen der Mitgliedsländer 
in Höhe von 0,05 Prozent ihres jeweiligen nationalen BIP hätten verlässli-
che Finanzmittel für das UNO-System in Höhe von 38,7 Milliarden 
US-Dollar erbracht, statt der unverlässlich budgetierten, zu 80 Prozent in 
Form freiwilliger Beiträge zugesagter 30 Milliarden. Mit 38,7 Milliarden 
US-Dollar in den Kassen des UNO-Systems wäre im Haushalt 2014 des 
UNO-Kommissariats für Flüchtlinge keine Deckungslücke von 45 Prozent 
oder 2,5 Milliarden Dollar entstanden. Auch hätte das Welternährungspro-
gramm seine Nahrungsmittelhilfe für 2,5 Millionen afrikanischer und sy-
rischer Flüchtlinge nicht drastisch kürzen oder vorübergehend sogar ganz 
einstellen müssen. Und die UNO hätte im Januar dieses Jahres auch nicht 
den auf Kosten von 4,3 Milliarden US-Dollar veranschlagten Wiederauf-
bau der im Gaza-Krieg zerstörten Wohnhäuser von 100 000 palästinensi-
scher Familien aus Geldmangel abbrechen müssen.

Möglich wäre die verlässliche und ausreichende Finanzierung des 
UNO-Systems auch durch eigens zu diesem Zweck erhobene Steuern. 
Das könnten ausdrücklich so benannte »UNO-Steuern« sein, die jeder 
UNO-Mitgliedsstaat von allen steuerp�ichtigen Bürgern erhebt. Denk-
bar wäre auch, eine kün�ig international erhobene Finanztransaktions-
steuer für die Finanzierung des UNO-Systems zu nutzen oder auch eine 
Treibhausgassteuer, mit der gleichzeitig weltweit die Wende hin zu kli-
mafreundlichen, erneuerbaren Energien befördert werden könnte.

 Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD) 
 Internationale Entwicklungsorganisation (IDA) 
 Internationale Finanz-Corporation (IFC) 
 Internationaler Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung (IFAD) in 

Rom (Italien) 

Bei allen 17 Sonderorganisationen machen die freiwilligen Zahlungen der 
Mitgliedsstaaten einen weit größeren Anteil der Finanzierung aus als die 
P�ichtbeiträge.

Dasselbe gilt für die 13 Spezialprogramme und Fonds der Vereinten 
Nationen wie das Umweltprogramm (UNEP), das Hochkommissariat für 
Flüchtlinge (UNHCR), das Kinderhilfswerk (UNICEF) und das Welter-
nährungsprogramm (WFP) und das Entwicklungsprogramm (UNDP). 
Diese Spezialprogramme und Fonds sind im Unterschied zu den 17 Son-
derorganisationen zwar nicht rechtlich unabhängig von der UNO. Doch 
ihre Arbeit wird nur zu einem sehr geringen Teil aus dem regulären 
UNO-Haushalt �nanziert und ist zu über 90 Prozent abhängig von frei-
willigen Beiträgen der 193 UNO-Mitgliedsländer.

Von den insgesamt rund 30 Milliarden US-Dollar, die für die Finan-
zierung aller Aktivitäten des weltweiten UNO-Systems im Jahr 2014 bud-
getiert wurden, sollte lediglich der kleinere Anteil von etwa 13 Milliarden 
durch völkerrechtlich verbindliche P�ichtbeiträge erbracht werden. Der 
größere Anteil von 17 Milliarden war abhängig von freiwilligen Beiträgen 
der Mitgliedsstaaten. Dieses Verhältnis hat sich in den 25 Jahren seit 
Ende des Kalten Krieges, in denen sich die Gesamtkosten des UNO-Sys-
tems wegen der ständig gestiegenen Anforderungen von 10 auf 30 Milli-
arden Dollar erhöhten, immer stärker zuungunsten der P�ichtbeiträge 
verschoben. Das ist eine sehr unsolide Finanzierungsstruktur. Denn sie 
führt zu immer größerer Abhängigkeit des UNO-Systems von kurzfristi-
gen Interessen und Entscheidungen der Mitgliedsländer und macht eine 
verlässliche längerfristige Planung immer weniger möglich.
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Staaten in nicht teilnehmende Staaten von der UNO-Treibhausgas-
steuer befreit. Somit könnte der Startschuss in Europa oder auch 
nur in wenigen Staaten erfolgen: Dort verbrauchte Produkte würden 
zur UNO-Treibhausgassteuer herangezogen, importierte Produkte 
würden nachversteuert, in nicht teilnehmende Staaten exportierte 
Produkte würden von der Steuer befreit. Der Vorteil dabei ist, dass 
die Besteuerung auch schon im kleineren Maßstab, also etwa »nur« 
in Europa, funktioniert ohne wettbewerbsverzerrend zu sein. Die Be-
stimmungen der Welthandelsorganisation sind entsprechend anzu-
passen. 

4. Bei der Verteilung eventueller Steuer-Überschüsse bekommen Staa-
ten, aus denen viel UNO-Treibhausgassteuergeld geflossen ist, auch 
einen großen Anteil der Steuerüberschüsse, um damit im Idealfall 
einen nationalen Marshall-Plan der Energiewende zu finanzieren und 
in den folgenden Jahren weniger UNO-Treibhausgassteuer entrichten 
zu müssen. Diese Rückerstattung der Überschüsse der UNO-Treibh-
ausgassteuer ist geeignet, die Chancen zur Einführung derselben zu 
erhöhen.«

Ständige UNO-Truppe scheitert an 
nationalem Souveränitätsanspruch der 
Mitgliedsstaaten

Die »Bewahrung des Friedens und der internationalen Sicherheit« ist laut 
UNO-Charta eine der zentralen, wenn nicht sogar die wichtigste Aufga-
be der Weltorganisation. Doch zu keinem Zeitpunkt seit ihrer Gründung 
haben die Mitgliedsstaaten auch die ausreichenden zivilen wie militäri-
schen Mittel und Instrumente zur Erfüllung dieser Aufgabe zur Verfü-
gung gestellt. In den ersten 45 Jahren bis zum Ende des Kalten Krieges �el 
dieses De�zit weniger auf. Denn es gehörte zur politischen Logik der 
Ost-West-Konfrontation, dass fast sämtliche Gewaltkon�ikte und Verlet-
zungen des Friedens, an denen die USA und die Sowjetunion oder auch 

Für eine UNO-Treibhausgassteuer und einen Marshall-Plan der 
Energiewende
Den folgenden detaillierten Vorschlag für eine solche Treibhausgassteu-
er legte der Kreisverband Kiel der deutschen Grünen der Bundesdele-
giertenkonferenz der Partei im letzten Jahr als Antrag vor:

»Die globalen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts erfordern 
neue Formen der internationalen Zusammenarbeit. Klimawandel, Armut, 
Hunger, Rohstoffkrise und Rüstungswettlauf – keines der großen Proble-
me unserer Zeit kann für sich gelöst werden und kein Staat der Welt kann 
sie allein meistern. Der Schlüssel liegt darin, gemeinsam Verantwortung 
zu übernehmen und die internationalen Institutionen zu stärken.
1. Die globale Treibhausgasfreisetzung nimmt weiterhin zu, dies zeigt 

ein Bericht der Vereinten Nationen (UNO). Bündnis 90/Die Grünen 
werden sich daher dafür einsetzen, dass die Vereinten Nationen das 
Recht auf eine global zu erhebende Steuer erhalten, die UNO-Treib-
hausgassteuer. Bei der Erhebung dieser Steuer ist die UNO von den 
staatlichen Steuerbehörden zu unterstützen. 

2. Ziel der UNO-Treibhausgassteuer ist die Finanzierung der UNO. Dies 
umfasst insbesondere ihre wichtigen Friedensmissionen, den Inter-
nationalen Gerichtshof, die ständigen UN-Hilfsprogramme sowie die 
Sonderorganisationen.

3. Die UNO sollte sich selber finanzieren durch diese im Idealfall global 
zu erhebende Steuer auf Kohlendioxid- und andere Treibhausgas-
Emissionen. Das Ziel ist die Steuererhebung insbesondere zulasten 
derjenigen großen Unternehmen und Organisationen, die erhebliche 
Mengen Treibhausgasemissionen zu verantworten haben. Dies kann 
durch eine Besteuerung erheblich klimaschädlicher Ressourcen (in 
erster Linie Kohle, Erdöl, Erdgas, Methanfreisetzung usw.) abhängig 
von der Klimaschädlichkeit erfolgen, um die Steuerverwaltung relativ 
einfach zu gestalten. Auch bei im Idealfall sinkendem Treibhausgas-
ausstoß kann sich die UNO konstant finanzieren, indem dann jährlich 
die Steuer äquivalent zur Emissionsminderung angehoben wird und 
so noch mehr Anreiz zur Reduzierung bietet. Staaten, welche noch 
keine UNO-Treibhausgassteuer entrichten, haben beim Export ihrer 
Produkte in teilnehmende Staaten einen Steueraufschlag hinzuneh-
men. Umgekehrt wird der Export von Produkten aus teilnehmenden 
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1995, die sich im Wesentlichen in den beiden Republiken Kroatien und 
Bosnien-Herzegowina abspielten. Verlässliche Wa�enstillstände kamen 
in diesen Gewaltkon�ikten trotz aller damals gemeinsamen Vermitt-
lungsbemühungen von UNO und EU nie zustande. 

Dennoch entsandte der Sicherheitsrat ab 1992 UNO-Schutztruppen 
(United Nations Protection Forces, UNPROFOR) nach Kroatien und 
Bosnien-Herzegowina. Ihre Aufgabe war es zunächst, humanitäre Hilf-
stransporte nach Sarajevo und in andere damals in erster Linie von Mili-
zen der nationalistischen Serben belagerte Städte zu begleiten. Dies ge-
lang, wenn überhaupt, nur gegen den Widerstand der Belagerer. Später 
kam als Aufgabe die Bewachung der vom Sicherheitsrat zu »UNO-Schutz-
zonen« erklärten Städte hinzu. 

Doch das Mandat, die Einsatzregeln und die Ausrüstung der Blauhel-
me waren völlig unzureichend. Und für die Bewachung der »UNO-Schutz-
zonen« war die Zahl der dort stationierten Blauhelme viel zu gering. Das 
zeigte sich besonders dramatisch, als im Juli 1995 die 300 leicht bewa�ne-
ten niederländischen Blauhelme in der »UNO-Schutzzone« Srebrenica von 
12 000 mit schweren Wa�en ausgerüsteten serbischen Angreifern über-
rannt wurden. Anschließend ermordeten die serbischen Angreifer fast 
8000 männliche muslimische Einwohner Srebrenicas. 

Ruanda: mangelndes Interesse an der Verhinderung des 
Völkermordes

Bereits im Frühjahr 1994 waren in Ruanda über 800 000 Menschen ei-
nem Völkermord zum Opfer gefallen. Auch dieser Völkermord hätte bei 
entsprechendem Willen der UNO-Mitglieder – insbesondere der 15 Staa-
ten im Sicherheitsrat – verhindert werden können. Denn der Komman-
deur der kleinen UNO-Blauhelmtruppe, die bis kurz vor Beginn des Völ-
kermordes in Ruanda mit einem reinen Beobachtungsau�rag stationiert 
war, hatte dem damaligen UNO-Generalsekretär Boutros Boutros Ghali 
und der von seinem späteren Nachfolger Ko� Annan geleiteten »Abtei-
lung für Peacekeeping-Operationen« (DPKO) umfangreiche und stich-
haltige Beweise für die Planung und Vorbereitung des Völkermordes der 
Hutu an den Tutsi übermittelt. 

die beiden anderen westlichen Vetomächte des Sicherheitsrates, Frank-
reich und Großbritannien in den Jahren 1945 bis 1990 beteiligt waren, für 
den Sicherheitsrat und damit für die gesamte UNO tabu waren. 

In den übrigen Gewaltkon�ikten konnten von der UNO entsandte Un-
terhändler in vielen Fällen erfolgreich zumindest die Vereinbarung von 
Wa�enstillständen zwischen den Kon�iktparteien vermitteln, manchmal 
sogar eine politische Lösung des Kon�ikts. 13 Mal entsandte der Sicher-
heitsrat zwischen 1948 und 1988 Peacekeeping-Soldaten, für die sich wegen 
ihrer in UNO-Blau gefärbten Helme der Name »Blauhelme« einbürgerte. 
Derartige Peacekeeping-Missionen waren in der UNO-Charta gar nicht 
vorgesehen. Die Voraussetzung für ihre Entsendung und ihre Einsatzre-
geln wurden erst nach der ersten Mission, die 1948 zur Überwachung des 
Wa�enstillstandes zwischen Israeli und Palästinensern entsandt wurde, 
vom Sicherheitsrat festgelegt: es muss ein vertraglich vereinbarter Wa�en-
stillstand vorliegen mit einer klar de�nierten Wa�enstillstandslinie. Beide 
Kon�iktparteien müssen der Stationierung von UNO-Blauhelmsoldaten 
entlang dieser Linie vorab zustimmen. Einzige Aufgabe der Blauhelme ist 
es, die Einhaltung des Wa�enstillstandes zu überwachen. Sie sind aus-
schließlich zum Zwecke der Selbstverteidigung mit leichten Wa�en ausge-
rüstet.

Alle 13 Peacekeeping-Missionen, die der Sicherheitsrat in den Jahren 
1948 bis 1988 entsandte, waren erfolgreich, beziehungsweise sind es bis 
heute. Denn einige dieser Missionen dauern nach wie vor an – zum Bei-
spiel seit 1950 an der indisch-pakistanischen Grenze und seit 1974 entlang 
der »Grünen Linie« zwischen dem griechischem und dem türkischen 
Teil Zyperns. 

1988 wurden die Peacekeeping-Missionen der UNO mit dem Frie-
densnobelpreis ausgezeichnet. Damit endete auch die Erfolgsgeschichte.

Von Friedenserhaltung zur Friedenserzwingung

Nach dem Ende des Kalten Krieges änderte sich der Charakter der (bis 
Ende 2014 56 weiteren) Blauhelmoperationen der UNO erheblich von der 
»Friedenserhaltung« zur »Durchsetzung«. Am deutlichsten zeigte sich 
dies zunächst in den jugoslawischen Zerfallskriegen der Jahre 1991 bis 
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Doch da die drei westlichen Vetomächte des Sicherheitsrates USA, 
Frankreich und Großbritannien Ghalis Vorschlag rundweg ablehnten, 
musste sich die Abteilung für Peacekeeping-Operationen in der New 
Yorker UNO-Zentrale um die »zweitbeste Lösung« bemühen. In den Jah-
ren 1993/94 wurden sämtliche UNO- Mitgliedsregierungen ersucht, nati-
onale »Stand-by-Kontingente« an Soldaten, Wa�en, Transportmittel 
oder logistischer Ausrüstung zu de�nieren die der UNO im Bedarfsfall 
schnell zur Verfügung stehen sollten. Auf diese Weise sollte zumindest 
die Planungssicherheit für Peacekeeping-Operationen erhöht werden.

Doch auch dieser moderate Ansatz scheiterte. Bis Ende 1993 erklärten 
sich zunächst lediglich 23 Staaten »im Prinzip« bereit, der UNO insge-
samt rund 35 000 Soldaten nebst Ausrüstung anzubieten. Doch keiner 
dieser Staaten machte diese prinzipielle Bereitscha�serklärung auch in 
Form einer formalen Vereinbarung mit der UNO verbindlich. Und auf 
das dringende Ersuchen des DPKO, sich an einer Blauhelmtruppe für Ru-
anda zu beteiligen, reagierten alle 23 Staaten negativ. Für den DPKO-
Chef und späteren UNO-Generalsekretär Ko� Annan war das eine »bit-
tere Enttäuschung«. 

In den Jahren nach dem Völkermord von Ruanda erklärten zwar wei-
tere 64 Mitgliedsstaaten in Vereinbarungen mit dem DPKO in New York 
über sogenannte »Stand-by-Kontingente« ihre »prinzipielle Bereitscha�«, 
der UNO bei Bedarf Soldaten oder militärische Ausrüstung auszuleihen. 
Doch ausnahmslos alle Staaten behielten sich in den Vereinbarungen mit 
dem DPKO ausdrücklich das Recht vor, in jedem konkreten Fall einer 
UNO-Anfrage zu entscheiden, ob sie in diesem Fall tatsächlich Soldaten 
und Ausrüstung zur Verfügung stellen. Das grundsätzliche Problem, so 
DPKO-Chef Annan, sei denn auch weniger die Finanzierung von Opera-
tionen als »der fehlende politische Wille der Mitgliedsstaaten«, im mili-
tärischen Bereich auch nur einen kleinen Teil nationaler Souveränität 
aufzugeben.

Das ist bis heute unverändert das Problem, an dem die Aufstellung 
einer dringend erforderlichen ständigen UNO-Truppe scheitert.

Ghali und Annan legten diese Beweise dem Sicherheitsrat vor und 
plädierten nachdrücklich für die Stationierung einer robusten Blau-
helmtruppe zwischen den verfeindeten Volksgruppen der Hutu und der 
Tutsi, um den drohenden Völkermord zu verhindern. Doch im Sicher-
heitsrat erhob sich keine einzige Hand zur Unterstützung dieser Forde-
rung. Denn kein Mitglied des Sicherheitsrates war bereit, für eine solche 
Truppe eigene Soldaten, Wa�en, Transportmittel oder sonstige Ausrüs-
tung zur Verfügung zu stellen. Es gab kein ausreichendes nationales Ei-
geninteresse, sich für die Verhinderung des drohenden Völkermordes in 
Ruanda zu engagieren. 

Der damalige US-Außenminister Warren Christopher hatte seinen 
für Afrika zuständigen Beamten sogar ausdrücklich untersagt, mit Blick 
auf Ruanda von einem drohenden »Völkermord« zu sprechen. Denn das, 
so Christophers Befürchtung, hätte die USA unter politisch-moralischen 
Handlungsdruck gesetzt. Denn die UNO-Konvention zur Verhinderung 
von Genozid (Völkermord) von 1948 verp�ichtete die Vertragsstaaten 
zum Eingreifen.

Ruanda ist bis heute der klarste Beleg dafür, dass die UNO eine stän-
dige Truppe benötigt. Damit sie auch dann militärisch handlungsfähig 
ist zur Verhinderung oder Beendigung von Völkermord und von Verbre-
chen gegen die Menschheit, wenn es unter den Mitgliedsstaaten kein aus-
reichendes Interesse und Bereitscha� gibt, der UNO Soldaten und militä-
rische Ausrüstung zur Verfügung zu stellen. Seit dem Völkermord in 
Ruanda gibt es eine Reihe weiterer Gewaltkon�ikte insbesondere auf 
dem afrikanischen Kontinent, bei der die UNO trotz eines entsprechen-
den Beschlusses des Sicherheitsrates nicht oder nur sehr unzureichend 
handlungsfähig war, weil die Mitgliedsstaaten sich weigerten, das benö-
tigte militärische Personal und die Ausrüstung zur Verfügung zu stellen.

Bereits vor den Völkermorden von Ruanda und Srebrenica hatte 
UNO-Generalsekretär Boutros Boutros Ghali in seiner im Mai 1992 vor-
gelegten »Agenda für den Frieden« betont, dass die UNO zwar in erster 
Linie verstärkte und bessere zivile Instrumente zur Bearbeitung von 
Kon�ikten benötigt. Aber Ghali hielt auch eine ständige UNO-Truppe 
unter gemeinsamem Kommando des Sicherheitrats und des Generalse-
kretärs für unverzichtbar. 
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Von Rom nach  
New York –  
kleine Geschichte  
der UNO



218 219

Ideengeschichtliche Vorläufer des 
Völkerbundes

Unmittelbarer organisatorischer Vorgänger der Vereinten Nationen war 
der 1919 gegründete Völkerbund. Zwar wurde er bis zu seiner Au�ösung 
1946 von den Staaten Europas dominiert und war überwiegend mit inne-
reuropäischen Problemen befasst. Doch war der Völkerbund die erste 
weltweite Institution auf der Basis gemeinsamer Rechtsprinzipien, später 
Völkerrecht genannt. 

Die ideengeschichtlichen Vorläufer des Völkerbundes reichen zurück 
bis ins Mittelalter. Bis dahin hatte das Heilige Römische Reich die für 
weite Teile der damals bekannten Welt gültigen Ordnungsprinzipien be-
stimmt. Mit der Au�ösung des Römischen Reiches und der Entstehung 
souveräner Nationalstaaten erwuchs auch die Notwendigkeit, die Bezie-
hungen zwischen diesen Nationalstaaten durch allgemein anerkannte 
Vereinbarungen zu organisieren. Die ersten völkerrechtlichen Regeln 
entwickelten sich Anfang des zweiten Jahrtausends im Bereich des Land- 
und Seekriegsrechts, zwischenstaatlicher Handelsverträge und des Aus-
tauschs von Diplomaten. Zumeist waren diese Regeln ungeschriebenes 
Gewohnheitsrecht und galten zunächst nur auf dem Territorium des ehe-
maligen Römischen Reiches – also in Europa, Kleinasien und Nordafrika. 
Doch mit der Kolonialisierung fast ganz Asiens, Afrikas sowie Nord- und 
Südamerikas durch europäische Staaten begann die Diskussion, ob und 
wieweit völkerrechtliche Prinzipien auch für diese Kolonien und die Be-
ziehung zu ihren »Mutterländern« Anwendung �nden sollten. Endgültig 
entschieden im Sinne einer globalen Gültigkeit des Völkerrechts wurde 
diese Frage erst in der Phase der Entkolonialisierung zwischen 1947 und 
1975.

Die ersten Entwürfe für einen »Staatenbund« 

Ab dem 17. Jahrhundert setzte sich in Europa langsam die Einsicht durch, 
dass ein gemeinsames Völkerrecht zur Sicherung einer Friedensordnung 
allein nicht ausreicht, sondern dass es institutioneller Verbindungen zwi-
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hungen der Staaten untereinander nach diesen alten Ordnungsvorstellun-
gen zu regeln und Europa unter den größten Mächten aufzuteilen. Doch 
die beim Wiener Kongress getro�enen Festlegungen gerieten im Laufe des 
19. Jahrhunderts zunehmend in Kon�ikt mit den Interessen der Freihan-
delsbewegung. Im Zuge der Industrialisierung wurde diese Bewegung zu-
nächst in Großbritannien und dann auch in kontinentaleuropäischen Staa-
ten immer stärker. Ihre Hauptziele waren Abbau von Handelshemmnissen, 
Ö�nung der Grenzen und zwischenstaatliche Kooperation zumindest in 
Europa. 

Freihandelsbewegung und erste internationale 
Institutionen

Als Folge der Freihandelsbewegung kam es in der zweiten Häl�e des 
19. Jahrhunderts im Bereich von Handel, Verkehr und Technik zur Grün-
dung der ersten internationalen Institutionen überhaupt: 1856 wurde auf 
der Pariser Staatenkonferenz die Internationale Donau-Kommission eta-
bliert. Diese Einrichtung sollte unabhängig von Regierungen die Schi�-
fahrt auf der gesamten Donau regeln. 1856 folgte die Internationale Tele-
graphen-Union, 1873 die Internationale Meteorologische Organisation, 
1875 der Weltpostverein, 1883 der Internationale Verband zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums, 1905 das Internationale Agrarinstitut und 1907 
die Internationale Gesundheitskommission. 

Zu Beginn des Ersten Weltkriegs 1914 existierten bereits 34 zwischen-
staatliche Institutionen. Sie waren sämtlich Vorläufer entsprechender 
Sonderorganisationen und Spezialprogramme des Völkerbundes (bezie-
hungsweise ab 1945 der UNO). 

Haager Friedenskonferenzen-Beginn des »humanitären 
Völkerrechts« 

Von Bedeutung für den späteren Völkerbund waren auch die beiden Haa-
ger Friedenskonferenzen, an denen 1899 26 und 1907 44 Staaten teilnah-
men. Russland hatte die Initiative ergri�en, da es eine Vereinbarung von 
völkerrechtlich verbindlichen Rüstungsbeschränkungen sowie von obli-

schen den souveränen Nationalstaaten bedarf. Damals entstanden zahl-
reiche Entwürfe für einen Staatenbund. Am meisten Beachtung fanden 
vier Vorschläge aus Frankreich, England und Deutschland. 

Der französische Herzog von Sully (1560–1641) verö�entlichte 1640 
seinen »Großen Plan« für eine europäische Föderation christlicher Staa-
ten unter Frankreichs Führung. Der Abbé von St. Pierre, Charles-Irene 
Castel (1658–1743) schlug die Gründung eines Staatenbundes auf Basis des 
Friedensvertrages vor, den die europäischen Staaten 1712 in Utrecht ge-
schlossen hatten. 

Den größten Ein�uss im angelsächsischen Sprachraum bis hin nach 
Amerika hatte der 1693 erschienene »Entwurf zum gegenwärtigen und zu-
kün�igen Frieden von Europa durch Scha�ung eines europäischen Reichs-
tages, Parlaments oder von Reichsständen« des englischen Quäkers Willi-
am Penn (1644–1718). Der bei Verö�entlichen seines Entwurfs bereits in 
Amerika lebendende Penn, Namensgeber des späteren US-Bundesstaates 
Pennsylvania, regte die Scha�ung einer »Gesellscha� der Nationen« (Soci-
ety of Nations) an in Form eines europäischen Staatenkongresses mit ver-
bindlichem Entscheidungsrecht in allen zwischenstaatlichen Streitfragen. 

Den bis dato konsequentesten Vorschlag machte 1795 der deutsche 
Philosoph Immanuel Kant (1724–1804) in seiner Schri� Zum ewigen Frie-
den. Darin kommt der deutsche Begri� »Völkerbund« zum ersten Mal 
vor. Als Basis für den Völkerbund regte Kant einen allgemeinen Frie-
densvertrag an mit Grundsätzen sowohl für die Ordnung in den souverä-
nen Staaten wie für ihre Beziehungen untereinander ((versteh ich nicht 
genau)).

»Gerechter Krieg« und Wiener Kongress 

Anfang des 19. Jahrhunderts gerieten die Konzeptionen für eine auf Völ-
kerrecht und zwischenstaatliche Institutionen gegründete europäische 
Friedensordnung zunächst einmal in die Defensive. Im Zuge der Befrei-
ungskriege gegen Napoleon kam es zur Restauration der �ese vom »ge-
rechten Krieg« zum Zwecke der Vaterlandsverteidigung sowie alter Ord-
nungsvorstellungen von innereuropäischen Machtgleichgewichten. 

Der Wiener Kongress von 1815 war noch einmal ein Versuch, die Bezie-
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Auseinandersetzungen zerbrach die »Zweite Internationale« schließlich 
jedoch an den nationalistischen Strömungen, die bis Mitte 1914 in den 
meisten europäischen Staaten die Politik bestimmten. 

Der UNO-Vorgänger Völkerbund

Bereits während des Ersten Weltkrieges erarbeiteten Politiker, staatliche 
Stellen und private Vereinigungen in kriegsbeteiligten wie in neutralen 
Ländern zahlreiche Entwürfe für eine internationale Institution zur dau-
erha�en Friedenssicherung. Den stärksten Ein�uss auf die Satzung des 
späteren Völkerbundes hatten die »14 Punkte«, die US-Präsident 
Woodrow Wilson am 8. Januar 1918 vor dem Kongress in Washington 
vortrug, sowie der nach dem Vorsitzenden einer britischen Regierungs-
kommission benannte Phillimore-Bericht vom März 1918. Präsident Wil-
son gri� diesen Bericht dann auf und entwickelte ihn weiter. 

Die USA trugen am Ausbruch des Ersten Weltkrieges keine Schuld. 
Doch durch ihren Kriegseintritt 1917 ermöglichten sie das Ende des 
Schlachtens. Deshalb wurde Washingtons führende Rolle bei der Formu-
lierung der Völkerbund-Satzung von keiner Seite in Frage gestellt. For-
mal beraten wurde die Satzung von den 32 Siegerstaaten des Ersten Welt-
kriegs ab Dezember 1918 auf der Pariser Friedenskonferenz. Dort wurden 
die Friedensverträge mit den besiegten »Mittelmächten« Deutschland, 
Österreich, Ungarn und Bulgarien ausgehandelt. Wilson hatte auf einer 
Verknüpfung der Völkerbundsatzung mit den Friedensverträgen bestan-
den, um die Chancen für eine Rati�zierung der Satzung durch den 
US-Senat in Washington zu erhöhen. Die fünf damaligen Großmächte 
USA, Großbritannien, Frankreich, Italien und Japan stellten sicher, dass 
sie in der Völkerbundkommission, die den Satzungstext auszuarbeiten 
hatte, über die Stimmenmehrheit verfügten. Mit Japan, China und Brasi-
lien waren an den Verhandlungen neben den USA lediglich drei nicht-eu-
ropäische Staaten beteiligt. 

Am 28. April 1919 wurde die Völkerbundsatzung von den 32 Teilneh-

gatorischen Streitschlichtungsverfahren anstrebte. Das sind Verfahren, 
denen sich an einem Kon�ikt beteiligte Staaten unterwerfen müssen. Bei-
de Vorhaben scheiterten in erster Linie an Widerstand des Deutschen Rei-
ches. Die Berliner Regierung war damals nicht bereit, von ihr als »vital« 
de�nierte nationale Interessen einer internationalen Kontrolle oder Ein-
schränkung zu unterwerfen. Die Teilnehmer der Haager Konferenz konn-
ten sich daher lediglich auf Maßnahmen zur »Humanisierung« von Krie-
gen verständigen. Die Haager Landkriegsordnung sieht das Verbot von 
Gi�- und Erstickungsgasen und des Einsatzes von Dum-Dum-Geschos-
sen vor. Auch die Einsetzung des Haager Schiedsgerichtshofes wurde ver-
einbart, der im Falle zwischenstaatlicher Kon�ikte – allerdings nur auf 
freiwilliger Basis – vermitteln kann. In der Ö�entlichkeit galten die Haa-
ger Konferenzen seinerzeit überwiegend als gescheitert, da sich die dort 
vertretenen Regierungen nicht auf Maßnahmen zur Rüstungsbeschrän-
kung und Kriegsverhinderung einigen konnten. Forderungen nach derar-
tigen Maßnahmen fanden um die Jahrhundertwende vor allem in den 
europäischen Industriestaaten große Unterstützung in weiten Teilen der 
Bevölkerung. Die Freihandelsbewegung trat für obligatorische zwischen-
staatliche Streitschlichtungsverfahren ein und kritisierte die Politik staat-
lich �nanzierter Rüstung. Am »Recht des souveränen Nationalstaates auf 
militärische Selbstverteidigung« hielt sie allerdings fest – im Unterschied 
zu den prinzipiellen Pazi�sten, die dieses »Recht« nicht anerkannten und 
Militär – wenn überhaupt – nur noch als Instrument und unter Kontrolle 
einer zwischenstaatlichen Organisation zulassen wollten.

Kritik an Hochrüstung und nationalistischer Taumel vor 
dem Ersten Weltkrieg 

Den breitesten Ein�uss auf die ö�entliche Diskussion hatte die internati-
onal Arbeiterbewegung, die sich 1889 in Brüssel in die »Zweiten Interna-
tionale« zusammengeschlossen hatte. Für die Arbeiterbewegung war – 
neben der ungerechten Verteilung von Kapital und Produktionsmitteln 

– die Hochrüstung der souveränen Nationalstaaten Hauptursache für die 
zunehmende soziale Verelendung in den sich entwickelnden Industriege-
sellscha�en Europas. Trotz aller Einigkeit in der Ablehnung bewa�neter 
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Erstmals völkerrechtlich festgeschrieben wurde das Prinzip der kol-
lektiven Sicherheit. Nach diesem Prinzip verp�ichten sich die Mitglieds-
staaten, im Falle von Verletzungen des Friedens durch eines oder mehre-
re Länder gemeinsame (kollektive) Gegenmaßnahmen zu ergreifen. In 
Artikel acht der Völkerbundsatzung wurden konkrete Maßnahmen zur 
Begrenzung nationaler Rüstungen vereinbart. 

Rüstungsbegrenzungsziele scheitern an Deutschland

In den 26 Jahren seiner Existenz konnte der Völkerbund zwar die zwi-
schenstaatliche Zusammenarbeit auf humanitärem, sozialem und wirt-
scha�lichem Gebiet fördern. Doch die Umsetzung der Satzungsziele 
Rüstungsbegrenzung, friedliche Kon�iktbeilegung und vor allem die 
Verhinderung von Kriegen scheiterte am nationalstaatlichen Egoismus 
der Mitgliedsstaaten. Für das Scheitern der Bemühungen zur Rüstungs-
begrenzung war in erster Linie das Deutsche Reich verantwortlich. 
Deutschland hatte die in den Versailler Friedensverträgen unterzeichne-
ten Verp�ichtungen zu Rüstungsbeschränkungen nie wirklich akzep-
tiert. Bei allen innerhalb wie außerhalb des Völkerbundes geführten Rüs-
tungskontrollverhandlungen der 20er-Jahre war Deutschland unter dem 
Vorwand der »Gleichbehandlung« mit den anderen europäischen Mäch-
ten vorrangig um eine Au�ebung dieser Beschränkungen bemüht. We-
nige Monate nach Hitlers »Machtergreifung« am 30. Januar 1933 trat 
Deutschland zunächst aus der Abrüstungskonferenz des Völkerbundes 
und dann aus dem Völkerbund selbst aus. 

Der Austritt der wichtigen europäischen Mittelmacht Deutschland, 
die als Hauptverlierer des Ersten Weltkriegs erst 1926 als Mitglied zuge-
lassen worden war (nach Österreich und Bulgarien 1920 sowie Ungarn 
1922), bedeutete eine weitere Schwächung des Völkerbundes, der zu die-
sem Zeitpunkt bereits erheblich angeschlagen und in seiner Glaubwür-
digkeit beschädigt war. Ohnehin gehörten dem 1919 von 45 Staaten ge-
gründeten Völkerbund bis zu seiner Au�ösung 1946 gleichzeitig nie mehr 
als 57 überwiegend europäische Staaten an. 

Trotz ihrer entscheidenden Initiative in der Gründungsphase traten 
die USA dem Völkerbund nie bei. Bei zwei Abstimmungen im Jahr 1920 

merstaaten der Pariser Konferenz einstimmig beschlossen. Als Teil des 
Friedensvertrags mit Deutschland wurde sie am 28. Juni 1919 in Versailles 
von diesen 32 Staaten sowie von weiteren 13 Ländern mit neutralem Sta-
tus unterzeichnet. Die Satzung trat am 10.Januar 1920 in Kra�. Zwischen 
den Angeboten aus Brüssel und Genf für den Sitz des Völkerbundes 
(engl.: League of Nations; franz.: Société des Nations) entschied die Pari-
ser Konferenz für die Westschweizer Stadt an der Rhone. Dort hatte be-
reits das 1863 gegründete Internationale Komitee vom Roten Kreuz 
(IKRK) seinen Sitz. 

Anders als der Name Völkerbund vermuten lassen könnte, enthalten 
die 26 Artikel der Satzung nicht Vereinbarungen zwischen Völkern, son-
dern zwischen Staaten, vertreten durch ihre Regierungen. Wichtigste Or-
gane waren die Bundesversammlung, in der jeder Mitgliedsstaat eine 
Stimme hatte, und der Rat. Im Rat hatten die damaligen fünf Großmäch-
te einen ständigen Sitz (allerdings ohne Vetorecht wie später im UNO-Si-
cherheitsrat). Dazu kamen vier weitere Mitgliedsstaaten des Völkerbun-
des, die jeweils für eine befristete Zeit von der Versammlung in den Rat 
gewählt wurden. Die Ziele des Völkerbundes wurden in der Präambel der 
Satzung formuliert. 

Streitschlichtungsverfahren, aber noch kein absolutes 
Kriegsverbot 

In der Satzung verp�ichten sich die Unterzeichnerstaaten, »die Unver-
sehrtheit des Gebietes und die politische Unabhängigkeit aller Bundes-
mitglieder zu achten und gegen jeden äußeren Angri� zu wahren« (Arti-
kel 10). Kon�ikte sollten kün�ig mit friedlichen, nichtmilitärischen 
Mitteln beigelegt werden. Dafür wurden Verfahren vereinbart vor dem 
neu zu gründenden Internationalen Gerichtshof in Den Haag oder vor 
Schiedsgerichten, die jeweils von Fall zu Fall eingesetzt werden sollten. 
Brachten diese Verfahren keine Beilegung, sollte der Kon�ikt dem Rat 
des Völkerbundes vorgelegt werden. Allerdings enthielt die Völkerbund-
satzung kein uneingeschränktes Kriegsverbot. Nur solange die in der 
Satzung vereinbarten Verfahren zur friedlichen Kon�iktbeilegung nicht 
ausgeschöp� waren, galt Kriegsführung als Verstoß gegen die Satzung. 
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Deutschlands auf Polen. Mit dem Beginn des Zweiten Weltkriegs exis-
tierte der Völkerbund nur noch auf dem Papier. 

1945: Der Neuanfang

Der aus den bitteren Erfahrungen des Ersten Weltkriegs begründete Völ-
kerbund hatte weder die bewa�neten Auseinandersetzungen der 20er- 
und 30er-Jahre noch den Zweiten Weltkrieg verhindern können. Damit 
wurden zwar die Ho�nungen von Millionen Menschen in aller Welt bit-
ter enttäuscht. Den Glauben an die Notwendigkeit internationaler Insti-
tutionen zur Kriegsverhütung und friedlichen Kon�iktregelung konnte 
diese Erfahrung allerdings nicht zerstören. Am 19.April 1946 wurde der 
Völkerbund durch einen Beschluss seiner Bundesversammlung zwar of-
�ziell aufgelöst. Doch schon ein knappes Jahr zuvor und nur wenige Wo-
chen nach der Kapitulation Hitlerdeutschlands am 8.Mai 1945 war eine 
neue kollektive Staatenorganisation gegründet worden: Die Vertreter von 
50 Staaten unterzeichneten am 26.Juni 1945 in San Francisco die Charta 
der »Vereinten Nationen« sowie das Statut des Internationalen Gerichts-
hofes. Polen, dessen nationale Souveränität damals noch von der Sowjet-
union bestritten wurde, kam später als 51. Gründungsmitglied der UNO 
hinzu. Am 24.Oktober 1945 trat die Charta der Vereinten Nationen in 
Kra�.

Der Gründungskonferenz von San Francisco waren bereits knapp 
achtjährige Vorbereitungen und Verhandlungen vorausgegangen. Sie 
wurden vornehmlich von den USA geprägt, in zweiter Linie von den an-
deren beiden Siegermächten des Zweiten Weltkriegs, Großbritannien 
und Sowjetunion. Den ersten Anstoß für eine neue internationale Orga-
nisation gab US-Präsident Franklin D. Roosevelt. In seiner berühmten 
»Quarantäne«-Rede rief Roosevelt am 5.Oktober 1937 zu »gemeinsamen 
Anstrengungen der friedliebenden Nationen« gegen die zunehmend ag-
gressivere Politik der drei »Achsenmächte« Deutschland, Italien und Ja-
pan auf. 

verfehlte der Senat in Washington die notwendige Zweidrittelmehrheit 
zur Rati�zierung der Völkerbundsatzung. Die 1917 gegründete Sowjet-
union, erste sozialistische Großmacht der Geschichte, wurde erst 1934 
Mitglied des Völkerbundes und nach ihrem Überfall auf Finnland 1939 
wieder ausgeschlossen. Dem Austritt Deutschlands 1933 folgte noch im 
selben Jahr Japan und 1937 Italien. Damit waren im Völkerbundrat mit 
Großbritannien und Frankreich nur noch zwei der ursprünglich vorgese-
henen fünf Großmächte mit ständigem Sitz vertreten. Die Politik des 
Völkerbundes wurde fortan weitgehend von London und Paris bestimmt. 

Die doppelbödige Politik Frankreichs und Großbritannien

Der erste bewa�nete Kon�ikt, mit dem sich der Völkerbund befasste, war 
die völkerrechtswidrige Besetzung der chinesischen Provinz Mandschu-
rei durch japanische Truppen 1931. Bereits in diesem Fall hatten Frank-
reich und Großbritannien die Verhängung von Sanktionen entsprechend 
Artikel 16 der Völkerbundsatzung gegen den Aggressor Japan verhindert. 
Nach dem Überfall Italiens auf Äthiopien im Oktober 1935 – ebenfalls 
eindeutig ein Bruch der Völkerbundsatzung – verhinderten wiederum 
Franzosen und Briten wirksame Sanktionen. In einem Geheimabkom-
men verständigten sie sich schließlich sogar darauf, dass Italien seine 
militärischen Eroberungen in Äthiopien fast vollständig behalten sollte. 
Auch im Spanischen Bürgerkrieg blockierten Paris und London ein Ein-
greifen des Völkerbundes zugunsten der demokratisch gewählten Regie-
rung, während die faschistische Erhebung des Generals Franco von 
Deutschland, Italien und Portugal massiv unterstützt wurde. 

Die doppelbödige Politik Frankreichs und Großbritanniens im Völ-
kerbundrat hatte schwerwiegende Folgen: Mit ihrem Verhalten im Äthio-
pien-Kon�ikt schufen sie einen Präzedenzfall für das »Münchner Ab-
kommen« von 1938 – ein Diktat an Prag, das Sudetenland an das Deutsche 
Reich abzutreten. Spätestens nach diesem Abkommen war der Völker-
bund für Hitler kein ernstzunehmender Faktor mehr. Seinen weiteren 
Verstößen gegen das Völkerrecht – Besetzung des Rheinlandes, »An-
schluss« Österreichs, Zerschlagung des tschechischen Reststaates, Ein-
verleibung Danzigs – folgte schließlich am 1. September 1939 der Angri� 
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der USA und Großbritanniens erfolgen können. Zur Wahrung des Welt-
friedens sollten diese beiden Staaten eine gemeinsame Streitmacht für 
internationale Einsätze aufstellen. Großbritannien hatte wegen seiner 
wirtscha�lichen Interessen in den im »Commonwealth« zusammenge-
schlossenen Kolonien allerdings Bedenken gegen Washingtons Vor-
schlag einer Neuordnung der Weltwirtscha�. Auch forderte London die 
regionale Untergliederung eines kün�igen globalen Sicherheitssytems 
und starke Kompetenzen für den »Commonwealth«. Eine solche Rege-
lung hätte die USA von der Mitsprache in europäischen, asiatischen und 
afrikanischen Angelegenheiten praktisch ausgeschlossen. Angewiesen 
auf die Unterstützung der USA im Krieg gegen Deutschland, stellte Pre-
mierminister Winston Churchill seine Einwände jedoch zunächst zu-
rück. 

Bei einem Tre�en mit Präsident Roosevelt auf den Bermudas am 
14. August 1941 unterzeichnete Churchill die wesentlich auf Basis der 
US-amerikanischen Vorstellung beruhende »Atlantik-Charta«. Die Ziele 
der Charta: Zerschlagung der Nazi-Diktatur, Wiederherstellung des ter-
ritorialen Status quo vor Beginn des Zweiten Weltkriegs, Freiheit aller 
Menschen und Selbstbestimmungsrecht der Völker innerhalb gesicherter 
Grenzen, weitgehende Abrüstung, Freiheit des Handels, gerechte Vertei-
lung von Rohsto�en sowie Freiheit der Meere. 26 Staaten versprachen am 
1. Januar 1942 in einer »Erklärung der Vereinten Nationen« ihre Unter-
stützung für diese Ziele. Bis zum März 1945 wurde die Erklärung von 
weiteren 21 Staaten unterschrieben. 

Beteiligung der Sowjetunion an Planungen für die 
»Organisation der Vereinten Nationen« 

Durch Deutschlands Überfall auf die Sowjetunion im Juni 1941 und den 
nachfolgenden Allianzvertrag zwischen London und Moskau war das 
Konzept einer lediglich auf die beiden Pfeiler USA und Großbritannien 
gestützten und von diesen beiden Staaten kontrollierten internationalen 
Nachkriegsordnung zum Zeitpunkt des Bermuda-Tre�ens von Roosevelt 
und Churchill jedoch eigentlich bereits überholt.

Zwar herrschten sowohl in Washington wie in London zunächst noch 

In einem vom Kongress in Washington beschlossenen Gesetz, das 
von einer großen Bevölkerungsmehrheit unterstützt wurde, hatten sich 
die USA allerdings 1935 zur strikten Neutralität in sämtlichen kriegeri-
schen Kon�ikten verp�ichtet. Erst das Münchner Abkommen von 1938 
und die Sudetenkrise, Japans immer unverhüllter verfolgte Expansions-
ziele in Asien, Deutschlands Überfall auf Polen 1939 sowie schließlich 
Italiens Angri� gegen Albanien 1940 bewirkten eine Wende der US-Poli-
tik. Zunächst wurde das Verbot des Wa�enexports an Kon�iktparteien 
aus dem Neutralitätsgesetz von 1935 gestrichen. 1940 sicherten die USA 
Großbritannien vertraglich logistische Unterstützung im Krieg gegen 
Deutschland zu. Nach Japans Angri� auf Pearl Harbour am 7.Dezember 
1941 traten die USA dann selber aktiv in den Krieg ein.

Bestimmende Rolle der USA bei Gründung der UNO

 1. Mit der Parteinahme gegen die Achsenmächte verband die Roose-
velt-Administration auch das Kalkül, den USA für die Zeit nach 
Kriegsende eine Hauptrolle bei der Organisation einer dauerha�en 
Friedensordnung zu sichern. Erste Konzeptionen des State Depart-
ments (Außenministerium) in Washington vom Januar 1940 sahen 
eine von den »beiden englischsprachigen Demokratien« USA und 
Großbritannien geführte internationale Organisation auf drei 
Grundlagen vor: Das bereits durch den Völkerbund entwickelte Völ-
kerrecht;

 2. Neuordnung der Weltwirtscha� mit dem Ziel des Abbaus diskrimi-
nierender Handelspraktiken, des freien Zugangs für alle Staaten zu 
den Rohsto�märkten sowie der Einführung freier und stabiler Wech-
selkurse;

 3. Abrüstung der »schuldigen Nationen«. Zu dieser Kategorie zählte 
Washington damals nicht nur die drei Achsenmächte, sondern auch 
all die mittleren und kleineren Staaten, die den faschistischen Dikta-
turen keinen Widerstand entgegengesetzt hatten. 

Alle Entscheidungen der neuen internationalen Organisation sollten 
nach Vorstellung der Roosevelt-Administration nur mit Zustimmung 



230 231

schloss sich der US-Präsident dem Vorschlag des State Department an, 
zwecks breiterer politischer Abstützung kün�iger Friedenssicherungs-
maßnahmen des »Exekutivrats« einige mittlere und kleinere Staaten mit 
nichtständigem Sitz in das Gremium aufzunehmen. Allerdings unter der 
Bedingung, dass die fünf Führungsmächte (1945 bekam auch Frankreich 
einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat) das Vetorecht erhalten und damit 
auch einzeln nicht überstimmt werden können. 

Roosevelts gescheiterte Idee einer weitgehenden 
Abrüstung der Nationalstaaten und den Aufbau einer 
ständigen UNO-Truppe

Nach Roosevelts Überzeugung waren der hohe Rüstungsstand vieler 
Staaten auch nach Ende des Ersten Weltkriegs und das anhaltende Wett-
rüsten eine wesentliche Ursache für das Scheitern des Völkerbundes und 
den Ausbruch des Zweiten Weltkriegs. Zu seinen Vorstellungen für eine 
neue internationale Ordnung gehörte daher ursprünglich die Zielset-
zung einer vollständigen Abrüstung aller Staaten mit Ausnahme der 
Führungsmächte. 

Die Abrüstung eines Staates sollte sogar Vorbedingung für seinen 
Beitritt zu der Organisation der Vereinten Nationen sein. Doch die Ab-
rüstungszielsetzung wurde bei den Beratungen im Vorfeld der Char-
ta-Konferenz von San Francisco aufgegeben. Dahinter stand die Frage, 
wie und von wem kün�ige Entscheidungen des Sicherheitsrates über die 
Anwendung militärischer Zwangsmaßnahmen zur Friedenssicherung 
durchgesetzt werden sollten. Roosevelt plädierte zunächst für eine stän-
dige UNO-Streitmacht unter direkter Verfügung des Sicherheitsrates. 
Diese Streitmacht sollte aus nationalen Streitkrä�en (vorrangig den Lu�-
wa�en) der Führungsmächte gebildet werden und sich auf ein weltweites 
Netz von Lu�wa�enstützpunkten und logistischen Einrichtungen stüt-
zen. Gegen dieses Modell gab es jedoch Einwände sowohl innerhalb des 
US-Administration wie bei anderen Regierungen. Es galt als völkerrecht-
lich und politisch unrealistisch und als zu kostspielig. Deshalb wurde 
schließlich das bis heute gültige Verfahren beschlossen, wonach der Si-
cherheitsrat in jedem Einzelfall einer Entscheidung über militärische 

Bedenken, der Sowjetunion ebenfalls eine zentrale Rolle zuzuweisen. 
Hauptgrund war der Hitler-Stalin-Pakt von 1939 und der daraus abgelei-
tete sowjetische Gebietsanspruch auf Ostpolen auch für die Zeit nach 
Ende des Zweiten Weltkriegs. Nach dem Angri� Japans auf Pearl Har-
bour Anfang Dezember 1941 und dem aktiven Kriegseintritt der USA 
verloren diese Bedenken jedoch zunehmend an Gewicht. Roosevelt än-
derte seine ursprüngliche Konzeption. Im Mai 1942 schlug er dem sowje-
tischen Außenminister Molotow bei einem Tre�en in Washington vor, 
die Sowjetunion und auch China (Taiwan) gleichberechtigt mit den USA 
und Großbritannien an der Führung der neuen internationalen Ordnung 
und an der Sicherung des Weltfriedens mit eigenen Streitkrä�en zu be-
teiligen. Damit war die Idee für den späteren UNO-Sicherheitsrat gebo-
ren. An eine Beteiligung Frankreichs dachte Roosevelt damals noch 
nicht. Denn in den Augen des US-Präsidenten war der Wa�enstillstand, 
den das Vichy-Regime im Sommer 1940 mit den deutschen Besatzern 
schloss, ein Akt der Kollaboration mit den Nazis. In einer gemeinsamen 
Erklärung vereinbarten die Außenminister der Sowjetunion, der USA 
und Großbritanniens am 30. Oktober 1943 in Moskau die baldige Schaf-
fung einer internationalen Organisation entsprechend den Roosevelt-
schen Vorschlägen sowie die Einbeziehung Chinas als vierter Führungs-
macht. Nach einem Tre�en Roosevelts, Stalins und Churchills im 
November 1943 in Teheran wurden die Ergebnisse der Moskauer Außen-
ministerkonferenz bestätigt. Danach begannen die konkreten Vorarbei-
ten zur Scha�ung der »Organisation der Vereinten Nationen«. Treibende 
Kra� waren weiterhin die USA. Washingtons Vorstellungen über die 
neue Organisation setzten sich schließlich in der 1945 in San Francisco 
beschlossenen Charta fast vollständig durch. 

Wichtigstes Organ der »Vereinten Nationen« sollte nach diesen Vorstel-
lungen der mit allen Kompetenzen ausgestattete »Exekutivrat« (später in 
»Sicherheitsrat« umbenannt). Für die »Generalkonferenz« (heute »Gene-
ralversammlung«), in der alle Mitgliedsstaaten der »Vereinten Nationen« 
mit Sitz und Stimme vertreten sind, sahen die Vorschläge der Roose-
velt-Administration lediglich eine Beratungs- und Empfehlungsfunktion 
vor. Der US-Präsident vertrat zunächst sogar die Position, der »Exekutiv-
rat« solle ausschließlich aus den vier Führungsmächten bestehen. Später 
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und Problembereichen, in denen Washington und/oder Moskau eigene 
Interessen verfolgten. Von den 49 Vetos, die zwischen 1946 und 1949 im 
Sicherheitsrat eingelegt wurden, kamen allein 47 von der Sowjetunion – 
nicht selten provoziert durch die USA. Viele dieser sowjetischen Vetos 
richteten sich gegen die Aufnahme neuer westlicher Staaten in die UNO 
(unter anderem Irlands, Italiens, Portugals). Die USA und ihre Verbün-
deten im Sicherheitsrat verhinderten im Gegenzug zum Beispiel den Bei-
tritt Bulgariens und Albaniens. Schließlich verhängte der Sicherheitsrat 
1950 einen totalen Aufnahmestopp bis 1955. Sitzungen des obersten 
UNO-Gremiums wurden in dieser Phase immer seltener: Im Jahr 1948 
tagte der Rat 168 Mal, 1955 gab es nur noch 23 Sitzungen. Infolge der 
Handlungsunfähigkeit des Sicherheitsrates wurden Fragen von Frieden 
und Sicherheit immer häu�ger vor der Generalversammlung behandelt. 

Nach dem Tod Josef Stalins 1953, dem Ende des Korea-Kriegs ein Jahr 
später und dem Amtsantritt Nikita Chruschtschows 1955 kam es zu einer 
leichten Entspannung im Verhältnis der beiden Großmächte. Sie konnten 
sich auf die Aufnahme von 16 neuen UNO-Mitgliedern einigen. Und ab 
Mitte der 50er-Jahre begannen die Sowjetunion und ihre osteuropäi-
schen Bündnispartner, in einigen der bis dahin von ihnen boykottierten 
Sonderorganisationen und Spezialprogrammen der UNO mitzuarbeiten. 

Ab Mitte der 50er-Jahre veränderten sich das innere Gefüge der UNO 
und die in ihrem Rahmen behandelten Probleme erheblich. Infolge der 
Entkolonialisierung Afrikas und Asiens verdoppelte sich die Zahl der 
UNO-Mitgliedsstaaten bis 1960 auf 100. Bis 1980 kamen weitere 53 Staa-
ten hinzu. Als neun Jahre später mit der Berliner Mauer auch der Ost-
West-Kon�ikt zuende ging, waren es 160, davon 80 Prozent aus der südli-
chen Hemisphäre. Vor allem der Zerfall der Sowjetunion und einiger 
andere osteuropäischer Staaten führte noch einmal zu einem erheblichen 
Zuwachs auf jetzt 193 UNO-Mitgliedsstaaten Davon stammen 75 Prozent 
aus dem globalen Süden. 

Der Sicherheitsrat, das zentrale Entscheidungsorgan der UNO, blieb 
unberührt von den Verschiebungen in der Mitgliedscha� der Vereinten 
Nationen. Zwar wurde in der Rat 1965 durch Änderung von Artikel 23 der 
Charta von zunächst elf Mitgliedern um vier nichtständige Sitze auf 15 
Mitglieder erweitert. Seit 1966 gilt auch ein verbindlicher geogra�scher 

Maßnahmen die benötigten Soldaten, Wa�en und Ausrüstung bei den 
UNO-Mitgliedsstaaten anfordern muss. 

Die Forderung nach vollständiger Abrüstung wurde abgeschwächt in 
die unverbindliche Empfehlung, die Staaten sollten ihre Rüstungen und 
Truppenstärken auf einen Umfang begrenzen, den sie zur Verteidigung 
und Friedenssicherung als notwendig erachten. Die Generalversamm-
lung der UNO erhielt den ebenfalls unverbindlichen Au�rag zur »Bera-
tung« über kün�ige Maßnahmen der Rüstungskontrolle und -begren-
zung (Artikel elf der Charta). 

Die seit Anfang der 90er-Jahre zahlreichen Aktivitäten der UNO im 
Bereich des Peacekeeping haben für viele Menschen das Image der Welt-
organisation entscheidend geprägt. Vielfach ist der falsche Eindruck ent-
standen, als sei die »Wahrung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit« Hauptaufgabe oder gar einzige Zweckbestimmung der Ver-
einten Nationen. In Kapitel I, Artikel 1 der Charta wird jedoch als gleich-
berechtigtes »Ziel« der UNO festgelegt, »eine internationale Zusammen-
arbeit herbeizuführen, um internationale Probleme wirtscha�licher, 
sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor 
den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied 
der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und 
zu festigen.« 

Ost-West-Blockade 

Insbesondere der Charta-Au�rag der kollektiven Friedenssicherung ba-
sierte auf der Annahme, die Siegerkoalition des Zweiten Weltkriegs bleibe 
über 1945 hinaus bestehen. Doch schon in den ersten acht Jahren nach 
Gründung der UNO führte der ideologische Kon�ikt zwischen den USA 
und der Sowjetunion zur fast völligen Lähmung der Weltorganisation. In 
der Generalversammlung dominierten in den Anfangsjahren zwar eindeu-
tig die USA. Lediglich fünf Staaten gehörten zum Lager der Sowjetunion, 
zehn weitere galten als blockfrei. Aber mit ihrem Vetorecht im Sicherheits-
rat konnten sich die beiden Großmächte gegenseitig blockieren. 

Der »Kalte Krieg« (ein 1947 von US-amerikanischen Journalisten ge-
prägter Begri�) verhinderte gemeinsames Handeln in all jenen Regionen 



234 235

tan erreichte der Sicherheitsrat zwar einen Wa�enstillstand, aber keine 
dauerha�e politische Lösung. Nach wie vor sind UNO-Blauhelmtruppen 
an der Grenze zwischen beiden Staaten stationiert. Auch die zunächst von 
der Generalversammlung autorisierte und später vom Sicherheitsrat abge-
segnete kollektive Militäroperation auf der koreanischen Halbinsel führte 
lediglich zu einem Wa�enstillstand. 

Erfolgreicher war die erste militärische Maßnahme der UNO zur Frie-
denserhaltung (Peacekeeping) 1956/57 auf der Suez-Halbinsel. Da die USA 
und die Sowjetunion dieser Maßnahme zwar zustimmten, Frankreich und 
Großbritannien aber ein Veto im Sicherheitsrat einlegten, wurde auch die-
se Operation von der Generalversammlung autorisiert. Im Kongo-Kon�ikt 
(1960–1963) entsandte die UNO eine zeitweise bis zu 20 000 Mann starke 
Streitmacht und gab erstmals das Prinzip der »Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten« eines Staates auf. Am Einspruch der USA schei-
terte in den 60er-Jahre (und erneut 1977) die Verhängung umfassender 
Wirtscha�ssanktionen gegen das Apartheid-Regime in Südafrika – ob-
wohl mehr als drei Viertel der UNO-Mitgliedsstaaten diese forderten. 

Washington verhinderte auch wirksame Maßnahmen zur Durchset-
zung der Resolution 242 des Sicherheitsrates, in der Israel nach dem 
Sechs-Tage-Krieg im Juni 1967 zum Rückzug aus den besetzten Gebieten 
aufgefordert wurde. Vergeblich fordert die Generalversammlung auf ih-
rer jährlichen Herbstsitzung regelmäßig mit großer Mehrheit Druck-
maßnahmen, um Israel zur Umsetzung der Resolution zu bewegen.

Am Veto des Sowjetunion scheiterte eine Resolution des Sicherheits-
rates, mit der die Invasion der Tschechoslowakei durch die Truppen des 
Warschauer Pakts im August 1968 verurteilt werden sollte. 1970 blockier-
ten die USA mit ihrem ersten Veto in der UNO-Geschichte eine Ent-
scheidung des Sicherheitsrates zur Anwendung von militärischer Gewalt 
gegen das weiße Minderheitenregime im damaligen Rhodesien (seit 1981 
Zimbabwe). 

Nachdem 1971 die Volksrepublik China den Platz Taiwans im Sicher-
heitsrat eingenommen hatte, wurde das oberste UNO-Gremium mehr-
fach durch Gegensätze zwischen Moskau und Peking blockiert. Zum Bei-
spiel im indisch-pakistanischen Krieg von 1971, als China Pakistan und 
die Sowjetunion Indien unterstützte. Bis auf einige Finanzierungsfragen 

Verteilschlüssel für die zehn nichtständigen Sitze. Doch an den Macht-
konstellationen innerhalb des Sicherheitsrates änderte sich in den letzten 
70 Jahren überhaupt nichts. Nach wie vor gilt die 1945 von Roosevelt, Sta-
lin und Churchill beschlossene »Jalta-Formel«, die in Artikel 27 der 
Charta festgeschrieben wurde. Danach bedarf es für Entscheidungen des 
Sicherheitsrats der Zustimmung von neun Mitgliedern. Zugleich darf 
keines der fünf ständigen Mitglieder USA, Russland, China, Großbritan-
nien und Frankreich mit Nein stimmen, sondern sich höchstens enthal-
ten. 

»Friedliche Koexistenz« zwischen Washington und Moskau 
garantiert freie Hand in der »Dritten Welt«

Zwischen Moskau und Washington begann ab Ender der 50er-Jahre zwar 
o�ziell die Phase der »friedlichen Koexistenz.« Dennoch beschränkten 
die Interessengegensätze zwischen Ost und West die Handlungsspielräu-
me der UNO erheblich. In Regionalkon�ikten und Bürgerkriegen in 
Afrika (Angola, Moçambique, Namibia, Äthiopien u.a.) oder Lateiname-
rika (z.B. in Kuba, Nicaragua, El Salvador), in denen die USA und die 
Sowjetunion eigene Großmachtinteressen verfolgten, ließen sie sich ge-
genseitig weitgehend freie Hand. Für den Sicherheitsrat bedeutete das in 
der Regel Handlungsunfähigkeit. Initiativen, die andere Ratsmitglieder 
zur Lösung von Kon�ikten ergri�en, wurden häu�g gestoppt. Bis Anfang 
1983 legte die Sowjetunion 113 Mal ein Veto ein, die USA 35 Mal. Das erste 
Veto der USA überhaupt erfolgte 1970, nachdem sie ihre Mehrheit und 
Führungsrolle in der Generalversammlung verloren hatten. Die Verbün-
deten Washingtons und Moskaus in NATO und Warschauer Pakt stimm-
ten in der Generalversammlung sowie in anderen Organen und Gremien 
der UNO zumeist geschlossen mit ihren Vormächten.

Unter diesen Bedingungen konnte der Sicherheitsrat seine Aufgabe der 
friedlichen Kon�iktregelung in den ersten 40 UNO-Jahren nur in wenigen 
Fällen und zumeist nur mit begrenztem Erfolg wahrnehmen. Im Kon�ikt 
zwischen Sowjetunion und Iran bewirkte der Rat 1946 eine Verhandlungs-
lösung. Ein Jahr später vermittelte er die Loslösung Indonesiens von der 
Kolonialmacht Holland. Im Kaschmirkon�ikt zwischen Indien und Pakis-
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Anhang

völlig unumstritten sind die »Peacekeeping«-Truppen, die der Sicher-
heitsrat nach dem türkisch-griechischen Krieg1974 auf Zypern statio-
nierte. Ihr Mandat wurde seitdem alle sechs Monate im Konsens verlän-
gert. Dasselbe gilt für mehrere »Peacekeeping«-Missionen, die seit dem 
Jom-Kippur-Krieg 1973 im Nahen Osten durchgeführt wurden. Am Veto 
Moskaus scheiterten 1979 Resolutionen des Rates zur Verurteilung der 
Invasionen der Sowjetunion in Afghanistan und Vietnams in Kambod-
scha. 

Auf Basis einstimmiger Entscheidungen des Sicherheitsrates konnte 
1988 unter Vermittlung von UNO-Generalsekretär Pérez de Cuéllar der 
Abzug der sowjetischen Besatzungstruppen aus Afghanistan ausgehan-
delt werden. Möglich wurde dieser Vermittlungserfolg durch den Amts-
antritt Michael Gorbatschows in der Sowjetunion 1985. Schon bald da-
nach kam es zu einer deutlichen Au�ockerung der beiden Lagerblöcke in 
der UNO. Der Sicherheitsrat gewann wieder erheblich an Bedeutung. 

Der Fall der Berliner Mauer im November 1989 und das nachfolgende 
Ende der Ost-West-Konfrontation erweckten große Ho�nungen: Jetzt 
werde die UNO endlich die ihr in der Charta zugewiesene Rolle spielen 
bei der friedlichen Kon�iktregelung, der wirtscha�lichen und sozialen 
Entwicklung vieler ihrer Mitgliedsstaaten sowie bei der Bewältigung glo-
baler Probleme. 
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Die WHO in der (Ebola-)Krise –  
wer sorgt sich noch um Weltgesundheit?

Von Nadja Meisterhans

Gesundheitspolitik als Stiefkind der internationalen 
Gemeinschaft

In der Tat hat die WHO trotz früherer Erfolge an Handlungsfähigkeit eingebüßt. 

Nicht zuletzt deshalb befindet sie sich seit einiger Zeit in einem Reformprozess, 

der aber nur schleppend vorangeht. Dabei sind die Aufgaben der WHO vielfältig. 

Sie soll internationale Gesundheitsfragen international koordinieren, Regie-

rungen der Mitgliedstaaten beim Ausbau ihrer öffentlichen Gesundheits- und 

Fürsorgedienste beraten und unterstützen und vor allem Weltseuchen ausrot-

ten, nicht zuletzt, in dem sie die Normen für medizinische Ausbildung und wis-

senschaftlichen Forschung sowie für das öffentliche Gesundheitswesen auf-

stellt. Die WHO ist damit als internationale Gesundheitsorganisation von 

großer Bedeutung.

Warum aber ist die WHO in der (Reform-)Krise und inwiefern hat dies Aus-

wirkungen auf die Ebola-Epidemie? Zunächst sind hier interne Probleme der 

WHO, wie eine aufgeblasene Bürokratie und teilweise schlecht organisierte 

dezentrale Strukturen zu nennen. Das WHO-Regionalbüro für Afrika in Kongo-

Brazzaville beispielweise wurde nach politischem Gutdünken der jeweiligen 

Regierungen und nicht nach Kompetenz besetzt. Mangelnde Motivation und 

ein grundlegender Unwille sich mit der WHO Zentrale in Genf zu koordinieren 

hatten dazu geführt, dass die Berichte von Gesundheitsarbeitern vor Ort nicht 

ernst genommen wurden und leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 

WHO-Büros die Zentrale erst relativ spät über das Ausmaß der Seuche infor-

mierten.

Ein weiterer und entscheidender Grund für die begrenzte Handlungsfähig-

keit der WHO ist jedoch, dass sie wie alle UN-Institutionen chronisch unterfi-

nanziert und deshalb in Abhängigkeit von privaten Geldgebern geraten ist. Die 

Weltgesundheitsorganisation wird durch ordentliche Beiträge der Mitglied-

staaten sowie durch freiwillige Beiträge finanziert. Nach wie vor sind die Staa-
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nau diese Entwicklung wird von zahlreichen kritischen Gesundheitsexpertin-

nen und -experten in der Zivilgesellschaft, wie dem People‘s Health Movement 

und medico international, als wesentliche Ursache der Schwäche der WHO be-

nannt. Private Stiftungen sind weder einer demokratischen Kontrolle unterzo-

gen, noch sind sie öffentlich rechenschaftspflichtig.

Bedenklich ist aber auch, wie diese privaten Stiftungen zu ihrem Geld kom-

men. Das zeigt das Beispiel Gates-Stiftung. Deren Stiftungskapital stammt aus 

dem Vermögen, das Gates in der Vergangenheit mit seiner Computerfirma Mi-

crosoft erwirtschaftet hat und nun auf rund 60 Milliarden US-Dollar geschätzt 

wird. Dieses Vermögen ist Ergebnis einer auf die Monopolstellung ausgerichte-

ten Unternehmensstrategie. Nun wird es in die Stiftung gesteckt wird, um Steu-

ern zu sparen. Doch damit nicht genug: Zusätzlich legt die Gates-Stiftung ihr 

Geld in hoch profitablen Bereichen an. Dabei handelt es sich um Firmen aus der 

Chemie-, Nahrungsmittel- und Pharmaindustrie, deren Geschäftspraktiken ei-

ner nachhaltigen Gesundheitspolitik entgegenstehen. Die Mittel, die Gates in 

Gesundheitsprojekten zur Verfügung stellt, rühren zum Beispiel aus Renditen, 

die mit Kapitalanlagen in Unternehmen wie Monsanto, Coca-Cola, McDonalds 

und Shell erwirtschaftet werden.

Es ist kein Zufall, dass die Gates-Stiftung, die inzwischen die Impfprogram-

me der WHO finanziert, wenig Interesse an der Verbreitung frei zugänglicher 

Generika zeigt. Vielmehr hat sie veranlasst, dass ausschließlich patentierte 

Medikamente der großen Pharmariesen verwendet werden. Denn die Gates-

Stiftung hat ein Eigeninteresse, dass die Firmen, in denen sie ihr Kapital anlegt, 

die Profite steigern. Bill Gates beteiligte sich in seiner Zeit als Chef von Mi-

crosoft aktiv an der Politik der geistigen Eigentumsrechte, indem er die TRIP-

Abkommen unterstützt hat. (Auf Basis des in den 90er-Jahren im Rahmen der 

Welthandelsorganisation WTO vereinbarten »Abkommen über handelsrelevan-

te geistige Eigentumsrechte« wurden die Patente der großen multinationalen 

Pharmakonzerne auf Medikamente zur Behandlung von AIDS und anderen 

Krankheiten geschützt gegen die preiswerteren Generika von Herstellern in In-

dien und anderen Ländern des Südens, AZ). Gerade die TRIP-Abkommen haben 

verhindert, dass zum Beispiel überlebenswichtige Medikamente in ärmeren 

Ländern kopiert und kostengünstiger hergestellt werden. Dies führt unweiger-

lich zu Interessenskonflikten. Damit stehen private Stiftungen zu recht im Ver-

dacht, im engen Schulterschluss mit der Gesundheitsindustrie in der WHO nur 

ten die wesentlichen Geldgeber. Deutschland kommt neben den USA und Japan 

als drittgrößter staatlicher Geldgeber für die finanzielle Unterstützung auf. Nur 

20 Prozent des jährlichen Budgets stammen jedoch aus regulären Mitgliedsbei-

trägen. 80 Prozent sind dagegen Zuschüsse und zweckgebundene Mittel, die 

einzelne Länder, große private Stiftungen, Unternehmen oder finanzstarke 

NGOs beisteuern, und die nur für bestimmte Projekte zur Verfügung stehen. 

Die WHO-Generalversammlung verfügt über ein Vier-Milliarden-Dollar-Budget, 

das auf zwei Jahre ausgelegt ist. Davon kontrolliert und bewilligt sie jedoch nur 

noch eine Milliarde US-Dollar. Die restliche Summe wird von der Generalver-

sammlung lediglich zur Kenntnis genommen. Das führt zum Kontrollverlust und 

einer problematischen Konkurrenz zwischen den verschiedenen Programmen 

der WHO um die Gunst der Geber.

An die Stelle der über die WHO koordinierten internationalen Gesundheits-

politiken, die sich an den Bedürfnissen der Menschen orientieren, treten in der 

Gesundheitsagenda der internationalen Gemeinschaft außerdem zunehmend 

Investitionspolitiken in Form von Private-Public-Partnerships. Problematisch 

an dieser Entwicklung ist, dass so nicht nur die Gesundheits-, sondern auch die 

Versicherungs-, und Ernährungsindustrie im Rahmen dieser (vermeintlichen) 

Partnerschaften mit wirtschaftlich schwächeren Staaten zu zentralen Akteuren 

globaler Strukturpolitiken avancieren. Auf diese Weise trägt sie zur Globalisie-

rung des neoliberalen Staatsmodells und des ideologischen Fetischismus der 

freien Märkte bei. Genau diese Denkmuster führen zu Politiken, die eine nach-

haltige insbesondere auf die Stärkung strukturell Benachteiligter bezogene 

Entwicklungsagenda konterkarieren, nicht zuletzt, da sie das Sozialstaatsprin-

zip aberkennen.

Zudem haben auch Geberstaaten eine von der Privatindustrie beeinflusste 

Agenda, indem sie Gesundheitspolitiken als Wirtschafts- bzw. Investitionspoli-

tik begreifen und damit Private Public Partnerships entsprechend unterstütz-

ten.

Philantrokapitalismus und Expertokratie

Die WHO ist heute mehr denn je auf private Geldgeber wie die Bill-und-Melinda-

Gates-Stiftung angewiesen. Diese ist mittlerweile deren größter Financier und 

hat deshalb großen Einfluss auf die Gesundheitsprogramme der WHO. Und ge-
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(WHO 2014) als Leitlinien der Organisation genannt.

Keine Rendite mit Ebola

Wegen mangelnder Gewinnaussichten zeigte sich die Pharmaindustrie bis vor 

kurzem desinteressiert, Medikamente für die lange Zeit ausschließlich im Sü-

den vorkommende Ebola-Krankheit zu entwickeln. Dies änderte sich erst als 

Ebola zur globalen Bedrohung – und damit auch für die reichen Staaten zum 

Ernstfall – wurde. Und weil Ebola lange als afrikanische Krankheit galt und das 

Risiko für ein Übergreifen der Epidemie auf die Industrieländer und die Schwel-

lenländer in Asien und Lateinamerika als relativ gering eingestuft wurde, fehlte 

auch der politische Druck der einflussreichen Staaten auf die WHO. Freilich ist 

es auch kein Zufall, dass Ebola gerade in den ärmsten Regionen dieser Welt 

ausgebrochen ist, in denen funktionierende Gesundheitssysteme fehlen.

Paradoxerweise treten nun gerade die transnationalen Pharmariesen als 

Menschenretter auf und verleugnen damit den grundlegenden Interessenkon-

flikt, der zwischen privaten Unternehmen, Stiftungen und den jeweils betroffe-

nen Gesellschaften besteht. Im Sinne einer nachhaltigen Gesundheitspolitik 

bedarf es nämlich – im Norden wie im Süden – öffentlicher Einrichtungen, die 

auf der Grundlage von menschenrechtlich verbrieften Ansprüchen eine soziale 

Inklusion ermöglichen. Die Kernaufgabe der WHO wäre es, gerade die Errich-

tung von funktionierenden öffentlichen Gesundheitssystemen zu unterstützen.

Die bestehenden Global-Governance-Strukturen waren in der Vergangen-

heit gerade nicht in der Lage, multiple Krisen (Gesundheits-, Ernährung-, Um-

weltkrisen) im globalen Maßstab zu verhindern. Stattdessen haben sie – denkt 

man etwa an die neoliberalen auf Liberalisierung und Deregulierung ausgerich-

teten Strukturpolitiken des Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Welt-

handelsorganisation (WTO) – häufig zu ihnen beitragen. Insbesondere die im 

Anschluss an Schuldenkrisen und die globale Finanzkrise verordneten Austeri-

tätspolitiken haben dazu beigetragen, dass Staaten (sowohl im Süden wie 

auch im Norden) kaum in die soziale Infrastruktur investieren (können). Und 

auch in der WHO musste gespart werden. Seit der globalen Finanzkrise im Jahr 

2008 verzeichnete die WHO ein deutliches Minus bei den Einnahmen. Die Folge 

ist, dass insbesondere die Länder des Südens im Rahmen des »Charity-Mo-

dells« zu Hilfsempfängern deklassiert werden.

die Projekte zu finanzieren, die auf kurzfristige Prestigegewinne und Profite 

hoffen lassen.

Hinzu kommt, dass die chronische Unterfinanzierung der WHO zu einer Art 

Selbstzensur auf der Ebene der Mitarbeitenden führt. Bevor es gar kein Geld für 

Gesundheitsprojekte gibt, lässt man sich auf den Deal mit den privaten Geldge-

bern ein. Das Ergebnis sind hochgradig selektive, technokratische, zeitlich be-

grenzte und nur auf die Bekämpfung bestimmter Krankheiten ausgerichtete 

Gesundheitsprojekte. Diese Projekte können auch zur Fragmentierung und da-

mit Schwächung von Gesundheitssystemen beitragen, indem sie die Eigeniniti-

ative und Verantwortlichkeit der jeweiligen Regierungen untergraben und zu-

gleich medizinisches Personal durch höhere Gehälter aus den öffentlichen 

Institutionen abwerben.

Bedenklich an dieser Entwicklung ist aber nicht nur, dass dem »Philantro-

kapitalismus« Tür und Tor geöffnet wird, sondern auch dass die Gesundheitsa-

genda dem kritischen Diskurs entzogen wird und verfehlte Prioritätensetzung 

nicht mehr in Frage gestellt wird. Denn die medizinisch-technokratische Deu-

tung des Gesundheitsthemas kann auch als Ausdruck einer neoliberalen, auf 

Entpolitisierung ausgerichteten Herrschaftsstrategie verstanden werden, in 

der gesellschaftliche Machtfragen, Abhängigkeiten und Konfliktlagen verleug-

net werden. Im Sinne des »verbetriebswirtschaftlichten« Denkens agieren Stif-

tungen als Weltverbesserungskonzerne, die die geretteten Leben zählen, sich 

aber wenig um öffentlichen Strukturpolitiken und damit die Einlösung von ver-

brieften Rechten kümmern. Im Sinne der Managerlogik werden Gesundheitspo-

litiken als »one size fits all solutions« gerahmt, die streng auf funktionale Effi-

zienz ausgerichtet sind und so häufig an gesellschaftlichen Bedürfnissen und 

Forderungen vorbeigehen. Dazu gehört auch, dass die Erfahrungen der jeweili-

gen Länder im Umgang mit bestimmten Krankheiten, insbesondere das Wissen 

über deren sozialen und politischen Ursachen sowie die forschungsbezogene 

Wissensproduktion systematisch ignoriert werden. Die technokratisch medizi-

nische Expertokratie ist daher auch per se undemokratisch. Und diese Experto-

kratie und das »verbetriebswirtschaftlichte« Denken bestimmen auch die in-

haltliche Ausrichtung der WHO. Bezeichnend hierfür ist das aktuelle 

WHO-Budget Papier, das sich mit der Reform der WHO befasst. Hier wird nicht 

etwa über eine umfassende Demokratisierungsstrategie nachdacht, sondern 

es werden »Managerial accountability, transparency and risk management« 
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Interview mit dem  
Medizinexperten McCoy 
»Bill Gates ist rücksichtslos« 

Ein Interview aus dem Wirtschaftsmagazin enorm  

von Kathrin Hartmann

Warum die Microsoft-Milliarden nicht nur helfen, sondern auch Abhängigkeiten 

verlängern. Der Microsoft-Gründer setzt sich wie kaum ein anderer Unterneh-

mer für die Armen ein. Der britische Mediziner David McCoy kritisiert das Enga-

gement trotzdem.

Enorm: Herr McCoy, die Bill & Melinda Gates Foundation ist die weltweit be-

kannteste philanthropische Stiftung. Sie unterstützt die Bekämpfung von 

Krankheiten in armen Ländern, die Entwicklung von Impfstoffen und landwirt-

schaftliche Programme zur Bekämpfung von Hunger. Sie gehören zu den weni-

gen Medizinern, die das kritisieren. Warum?

McCoy: Es ist wichtig zu verstehen, dass die Stiftung nicht nur eine Wohltätig-

keitsorganisation ist, sondern Einfluss auf Politik, Forschung und selbst jour-

nalistische Berichterstattung hat. Mit einem Stiftungsvermögen von 29,3 Milli-

arden Euro und einem ähnlich großen Betrag, den Warren Buffett der Stiftung 

für die Zukunft zugesagt hat, ist sie extrem mächtig. Ich sehe Probleme in der 

Gestaltung und Herangehensweise dieser Programme und darin, dass die Stif-

tung keine Rechenschaft ablegen muss.

Sie haben 1000 Förderungen für Gesundheitsprogramme im Wert von fast neun 

Milliarden Dollar untersucht, die die Stiftung zwischen 1998 und 2007 gewährt 

hat. Wie lautet Ihr Ergebnis?

Die Stiftung unterstützt eine breite Auswahl von Organisationen und wirkt durch 

sie. Dazu gehören die Weltgesundheitsorganisation (WHO), große Gesundheits-

partnerschaften zwischen der öffentlichen Hand und Unternehmen wie dem Glo-

bal Fund zur AIDS-Bekämpfung oder der Globalen Allianz für Impfstoffe (GAVI), 

internationale Nichtregierungsorganisationen, Forschungsinstitute und führen-

Damit ist die Schwäche der WHO auch auf das Versagen der internationalen 

Gemeinschaft und einer strukturell defizitären Global Governance for health 

zurückzuführen. In diesem Sinne ist Ebola auch ein Ausdruck der Krise des glo-

balen Regierens.

Quelle: www.medico.de/themen/gesundheit/ebola/dokumente/die-who-in-der-ebola--kri-
se/4732, 13.11.2014. Mit freundlicher Genehmigung der Autorin. 
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Sie ist übertrieben. Der Global Fund hat eher drei bis vier Millionen Leben geret-

tet. Für wichtiger halte ich aber die Botschaft der Werbung, dass Reiche den 

Armen helfen. Demgegenüber steht die Tatsache, dass das Vermögen aus ille-

galen Finanzströmen, die aus Afrika herausgehen, um ein Vielfaches höher ist 

als die Summe der Hilfsgelder, die Afrika erhält. Ein Großteil landet auf Firmen- 

oder Privatkonten der Elite, oft genug in Steueroasen.

Unbestritten ist aber doch, dass Menschen gerettet werden.

Schnell reagieren, Leben retten und gleichzeitig institutionelle Kapazitäten 

aufzubauen, das ist die größte Herausforderung im globalen Gesundheitssek-

tor. Wir dürfen aber nicht die Ursachen von Armut, Mangelernährung und 

Krankheiten vernachlässigen. Sonst bleiben die Armen dauerhaft von Hilfe ab-

hängig. »Leben retten«, das ist ein mächtiges rhetorisches Instrument, um Pro-

bleme zu entpolitisieren: »Wir retten hier Leben. Stört uns nicht mit politischen 

Fragen oder euren Bedenken zu Gerechtigkeit, ökonomischen Entwicklungen, 

Selbstbestimmung oder Umweltverträglichkeit.«

Helfen globale öffentlich-private Programme zwischen Staaten und Unterneh-

men wie der Global Fund und GAVI nicht?

Wir sind heute viel besser in der Lage, Menschen unter Armutsbedingungen am 

Leben zu halten. Aber der Klimawandel, Ressourcenkonflikte und Resistenzen 

gegen Antibiotika können die Verbesserungen, die in den vergangenen 15 Jah-

ren in armen Ländern erreicht wurden, rückgängig machen. Wir haben etwa 

eine höhere Lebenserwartung von Menschen mit HIV in Afrika. Die Lehre dar-

aus sollte nicht sein, dass wir immer Medikamente für neue Krankheiten finden, 

sondern dass Menschen vor neuen Bedrohungen geschützt werden müssen – 

durch Ernährungssicherheit, Bildung, sauberes Wasser, Beschäftigung und de-

mokratische Institutionen. Bill Gates’ Fokus auf Charity und Technologie ent-

hält kein Bekenntnis zu sozialer Gerechtigkeit und nachhaltiger Entwicklung. Er 

stellt auch nicht das Wirtschaftssystem in Frage, das Vermögen von unten nach 

oben verteilt.

Befürworter halten dagegen, dass Bill Gates Wohlstand zurückgibt und seine 

unternehmerischen Fähigkeiten dafür einsetzt, den Armen zu helfen.

Er gibt kein Geld zurück. Es bleibt unter seiner Kontrolle, wie er es einsetzt. Ich 

de Universitäten in den USA und Europa, die zu globaler Gesundheit arbeiten. Die 

Stiftung unterstützt sogar die Weltbank. Sie konzentriert ihren Einfluss und ihr 

Geld auf wenige ausgewählte Technologien und Krankheiten, insbesondere HIV, 

Tuberkulose, Malaria und solche, gegen die man impfen kann.

Und das ist schlecht?

Sicher ist es gut, mehr Geld für Impfungen und die Behandlung dieser Krankhei-

ten in armen Ländern zu haben. Aber dieses Geld wurde nicht immer effizient 

und kostensparend eingesetzt. Vor allem zu Beginn, Anfang der 2000er-Jahre, 

hat die Konzentration von Global Fund und GAVI auf Impfungen und nur drei 

Krankheiten dazu beigetragen, dass andere dringende Probleme vernachläs-

sigt wurden. Gesundheitssysteme in armen Ländern müssen sich um viele 

wichtige Dinge gleichzeitig kümmern: Behandlung von Krankheiten, Vermei-

dung von Krankheiten durch falsche Ernährung, Zugang zu sauberem Wasser, 

Ausbildung von Ärzten und Krankenpflegern, Verbesserung von Informations-

systemen. Wenn externe Kräfte wie die Gates-Stiftung Programme finanzieren, 

die sich nur auf wenige Krankheiten oder Technologien konzentrieren, kann das 

Gesundheitssystem insgesamt Schaden nehmen.

Aber muss sich eine Stiftung nicht auf einzelne Aspekte konzentrieren?

Stellen Sie sich vor, Sie leiten eine Schule in einer armen Gemeinde. Es kommt ein 

Finanzier mit einer Menge Geld – aber nur für Mathe und Physik. Er muss die 

Wirkung nachweisen, also bringt er Experten von außen, die der Schule helfen, 

die Prüfungsergebnisse in Mathe und Physik zu verbessern. Er besteht sogar da-

rauf, dass Mathe- und Physiklehrer besser bezahlt werden. Aber Sie haben keine 

Ahnung, wie lange diese Unterstützung anhält. Das passierte mit Gesundheits-

systemen, als solche eng gefassten Programme durch externe Organe wie Gates’ 

Stiftung initiiert und finanziert wurden. Das ist besonders problematisch, da die 

Strukturanpassungen der 80er- und 90er-Jahre, wegen der arme Länder zum 

Schuldenerlass öffentliche Investitionen zurückfahren mussten, Gesundheits-

systeme und öffentliche Dienstleistungen bereits geschädigt hatten.

In einem Werbespot anlässlich des zehnjährigen Bestehens des Global Fund 

feierten Prominente wie Bono, Bill Clinton und Bill Gates, dass das Programm 

8,7 Millionen Leben gerettet habe. Stimmt diese Zahl?
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onspolitik hat, ist unbegreiflich und falsch. Sie ist zum Beispiel nicht nur ein 

großer Anteilseigner von Coca Cola, sondern bewirbt den Konzern als Beispiel 

für effektive und gute Unternehmensführung. Dabei ist der Beitrag von Coca 

Cola zu massenhaftem Übergewicht, die Geschäftspraktik und die Auswirkung 

der Fabriken auf lokale Gemeinschaften fragwürdig. Mit ihrer Anlagenpolitik 

legitimiert die Gates Foundation Akteure und Gesetze, die nicht legitimiert ge-

hören. Dazu kommt, dass ein großer Teil des Stiftungsvermögens auf Steuerbe-

freiung beruht. Die Öffentlichkeit hat einen Anspruch darauf, zu erfahren, wie 

das Geld verwendet wird.

In Deutschland unterstützt die Gates Foundation mit 20 Millionen Euro privat-

öffentliche Entwicklungspartnerschaften, zu denen Firmen wie BASF, Bayer 

und Syngenta gehören. Voraussetzung war, dass die deutsche Regierung dafür 

weitere 20 Millionen Euro aus dem Topf der Entwicklungshilfe in diese Partner-

schaften investiert.

Partnerschaften sind im Prinzip gut. Aber viele ermöglichen und legitimieren 

den Zugriff von Unternehmen auf den öffentlichen Sektor. Nehmen wir den Ein-

fluss multinationaler Konzerne innerhalb des Transatlantischen Handelsab-

kommens. Das sind weniger Verhandlungen zwischen den USA und der Europä-

ischen Union, als zwischen Interessensgruppen aus Industrie, Finanzsektor 

und der Allgemeinheit. Wir wollen nicht, dass Milliardäre, Banken und Konzer-

ne die Politik bei Finanzmarktregulierung und Umweltgesetzen beeinflussen. 

Warum sollte das für Landwirtschafts- und Gesundheitsprogramme in Ordnung 

sein?

Dennoch gibt es im Gesundheitssektor wenig Kritik an dem Einfluss der Stif-

tung. Ist das vorauseilender Gehorsam, um an Fördermittel der Stiftung zu 

kommen?

Geballtes Vermögen und Macht kaufen nicht nur Einfluss, sondern auch Zustim-

mung, Selbstzensur und Gruppendenken. Bevor ich anfing, zur Gates Foundati-

on zu forschen, wurde ich gewarnt, dass das meiner Karriere schaden könnte. 

Aber nachdem meine Studie im Medizinjournal The Lancet veröffentlicht wurde, 

bestätigten viele, dass die Stiftung einen zu großen Einfluss hat und ein Klima 

schafft, in dem sich Gesundheitsexperten weigern, ihr zu widersprechen.

möchte den Blick aufs große Ganze lenken, dessen Teil die Stiftung ist: den 

Zusammenhang zwischen dem immensen Reichtum und der Verarmung. Dass 

exzessives und konzentriertes Vermögen das Ergebnis einer fairen und effizi-

enten wirtschaftlichen Entwicklung ist und den Armen durch den sogenannten 

Trickle-Down-Effekt hilft – es also von oben nach unten durchsickert –, das ist 

ein Mythos, den auch die Gates Foundation verbreitet. Charity ist oft ein Akt der 

Großzügigkeit. Aber sie kann auch das Macht- und Abhängigkeitsverhältnis 

zwischen Reichen und Armen verstärken oder dazu benutzt werden, ungerech-

te, undemokratische oder repressive Strukturen zu erhalten.

Mit einem Privatvermögen von 56 Milliarden Euro ist Bill Gates der reichste 

Mann der Welt. Einige sagen, sein Vermögen sei verdient, weil er ein Genie ist.

Manchmal sage ich meinen Studenten, sie sollen sich eine Welt ohne Bill Gates 

vorstellen. Würden wir Laptops, Textverarbeitungsprogramme und Internet ha-

ben? Es dauert nicht lange, bis sie sich fragen, wieso eine Person so viel priva-

tes Vermögen mit einer Entwicklung gemacht hat, die sowieso passiert wäre. 

Gates’ Vermögen beruht nicht so sehr auf seiner Intelligenz oder seiner Genia-

lität, sondern auf seinem rücksichtslosen Geschäftssinn, der ihm erlaubt hat, 

einen Markt zu monopolisieren und Steuervermeidung zu maximieren.

Die Gates Foundation unterhält Partnerschaften mit Pharmakonzernen wie No-

vartis, Glaxo Smith Kline, Sanofi und Merck. Auch das kritisieren Sie. Warum?

Es gibt eine Menge Marktversagen im Pharma-Sektor, das zu exorbitanten Ge-

winnen und ineffzienter Forschung mit zu vielen Interessenskonflikten führt. 

Das schadet der Allgemeinheit. Der Schlüssel liegt im System der geistigen Ei-

gentumsrechte, das Gates mit aufgebaut hat, als er noch bei Microsoft war. Sei-

ne Stiftung arbeitet eng mit der Pharma-Industrie zusammen. Es sollte besser 

erforscht werden, wie viel privates und öffentliches Geld so in die Entwicklung 

von Medikamenten und Impfungen fließt, die dann privatisiert und gewinnbrin-

gend auf einem wettbewerbsverzerrten Markt verkauft werden.

Das Stiftungsvermögen rührt auch aus Kapitalanlagen in Unternehmen wie 

Monsanto, Coca Cola, McDonald’s und Shell. Wie verträgt sich das mit dem 

Anspruch, die Gesundheit zu fördern?

Dass die Stiftung keine Ethik- und Nachhaltigkeitsstandards in ihrer Investiti-
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Was hilft gegen Ebola?

Ein Aufruf von Eric A. Friedman, Lawrence O. Gostin, Mayowa Joel und Rotimi 

Sankore. Die Autoren sind führende Komiteemitglieder der Plattform für eine 

Rahmenwerkkonvention für globale Gesundheit (Platform for a Framework 

Convention for Global Health). Rotmi Dankore und Mayowa Joel sind außerdem 

Mitglieder des afrikanischen Regionalsekretariats der FCGH Plattform.

Es gibt nur wenige Ereignisse, die uns so sehr an die gemeinsame menschliche 

Verletzlichkeit erinnern, wie der aktuelle Ausbruch von Ebola in Westafrika. 

Diese unheilbare, tödliche Erkrankung widersetzt sich den Bemühungen, sie 

einzuhegen und verbreitet sich stattdessen von Gemeinde zu Gemeinde und 

über Grenzen hinweg.

Das menschliche Leiden, die Angst und sogar die Panik betreffen sowohl 

Familien als auch Gemeinden, die ökonomische Not ist immens. Die größte Last 

liegt auf Guinea, Liberia und Sierra Leone. In Lagos (Nigeria), das mit einer Be-

völkerung von zwölf Millionen Menschen eine der zwei bevölkerungsreichsten 

Städte des afrikanischen Kontinents ist, wurden Ebola-Erkrankungen und To-

desopfer bestätigt. Zudem gibt es Berichte, die von einem Anstieg der Ebola-

Erkrankungen in Senegal und der Rückkehr von Ebola in der Republik Kongo 

ausgehen.

Nachdem die internationale Gemeinschaft lange Zeit gescheitert ist, nach-

haltige und proaktive Maßnahmen zu ergreifen, die als Antwort auf globale 

Gesundheitsrisiken und Pandemien (mit eingeschlossen Ebola) notwendig ge-

wesen wären, ringt sie nun darum, eine Krise zu bewältigen. Wo waren zu gege-

bener Zeit die Rahmenbedingungen für globale Gesundheit, die mithilfe natio-

naler und regionaler Kapazitäten zur effektiven Prävention und Eingrenzung 

einen inzwischen unkontrollierten Ausbruch hätten verhindern können?

Eine Rahmenkonvention für globale Gesundheit

Für viele globale Bedrohungen, von der nuklearer Bewaffnung und Klimaverän-

derungen bis hin zu ökonomischen Themen wie Handel und Investitionen, gibt 

es eine Reihe verbindlicher internationaler rechtlicher Grundlagen. Es existie-

Warum engagiert sich Bill Gates – profitiert er persönlich davon?

Die Stiftung wurde nicht gegründet, um Geld zu machen. Aber sie ist ein Mittel, 

um Macht und Einfluss auszuüben. Bill Gates nennt sich einen »ungeduldigen 

Optimisten«. Aber ich finde, dass seine Hoffnungen konservativ und unambiti-

oniert sind. Ich will eine gerechte Entwicklung – nicht nur Charity. Ich bin hier 

der ungeduldige Optimist. Dennoch: Es scheint ihm ernst zu sein, Gutes für die 

Armen tun zu wollen. Deshalb würde ich mit ihm gerne öffentlich diskutieren.

Worüber wollen Sie sprechen?

Darüber, dass Technologie nur ein Teil jeder Lösung sein kann. Ich würde mit 

ihm über die Unzulänglichkeit des Systems geistiger Eigentumsrechte spre-

chen und ihn auffordern, sich für Banken-, Buchführungs- und Steuerreformen 

einzusetzen, die unterbinden würden, dass hunderte Milliarden Dollar auf ille-

galem Weg Afrika verlassen. Über Handels- und Investitionsabkommen, von 

denen Investoren und Großkonzerne profitieren und unter denen Menschen 

und Umwelt leiden. Ich würde ihn fragen, ob er das geringe Vermögen des einen 

Prozent ökonomisch und ethisch begründen kann und ob das erbärmliche Ge-

halt hunderttausender Krankenschwestern und Lehrer weltweit gerechtfertigt 

ist. Mir würde noch viel einfallen. Wir könnten stundenlang diskutieren. 

Quelle: Enorm – Wirtschaft für den Menschen, Nr. 3/14, März 2014.
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gen Finanzierung Standards etablieren, die Gesundheitsvorsorge und zugrun-

deliegende Determinanten von Gesundheit betreffen. Es würde erschaffen 

werden, um Menschen besser darin zu befähigen, ihre Regierungen zur Verant-

wortung zu ziehen und an Entscheidungen teilzuhaben, die die eigene Gesund-

heit betreffen. Das Abkommen würde Maßnahmen zur Stärkung von Gesund-

heitsgerechtigkeit enthalten und die Gesundheit für marginalisierte Menschen 

und Bevölkerungen unterstützen (mit eingeschlossen sind Reaktionen auf ver-

schiedene Formen der Gewalt gegen Frauen).

Weiterhin würde das FCGH den Status des Rechts auf Gesundheit in ande-

ren internationalen Regimen (wie Handel und Investitionen) verbessern. Da 

gesundheitsbasierte Bedrohungen keine nationalen Grenzen kennen, würden 

vielmehr die kollektiven Regierungsverpflichtungen bezüglich Gesundheit über 

nationale Grenzen hinweg geklärt werden.

Globale Gesundheit ist nur so stark wie ihr schwächstes 
Glied. 

Eine umfangreiche universale Gesundheitsabsicherung bedarf ausreichender 

Investitionen, um zum einen mehr Gesundheitspersonal und zum anderen die 

richtige Mischung aus qualifizierten MitarbeiterInnen auszubilden, so dass 

jede Gemeinde erreicht wird. Es wird Gesundheitspersonal benötigt, das in den 

Gemeinden arbeitet und in der Lage ist, zeitnah ungewöhnliche Krankheitsver-

läufe zu entdecken und eine Brücke zu schlagen zwischen den Menschen und 

dem Gesundheitssystem, das ihnen zur Verfügung stehen soll. Eine gut funkti-

onierende primäre Gesundheitseinrichtung ist erforderlich, um Patienten kom-

petent behandeln und betreuen zu können. Auf diese Weise kann ein qualitativ 

hochwertiger Service in sicheren und hygienischen Verhältnissen gewährleis-

tet werden. Das beinhaltet den Schutz von Patienten und Gesundheitspersonal 

mit Hilfe von Infektionskontrollmechanismen und Protokollen, an denen es mo-

mentan mangelt – und das mit tödlichen Folgen. Mit anderen Worten: Es hätte 

genau diese Art einer starken Politik für Krankheitsprävention und Gesund-

heitssysteme gebraucht, die momentan in vielen, darunter den von Ebola be-

troffenen Ländern fehlt. Dieser Mangel führt zu einer Verletzlichkeit der Men-

schen, die sich nicht nur beim Ausbruch von Krankheiten wie Ebola zeigt, 

sondern auch in alltäglichen und häufig tödlich endenden (nicht-) infektiösen 

ren jedoch lediglich sehr eng gefasste Abkommen im Kontext von Tabak und 

Kooperationen für den Schutz gegen die internationale Verbreitung von Krank-

heiten – die sich nicht zuletzt als zutiefst inadäquat für den Ausbruch von Ebola 

und ähnliche Pandemien erwiesen haben. Aktuelle und vergangene Ausbrüche 

zeigen deutlich, dass Ebola und andere Erkrankungen globale Bedrohungen 

sind. Es ist augenscheinlich und logisch, dass für eine nicht nur episodische, 

sondern nachhaltiger Förderung von globaler Gesundheit internationale recht-

liche Rahmenbedingungen erforderlich sind, die Gesundheit für jedes Individu-

um und jede Gemeinde garantieren. Internationales Recht könnte ein solches 

Rahmenwerk etablieren – eine gesetzliche Infrastruktur für belastbare, reakti-

onsfähige und gerechte Gesundheitssysteme und für gesellschaftliches Ver-

trauen. Beides wird aktuell dringend benötigt. Während es zu spät ist, um die 

Ebola-Tragödie aufzuhalten, die sich in Westafrika abspielt, wird es in Zukunft 

noch weitere Gefahren in der globalen Gesundheit geben. Es ist nicht zu spät, 

die Macht von globalem Recht und Solidarität zur Erschaffung einer nachhalti-

gen und gesunden Zukunft zu nutzen. Die ärmsten Menschen der Welt müssten 

nicht einer außer Kontrolle geratenen Erkrankung ausgesetzt werden, wenn 

eine gut funktionierende Gesundheitsinfrastruktur dem zuvorkommen könnte. 

Wir müssen hohe Infektionsraten und niedrige Lebenswartungen, die vor allem 

die ärmsten Menschen der Welt betreffen, nicht akzeptieren. In Sierra Leone 

beispielsweise liegt die Lebenserwartung durchschnittlich bei 46 Jahren, in 

South Dakota in den USA bei den indigen Amerikanern der staatlichen Pine 

Ridge Reservation werden die Menschen durchschnittlich nicht einmal 50 Jahre.

Was wäre, wenn Länder sich gemeinsam auf eine Rahmenkonvention zu 

globaler Gesundheit (Framework Convention on Global Health – FGGH) einigen 

könnten? Dieses globale Gesundheitsabkommen würde auf dem Menschen-

recht auf Gesundheit basieren und darauf abzielen, skrupellosen nationalen 

und globalen Gesundheitsungleichheiten ein Ende zu setzen. Mit besonderer 

Aufmerksamkeit für die am verletzlichsten und benachteiligten Menschen wür-

de das Abkommen weltweit die Gesundheit und das Leben von Menschen ver-

bessern.

Verbesserte Regierung, Krankheitsprävention und stärkere Gesundheits-

systeme sind global, regional und national entscheidend – globale Gesundheit 

ist nur so stark wie sein schwächstes Glied. Das FCGH würde neben dem globa-

len und inländischen Finanzierungsrahmen zur ausreichenden und nachhalti-
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tenten oder unklaren Kriterien produziert und verteilt werden. Das FCGH könn-

te auch die Basis für Grundrechte und umfassende universale 

Gesundheitsversorgung als Teil der entwickelten Post-2015-Entwicklungsagen-

da formen.

Die Zukunft der Menschlichkeit sichern

Der aktuelle Ausbruch von Ebola wird nicht der letzte mit einer so plötzlich töd-

lichen Dringlichkeit sein – sei es Ebola, eine neue virale Belastung oder etwas 

noch exotischeres –, bei der schwache Krankheitsprävention und Gesundheits-

systeme eine Eindämmung verhindern. Wir wissen aus der Geschichte, dass 

Krankheitsausbrüche mehrere Tausende und sogar Millionen von Menschen 

töten können. Dabei können selbst all die Fortschritte der modernen Medizin 

den Zugang zu einer Behandlung nicht garantieren, insbesondere da Mikroben 

erneut ihre Fähigkeit beweisen haben, sich zu verändern und gegenüber allen 

Behandlungen resistent zu sein. Das Schreckensgespenst einer katastrophalen 

viralen Pandemie, beispielsweise durch einen neuen Untertyp, zeichnet sich ab. 

Die schlimmste Pandemie trug sich 1918 zu, tötete 50 Millionen Menschen und 

infizierte 20 bis 40 Prozent der Weltbevölkerung. Seitdem hat die Welt die asia-

tische Grippe zwischen 1957 und 1958, die weltweit zwei Millionen Tote zur Fol-

ge hatte, als auch die Pandemie zwischen 1968-1970 (Hong Kong Grippe) erlebt, 

die verglichen mit der spanischen Grippe eher milde war, viele ältere Menschen 

befallen hat und insgesamt eine Millionen Todesopfer brachte. Ein aktuelles 

Beispiel ist der H1N1 Grippenvirus, der von Menschen, Schweinen und Vögeln 

übertragen wurde. Er trat im April 2009 erstmals in Mexico auf und verbreitete 

sich anschließend in der gesamten Welt. Während wir heute die Vorteile moder-

ner Medizin genießen, wird andererseits durch den Flugverkehr die Verbreitung 

von Erkrankungen beschleunigt. Schlecht ausgerüstete Gesundheitssysteme 

können zudem die Vorteile medizinischer Technologien nicht im vollen Umfang 

nutzen.

Allerdings sollte uns Ebola in Bezug auf die täglichen Realitäten der Men-

schen in armen Ländern und Gemeinden auf der ganzen Welt nicht blenden. 

Vergleichen damit, dass es vielerorts täglich verhinderbare Todesfälle mit an-

deren Ursachen gibt, fällt das durch Ebola ausgelöste Leiden eher gering aus. 

AIDS, Tuberkulose, Malaria sowie Todesfälle bei Kindern und Schwangeren und 

Erkrankungen, Verletzungen und der Mütter- bzw. Kindessterblichkeitsrate, 

die im Grunde zu verhindern und behandelbar wären.

Community-Vertrauen, Teilhabe, Eigentum und 
Rechenschaftspflicht

Das FCGH würde sicherstellen, dass BürgerInnen an gesundheitsbezogenen 

Entscheidungsprozessen teilhaben und eine Gesundheitshaftung auf allen 

Ebenen etablieren. Dies wird die Wahrnehmung der BürgerInnen in Bezug auf 

ihre Teilhabe an Gesundheitspolitik und -praktiken verbessern. Es wird zur Fol-

ge haben, dass auf Gemeinden basierende Ansätze zur Partizipation in Dorfge-

sundheitskomitees und -teams und Gemeinde-Wertungslisten implementiert 

werden. Außerdem wird die Unterstützung der Gemeinde und die Solidarität 

während Ausbrüchen verbessert und gewährleistet – besonders für die Fallsu-

che und Therapieunterstützung.

Das alles sind Foren für Gesundheitspersonal in Gemeinden. Neben der hö-

heren Qualität der Pflege, die durch eine bessere Regierung und bessere Ge-

sundheitssysteme geschaffen wird, führt diese Verpflichtung zu einer Verbes-

serung des öffentlichen Vertrauens in Gesundheitssysteme. BürgerInnen 

würden mit Gesundheitseinrichtungen gute Qualität, fürsorgliche Anbieter und 

eine verbesserte Gesundheitsversorgung verbinden. Dadurch würden sie sich 

dem Gesundheitssystem mehr zuwenden anstatt es zu verschmähen oder zu 

attackieren, wie es kürzlich durch bewaffnete Attacken auf eine Ebola-Gesund-

heitseinrichtung durch verängstigte Mitglieder einer Gemeinde in Liberia und 

Nigeria geschehen ist.

Globales Vertrauen und Zusammenarbeit

Das FCGH würde zudem dabei helfen, Vertrauen zwischen den Ländern mit 

niedrigem und mittlerem Einkommen aufzubauen, beispielsweise in einer Situ-

ation wie es sie bei Ebola gab, bei der die ersten drei Empfänger einer experi-

mentellen Behandlung Amerikaner und Spanier waren. Das FCGH könnte das 

simple und doch revolutionäre Prinzip etablieren, dass Medizin und Impfstoffe 

auf Grundlage von Bedarf und mit Kriterien inklusiver partizipatorischer Pro-

zesse statt basierend auf nationalem Wohlstand und Macht bzw. nach inexis-
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heiten, Entwicklung und Kooperation an der Diskussion beteiligt werden.

Der Ebola-Ausbruch zeigt, dass ökonomischer Wachstum und regionale 

Entwicklung angehalten werden könnten, wenn sie nicht auf gesunden Investi-

tionen in gesundheitliche, menschliche und soziale Entwicklung beruhen. 

Übersetzung aus dem Englischen: Sara Kolah Ghoutschi

Quelle: Website medico international, www.medico.de/themen/gesundheit/ebola/dokumen-
te/ebola-und-die-globale-gesundheitskrise/4729

psychische und tropische Krankheiten werden häufig vernachlässigt. Mehr als 

jeder dritte Tod weltweit, etwa 20 Millionen im Jahr, ist mit nationalen und glo-

balen Ungerechtigkeit im Bereich Gesundheit verbunden.

Kein Thema betrifft die Zukunftsperspektive eines jeden Menschen auf die-

sem Planeten mehr als Gesundheit. Dennoch bestehen trotz moderner Fort-

schritte immense Ungerechtigkeiten. Ein FCGH würde ein klareres und nachhal-

tigeres Rahmenwerk ermöglichen mit dem Ziel der inländischen und globalen 

Finanzierung, der Partizipation der Gemeinden und Rechenschaftspflicht. Da-

bei sollen inklusive Räume für Menschen geschaffen werden, damit diese sich 

am Entscheidungsprozess für gesundheitliche Themen beteiligen und ihre Re-

gierungen zur Verantwortung ziehen können.

Afrikanische Führung ist entscheidend

Keine Region der Welt leidet mehr unter dem Ausbruch von Krankheiten und der 

täglichen Belastung durch Erkrankungen als Afrika. Afrikanische Anführer wie 

die Nobelpreisträgerin und liberianische Präsidentin Ellen Johnson Sirleaf ste-

hen momentan dem bedrohlichsten Ebola Ausbruch in ihrem Land gegenüber. 

Gleichzeitig könnte die liberianische Präsidentin durch ihre führende afrikani-

sche Rolle (neben anderen von Ebola betroffenen Ländern) einen Einfluss auf 

die Bemühungen um die Etablierung eines FCGHs ausüben. Dies würde das 

Handeln der Staatschefs mehr widerspiegeln als bei dem Abuja Special Summit 

im Jahr 2001, das inzwischen über ein Jahrzehnt her ist. Es könnte ein Einfluss 

auf die Entwicklung des globalen Fonds im Kampf gegen AIDS, Tuberkulose und 

Malaria und die AU Abuja Verpflichtungen in Bezug auf Gesundheitsfinanzie-

rung und Investment ausgeübt werden. Die Kommission der afrikanischen Uni-

on hat wichtige Schritte unternommen. Beispielsweise wurden Friedens- und 

Sicherheitsmechanismen zur Bewältigung von Ebola betätigt und der afrikani-

sche Union Special Emergency Fond wurde aufgefüllt Langfristig müssen je-

doch weitere institutionelle und nachhaltige Vorschläge aufgestellt werden. 

Vorbereitende Diskussionen zum FCGH könnten auf dem Africa Regional Com-

mittee der Weltgesundheitsorganisation (bestehend aus Gesundheitsminis-

tern) in Benin im September 2015 beginnen. Um eine adäquate inländische Fi-

nanzierung sicherzustellen, müssen afrikanische Finanz-, Planungs- und 

Entwicklungsminister sowie zuständige Minister für internationale Angelegen-
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Verhalten. Weil Armut krank und Krankheit arm macht, kann der Zugang zu Ge-

sundheit nicht an die Kaufkraft der einzelnen gekoppelt werden. Alljährlich 

werden 100 Mio. Menschen in die Armut getrieben, weil sie ohne jeden finanzi-

ellen Risikoschutz »aus eigener Tasche« für Gesundheitsleistungen aufkom-

men müssen. In Liberia, Sierra Leone und Guinea konnte sich die Ebola-Epide-

mie auch deshalb so rasch ausbreiten, weil die Bevölkerungen das Vertrauen in 

die personell unterbesetzten und schlecht ausgestatteten öffentlichen Ge-

sundheitseinrichtungen verloren hatten. Öffentliche Gesundheitsdienste müs-

sen in die Lage versetzt werden, ihrer Verantwortung gerecht werden zu kön-

nen.

3. Die Verpflichtung zur Regulierung

Globale Gesundheitspolitik erfordert nicht die weitere Liberalisierung von Öko-

nomie, sondern deren Regulierung. Über neue internationale Normen sind die 

weltwirtschaftlichen Verhältnisse so zu gestalten, dass sie den Bedürfnissen 

der Menschen entsprechen. Nicht bi- und multilaterale Handelsverträge zum 

Schutz der Interessen von Investoren sind notwendig, sondern Verträge, mit 

denen die Wirtschaft grenzüberschreitend sozial eingehegt wird. Aus men-

schenrechtlicher Sicht besteht eine »Verpflichtung zur Regulierung«. Dem Bei-

spiel der »Tabakrahmenkonvention« folgend sind heute vertragliche Regelun-

gen z.B. zur Sicherstellung essentieller Gesundheitsforschung oder zum Schutz 

des Zugangs zu Land als Grundlage von Ernährungssouveränität längst über-

fällig. So erlebte Westafrika in den letzten Jahren Land Grabbing im großen Stil, 

das mit Enteignungen, Abdrängung der Landbevölkerung und der Umstruktu-

rierung der Landwirtschaft von lokaler Nahrungsmittelproduktion zu »Cash 

Crops« für den Weltmarkt einherging. Neben den schwachen Gesundheitssys-

temen tragen auch diese sozialen Faktoren tragen dazu bei, dass die Region 

besonders anfällig für die Ebola-Epidemie ist.

4. Die Erweiterung des fiskalischen Rahmen

Wirksame Gesundheitspolitik gelingt nicht mit klammen öffentlichen Kassen. 

Ohne massive Erhöhung der öffentlichen Ausgaben werden sich weder die Ur-

sachen von Ebola noch der anderen gesundheitlichen Herausforderungen der 

Ebola und die globale Gesundheitskrise 
 
Fünf Aufgaben einer zeitgemäßen 
globalen Gesundheitspolitik

Von medico international

Die Ebola-Epidemie legt nicht nur die Schwächen der Gesundheitssysteme 

Westafrikas bloß, auch die Probleme der aktuellen internationalen Gesund-

heitspolitik werden uns vor Augen geführt. Ein Paradigmenwechsel ist nötig. 

Fünf Ansatzpunkte für die Neugestaltung globaler Gesundheitspolitik.

1. Die Zurückweisung neoliberaler Marktdominanz

Der Ausbruch der Ebola-Epidemie in Westafrika ist Ausdruck der immer deutli-

cher zu Tage tretenden Gesundheitskrise, die mit der globalen Entfesselung 

des Kapitalismus entstanden ist. Die Zerstörung von menschenwürdigen Le-

bensräumen, die Zunahme prekärer Arbeitsverhältnisse, die Aushöhlung von 

öffentlichen Gesundheitsdiensten, das Fehlen von Arzneimitteln für die Krank-

heiten der Armen – all das ist Ergebnis einer Politik, die das ökonomische Inte-

resse am Profit über die Rechte der Menschen stellt. Um die Gefahren einzu-

dämmen, die von Ebola heute für die Menschen in Westafrika ausgehen, ist 

unbedingt medizinische Hilfe notwendig. Eine nachhaltige Lösung der Krise 

aber gelingt nur über die Schaffung gesundheitsfördernder Lebensumstände 

sowie die Stärkung öffentlicher Daseinsvorsorge. Ausgangspunkt dieses Be-

mühens ist die Zurückweisung der neoliberalen Marktdominanz.

2. Die Stärkung öffentlicher Verantwortung

Die Verwirklichung des Menschenrechts auf Gesundheit ist eine öffentliche 

Aufgabe, die weder der Eigenverantwortung der Leute überlassen bleiben 

kann, noch sich an kommerzielle Akteure delegieren lässt. Es sind in erster Li-

nie politische und soziale Determinanten, die über den Gesundheitszustand 

von Menschen entscheiden, und nur zu einem geringen Teil das individuelle 
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Wie lässt sich eine weitere Finanzkrise 
vermeiden? Vorschläge der  
UN-Expertenkommission zur Reform 
des internationalen Finanzsystems

von Eva-Maria Hanfstängl

Unangemessene Geld-, Steuer- und Finanzpolitik, unzureichende Finanzmarkt-

regulierung, ungenügende Finanzaufsicht und zunehmende Einkommensdispa-

ritäten führten 2008 und 2009 zur Hypotheken- und Immobilienkrise in den 

USA und sorgten für die anschließenden globalen Währungsturbulenzen. Dies 

führte weltweit zu Wachstumskrisen und im Norden – nach umfangreichen Kon-

junkturpaketen – zu nationalen Schuldenkrisen. In der Folge müssen die be-

troffenen Industrieländer, darunter auch Deutschland, nun einen rigiden Spar-

kurs einleiten mit einschneidenden sozialen Kosten. Aber auch die Menschen in 

Entwicklungsländern sind von den negativen Auswirkungen der Finanzkrise 

betroffen. Vielen von der Finanzkrise und nationalen Sparmaßnahmen betrof-

fenen Geberorganisationen im Norden bleibt oftmals nichts anders übrig, als 

ihre Entwicklungshilfeleistungen zu kürzen – mit der Folge von Reduzierung 

und mitunter sogar Schließung diverser Sozialprogramme im Süden.* Die Welt-

bank prognostiziert massive Rückschläge bei der Umsetzung der Millenniums-

Entwicklungsziele.** Sie fürchtet, dass bis 2015 zusätzlich 55 Millionen Men-

schen in Armut fallen werden, ein Großteil davon in Subsahara-Afrika.

Der Präsident der UN-Generalversammlung setzte daher 2008 eine interna-

tionale Experten-Kommission unter dem Vorsitz des Nobelpreisträgers für 

Wirtschaftswissenschaften und ehemaligen Vizepräsidenten der Weltbank Jo-

seph Stiglitz ein, die der internationalen Staatengemeinschaft ihre eigenen 

Vorschläge zur Stabilisierung und Reform des internationalen Währungs- und 

heutigen Zeit bekämpfen lassen. Die Forderung nach mehr Raum für Politik, die 

heute auf allen Ebenen, von Kommunen bis zu internationalen Organisationen 

laut wird, ist nicht zuletzt eine Forderung nach Erweiterung der fiskalischen 

Kapazitäten von politischen Gemeinwesen. Notwendig ist eine Steuer- und 

Haushaltspolitik, die den Raum für politisches Handeln erweitert. Wo Armut 

und prekäre Beschäftigungsverhältnisse vorherrschen, ist wirksame Daseins-

vorsorge nur über eine progressive Besteuerung von Einkommen und Vermö-

gen möglich. Eine solche solidarische Finanzierung sorgt dafür, dass diejeni-

gen, die mehr haben, auch zur Versorgung Ärmerer, Älterer und Kindern 

beitragen. Sozial- und Gesundheitspolitik bedarf der solidarischen Finanzie-

rung über die Umverteilung von Reichtum.

5. Die Internationalisierung des Solidarprinzips

Mit Blick auf den erreichten Globalisierungsgrad ist es Zeit für die Ausweitung 

des Solidarprinzips ins Globale. Statt die internationale Gesundheitsfinanzie-

rung dem Goodwill und den Interessen der Geber zu überlassen, ist die Schaf-

fung eines internationalen Umverteilungsmechanismus notwendig, der die 

reicheren Länder dazu verpflichtet, solange Ressourcen auch an ärmere Länder 

zu transferieren, wie deren fiskalische Möglichkeiten nicht ausreichen, um Ge-

sundheit aus eigener Kraft zu garantieren. Ohne einen solchen solidarischen 

Ausgleich könnten Länder wie Sierra Leone oder Liberia auch dann nicht den 

gesundheitlichen Bedürfnissen ihrer Bevölkerungen entsprechen, wenn sie 

alle verfügbaren eigenen Mittel aktivierten. Die Schaffung eines solchen »In-

ternationalen Gesundheitsfonds« scheitert nicht an fehlenden Ressourcen. Es 

ist alleine eine Frage der politischen Bereitschaft und des Drucks aus der Öf-

fentlichkeit.

Quelle: Website medico international, www.medico.de/themen/gesundheit/ebola/dokumen-
te/ebola-und-die-globale-gesundheitskrise/4729

*  UN DESA Working Paper, New York, September 2010: www.un.org/en/development/desa/
papers/2010/ 

**  World Bank: Global Monitoring Report 2010. The MDGs after crisis. Washington, D.C. 
http://siteresources.worldbank.org/INTGLOMONREP2010/Resour-
ces/6911301-1271698910928/GMR2010WEB.pdf
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Schwächung von progressiven Steuersystemen und sozialen Sicherungssyste-

men, von Arbeitslosenversicherungen und Pensionsprogrammen führten, so 

die Kommission, zur Destabilisierung der Volkswirtschaften. Weite Teile des 

Finanzsystems sind mittlerweile Selbstzweck und haben aufgehört, ein Instru-

ment für die Entwicklung der Realwirtschaft zu sein. Die internationale Finanz-

politik müsste aus einer neuen globalen Perspektive betrachtet werden – Fi-

nanzmarkt- und makroökonomische Stabilität ist ein globales öffentliches Gut. 

Die bisherigen Maßnahmen zur Bekämpfung der Auswirkungen der Finanzkrise 

seien zwar notwendig, aber bei weitem nicht auseichend. Es reiche nicht, so die 

Experten, zum Vorkrisenstatus zurückzukehren. Anders als nach der Asienkri-

se von 1997/1998 sind heute international koordinierte Antworten notwendig, 

um die Volks-wirtschaften wieder anzukurbeln.

Reform des Weltfinanzsystems

Die Unzulänglichkeiten der Finanzmärkte erfordern daher strukturpolitische 

Maßnahmen und eine umfassende Reform des Weltfinanzsystems. »Die Kosten 

der Regulierungen verblassen im Vergleich zu den Kosten des Marktversagens, 

wie diese und andere Krisen demonstriert haben«, so die Kommission. In einer 

Welt der Globalisierung müsse es zumindest ein gewisses Maß an Harmonisie-

rung von Rahmenbedingungen geben. Spielräume für Marktversagen, aber 

auch für staatliches Versagen müssten reduziert und strengere Regeln sowie 

effektivere Kontrollinstanzen eingeführt werden, die für Medien und Öffent-

lichkeit transparent sein sollten.

Nationale Rettungspakete sollten so angelegt sein, dass makroökonomi-

sche Stabilität wiederhergestellt wird unter möglichst minimaler Belastung der 

öffentlichen Haushalte. Darüber hinaus sollte das Finanzsystem so umgebaut 

werden, dass es seine Grundaufgaben – nämlich die Lenkung der Flüsse finan-

zieller Mittel von den Kreditgebern zu den Kreditnehmern – erfüllen und not-

wendige Kreditflüsse, insbesondere auch für kleine und mittlere Betriebe, ga-

rantieren kann. International müssen Wertpapiermärkte sowie der Handel mit 

Kredit-Derivaten und Swaps stärker reguliert werden. Zu große und eventuell 

systemgefährdende Finanzinstitute sollten aufgeteilt und begrenzt werden. Ra-

ting Agenturen – private Unternehmen, die gewerbsmäßig die Kreditwürdigkeit 

von Unter-nehmen und Staaten bewerten – müssen reformiert und stärker be-

Finanzsystems unterbreiten sollte. Insgesamt haben 18 hochrangige Expertin-

nen und Experten aus 16 Ländern gemeinsam an den erbetenen Empfehlungen 

gearbeitet, unter ihnen die frühere deutsche Entwicklungsministerin Heidema-

rie Wieczorek-Zeul. Die Kommission sollte die Mitglieder der UN-General-ver-

sammlung auf mögliche Folgen der Wirtschafts- und Finanzkrise hinweisen und 

ihnen realistische Lösungen zu folgenden Themen vorstellen: Finanzmarktre-

gulierung, internationale Institutionen, makroökonomische Aspekte und inter-

nationale Finanz-architektur. Die Empfehlungen der Kommission wurden zu-

nächst auf dem UN-Gipfel zur Wirtschafts- und Finanzkrise vom 24. bis 26. Juni 

2009 in New York diskutiert, dann entsprechend modifiziert und in einem 140 

Seiten umfassenden Abschlussbericht am 21. September 2009 veröffentlicht.

Die Kommission hatte nicht den Ehrgeiz, in ihrem relativ kurzen Bericht zu 

allen relevanten Themen Stellung zu beziehen, sondern setzte sich das realisti-

schere Ziel, der internationalen Staatengemeinschaft Wege aus der Krise zu 

weisen und zu erläutern, dass es nicht nur einen erheblichen Bedarf, sondern 

auch durchaus Spielraum für die Verbesserung von Effizienz und Stabilität in 

der Weltwirtschaft gibt. Bei ihrer Arbeit legte die Kommission einen besonde-

ren Schwerpunkt auf die Auswirkungen dieser Krise auf weniger entwickelte 

Länder und Schwellenländer. Problemlösungsstrategien der Industrieländer 

dürfen nicht zu Lasten der Entwicklungsländer gehen. Im Gegenteil: Der gegen-

wärtigen Krise muss in einer Weise begegnet werden, die die aktuellen globa-

len Ungleichgewichte berücksichtigt und verringert. Geschieht dies nicht, be-

steht die Gefahr, dass Haushaltsdefizite und Schuldenkrisen zunehmen. Die 

Millenniumsentwicklungsziele würden nicht erreicht, Arbeitslosigkeit und Ar-

mut weltweit wachsen und soziale Konflikte sowie internationale Spannungen 

zunehmen. Kürzungen der Sozialausgaben würden langfristige Auswirkungen 

auf Bildung und Gesundheit haben und auch die jüngere Generation betreffen.

Ursachen der Krise

Die Ursachen der Krise sehen die Experten vor allem in einer übertriebenen Li-

beralisierung der Kapitalmärkte und einer überschüssigen Liquidität mit der 

Folge wachsender Krisen-anfälligkeit des weltweiten Finanz- und Wirtschafts-

systems. Mangelnde Regulierungs-mechanismen des Finanzsystems, unzurei-

chende Anwendung bestehender Regulierungs-instrumente, aber auch die 



264 265

Wege aus der Krise für Entwicklungsländer

Die Kommission berücksichtigte insbesondere die Auswirkungen der Krise auf 

die weniger entwickelten Staaten. Eine Reihe von Entwicklungsländern haben 

Kredite bei ausländischen Banken aufgenommen, die während der Krise ihr Ka-

pital zurückverlangten oder hohe Zinsen erhoben. Erschwerend kommt hinzu, 

dass viele Entwicklungsländer Nord-Süd Freihandels-abkommen sowie Über-

einkommen mit der Welthandelsorganisation (WTO) geschlossen haben, die 

eigenständige politische Regulierungsmaßnahmen einschränken. Während die 

Industrieländer meist antizyklische Rettungspakete (Investitionszuschüsse 

und Senkung bestimmter Steuern) schnürten, um wirtschaftlichen Engpässen 

zu begegnen, wurde den Entwicklungsländern in der Regel eine prozyklische 

Politik (Haushaltskürzungen und Steuererhöhungen) nahegelegt, oft mit nega-

tiven sozialen Folgen. Die Kommission rät daher Entwicklungsländern, sich 

nicht durch eine prozyklische Finanzpolitik zusätzlichen Belas-tungen auszu-

setzen. Der Norden sollte ihnen vielmehr genügend zusätzliche finanzielle Un-

terstützung zu angemessenen Konditionen bereitstellen, damit auch Entwick-

lungsländer in der Lage sind, antizyklisch zu verfahren und schwere soziale 

Auswirkungen zu vermeiden. Die prozyklischen Strategien, die der IWF fordert, 

standen einer Erholung der Wirtschaft im Weg.

Die Kommission begrüßt daher den Beschluss der G20 im April 2009 zur 

Ausweitung der Vergabe von IWF Sonderziehungsrechten* (äquivalent zu 250 

Mrd. US-Dollar) und schlägt darüber hinaus eine vorgezogene Wiederauffül-

lung der »Weltbank Entwicklungsorganisation IDA«** vor. Alle vorhandenen 

Finanzierungsinstrumente müssten ausgeschöpft werden.Darüber hinaus 

aufsichtigt werden, um eventuelle Interessenskonflikte zu vermeiden. Sie soll-

ten transparenter werden, ihre Analysen offenlegen und ihre nicht nachvoll-

ziehbaren Ratingsysteme aufgeben. Stattdessen sollten nachprüfbare 

Beurteilungssysteme eingeführt werden, die auf quantitativen Kriterien beru-

hen.

Die Kommission schlägt zudem die Schaffung zweier Regulierungsinstituti-

onen vor, die eng zusammenarbeiten müssten:

1. Eine neue Zentralbank »New Central Bank (NCB)«, die sich auf makroökono-

mische 

 Aspekte konzentriert, und 

2. Eine Regulierungsbehörde »Financial Regulatory Authority (FRA)«, die auf 

Mikroebene u.a. für den Verbraucherschutz von Finanzprodukten zustän-

dig wäre. Einer solchen Regulierungsbehörde zuarbeiten würden verschie-

dene Sub-Kommissionen zu den Themen: Wertpapierhandel, Versicherun-

gen, Sicherheit der Finanzprodukte, Finanz-aufsicht und Fragen der 

Finanzsystemstabilität. Alternativ zur FRA sei auch denkbar, dass Regie-

rungen in ihre bereits bestehenden Regelmechanismen spezielle Verbrau-

cherschutzmaßnahmen auf nationaler Ebene einführen, die sich internatio-

nal miteinander abstimmen. 

Die Kommission sieht ein Problem in der derzeitigen Machtverteilung innerhalb 

der internationalen Finanzinstitutionen. Im Internationalen Währungsfonds 

(IWF) müssten die Stimmrechte reformiert und den Entwicklungsländern eine 

tatsächliche Beteiligung ermöglicht werden. Auch eine Reform der Weltbank 

sei unabdingbar, und die Arbeitsweise beider Institutionen müsse verbessert 

und transparenter werden.

Es sind umfassende und global koordinierte Strukturreformen nötig, um 

langfristiges Wachstum und nachhaltige Entwicklung, bessere Arbeitsbedin-

gungen und soziale Sicherung sowie einen verantwortungsvollen Umgang mit 

natürlichen Ressourcen sicherzustellen und der Klimaveränderung zu begeg-

nen. Ziel der Reform des internationalen Systems müsse es sein, dass die Welt-

wirtschaft den größtmöglichen Nutzen für alle hervorbringt.

*  Ein Sonderziehungsrecht (SZR) ist eine künstliche 1969 vom Internationalen Währungs-
fonds eingeführte Währungseinheit, mit dem Ziel, bei Bedarf zusätzliche Mittel für das 
internationale Finanzsystem zur Verfügung stellen zu können. Der Wechselkurs eines 
Sonderziehungsrechts ist durch einen Währungskorb der wichtigsten Weltwährungen 
(US-Dollar, Euro, Brit. Pfund Sterling und Japan. Yen) definiert.

** Die Internationale Entwicklungsorganisation (IDA) gehört zur Weltbankgruppe und ge-
währt ihre Kredite an ärmere Länder zu günstigeren Bedingungen (zinslos, Laufzeit 35 
oder 40 Jahre, 10 Freijahre, Bearbeitungsgebühr von 0,75 % pro Jahr). Formale Zugangsvo-
raussetzung zu den IDA-Krediten ist ein durchschnittliches Pro-Kopf-Einkommen von bis 
zu 1.506 US$ pro Jahr. Wegen der begrenzten IDA-Mittel gilt aber praktisch eine Obergren-
ze von nur 885 US$ Pro-Kopf-Einkommen. Ihre Mittel für Kredite (ca. 25 Mrd US$) füllt die 
IDA nach jeweils dreijähriger Laufzeit aus Beiträgen ihrer Mitgliedsländer sowie zuneh-
mend auch aus Kreditrückzahlungen wieder auf. Die Wiederauffüllung von IDA (IDA 15: 
2008-2011) veranschlagte 41,9 Milliarden US-Dollar mit einem sinkenden deutschen 
Anteil von 2,96 Mrd. US-Dollar (von etwa 10 auf 7%).
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junkturprogramme als zusätzliche Entwicklungshilfe einzuplanen. Die EU will 

ihr Zeitziel der Millenniumsentwicklungsziele erreichen und bis 2015 mindes-

tens 0,7 Prozent des BIP für Entwicklungshilfe aufbringen. Für eine anhaltende 

Entwicklungsfinanzierung werden nach Einschätzung der Experten jedoch zu-

sätzliche innovative Finanzierungs instrumente benötigt. Sie empfehlen vor 

allem die Kohlendioxidsteuer und den Emissions-handel sowie die Einführung 

einer Finanztransaktionssteuer, die Milliardenbeiträge zur Bekämpfung von Ar-

mut, Arbeitslosigkeit und den Folgen des Klimawandels mobilisieren würde.

Steuervermeidung und Steuerflucht haben besonders negative Auswirkun-

gen auf die Entwicklungsländer. Diese letzte Krise, so die Experten, sollte end-

lich Anlass geben, die Probleme von Korruption, Geldwäsche und Steuerhinter-

ziehung zu lösen und die Steueroasen (Offshore-Zentren) zu schließen, um so 

staatliche Steuereinnahmen für Entwicklung zu sichern. Darüber hinaus emp-

fiehlt die Kommission Maßnahmen zur Vermeidung von ruinösem Steuerwett-

bewerb. Um die zwischenstaatliche Zusammenarbeit in Steuerangelegenhei-

ten zu verbessern, verlangt die Kommission die Umwandlung des »UN 

Expertenkomitee für Steuer-Kooperation« in ein politisches Gremium, d.h. in 

eine funktionale ECOSOC-Kommission, wie es schon 2008 auf dem Gipfel zur 

Entwicklungs-finanzierung beschlossen wurde**. Der IWF und andere relevan-

te Institutionen sollten in beratender Funktion mitbeteiligt sein. Langfristig 

sollte eine Einrichtung für Internationale Steuerangelegenheiten geschaffen 

werden, die auf existierenden Initiativen und Programmen aufbauend die Ent-

wicklungsländer stärker einbeziehen sollte, um deren nationale Steuersysteme 

zu unterstützen und zu koordinieren.

Ein wachsendes Problem für rohstoffexportierende Entwicklungsländer 

stellen auch die Schwankungen der Rohstoffpreise dar. Um diesem zu begeg-

nen, sollten Stabilisationsfonds geschaffen und andere regulierende Maßnah-

men ergriffen werden. Mitunter wird eine finanzielle Unterstützung bzw. Kom-

pensation unvermeidbar sein. Die internationalen Finanzinstitutionen sollten 

daher entsprechende Instrumente entwickeln, um die Risiken der Rohstoff-

preis-Fluktuationen zu begrenzen. Ein möglicher Weg wäre eine spezielle Kre-

ditfazilität, deren Rückzahlung variabel und an den Wert der jeweiligen Roh-

empfehlen die Experten die möglichst schnelle Einrichtung einer neuen Kredit-

fazilität (Kreditmöglichkeit) unabhängig vom IWF für solche Entwicklungslän-

der, die die Instrumente des IWF nicht ausschöpfen wollen, um Konditionen, 

also bestimmte wirtschaftspolitische Auflagen*, zu vermeiden. Finanziert wer-

den könnte eine solche unabhängige Fazilität durch Währungsreserven einiger 

Schwellenländer, die aufgrund ihrer mangelnder Repräsentation und Mitspra-

che dem IWF gegenüber Vorbehalte haben. Sie könnte entweder unter dem 

Dach existierender Institutionen eingerichtet werden, allerdings mit repräsen-

tativerer Struktur, oder aber in einer neu zu schaffenden Institution. Mit diesen 

neuen Mitteln sollten zunächst die Staatshaushalte der ärmeren Entwicklungs-

länder konsolidiert werden. Darüber hinaus sollten Schlüsselinvestitionen ge-

tätigt werden, die z.B. die ländliche Entwicklung Afrikas fördern. Zudem könn-

ten wichtige Handelskredite in Entwicklungsländern garantiert sowie 

Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen finanziert werden. 

Um ihre Volkswirtschaften zu stabilisieren, empfiehlt die Stiglitz-Kommis-

sion Entwicklungs-ländern die Einrichtung progressiver Steuersysteme, robus-

ter Arbeitslosenversicherungen und Pensionsprogramme. Um robuste soziale 

Sicherungsprogramme, wie Kranken- und Arbeitslosenversicherungen, lang-

fristig finanzieren zu können, solle die inter-nationale Staatengemeinschaft ei-

nen speziellen Fonds (als »automatic stabilizer«) einrichten, der sich langfristig 

selbst finanzieren würde. Die Kommission hat sich daher dem Aufruf der Verein-

ten Nationen und der Weltbank an die Industrienationen angeschlossen, zu-

sätzliche Mittel für einen solchen Fonds für die Verbesserung sozialer Grund-

versorgung für die Betroffenen in den Entwicklungsländern bereitzustellen.

Dazu sei erforderlich, so die Experten, dass der Norden endlich seinen Ver-

pflichtungen nachkommt, 0,7 Prozent seines Bruttoinlandsprodukts (BIP) für 

öffentliche Entwicklungs-zusammenarbeit bereit zu stellen. Trotz der Krise 

dürften diese Mittel auf keinen Fall reduziert werden. Im Gegenteil, die Exper-

ten fordern, dass die Industrieländer versuchen sollten, verlässliche Zeitpläne 

zu erstellen und darüber hinaus mindestens ein Prozent ihrer Mittel für Kon-

*  Konditionen sind auflagengebundene Darlehen an Entwicklungsländer mit dem Ziel 
bestimmter Strukturanpassungs-programme zur Konsolidierung des jeweiligen Staats-
haushaltes. Viele Entwicklungsländer kritisieren jedoch, dass diese Konditionen nicht 
primär der Förderung ihres Landes dienten, sondern vielmehr den wirtschaftspolitischen 
Einfluss der Geberländer erhöhen.

** United Nations: Doha Declaration on Financing for Development 2008, New York 2009, 
Paragraph 16.
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haben und alle Regionen der Welt repräsentieren. Auch die wichtigsten interna-

tionalen Finanz- und Handelsorganisationen, wie IWF, Weltbank und WTO soll-

ten vertreten sein. Ein solcher globaler Rat böte die Möglichkeit, wirtschaftspo-

litische Maßnahmen in den verschiedenen Teilen der Welt abzustimmen und 

kohärenter zu machen.

Neue Weltreservewährung

Als eines der wichtigsten, längerfristig anzugehenden Themen identifiziert die 

UN-Kommission das globale System der Währungsreserven mit seiner Fokus-

sierung auf den US- Dollar als Leitwährung. In den letzten zehn Jahren stieg der 

Anteil der Währungsreserven am weltweiten Bruttoinlandsprodukt, also dem 

Wert der weltweit produzierten Güter und

Dienstleistungen, von 5,6 (1997) auf 11,7 Prozent (2007) und belief sich im 

Oktober 2008 auf 4,5 Billionen US-Dollar. Das gegenwärtige Leitwährungssys-

tem, gebunden an eine nationale Währung (den US-Dollar), verursacht hohe 

Kosten, indem notwendige Ressourcen für Entwicklung fehlen, und trägt darü-

ber hinaus zu Schwankungen (Volatilität) der Wechselkurse bei. Derzeit beein-

flussen Wechselkursschwankungen des Dollar beispielsweise die Währungsre-

serven und Exportchancen anderer Volkswirtschaften. Daher empfehlen die 

Experten in ihrer Abschlusserklärung eine Machbarkeitsstudie für ein neues 

Reservesystem. Dabei bezieht sich die Kommission auf den britischen Ökono-

men John Maynard Keynes. Schon 1944 in Bretton Woods waren mögliche Pro-

bleme der Bindung an eine einzige nationale Währung bekannt. Der Dollar wur-

de damals zwar als Leitwährung festgeschrieben, war aber in ein festes 

Wechselkurssystem eingebunden und der Kurs wurde durch entsprechende 

Goldreserven abgesichert. Als 1971 diese Eintauschpflicht gegenüber Gold be-

endet wurde, blieb der Dollar die Leitwährung bei nun flexiblen Wechselkursen. 

Das aber machte Währungsspekulationen lukrativ und führte zu einer zuneh-

menden Instabilität. Die UN- Kommission setzt daher auf die Schaffung einer 

neuen globalen Weltwährung. Es geht dabei um die Ablösung des US-Dollar als 

Leitwährung durch eine Weltreservewährung, die an einen Währungskorb aus 

den Währungen aller ihrer Mitglieder gebunden ist. Sie solle ausgegeben wer-

den entweder auf der Basis einer Formel (»quota«), die die wirtschaftliche Stel-

lung eines Landes in der gesamten Weltwirtschaft berücksichtigt, oder auf der 

stoffpreise gekoppelt wäre. Weitere mögliche Instrumente wären 

BIP-gebundene Anleihen oder Rohstoffpreis-gebundene Anleihen.

Eindringlich fordern die Experten den Abschluss der internationalen Doha-

Handelsrunde, die die Entwicklung in den Entwicklungsländern fördern und 

ihnen mehr wirtschaftspolitischen Handlungsspielraum einräumen soll. Die 

Kommission befürwortet den Ausbau des Süd-Süd Handels und wendet sich 

gegen bestimmte Formen von Protektionismus, staatlichen Handelsgarantien, 

Subventionen und bilateralen Handelsabkommen, wenn sie globale Handels-

bedingungen verzerren und wirtschaftliche Ungerechtigkeiten, insbesondere 

für Entwicklungsländer, verschärfen. Die jüngste Wirtschaftskrise habe deut-

lich gezeigt, dass es ein Irrtum war, die völlige Liberalisierung der Märkte vor-

anzutreiben. Es müsse vielmehr auf eine sinnvoll regulierte globale Strukturpo-

litik (global economic governance) hin gearbeitet werden.

Globale Wirtschaftspolitik koordinieren

Dringenden Handlungsbedarf sieht die Kommission, um einen neuen Weg 

der internationalen Kooperation zu suchen und um die nachhaltige Gestaltung 

globaler Wirtschaftspolitik voranzutreiben. Ein erster Schritt sei die Einberu-

fung einer ständigen UN Arbeitsgruppe zu Wirtschafts- und Finanzfragen, ei-

nes »Intergovernmental Panel on Systemic Risks«, dem Experten zuarbeiten 

würden. Sie hätten die Aufgabe, Risiken für die finanzielle Stabilität der Staa-

ten sowie systemische Fehlentwicklungen zu erkennen und künftige Krisen zu 

verhindern helfen. In einer solchen Arbeitsgruppe sollten Repräsentanten und 

Experten aus den verschiedenen Weltregionen und Fachbereichen, aber auch 

die unterschiedlichsten makroökonomischen Positionen vertreten sein. Dieses 

Gremium könnte sich zu einem ständigen Weltwirtschaftsrat weiterentwickeln, 

oder aber die fachliche Zuarbeit für diesen leisten.

Längerfristig sieht die Kommission die Notwendigkeit, einen solchen Welt-

wirtschaftsrat bzw. Rat für globale wirtschaftspolitische Koordination unter 

dem Dach der Vereinten Nationen einzurichten. Die UN ist eine integrative inter-

nationale Organisation und hätte die politischen Legitimität und das notwendi-

ge Mandat, um in umfassender Weise drängenden globalen wirtschaftlichen, 

sozialen und ökologischen Herausforderungen zu begegnen. Um effizient und 

handlungsfähig zu sein, müsste ein solcher Rat eine begrenzte Mitgliederzahl 
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sen sollte die Welthandels- und Entwicklungskonferenz (UNCTAD) gestärkt und 

eine »Kommission zu Auslandsverschuldung« eingerichtet werden. Die Mitglie-

der dieser Kommission sollten geographisch repräsentativ sein und technische 

Beratung und Unterstützung durch die Bretton Woods- und anderen Finanzins-

titutionen erhalten. Die Arbeit in dieser Kommission könnte den Ansatz des Pa-

ris Clubs ergänzen, zunächst einen Interim-Mediationsdienst einrichten und 

längerfristig das Schiedsgerichtsverfahren für Staaten entwickeln.

Diese Empfehlungen der Kommission sind durchaus geeignet, das weltwei-

te Finanzsystem zu regulieren und zu stabilisieren und damit dazu beizutragen, 

dass die Wahrscheinlichkeit einer erneuten globalen Krise verringert wird.

Eva-Maria Hanfstängl ist entwicklungspolitische Beraterin und Mitglied in der »Global Social 
Economy Group« internationaler Nichtregierungsorganisationen. Zuvor war sie Consultant der 
UN DESA Abteilung »Social Policy and Development«; Gutachterin bei Caritas Internationalis 
und Senior Policy Officer für UN-, IWF- und Weltbank-bezogene Themen bei CIDSE, einem 
internationalen Dachverband katholischer Entwicklungsorganisationen.

Basis einer Einschätzung des Bedarfs eines Landes an Währungsreserven. Die-

ser Vorschlag gewinnt heute an Bedeutung, da die Schwellenländer daran ein 

hohes Interesse zeigen.

Die Experten schlagen vor, dass eine internationale Institution wie der IWF 

die Rolle einer Weltzentralbank übernehmen könnte. Die IWF Sonderziehungs-

rechte, die ausgegeben werden, wenn dem Markt Liquidität fehlt, könnten zu 

einer neuen globalen Währung weiterentwickelt werden. Bevor der IWF die Rol-

le einer Weltzentralbank übernehmen könnte, müssten jedoch die Stimmrechte 

reformiert und den aufstrebenden Schwellenländern eine größere Mitsprache 

eingeräumt werden. Denkbar sei jedoch auch, so die Kommission, eine neue 

»Globale Weltreservebank« (Global Reserve Bank) zu schaffen.

Schiedsgerichtsverfahren für Staaten

In der Folge der Finanzkrise sehen die Mitglieder der Kommission die Gefahr 

einer Zunahme von Staatsverschuldungen. Doch die derzeit existierenden 

Schuldenmechanismen des Pariser Clubs, einem Gremium von Geberstaaten, 

in dem staatliche Forderungen gegen zahlungsunfähige Entwicklungsländer 

behandelt werden, seien völlig unzureichend. Ebenso wenig ausreichend sind 

der freiwillige Verhaltenskodex zwischen Kreditgebern und - nehmern (Code of 

Conducts) sowie die Umschuldungs-Klauseln der »Collective Action Clauses«, 

die 2003 zwar einige Regeln zu Schuldenrestrukturierungen einführten, aber 

keineswegs ausreichend sind, um einen geordneten Schuldenumwandlungs-

prozess zu garantieren. Die Experten schlagen daher die Einführung eines in-

ternationalen Insolvenz-bzw. Schiedsgerichtsverfahrens für Staaten vor. Ein 

solches Verfahren sollte Kreditgeber und Schuldner an einen Tisch bringen und 

verschuldeten Staaten einen Neuanfang ermöglichen. Es sollte umfassend und 

transparent und vor allem darauf ausgerichtet sein, dass möglichst wenig Kos-

ten von der Zivilgesellschaft zu tragen sind. Die Kommission empfiehlt darüber 

hinaus die Schaffung eines internationalen Umschuldungsgerichts für Staaten 

(»International Debt Restructuring Court«) und als Vorstufe die Einrichtung ei-

nes internationalen Mediationsdienstes. Ein solch neues Verfahren sollte aller-

dings weder unter dem Dach des IWF noch unter dem der Weltbank angesiedelt 

werden, da beide Institutionen Kreditgeber sind und daher die notwendige 

Neutralität eines Mediators oder Schiedsrichters vermissen lassen. Stattdes-


